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Fundstellen (Drucksachen-Nr.) früherer Sozialberichte/Sozialbudgets 


“ Sozialbudget 1960 

Sozialbericht/Sozialbudget 1969/70 
Sozialbericht/Sozialbudget 1971 
SoziaJbericht/Sozialbudget 1972 
Sozialbericht/Sozialbudget 1973 
— Sozialbudget 1974 

Sozialbericht/SoziaJbudget 1976 
Sozialbericht/SoziaJbudget 1978 
Sozialbericht/Sozialbudget 1980 
Sozialbericbt/Sozialbudget 1983 
Sozialbericht/Sozialbudget 1986 


Bundestag 

Bujidesral 

Anlage zu V/416 

Vl/643 

208/70 

Vl/2155 

212/71 

Vl/3432 

288/72 

7/U67 

680/73 

7/2853 

797/74 

7/4953 

252/76 

8/1805 

210/78 

8/4327 

407/80 

10/842 

565/83 

10/5810 

320/86 


Hinweis: 

Zu Aspekten der Umweltpolitik siehe Umweltberichl 1990 des Bundesministers 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit vom Mai 1990. 
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Einleitung 

Zukunftsgestaltung auf solider Grundlage 

Vor vier Jahrzehnten bestiramten die Vater unseres 
Grundgesetzes die Bundesrepublik Deutschland 
zum demokratischen und sozialen Bundesstaat. Da- 
mit war der Grundstein für die Entwicklung einer 
sozialstaaUichen Ordnung gelegt, die wirtschaftlich 
Schwächere schützt, die großen Lebensrisiken absi- 
chert und auf soziale Chancengleichheit hinwirkt 
Diese grundlegenden Ziele unseres Sozialslaates ge- 
hören zu jenem Vorrat an politischer Gememsam- 
keit, der über Partei- und Gruppendifferenzen hin- 
weg Gemeinschaft stiftet und die Identität unseres 
Gemeinwesens konstituiert. Im Jahre 1989 wurde 
das 40jährige Jubiläum des Grundgesetzes gefeiert. 
40 Jahre Grundgesetz markieren auch die vier er- 
folgreichsten Jahrzehnte sozial Staat lieh er Entwick- 
lung in Deutschland, Das umfassende Netz sozialer 
Sicherheit ist eine große Gemeinschaftsleistung al- 
ler Parteien und gesellschaftlichen Gruppen. 

ln der 10. Legislaturperiode lag der Schwerpunkt der 
Sozialpolitik der Bundesregierung in der Konsoli- 
dierung und Neustrukturierung des sozialen Siche- 
rung ssyste ras. Es galt zum einen, hier akute Gefah- 
ren für Stabilität und Finanzierbarkeit zu beseitigen, 
zum anderen bewährten Prinzipien wieder verstärkt 
Geltimg zu verschaffen und em höheres Maß an so- 
zialer Gerechtigkeit zu verwirklichen. Nachdem die 
wirtschaftliche Talfahrt gestoppt, die Anpassungsfä- 
higkeit der Wirtschaft verbessert und die Volkswirt- 
schaft auf Expansionskurs gebracht war, setzte sich 
in der 11, Legislaturperiode die spannungsfreie wirt- 
schaftliche Aufwärtsentwicklung mit beachtlichem 
Wirtschaftswachstum, starken Beschäftigungsge- 
wirmen und schließlich auch einem Rückgang der 
Arbeitslosigkeit fort. Dazu hat wesentlich die in drei 
Stufen durchgeführte Steuerreform beigetragen, die 
eine spürbare Senkung der Steuerbelastung für Ar- 
beitnehmer und Unternehmen brachte, so den Lei- 
stungswillen stärkte und wirtschaftliche Dynamik 
freisetzte. Auch ein geminderter Druck auf die Lohn- 
nebenkosten durch erfolgreiche Bemühungen bei 
der Stabilisierung der Beitragssätze zur Sozialversi- 
cherung hat die Voraussetzungen für mehr Wachs- 
tum und ßeschäftigimg verbessert. 


Aufstockung der Sozialleistungen 
auf solider finanzieller Basis 

Eine in das LeLstungsvermögen der Volkswirtschaft 
eingepaßte und damit am Grundsatz der Solidität 
orientierte Sozialpolitik fördert nicht nur eine posi- 
tive WirtschaJfts- und Arbeitsmarkientwicklung. Sie 
garantiert gleichzeitig dauerhafte Stabilität, Verläß- 
lichkeit und Finanzierbarkeit des Systems der sozia- 
len Sicherung. 


Eine an diesen Grundsätzen orientierte Politik und 
die dynamische wirtschaftliche Entwicklung haben 
die zu Beginn der 10. Legislaturperiode äußerst pre- 
käre finanzielle Situation der Sozialversicherung in 
den letzten Jahren erheblich verbessert. 

Das gilt insbesondere für die finanzielle Situation 
der Renten- und Krankenversicherung. Die Renten- 
versicherung (Arbeiter-, Angestellten- und knapp- 
schaflUche Rentenversicherung) wies 1983 noch ein 
Defizit in Höhe von 5,1 Milliarden DM aus, das durch 
die Konsolidierungsmaßnahmen in der 10. Legisla- 
turperiode trotz Leistungsverbesserungen bereits 
1986 in einen Überschuß von 7,3 Milliarden DM um- 
gewandelt werden konnte. Seither betrug der Uber- 
schuß in der Rentenversicherung der Arbeiter und 
der Angestellten durchweg rd. 4 Milliarden DM pro 
Jahr (1989: 4,0 Milliarden DM). Mit knapp 30 Milliar- 
den DM wird die Rentenversicherung Ende 1990 
über die höchste Rücklage seit 1976 verfügen. 

Die Krankenversicherung, die 1983 noch ein Plus 
von 2,1 Milliarden DM aufzuweisen hatte, geriet 
durch hohe Ausgabensleigerungen Ln den Folgejah- 
ren zunächst wieder ins Defizit; es betrug 1986 
0,0 Milliarden DM. Dieser negative Trend konnte 
gestoppt und durch die Maßnalunen des Gesund- 
heits-Reforragesetzes umgekehrt werden; 1989 er- 
reichte die gesetzliche Krankenversicherung einen 
Überschuß von 9,2 Milliarden DM, der Spielraum für 
erhebliche ßeitragssatzsenkungen eröffnet hat. 

Der Sozialstaat wurde qualitativ weiterentwickelt — 
auch quanLitativ erfolgte ein weiterer Ausbau. Nie- 
mals in der Geschichte der Bundesrepublik Deutsch- 
land wurde mehr für die soziale Sicherung aufge- 
wendet: Das Sozialbudget, d.h. die Summe aller So- 
ziaJleistungen, ist von 527,4 Milliarden DM im Jahre 
1982 um 151,1 MUliarden DM (oder 28,6%) auf 678,5 
Milliarden DM im Jahre 1989 gestiegen. Pro Kopf 
der Bevölkerung ist das ein Anstieg von 8546 DM auf 
10997 DM. 


Umbau des Sozialstaates: Prinzipien und Ziele 

Ln der 11. Legislaturperiode konnten zukunftswei- 
sende sozialpolitische Vorhaben verwirklicht wer- 
den mit dem Ziel, auf große soziale Herausforderun- 
gen unserer Zeit zu antrworten und Probleme dauer- 
haft zu lösen. Die Reformen in der gesetzlichen 
Phranken- und Rentenversicherung sind Marksteine 
auf diesem Weg eines zukunftsorientierten Umbaus 
unseres sozialen Sicherangssystems. Hierfür waren 
folgende Prinzipien und Ziele maßgebend: 

— Stärkung des wechselseitigen Bezugs von sozia- 
ler Sicherung und volkswirtschaftlicher Ent- 
wicklung, 
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— Stabilisierung bzw. Rückführung der Beitrags- 
Sätze, 

— Stärkung der Beitragsbezogenheit von Leistun- 
gen durch engere Verknüpfung von Beitrag und 
Anspruch, 

— Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und inneren 
Rationalität der Systeme, 

— Förderung von Eigenverantwortung und Selbst- 
vorsorge, 

— Ermöglichung von mehr Flexibilität und Wahl- 
freiheit, 

— Abbau von Überversorgung zugunsten der Besei- 
tigimg von Unterversorgimg — insbesondere im 
Pflegebereich, 

— Konzentration der Leistungen auf sozial Schwa- 
che und wirklich Bedürftige, 

— Stärkimg der Generationensolidarität durch die 
Schaffung eines selbstregulierenden Finanzver- 
bundes zwischen Beitragszahlem, Rentnern imd 
dem Bund, 

— Gleichrangigkeit von Erwerbs- und Familienar- 
beit. 

Eine grundlegende Ordnungsfrage für die Sozialpo- 
litik und die Gesellschaft ist das Verhältnis von soli- 
darischer Sicherung einerseits und eigenverant- 
wortlichem Handeln andererseits. Das Grundgesetz 
will einen freiheitlichen Sozialstaat, der jedem Bür- 
ger die fundamentalen Lebensbedingimgen sichert. 
Der einzelne Mensch bleibt dabei jedoch der Souve- 
rän; er trägt die Verantwortung für seine Lebensge- 
staltung. Leitbild der Politik der Bundesregierung 
ist deshalb der selbständige, mitgestaltende und ei- 
genverantwortliche Bürger. Ein Sozialstaat, der den 
Menschen fast alle Lasten und Risiken abnimmt und 
sie zum Objekt vollständiger Betreuung macht, läuft 
Gefahr, sich zu einem Bevormundungs- und Ent- 
mündigungsstaat zu entwickeln. 

Die Fortentwicklung des Sozialstaates wird ent- 
scheidend von der Fähigkeit bestimmt, veränderte 
oder neue Herausforderungen aufzunehmen und mit 
zukunftsgerichteten Lösungen zu verbinden. Der So- 
zialstaat ist deshalb nur dauerhaft zu sichern, wenn 
er nicht als Fortschreibung aller bisherigen Maß- 
nahmen auf immer höherem Niveau mißverstanden 
wird. Die begrenzten Mittel würden fehlgeleitet, die 
sozialpolitischen Gestaltungsspielräume mehr und 
mehr verengt. Für neue Aufgaben bliebe kein Geld. 
Vor dem Hintergnmd einer sich wandelnden Gesell- 
schaft rechtfertigt sich Bisheriges nicht aus sich 
selbst, sondern gehört immer wieder auf den Prüf- 
stand. Fehlentwicklungen müssen korrigiert, Priori- 
täten verändert und Wirtschaftlichkeitsreserven 
ausgeschöpft werden, um sozialpolitische Defizite 
ausgleichen zu können. Beispiele für diese Neuori- 
entierung sind die Anerkennung der Erziehungslei- 
stung und Hilfen zur häuslichen Pflege sowie geziel- 
te Hilfen für Langzeitarbeitslose. 

Zum Umbau des Sozialstaates gehören auch die 
Stärkung der Selbsthilfe imd der Aufbau einer neu- 


en Kultur des Helfens. Die weitgehende Absiche- 
rung von Lebensrisiken durch die kollektiven Syste- 
me sozialer Sichenmg birgt die Gefahr der Profes- 
sionalisierung, Anonymisierung und Verrechtli- 
chung der sozialen Hilfe. Persönliche Zuwendung 
und mitmenschliche Hilfe kommen vielfach zu kurz. 
Ohne tätige Nächstenliebe droht der Sozialstaat zu 
verkümmern, zumal soziales Elend heute vielfach 
ein anderes Gesicht hat als früher: Es kann mit mate- 
rieller Armut identisch sein, aber die Fälle nehmen 
zu, bei denen sich Not jenseits des Finanziellen ma- 
nifestiert: als Isolierung, Einsamkeit und Orientie- 
rungslosigkeit. Zuwendung, die der Mensch als so- 
ziales Wesen dringend braucht, kann nicht erkauft 
werden. Eine Gesellschaft mit menschlichem Ge- 
sicht wird nur dann verwirklicht, wenn sie nicht aus- 
schließlich auf den Staat setzt, sondern die kollekti- 
ven sozialen Sicherungssysteme durch Nachbar- 
schaftshilfe, kleine Netze und Selbsthilfegruppen er- 
gänzt werden. Ein Sozialsystem, das neben der mate- 
riellen Risikoabsicherung auch mitmenschliche Zu- 
wendung und Geborgenheit vermitteln will, darf auf 
die persönlich geleistete Hilfe als tragendes Struk- 
turprinzip nicht verzichten, zumal wachsende Frei- 
zeit mehr Sozialzeit, somit mehr Zeit für sinnstiften- 
de und freiwillige soziale Mitarbeit ermöglicht. Auf- 
gabe des Staates wird es sein, die verschiedenen 
Kompetenzebenen im Sozialstaat stärker zu verzah- 
nen und die Rahmenbedingungen für mitmenschli- 
ches Engagement durch institutioneile Förderung 
und Anreizsysteme zu verbessern. 


Umbau konkret: Zukunftsorientierte Sozialpolitik 

Die Sozialpolitik war in der 11. Legislaturperiode 
prioritär auf folgende Handlimgsfelder gerichtet: 


Verstärkung der aktiven Arbeitsmarktpolitik — 
Verbesserung der sozialen Absicherung 
bei Arbeitslosigkeit 

Die auf die Verstärkung der Wachstumskräfte ge- 
richtete Wirtschafts- und Finanzpolitik, der Ausbau 
und die Erweiterung der aktiven Arbeitsmarktpoli- 
tik sowie eine ausgewogene, sozial vertretbare 
Flexibilisienmg des Arbeitsmarktes haben dazu ge- 
führt, daß mit 27,7 Millionen Erwerbstätigen im Jah- 
resdurchschnitt 1989 der höchste Beschäftigungs- 
stand seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland 
erreicht wurde. Durch die wirtschaftliche Aufwärts- 
entwicklung sind allein zwischen 1983 und 1989 rd. 
1,4 Millionen zusätzliche Arbeitsplätze entstanden. 
Die Bundesregierung geht davon aus, daß sich diese 
Zahl 1990 nochmals um rd. 465000 erhöht. Die Zahl 
der sozialversicherungspflichtig beschäftigten Ar- 
beitnehmer ist zwischen März 1983 und März 1990 
um 2,07 Millionen auf 22,05 Millionen gestiegen. Mit 
2,038 Millionen Arbeitslosen waren im Jahr 1989 im 
Jahresdurchschnitt 190000 Menschen weniger ar- 
beitslos als 1986. Mit 2,28 Millionen durch die Ar- 
beitsämter in Arbeit vermittelte Personen erreichte 
die Zahl der Vermittlungen einen Höchststand seit 
1973. Die Zahl der arbeitslosen Jugendlichen hat 
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sich zwischen 1906 und 1989 von 145000 auf 78000 
nahezu halbiert. Die Zahl der Langzeitarbeitslosen 
hat sich 1989 im Vergleich zum Vorjahr deutlich um 
93000 oder 14% verringert — in diesem Umfang 
erstmalig seit 1980. Zum L Juli 1989 hat die Bundes- 
regienmg insgesamt 1,75 Milliarden DM zur Verfü- 
gung gestellt, um Langzeitarheitslosen mit neuen 
BeschäfLigungshilien WiederbeschäfLigung zu er- 
möglichen. Durch die Einführung eines Sozialversi“ 
che rungsaus weis es und erweiterter MeldepjQichten 
der Arbeitgeber, insbesondere die Einbeziehung ge- 
ringfügig Beschäftigter in das Meldeverfahren zur 
Sozialversicherung, werden illegale Beschäftigung 
und Leistungsmißbrauch wirksamer bekämpft. 

Die Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik wur- 
den von 6,9 Milliarden DM 1982 über 10,7 Milliarden 
DM 1986 auf 17,7 Milliarden DM 1990 mehr als ver- 
doppelt. Noch nie wurden die arbeitsmarktpoUli- 
sehen Instrumente seit Inkrafttreten des Arbeitsför- 
derung sgeselzes (1969) so intensiv und effektiv um- 
gesetzt wie derzeit: Von 1982 bis 1989 konnte die 
Zahl der Eintritte in von der Bundesanstalt für Ar- 
beit geförderte berufliche Forlbildungs- und Um- 
schulungsmaßnahmen von 265000 auf jährüch mehr 
als 500000 Teilnehmer gesteigert werden. Die Zahl 
der durch Lohnkostenzuschüsse geförderten Be- 
schäfÜgungsverhälLnisse mit zuvor langfristig ar- 
beitslosen älteren Arbeitnehmern lag im Jahres- 
durchschnitt 1989 bei rd. 20000 und damit sechsmal 
so hoch wie 1982. Die Zahl der Arbeitslosen in Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen wurde von 29 000 
1982 auf 102000 1986 mehr als verdreifacht und mit 
95000 in 1990 auf hohem Niveau stabilisiert. 

Die Leistungen der Arbeitslosenversicherung wur- 
den verbessert: 

“ Die Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes wmde 
stufenweise verlängert und kann nunmehr je 
nach Lebensalter und Dauer der beitragspflichti- 
gen Beschäftigung bis zu 32 Monate betragen, 
statt vorher 12 Monate. 

— Die Flankierung der sozialen Sicherung älterer, 
langfristig Arbeitsloser wurde durch Erhöhung 
der Lohnkostenzuschüsse auf bis zu 75 % und Er- 
weiterung der Förderungsdauer auf bis zu acht 
Jahre deutlich verbessert. 

— Der Ehegätlenfreibetrag bei der Arbeitslosenhil- 
fe wnirde in zwei Schritten von 75 DM auf 150 DM 
wöchentlich angehoben und der Erhöhungsbe- 
trag je Kind von 35 DM auf 70 DM verdoppelt. 

— Die maximale Be 2 :ugszeit von Kurzarbeit ergeid 
wurde verlängert Statt sechs Monate bestand der 
Anspruch bis September 1989 maximal für 24 Mo- 
nate und besteht ab Oktober 1989 “ wegen der 
positiven Entwicklung bei der Kurzarbeit — für 12 
Monate, ln der Stahlindustrie wurde befristet bis 
Ende 1989 die Anspruchsdauer auf drei Jahre aus- 
gedehnt und die Personalanpassungen durch 
flexiblere Handhabung des Kurzarbeitergeldrech- 
tes erleichtert. Diese Regelung ist 1990 unter stren- 
geren Voraussetzungen für alle Wirtschaftszweige 
bis Ende 1995 mit einer Kurzarbeitergeldbezugs- 
dauer bis zu 24 Monaten geöffnet worden. 


— Im Anschluß an das Vorrubestandsgesetz wurde 
Ende 1988 durch das Altersteilzeitgesetz ein För- 
derungsangebot für den gleitendeo Übergang äl- 
terer Arbeitnehmer vom Arbeitsleben in den Ru- 
hestand geschaffen. 


Arbeilsrechl und Arbeitsschutz 

Im Bereich des Arbeitsrechts wurden die Mitbesl.im- 

mungs- und Mitwirkungsreebte der Arbeitnehmer 

gestärkt und gesichert: 

— Bei der Belriebsratswahl und in der Betriebsrats- 
arbeit wurden die Minderheitenrechte gestärkt. 

— Die Informations- und Beratungsrechte des Be- 
triebsrats bei der Planung und Einführung neuer 
Techniken wurden verbessert. 

— Die Sprecherausschüsse der leitenden Angestell- 
ten wurden gesetzlich verankert. 

— Die Montan-Mitbestimmung in Konzernoberge- 
sellschaften wurde langfristig gesichert. 

Der Unfall- und Gefahren schütz der Arbeitnehmer 

am Arbeitsplatz wurde ausgebaut: 

— Der Schutz der Arbeitnehmer vor gefährlichen 
Chemikalien wurde verbessert. Arbeitnehmer 
dürfen in Zukunft krebserzeugendem Asbesl- 
staub am Arbeitsplatz nicht mehr ausgesetzt sein; 
31 weitere Gefahrstoffe wurden als krebserzeu- 
gend eingestuft. 

— Die sicherheitstechnischen Anforderungen an 
Arbeitsmittel und Geräte zur Vermeidung von 
Unfall- und Gesundheitsgefahren am Arbeits- 
platz, aber auch im Heim- und Freizeilbereich 
wurden verbessert. 

— Erstmals wurden durch eine zentrale UnfalJver- 
hütungsvorschrifl Arbeitsschutzpflichten für bio- 
technologische Produktionsverfahren einschließ- 
lich Verfahren mit gentechnisch veränderten Mi- 
kroorganismen verbindlich feslgelegt. 

— Im Bereich des sozialen Arbeitsschutzes wurden 
durch das Gesetz zur Einführung eines Diensllei- 
stungsabends Arbeitnehmern und Konsimienten 
mehr Entscheidungsfreiheit und Handiungs- 
spielräume eröffnet. 


Neugestaltung der gesetzlichen Krankenversicherung 

Hauptaufgabe bei der Neugestaltung der gesetzli- 
chen Krankenversicherung war es, LeistungsfäJüg- 
keit und Finanzierbarkeit miteinander Ln Einklang 
zu bringen. Einerseits war der Ausgabenexplosion, 
die zu steigender Abgabenbelastung von Arbeitneh- 
mern und Wirtschaft geführt hatte, Einhalt zu gebie- 
ten. Andererseits galt es, den hohen Leistungsstan- 
dard des Gesundheitswesens zu erhalten und Versor- 
gungsdefizite, vor allem bei der Vorsorge und der 
Versorgung Schwerpflegebedürftiger, zu beseitigen. 
Bei diesem Reformwerk wurden radikale Verände- 
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rungen vermieden, gleichwohl aber starke Impulse 
für mehr Wettbewerb, Wirtschaftlichkeit und Eigen- 
Verantwortung in das System eingebaut. Dadurch 
wurden neue Spielräume gewonnen, um Gesund- 
heitsvorsorge imd Krankheitsfriiherkennung auszu- 
bauen und erstmals dringend notwendige POegehil- 
fen einzuführen. 

Solidarische Sicherung, Qualität der Versorgung 
und Wirtschaftlichkeit des Systems wurden mit der 
Gesundheitsreform erfolgreich verbunden. Die Lei- 
stung sausgaben der gesetzlichen Krankenversiche- 
nmg sind 1989 — erstmalig seil 1960 — gegenüber 
dem Vorjahr um rd. 4,5 Milliarden DM gesunken. 
Die Beitragssätze zur Krankenversicherung sind 
nicht nur erstmals seit Jahren nicht gestiegen, son- 
dern sinken auf breiter Front: Der durchschnittliche 
Beitragssatz liegt nach den entsprechenden Be- 
schlüssen der Krankenkassen am L Juli 1990 bei 
12,6% — statt bei rd. 14 % ohne Gesundheitsreform. 
Für den einzelnen durchschnittlich verdienenden 
Versicherten entspricht dies für 1990 einer Beitrags- 
entlastung von rd. 300 DM. Dazu kommt, daß für Mil- 
lionen von Patienten für Festbetrags-Medikamenle 
die Rezeptgebühr entfällt. Soweit Zuzahlungen der 
Versicherten vorgesehen sind, werden die sozial 
Schwächeren durch Sozial- und Überforderungs- 
klauseln wirksam geschützt. So braucht z.B. ein 
Rentnerehepaar bis zu einem Monatseinkommen 
von 1 809,50 DM keine Zuzahlungen für Zahnersatz 
oder Medikamente zu leisten. Über dieser Grenze 
schützt die Uberforderungsklausel vor unzumutba- 
ren Belastungen. 

Im einzelnen wurden mit der Reform der gesetzli- 
chen Krankenversicherung folgende Ziele erreicht; 

— Die Wirtschaftlichkeit bei den Leistungserbrin- 
gern wurde durch die Bindung der Vergütungs- 
anpassung in allen Leistungsbereichen an den 
Grundsatz der BeitragssatzstabiLität, durch ver- 
stärkten Preiswettbewerb auf dem Arzneimittel 
und Hufsmittelmarkt mit Hilfe von Festbeträgen 
und durch verbesserte Wirtschaftlichkeitsprü- 
fungen bei kassenärztlichen Leistungen erhöht. 

’ — Die Voraussetzungen für stärkere Eigenverant- 
wortung der Versicherten wurden durch die Ko- 
stenbeteiligung der Krankenkassen an der zahn- 
medizinischen Erziehung in Kindergärten und 
Schulen, durch die Einführung zahnärztlicher 
Vorsorgeuntersuchungen und einen Bonus beim 
Zahnersatz bei regelmäßiger Zahn Vorsorge und 
durch die regelmäßige ärztliche Gesundheitsun- 
tersuchung auf Risikofaktoren geschaffen. 

— Uberversorgung und Fehlentwicklungen wurden 
insbesondere in den Bereichen Zahnersatz, Arz- 
nei-, Heil- und Hilfsmittel sowie bei Fahrkosten 
abgebaut, um Unterversorgung insbesondere im 
Pflegebereich zu beseitigen: Erstmalig werden 
Leistungen bei häuslicher Pflege Schwerpflege- 
bedürftiger durch die Kostenübemahme für jähr- 
lich vier Wochen Pflege bei Ausfall der Pflege- 
person (ab 1989) und durch Stellung einer Pflege- 
hilfe mit bis 2 m 25 Pflege einsä tzen oder Gewäh- 
rung einer Barleistung von 400 DM monatlich (ab 
1991) eingeführt. 


Sicherung der Renten 

Der Verantwortung gegenüber nacbwacbsenden 
Generationen ist mit der Reform der gesetzlichen 
Rentenversicherung Rechnung getragen worden. 
Die Rentenrefonn 1992 wurde von der großen Mehr- 
heit des Deutschen Bundestages, nämlich den Frak- 
tionen von CDU/CSU, SPD und FDP, gemeinsam ge- 
tragen, Durch diesen Konsens und die Einführung 
eines selbstregulierenden Verbundes zwischen Bei- 
tragszahlern, Rentnern und Bund wird die Genera- 
tionensoUdaxität und das Vertrauen der Bevölke- 
rung in die langfristige Sicherheit der Renten nach- 
haltig gestärkt. Der Erziehungsarbeit wird in größe- 
rem Umfang als bisher rentenrechtliche Bedeutung 
zu erkannt. 

Kernpunkte dieser Rentenreform sind: 

— Oie gesetzliche Rentenversicherung wird langfri- 
stig als lohn- und beitxagsbezogenes Alterssiche- 
rungssystem gesichert, 

— Renten und verfügbare Arbeitnehmereinkom- 
men entwickeln sich gleichgewichtig, das be- 
stehende Nettorentenniveau bleibt langfristig 
stabil. 

— Der Bund beteiligt sich angemessen an den sich 
aus der demograpbischen Entwicklung ergeben- 
den Mehrbelastungen. 

— Der zu erwartende Beitragssatzanslieg wird er- 
heblich gedämpft. 

— Oie beitragsfreien Zeiten werden leisLungsge- 
recht bewertet. 

— Die famiJienbezogenen Elemente im Renteniecht 
werden durch die Verlängerung der Kindererzie- 
hungszeit auf drei Jahre für Geburten ab 1992 
und durch die weitergehende Berücksichtigung 
von Kindererziehung und Pflege bei der Renten- 
berecbnung und den Leistungsvoraussetzimgen 
ausgebaut. 

— Das Renteneintritlsalter wird stärker flexibili- 
siert: langfristig und in Stufen wird die Lebensar- 
beitszeit vor dem Hintergrund einer steigenden 
Lebenserwartung verlängert. 


Kriegsopferversorgung 

Die Bundesregierung hat die Leistungen der Kriegs- 
opferversorgung nicht nur von speziellen Sparmaß- 
nahmen im Rahmen der Haushaltskonsolidierung 
ausgenommen, sondern auch weiter verbessert und 
vor allem den Bedürfnissen der älter werdenden 
Kriegsopfergeneration angepaßt. Insbesondere sind 
folgende strukturelle Verbesserungen zu nennen: 

— Die Ausgleicbsrenten für Schwerbeschädigte mit 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 70% 
und für Witwen sowie die Biternrenten wurden 
angehoben. 

“Die Alterszulage zur Grundrente für Schwerbe- 
schädigte wurde aufgestockl. 
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— Die Pflegezulageregelung bei häuslicher Pflege 
und Beschäftigung einer fremden Pflegekraft ge- 
gen Entgelt uTurde verbessert. 

— Der Berufsschadensausgleich für Beschädigte 
und der Schadensausgleicb für Witwen wurden 
verbessert, 

— Durch Änderungen von Vorschriften über die 
Anrechnung von Einkommen im Rahmen der 
Ausgleichsrentenverordnung konnten weitere 
Verbesserungen für die Kriegsopfer bewirkt wer- 
den. 


Rehabilitation — Eingliederung von Behinderten 

Ziel der Politik der Bundesregierung zugunsten der 
Behinderten ist die Integration der Behinderten in 
Arbeit, Beruf und Gesellschaft. Deshalb hat sie die 
bewährten Instrumente zur Rehabilitation Behinder- 
ter gezielt verbessert: 

— Im Recht der Krankenversicherung wurde der 
Grundsatz „Rehabilitation vor Pflege" ausdrück- 
lich festgelegt und die Leistungen zur Früher- 
kennung von Behinderungen und zur Rehabilita- 
tion wurden fortentwickelt. 

— Die bewährten Sonderprogramme zur Einstel- 
lung und Beschäftigung Schwerbehinderter wur- 
den in eine gesetzliche Dauerregelung umge- 
wandell und der Bundesanstalt für Arbeit zur 
Durchführung übertragen. 

— Im Schwerbehindert engesetz wnirde die Aus- 
gleichsabgabe für unbesetzte Pflichtplätze von 
100 DM auf 150 DM erhöht. 

— Die Rechtsstellung der Vertrauensleute der 
Schwerbehinderten wurde verbessert. 

— Bescbäftigungs- und ausbildungshenunende Vor- 
schriften wurden abgebaut und die finanziellen 
Hüfen zur Einstellung, Ausbildung tmd Beschäf- 
tigung von Schwerbehinderten ausgebaut. 


Ausbau der Familienleistungen 

Entsprechend der hohen Bedeutung der FamUie für 
den einzelnen und die Gesellschaft ist deren Lei- 
stungskraft mit zahlreichen Maßnahmen gestärkt 
worden. Dabei wurden nicht nur bereits vorhandene 
Leistungen verbessert, sondern auch neue Wege be- 
schritten. 

Die wichtigsten Maßnahmen im steuerlichen Be- 
reich sind: 

— Der Kinderfreibetrag wurde weiter erhöht. 

— Die Ausbfldungsfreibeträge für Kinder über 
18 Jahre und auswärts unter gebrachte Kinder bis 
18 Jahre wurden angehoben. 

— Der Haushdltsfreibetiag für All einerzieh ende mit 
mindestens einem im Haushalt lebenden Kind 
wurde erhöht. 


“ UnlerhaltsleisLimqen werden besser berücksich- 
tigt. 

^ — Das sog. Baukindergeld wurde aufgestockt und 
auf Erstkinder ausgedehnt. 

— Ein sog. Pflegepauschbetrag ist eingeführt und 
der Abzugsbetrag für Heimunterbringrmg zur 
dauernden Pflege erhöht worden. 

Hinzu kommen im Bereich der Transferleistungen: 

■ Das Erziehungsgeld und der Erziehungsurlaub 
mit Kündigungs- sowie beitragsfreiem Aibeitslo- 
senversicherungs- und Kraukenversicherungs- 
schutz sind ausgedehnt worden. 

— Das Kindergeld für das zweite Kind und der Kin- 
dergeldzuschlag für Familien mit niedrigem Ein- 
kommen wurden erhöht. 

— ' Die Einkommens frei betrage bei einkoramensab- 
hängigen Leistungen nach dem Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz und die Bedarfssätze für 
Schüler und Studenten wurden erhöht, die Darle- 
hensförderung von Studenten zur Hälfte in eine 
Zuschußförderung umgewandelt und die Schüler 
ln Berufsaufbauschulen und Fachoberschulklas- 
sen in die Ausbildungsförderung einbezogen. 

— In der gesetzlichen Rentenversicherung wird die 
Berücksichtigung von Kinder erziehung und Pfle- 
ge verbessert. 

— Leistungen bei häuslicher Pflege Schwerpflege- 
bedürftiger sind im Rahmen der Gesundheitsre- 
form eingeführt worden, 

— Die Zuwendungen der auf Bundesebene geschaf- 
fenen Stiftung „Mutter und Kind — Schutz des 
ungeborenen Lebens"" für die Beratung bei 
SchwangerschaUskonHikten wurden mehrfach 
aufgestockt. 


Sozialraum Europa 

Im Rahmen der internationalen sozialpolitischen Zu- 
sammenarbeit lag der Schwerpunkt der Aktivitäten 
der Bundesregierung bei der Mitwirkung an der Ge- 
staltung des Sozialraums Europa. Die Bundesregie- 
rung batte von Anfang an im Zusammenhang mit 
dem wirtschaftlichen Integrationsprozeß in den Eu- 
ropäischen Gemeinschaften die Gleichgewichtig- 
keit von Wirtschafts- und Sozialpolitik betont und 
die Bedeutung der sozialen Dimension herausge- 
steilL Entsprechend initiierte die Bundesregierung 
während ü^er EG-Präsidentschaft im ersten Halb- 
jahr 1988 eine Reihe von Richtlinien zum Arbeits- 
schutz. die mittlerweile verabschiedet worden sind. 
Ln der Folge trat die Bundesregierung für eine kon- 
sequente Fortsetzung der EG-Politik im Bereich des 
technischen und sozialen Arbeitsschutzes ein, wei- 
terhin für die Sicherung der Mitbestimmung, die 
wesentlich zum sozialen Frieden in der Bundesrepu- 
blik beiträgL und nicht zuletzt für die Gemein- 
schaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeit- 
nehmer, die im Dezember 1989 von den Staats- und 
Regierungschefs von 11 Mitgliedstaaten angenom- 
men wurde. 
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Die Charta sollte nach Auffassung der Bundesregie- 
rung den Weg ebnen zu konkreten und rechtsver- 
bindlichen sozialen Mindeststandards in der Ge- 
meinschaft. Nachdem der Deutsche Gewerkschafts- 
bund und die Bundesvereinignng der Deutschen 
Arbeitgeberverbände in ihrer gemeinsamen Erklä- 
rung vom Juli 1989 für die gemeinschaftsweite For- 
mulierung sozialer Mindestnormen eingetreten wa- 
ren, konnte die Bundesregierung ” gestützt auf die 
Sozialpartner — Vorschläge für konkrete Minde- 
strechte formulieren, die die EG-Kommission teil- 
weise und in allgemeiner Form in ihr Aktionspro- 
gramm aufnahm, 

Angesichts der unterschiedlichen Ausgangslage und 
der unterschiedlichen Strukturen in den einzelnen 
MitgÜedstaaten kann es bei den grundlegenden Ar- 
beitnehmerrechten noch keine einheitlichen euro- 
päischen Regelungen im Sinne einer Harmonisie- 
rung auf höchstem Niveau geben. Vielmehr kommt 
es darauf an, durch eine Festlegung von Mindesl- 
standards eine allmähliche Angleichung der Ar- 
beits- und Lebens Verhältnisse in den Mügliedstaa- 
ten zu erreichen. Mindeststandaids gewährleisten 


I. Sozialunion in Deutschland 


1. Ziel: Der gemeinsanne Sozialstaat 
Deutschland 

1 . Grundlegende politische Veränderungen in 
Osteuropa und der damit einhergehende immer ra- 
scher sich vollziehende politische und gesellschaftli- 
che Wandel in der DDR haben auch die Sozialpolitik 
vor neue Herausforderungen gestellt. Lm Herbst 1989 
zwangen eine rasch anschwellende Fluchlbewe- 
gung aus der DDR und zunehmende Bürgerproteste 
die damalige DDR-Regierung zur Öffnung der Gren- 
zen. Am 9, November 1989 war für die Bürger der 
DDR der Weg in die Bundesrepublik Deutschland 
frei. Der einsetzende Übersiedlerstrom stellte rasch 
wachsende Anforderungen an die Aufn ahm e- und 
Integrationsfähigkeit der Bundesrepublik Deutsch- 
land, zumal er hier mit einer großen Zahl von Aus- 
siedlern aus osteuropäischen Ländern zusammentraf 
(vgl. Tz. 38)* 



L988 

1989 

1990 
Jan. bis 
April 

Übersiedler 

Aussiedlet 

39832 

202673 

343854 

37? 055 

208478 

141334 


Es war sowohl im Interesse der Bundesrepublik 
Deutschland als auch im Interesse der DDR zunächst 
dringend geboten, gemeinsame Lösungen für ein 
neues Miteinander bei offenen Grenzen zu finden. 


eine geineinschaftsweite Absicherung, ohne die 
schwächeren Partner zu überf ordern. Zugleich er- 
lauben sie höhere Standards für die Mitgliedstaaten, 
deren Sozialsysteme weiter entwickelt sind. 


Herstellung einer Sozlalunlon mit der DDR 

Die Regierung der DDR und die Bundesregierung 
haben mit dem Ziele, die Einheit Deutschlands als- 
bald zu vollenden, am 18, Mai 1990 einen Vertrag un- 
terzeichnet, der neben der Begründung einer Wsh- 
rungs- und Wirtschal tsunion auch die sofortige Her- 
stellung einer Sozialunion mit der DDR vorsieht. 
Diese bildet mit der Wähnmgs- und Wixtschaftsuni- 
on eine Einheit. Damit wird gewährleistet, daß in 
der DDR zeitgleicb alle relevanten Elemente zur 
Verwirklichung der Sozialen Marktwirtschaft und 
der korrespondierenden SoziaJordnung voll zur Ent^ 
faltung gelangen und so dort die Basis für wirtschaft- 
liche Prosperität mit sozialem Ausgleich und sozia- 
ler Absicherung geschaffen wird* 


tn den ersten Monaten des Jahres 1990 beschleunig- 
te sich der politische Wandel in der DDR, Die sich 
verschlechternde wirtschaftliche Situation und die 
sprunghafte Zunahme der Übersiedlerzahlen ließen 
keine Zeit für Stufenpiäne und einen Prozeß der all- 
mäbJichen Annäherung der beiden deutschen Staa- 
ten. Die Forderung nach Herstellung der deutschen 
Einheit wurde von den Bürgern immer nachdrückli- 
cher erhoben. Die ersten freien Wahlen in der DDR 
am 18. März 1990 brachten den politischen Kräften 
eine breite Mehrheit, die für den Weg einer mög- 
lichst raschen Annäherung und Vereinigung der bei- 
den deutschen Staaten eintraten. 


2, Mit der Unterzeichnung des Staats Vertrages 
über die Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion 
am 18. Mai 1990 in Bonn wurde ein erster entschei- 
dender Schritt auf diesem Weg zur deutschen Ein- 
heit getan. Der Slaalsvertrag legt fest, daß Wäh- 
rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion eine Einheit 
bilden. Ziel ist der gemeinsame und einheitliche So- 
zialstaat Deutschland. 

Zur Sozialen Marktwirtschaft gehören unabdingbar 
auch soziale Absichenmg und sozialer Ausgleich. 
Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und soziale Si- 
cherung bedingen einander. Erfolgreiches Wirt- 
schaften schafft die materiellen Voraussetzungen für 
Wohlstand und soziale Sicherheit. Sozialer Friede ist 
unverzichtbare Rahmenbedingung für wirtschafUi- 
chen Erfolg. Grundlage einer sozial verpflichteten 
MarktwirtschaR sind: 
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— Leistimg und soziale Gerechtigkeit; 

— Wettbewerb und Solidarität; 

— Eigenverantwortung und soziale Sicherung. 

Die Soziale Marktwirtschaft führte in der Bundesre- 
publik Deutschland zu breitem materiellem Wohl- 
stand und umfassender sozialer Sicherheit und soll 
deshalb auch wegweisend für die künftige Wirt- 
schafts- und Gesellschaftsverfassung der DDR und 
des geeinten Deutschland sein. 

Gleiche Gnmdsätze für die Struktur des Sozialstaa- 
tes Deutschlemd können die unterschiedliche Wirt- 
schaftskraft von DDR und Bundesrepublik Deutsch- 
land nicht aufheben. Die Grundlage sozialer Siche- 
rung ist immer die wirtschaftliche Leistungsfähig- 
keit eines Landes. Für Sozialleistungen kann nur 
das ausgegeben werden, was vorher erwirtschaftet 
wurde. Um die Einheit Deutschlands in Frieden 
und Freiheit sozialverträglich alsbald zu vollenden, 
bekräftigt die Bundesregierung die Prinzipien ..Tei- 
len und Mitverantwortung" und wird sich deshalb 
entsprechend den Vereinbarungen im Staatsvertrag 
am Umbau der Sozialordnung in der DDR beteili- 
gen. 

Bei allen Anpassungsproblemen wird die Wäh- 
rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion in der DDR zu 
beträchtlichen Produktivitätsfortschritten, neuen 
Beschäftigungsmöglichkeiten und zusätzlichem 
Einkommen führen. Ein zweites Wirtschaftswunder 
auf deutschem Boden ist erreichbar. Damit wird die 
Basis für ein weit höheres Maß an sozialer Sicher- 
heit aufgebaut, als es bisher in der DDR verwirk- 
licht ist. Die Qualifikation und der Leistungswille 
der Menschen in der DDR sind gute Voraussetzun- 
gen für diesen wirtschaftlichen und sozialen Auf- 
schwung. 

Grundlage der Sozialunion sind die bewährten Ge- 
staltimgsprinzipien der Arbeits- und Sozialrechts- 
ordnung in der Bundesrepublik Deutschland. Die 
Angleichung der Arbeits- und Sozialrechtsordnung 
soll auf dieser Basis erfolgen, wobei bestehenden 
und zu erwartenden EG-Regelimgen Rechnung zu 
tragen ist. Unverzichtbarer Bestandteil der Sozial- 
union ist ein auf den Prinzipien der Leistungsge- 
rechtigkeit und des sozialen Ausgleichs beruhen- 
des, umfassendes System der sozialen Sicherung. In 
einer ersten, mit Inkrafttreten der Währungs-, Wirt- 
schafts- und Sozialunion beginnenden Phase wer- 
den Löhne und Gehälter, Renten und andere Sozial- 
leistungen im Verhältnis 1:1 auf DM umgestellt 
und vereinbarungsgemäß zunächst die Grundele- 
mente dieses Sichenmgssystems auf die DDR über- 
tragen. 

Im nachfolgenden Text werden die noch bis zum 
2. Juli 1990 gegebenen Strukturen der bisherigen Ar- 
beitsrechts- und Sozialordnung der DDR beschrie- 
ben, auch um vor dem Hintergrund des Bestehenden 
Ausmaß und Umfang der Veränderungen deutlich 
zu machen. Insoweit ist die dargestellte Ausgangsla- 
ge eine Momentaufnahme, die den aktuellen Verän- 
denmgsprozeß nicht berücksichtigen kann. 


2. Die Sozialunion im Staatsvertrag 
Arbeitsrechtsordnung 

Ausgangslage in der DDR 

3. Die bisherige Arbeitsverfassung der DDR war 
geprägt von den Strukturprinzipien des Gesamtsy- 
stems: Führende Rolle der SED, sozialistisches Ei- 
gentum an den Produktionsmitteln, zentrale Leitung 
und Planung der Volkswirtschaft. Das Recht auf Ar- 
beit wurde zugleich als Verpflichtung zur Ausübung 
von „gesellschaftlich nützlicher Tätigkeit" verstan- 
den. Die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers sollte 
nach sozialistischem Verständnis primär der Gesell- 
schaft und damit auch dem Arbeitnehmer selbst zu- 
gute konunen. 

Die Fragen des Arbeits- und Sozialversicherungs- 
rechts einschließlich des dazugehörigen Vertrags- 
rechts sind im Arbeitsgesetzbuch der DDR aus dem 
Jahre 1977 geregelt. Dort finden sich Bestimmungen 
über das individuelle Arbeitsrecht, die kollektive 
Vertretung der Arbeitnehmer, den Arbeits- und Ge- 
sundheitsschutz, die soziale, geistig-kulturelle und 
sportliche Betreuung der Arbeitnehmer sowie über 
die Organe zur Entscheidung von Arbeitsstreitfäl- 
len. Daneben sind im Arbeitsgesetzbuch sozialversi- 
chenmgsrechtliche Fragen mitgeregelt; eine klare 
Trennung von Arbeitsrecht und Sozialversiche- 
rungsrecht ist der Arbeits- und Sozialrechtsordnung 
der DDR unbekannt. Beides bildet vielmehr eine 
Einheit. 

Eine wichtige Rolle bei der Umsetzung der Arbeits- 
rechtsordnung räumte die Rechtsordnung der DDR 
dem Freien Deutschen Gewerkschaftsbund (FDGB) 
ein. Er verstand sich aber weniger als Interessenver- 
tretimg der Arbeitnehmer, sondern vielmehr als 
Hilfsorgan zur Durchsetzung des staatlichen Wirt- 
schaftsplans bei den Arbeitnehmern. 

Die Festsetzung der Arbeitsentgelte war nach dem 
bisherigen System der DDR Teil der zentralen Wirt- 
schaftsplanung. Folglich wurden bisher die Grrmd- 
sätze der Entlohnungs- und Arbeitsbedingimgen 
vom Ministerrat unter beratender Mitwirkimg des 
FDGB-Bundesvorstandes festgelegt. Auf dieser 
Grundlage wurden Rahmen- und Betriebskollektiv- 
verträge geschlossen. 

Die Freiheit der Berufs- und Arbeitsplatzwahl wurde 
durch den Vorrang der zentralen Wirtschaftspla- 
nung und durch eine Arbeitskräfte- und Berufslen- 
kung stark eingeschränkt. Betriebe, die Arbeitneh- 
mer aufgrund von Strukturwandel oder Ration€disie- 
rungsmaßnahmen freisetzen wollten, hatten vorran- 
gig für die soziale Absicherung der Betroffenen zu 
sorgen. 

Für den Arbeitsschutz waren in erster Linie die Be- 
triebe verantwortlich, wobei auch hier dem FDGB 
umfassende Rechte und Vollmachten zukamen. Die 
Betriebsgewerkschaftsleitungen haben jährlich mit 
den Betriebsleitern eine Vereinbarung über den Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutz abgeschlossen, dessen 
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Einhaltung durch vom FDGB gebildete Arbeits- 
schutzinspektionen kontrolliert wurde. 

Unabhängige Arbeitsgerichte gibt es in der DDR 
nicht. Die Regelung von arbeitsrechtlichen Streitig- 
keiten war bisher überwiegend sog. Konfliktkom- 
missionen in den Betrieben und Behörden übertra- 
gen. Deren Mitglieder wurden durch die jeweilige 
Belegschaft auf Vorschlag des FDGB gewählt, wobei 
eine vorzeitige Abberufung möglich war. Richterli- 
che Unabhängigkeit war somit nicht gegeben. Er- 
gänzt wiurden diese Konfliktkommissionen um Kam- 
mern bzw. Senate für Arbeitsrecht auf Kreis-, Be- 
zirks- und Landesebene. 


Regelungen des Staatsvertrages 

4 . Der Staatsvertrag stellt sicher, daß für die künfti- 
ge Arbeitsrechtsordnung der DDR die Gnmdstruk- 
turen der Arbeitsrechtsordnung der Bundesrepublik 
Deutschland, nämlich Koalitionsfreiheit, Tarif auto- 
nonüe, Arbeitskampfrecht, Betriebsverfassung, Un- 
temehmensmitbestimmung und Kündigungsschutz, 
gelten. Dies wird, wie weitere arbeitsrechtliche Fra- 
gen, in Anlagen zum Vertrag konkretisiert, ohne daß 
die gesamte Arbeitsrechtsordnimg in allen Details 
sofort übertragen wird. 

5. Die Regelungen des Koalitionsrechts knüpfen an 
den Wortlaut von Artikel 9 des Gnmdgesetzes und 
dessen Ausformtmg durch die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts und des Bundesarbeits- 
gerichts an. Danach hat jedermann das Recht, zur 
Wahrung und Fördenmg der Arbeits- und Wirt- 
schaftsbedingungen Vereinigimgen zu bilden, be- 
stehenden Vereinigungen beizutreten, aus solchen 
Vereinigungen auszutreten imd ihnen femzublei- 
ben. Ferner wird das Recht gewährleistet, sich in 
Koalitionen zu betätigen. Alle Abreden, die diese 
Rechte einschränken, sind unwirksam. Gewerk- 
schaften und Arbeitgeberverbände sind in ihrer Bil- 
dung, ihrer Existenz, ihrer organisatorischen Auto- 
nonüe und ihrer koalitionsgemäßen Betätigung ge- 
schützt. Die getroffenen Regelungen garantieren die 
Vereinigungsfreiheit und sichern zugleich Koaliti- 
onspluralismus. Sie schützen die Koalitionen cds sol- 
che in ihrer Existenz und Funktionsfähigkeit. 

Tariffähige Gewerkschaften und Arbeitgeberver- 
bände müssen frei gebildet, gegnerfrei, auf überbe- 
trieblicher Grundlage organisiert und unabhängig 
sein und das geltende Tarifrecht als für sich verbind- 
lich anerkennen. Sie müssen ferner in der Lage sein, 
durch Ausüben von Druck auf den Tarifpartner zu 
einem Tarifabschluß zu kommen. Die Tarif autono- 
mie in der DDR wird durch die Übertragung des Ta- 
rifvertragsgesetzes der Bundesrepublik Deutschland 
gewährleistet. Die einheitliche Geltung dieses Ge- 
setzes bedeutet eine wesentliche Maßnahme zur 
Herstellung eines einheitlichen Wirtschaftsgebietes. 

In ausdrücklicher Abkehr von der bisherigen Ar- 
beitsrechtsordnung der DDR bestimmt das Vertrags- 
werk, daß Löhne und sonstige Arbeitsbedingungen 
nicht mehr vom Staat, sondern durch freie Vereinba- 


rungen von Gewerkschaften, Arbeitgeberverbänden 
und Arbeitgebern festgelegt werden. 

6. Weitere im Vertragswerk getroffene Regelun- 
gen betreffen das Individualarbeitsrecht. Im Zusam- 
menhang mit der wirtschaftlichen Entwicklung auf 
dem Gebiet der DDR wird während einer Über- 
gangszeit ein Bedarf an Fachkräften aus der Bundes- 
republik Deutschland bestehen. Um solche Fach- 
kräfte gewiimen zu können, wird Arbeitgebern in 
der DDR die Möglichkeit gegeben, mit Arbeitneh- 
mern aus der Bundesrepublik Deutschland, die vor- 
übergehend in der DDR beschäftigt werden, die An- 
wendung bundesdeutschen Arbeitsrechts zu verein- 
baren. Durch diese Regelung wird auch dem in der 
Bundesrepublik Deutschland aufgrund des EG- 
Schuldrechtsübereinkommens von 1980 verbindli- 
chen Gnmdsatz der freien Rechtswahl Rechnung ge- 
tragen. 

Das Kündigungsschutzgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland wird von der DDR übernommen. Es 
bleibt der DDR überlassen, die bisherige gesetzliche 
Mindestkündigungsfrist von zwei Wochen angemes- 
sen im Kündigungsschutzrecht zu verlängern, um 
dem Gekündigten das Auffinden eines anderen Ar- 
beitsplatzes zu erleichtern und die bisherige Be- 
schäftigungsdauer zu berücksichtigen. Die DDR ver- 
pflichtet sich jedoch, bei einer solchen Änderung 
der gesetzlichen Mindestkündigungsfristen nicht 
über die für Arbeiter und Angestellte jeweils gelten- 
den gesetzlichen Mindestkündigungsfristen in der 
Bundesrepublik Deutschland hinauszugehen. Das 
Recht zur fristlosen Kündigimg von Arbeitsverhält- 
nissen aus wichtigem Grund, das zu den wesentli- 
chen Eckpimkten des Kündigungsrechts gehört, 
muß künftig in der DDR nicht nur für den Betrieb, 
sondern auch für den Arbeitnehmer gelten. Deshalb 
wird die DDR eine gesetzliche Regelung schaffen, 
die den §§ 626, 628 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
entspricht. 

Mit der Abschaffung der Zentralen Planwirtschaft 
entfällt in der DDR die bisherige Methode der Ar- 
beitsplatzsicherung. Dadurch ist die in der DDR bis- 
her für die Beendigimg eines Arbeitsverhältnisses 
vorrangige vertragliche Überleitung der Arbeitneh- 
mer vom bisherigen in einen anderen Betrieb nicht 
mehr funktionsfähig. Es ist daher notwendig, daß der 
Arbeitnehmer in der DDR vor ungerechtfertigten 
Kündigungen wie der Arbeitnehmer in der Bundes- 
republik Deutschland durch das einzuführende Kün- 
digungsschutzgesetz geschützt wird. 

7. Im Bereich des Arbeitsschutzes werden die Vor- 
schriften der DDR über die Sicherheit und den Ge- 
sundheitsschutz der Arbeitnehmer innerhalb einer 
angemessenen Übergangszeit an das in der Bundes- 
republik Deutschland geltende Arbeitsschutzrecht 
angepaßt. Diese weitgefaßte Regelung trägt ver- 
schiedenen Gesichtspunkten Rechnung. Die DDR 
besitzt ein Arbeitsschutzsystem, das in vielen Berei- 
chen Regelungen enthält, die denen der Bundesre- 
publik Deutschland formal vergleichbar sind. Sie 
wird auf diesem Gebiet Anpassimgsmaßnahmen in 
Angriff nehmen, um zum Zeitpunkt der Herstellung 
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der staatlichen Einheit Deutschlands und der Ver- 
wirklichung der Europäischen Binnenmarktes für al- 
le Arbeitnehuner einen gleichwertigen Arbeits- 
schuU gewährleisten zu können. Dies gilt vor allem 
für die Bereiche des Arbeitsschutzes in der DDR, in 
denen keine den Bestimmungen der Bundesrepublik 
Deutschland entsprechenden Regelungen bestehen, 
wie z,B. im Chemikalien- und Gefahrstoffrechl. Aber 
auch in den Regelungsbereichen des Arbeitsschut- 
zes, die in der Bundesrepublik Deutschland bereits 
jetzt maßgeblich von den Rechtsetzungsmaßnah- 
men der Europäischen Gemeinschaft beeinflußt 
sind, wie im Bereich der Gerätesicherheit, ist ei- 
ne zügige Anpassung angezeigt. 

8. ln der DDR soll mit dem Übergang von der Plan^ 
Wirtschaft zur Sozialen Marktwirtschaft und mit der 
Übernahme des in der Bundesrepublik Deutschland 
geltenden Rechts der Kapitalgesellschaften auch die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer eingeführl wer- 
den. Der Staatsvertrag sieht deshalb vor, daß das 
Montan-MitbesLunmungsgeseLz, das Milbestim- 
mungsergänzungsgesetz, das Mitbeslimmungsge- 
setz, das Betriebsverfassungsgesetz 1972 und die 
fortgeltenden Vorschriften des Betriebsverfassungs- 
gesetzes 1952 über die Vertreter der Arbeitnehmer 
im Aufsichtsrat sowie die zu diesen Gesetzen ergan- 
genen Wahlordnungen gleichzeitig mit der Wäh- 
rungsunion in der DDR anwendbares Recht werden. 

Durch die Übernahme des Betriebsverfassungsge- 
setzes 1972 wild durch frei zu wählende Betriebsräte 
eine umfassende Aibeitnehmervertretimg in den Be- 
trieben eingeführt. Die Betriebsräte können im Rah- 
men der ihnen zugewiesenen Beleiligungsrechte, 
unabhängig und an den Gegebenheiten der jeweili- 
gen betrieblichen Situation orientiert, die Interessen 
aller im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer wahr- 
nehmen. Dieses System einer ArbeitnehmerverLre- 
tung hat sich seit Jahrzehnten in der Bundesrepublik 
Deutschland bewährt. Es ist zu erwarten, daß das Be- 
Iriebsrätesystem die Voraussetzungen dafür schafft, 
die mit der Einführung der Wahrungs-, Wirtschafts- 
imd Sozialunion auftretenden innerbetrieblichen 
Fragen in der DDR sowohl im Interesse der Arbeit- 
nehmer als auch der Arbeitgeber friedlich zu lösen. 
Im übrigen wird die DDR im weiteren Verlauf auch 
ein Gesetz über Sprecherausschüsse der leitenden 
Angestellten anstreben. 

9, Das Verlragswerk bezeichnet die Rechtsvor- 
schriften der DDR auf ai b ei tsrecht liebem Gebiet, die 
aufzuheben bzw. zu ändern sind. Aufzuheben ist u, a. 
das Gesetz über die Rechte der Gewerkschaften in 
der DDR vom 6. März 1990. Das Gesetz, noch vor den 
ersten freien Volkskammerwahlen verabschiedet, ist 
orientiert an den alten Strukturen staalsabhängiger 
„allmächtiger" Gewerkschaften und steht mit dem 
festgeschriebenen AUemvertretungsanspruch des 
FDGB auf allen Ebenen und in allen Bereichen der 
Gesellschaft im Widerspruch zum Staats vertrag. Zu 
ändern sind außerdem die Vorschriften der DDR in- 
soweit, als sie mit dem Vertrag nicht vereinbar sind. 
Dazu gehört insbesondere das Arbeitsgesetzbuch 
der DDR, in dem alle Vorschriften aufzuheben sind, 
die mit den Bestimmimgen des Vertrages und seinen 


arbeilsrechtlichen Leitsätzen sowie mit den zu über- 
nehmenden Gesetzen und Verordnungen nicht ver- 
einbar sind. 

Mit dem Ziel der Angleichung an das Recht der Bun- 
desrepublik Deutschland erläßt die DDR bis zum In- 
krafttreten der Sozialunion eine Reihe weiterer ar- 
beits- und sozialrechtlicher Rechtsvorschriften, Zu 
erwähnen sind hier insbesondere: 

— ein Gesetz zur Sicherung der Eingliederung 
Schwerbehinderter in Arbeit, Beruf und Gesell- 
schaft; 

— ein Gesetz über die Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall, 

10. Der Staatsvertrag und die ihn konkretisieren- 
den Leitsätze des Gemeinsamen Protokolls und An- 
lagen enthalten Bestimmungen über die vertragli- 
che Gewährleistung einer unabhängigen und 
rechtsstaatlichen Rechtspflege in der DDR, soweit 
dies im Rahmen der Währungs-, Wirtschafts- und So- 
zialunion notwendig ist. 

Der Aufbau einer eigenständigen Arbeitsgerichts- 
barkeit kann nicht umgebend erfolgen, sondern er- 
fordert einige Zeit. Bis dahin sollen neutrale 
Scbiedsstellen über Rechtsstreitigkeiten zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern aus dem Arbeits- 
Verhältnis entscheiden. Diese SchiedssteOen sollen 
paritätisch mit Arbeitgebern und Arbeitnehmern so- 
wie einem neutralen Vorsitzenden besetzt sein. Sie 
ersetzen die Konfliktkommissionen, die bisher als 
sog, gesellschaftliche Gerichte Arbeitsreebtsstreitig- 
keiten entschieden haben. Aus Gründen der Rechts- 
staatlichkeit müssen die Entscheidungen der 
Schiedsgerichte durch die staatlichen Gerichte 
überprüft werden können. Die DDR erläßt mit dem 
Ziel der Angleichung an das Recht der Bundesrepu- 
blik Deutschland ein Gesetz über die Errichtung 
und das Verfahren der Scbiedsstellen für Arbeits- 
recht. 


Sozialversicherung 
Ausgangslage In der DDR 

11. Charakteristisch für die bisherige Sozialversi- 
cherung der DDR ist die Einheit von Kranken-, Un- 
fall-, Renten- und Mutterschafts Versicherung mit ei- 
ner Versicherungspflicht für alle Erwerbstätigen, 
d. h. sowohl für Arbeitnehmer als auch für Selbstän- 
dige. Die „Sozialversicherung der Arbeiter und An- 
gestellten" wird vom FDGB geleitet und verwaltet. 
Ln ihr sind rd 85 % der Bevölkerung versichert. Selb- 
ständige, freiberuflich Tätige und die Mitglieder der 
Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 
und der Produktionsgenossenschaften des Hand- 
werks sind in der „SoziaJversichening bei der Staat- 
lichen Versicherung" versichert. 

Die Pflichtsoztalversicherung wird über einkom- 
mensbezogene Einheitsbeiträge finanziert, wobei 
unverändert seit 1947 nur Einkommen bis zu einer 
Bemessungsgrenze von 600 Mark im Monat beitrags- 
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pflichtig sind. Der Gesamtbeitragssatz zur Sozialver- 
sichenmg der Arbeiter und Angestellten beträgt 
22,5 % des Arbeitseinkommens. Er setzt sich zusam- 
men aus einem Eigenanteil der Arbeitnehmer von 
10% und einem Betriebsanteil von 12,5%. Für die 
Genossenschaftsmitglieder in der Sozialversiche- 
rung bei der Staatlichen Versicherung gilt der glei- 
che Beitragssatz, während die Selbständigen und 
freiberuflich Tätigen einen Beitrag von 20% ihres 
Einkommens zu entrichten haben. Rentner sind in 
der Sozialversicherung beitragsfrei. 

Da sich die Ausgaben der Sozialversicherung erheb- 
lich stärker erhöht haben als die Einnahmen, traten 
zunehmend Finanzdefizite auf. Diese wurden durch 
Zuschüsse aus dem Staatshaushalt ausgeglichen, die 
inzwischen rund die Hälfte des Ausgabenbedarfs der 
Sozialversicherxmg decken. 

Ergänzt wird die Pflichtsozialversicherung durch die 
Freiwillige Zusatzrentenversicherung, die ebenfalls 
bei den beiden Trägem der Pflichtversichemng an- 
gesiedelt ist und in der über 80 % der Beitrittsberech- 
tigten Mitglieder sind. Offiziell werden Pflicht- und 
freiwillige Versichenmg als Einheit gesehen. Die 
Freiwillige Zusatzrentenversichemng ermöglicht ei- 
ne höhere Versorgung im Rentenfall, bei Krankheit 
und bei Mutterschaft. Sie steht allen Beziehern mit 
einem Einkommen über 600 Mark im Monat offen, 
wobei es nur für Selbständige eine Bemessungsgren- 
ze von 1 200 Mark im Monat gibt. Der Beitragssatz be- 
trägt 20 % auf den zu versichernden Einkommensan- 
teil oberhalb der Bemessimgsgrenze von 600 Mark im 
Monat, wobei die Beiträge je zur Hälfte vom Versi- 
cherten und vom Betrieb getragen werden. 


Regelungen des Staatsvertrages 

12. Der Staatsvertrag regelt, daß die DDR die bis- 
herige Einheitsversicherung aufgibt und ein geglie- 
dertes System der Sozialversichenmg einführt. Da- 
nach werden die Renten-, Kranken- und Unfallversi- 
cherung sowie die neu zu schaffende Arbeitslosen- 
versicherung durch Selbstverwaltungskörperschaf- 
ten, die der Rechtsaufsicht des Staates unterliegen, 
durchgeführt. 

Sie finanzieren sich vor allem durch Beiträge, die 
gmndsätzlich je zur Hälfte von Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern entsprechend den Beitragssätzen in 
der Bundesrepublik Deutschland gezahlt werden. 
Die Beiträge zur Unfallversichemng sind allein von 
den Arbeitgebern zu tragen, ln der Rentenversiche- 
rung wird zu den Ausgaben ein Staatszuschuß gelei- 
stet. Versicherungspflicht und Beitragsbemessungs- 
grenzen werden nach den Gmndsätzen des Sozial- 
versichenmgsrechts in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ausgerichtet. Hierdurch entstehende Beein- 
trächtigungen der Nettoentgeltpositionen werden 
durch Steuererleichtenmgen aufgrund der Übernah- 
me der Lohnsteuertabellen der Bundesrepublik 
Deutschland imd bei sog. Produktionsarbeitern mit 
einem Monatslohn bis zu 800 DM zusätzlich vorüber- 
gehend durch einen abgestuften Beitragszuschuß 
abgemildert. 


Die Geldleistungen der gegliederten Sozialversiche- 
rung orientieren sich grundsätzlich an der Höhe der 
versicherten Entgelte. 

Die bestehende umfassende Sozialversicherungs- 
pflicht aller Erwerbstätigen in der DDR kann für ei- 
ne Übergangszeit beibehalten werden. Freibemflich 
Tätige und sonstige Selbständige sollen sich jedoch 
von der Sozialversicherungspflicht befreien lassen 
können, wenn sie eine ausreichende anderweitige 
Sichenmg nachweisen können. Die DDR wird auch 
die Einrichtimg von berufsständischen Versorgungs- 
werken ermöglichen. 

Mit der Einführung eines gegliederten Sozialversi- 
cherungssystems ist gleichzeitig eine Loslösung der 
Sozial versichemng vom FDGB verbimden. Zunächst 
können die Aufgaben von Renten-, Kranken- und 
Unfallversicherung noch von einem gemeinsamen 
Träger durchgeführt werden; möglichst bis zum 1. 
Jcmuar 1991 sollen jedoch für Renten-, Kranken- und 
Unfallversichenmg eigenständige Träger gebildet 
werden. Ziel dabei ist eine Organisationsstruktur, 
die der in der Bundesrepublik Deutschland ent- 
spricht. Bereits mit Beginn der Währungs-, Wirt- 
schafts- und Sozialunion sind allerdings Einnahmen 
und Ausgaben von Renten-, Kranken- und Unfallver- 
sicherung getrennt zu erfassen und abzurechnen. 

Soweit in der Renten- und Arbeitslosenversichenmg 
der DDR während einer Übergangszeit die Einnah- 
men die Leistungsausgaben nicht voll abdecken, lei- 
stet die Bundesrepublik Deutschland an die DDR ei- 
ne vorübergehende Anschubfinanzierung aus Mit- 
teln des Bundeshaushalts. Dabei werden 1990 2,75 
Milliarden DM und 1991 insgesamt 3 Milliarden DM 
bereitgestellt. Darüber hinaus kann die Bundesrepu- 
blik Deutschland der DDR zur Behebung von Liqui- 
ditätsengpässen, die auf andere Weise nicht abge- 
deckt werden können, zinslose Betriebsmitteldarle- 
hen bis zu 2,5 Milliarden DM für die Rentenversiche- 
rung und bis zu 2 Milliarden DM für die Arbeitslo- 
senversicherung gewähren. 


Arbeitslosenversicherung/Arbeitsförderung 
Ausgangslage in der DDR 

13. Das Entstehen offener Arbeitslosigkeit wurde 
in der DDR zu Lasten der Produktivität der Wirt- 
schaft mit der Folge verhindert, daß die Erwerbsein- 
kommen niedrig geblieben sind. Betriebe, die Ar- 
beitnehmer freisetzen wollten, waren vorrangig für 
die weitere Beschäftigung der Betroffenen verant- 
wortlich. 

Die nach dem Fall der Mauer in der DDR einsetzen- 
de Umstrukturierung der Wirtschaft hin zu markt- 
wirtschaftlichen Strukturen wurde durch folgende 
Regelungen flankiert: 

— Verordnung über die Gewährung staatlicher Un- 
terstützung und betrieblicher Ausgleichszahlung 
an Bürger während der Zeit der Arbeitsvermitt- 
lung vom 8. Februar 1990, 
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“ Verordnung über die Umschulung von Bürgern 
zui Sicherung einer BerulsLätigkeit vom 8. Febru- 
ar 1990, 

— Verordnung über die Gewährung von Vorruhe- 
standsgeld vom 1. Februar 1990. 

ln einer Verordnung vom 8. März 1990 wurden die 
„Aufgaben, Rechte und Pflichten der Arbeitsämter 
und der Betriebe zur Sicherung des Rechtes auf Ar- 
beit" zusammengefaßt. 


Regelungen des Staats Vertrages 

14. Der in der DDR zu erwartende wirtschaftliche 
Umstruktmrieningsprozeß wird bislang versteckte in 
offene Arbeitslosigkeit transformieren. Dieser Pro- 
zeß muß arbeitsroaxktpoUtisch flankiert werden. 
Deshalb sieht der Staatsv'ertrag vor, daß die DDR ein 
System der Arbeitslosenversicherung einschließlich 
der Arbeitsfördenmg einführt, das den Regelungen 
des Arbeitsförderungsgesetzes entspricht. Dabei soll 
in der Ubergangsphase den Besonderheiten in der 
DDR Rechnung getragen werden. Besonderes Ge- 
wicht für eine berufliche Umorientierung von Ar- 
beitnehmern in der DDR haben 

— die Förderung der Fortbildung und Umschulung 
sowie der beruflichen Rehabilitation, 

— eine besondere Anwendung der Kurzarbeilerre- 
gelungen, um Arbeitslosigkeit zu vermeiden, und 

— der Aufbau eines effektiven Beratungs- und Ver- 
mi tüungssys tems. 

15. Für den Aufbau der Arbeitsverwaltung wird im 
R ahm en des Staats Vertrags eine enge Zusammenar- 
beit vereinbart, ln diesem Rahmen leisten die Bun- 
desregierung und die Bundesanstalt für Arbeit wich- 
tige Hilfen bei der Errichtung von 38 Arbeitsämtern 
und 160 Nebenstellen in der DDR. 

Für den Aufbau einer Arbeitsverwaltung in der DDR 
stellt die Bundesregierung insgesamt 165 Millionen 
DM zur Verfügung, davon allein 85 Millionen DM 
für 1990, In einer Vereinbarung zwischen dem Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung, dem Mi- 
nister für Arbeit rmd Soziales in der DDR und der 
Bundesanstalt für Arbeit sind die Binzelheiten der 
Hilfe festgeiegt. Die Bundesanstalt hat die Verwal- 
tung der Mittel übernommen. 

Beim Aufbau der Arbeitsverwaltung in der DDR 
wird die Bundesanstalt für Arbeit durch die Schu- 
lung von Mitarbeitern der DDR- Arbeitsämter und 
die Entsendung von Fachkräften in die DDR mitwir- 
ken. 

Für eine modellhafte Versorgung in der DDR in den 
Bereichen berufliche Weiterbildung, medizinische 
und berufliche Rehabilitation, Arbeitsrecht und Ar- 
beitsschutz sowie Gesundheit und Krankenversiche- 
rung werden 1990 insgesamt 130,5 Millionen DM zur 
Verfügimg gestellt Darunter fällt vor allem der Auf- 
bau arbeitsmarklbezogener modeUhafter Weiterbil- 
dungsemrichtungen mit einem Finanzvolumen von 


80 Millionen DM. Diese WeiterbüdungseLorichtun- 
gen sollen in Kooperation zwischen Trägem aus der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR errichtet 
werden. Mit der Bundesanstalt für Arbeit wird eine 
Vereinbarung abgeschlossen zur Vergabe dieser 
Mittel nach Richtlinien des Bundesministers für Ar- 
beit und Sozialordnung. 


Rentenversicherung 
Ausgangstage fn der DDR 

16. Das Renten recht der DDR hat sich in den letz- 
ten 40 Jahren völlig anders entwickelt als das der 
Bundesrepublik Deutschland, Dies betrifft sowohl 
die Rentenarten als auch die Leistungsvoraussetzun- 
gen imd die Rentenberechnung. 

ln der DDR werden für Versicherte der Pflichtsozial- 
versicherung Renten wegen Invalidität und wegen 
Alters gewährt. Witwen oder Witwer erhalten eine 
Rente nur, wenn die Altersgrenze für eine Altersren- 
te erreicht ist oder ein Kind unter drei Jahren oder 
zwei Kinder unter acht Jahren zu versorgen sind. 
Werden diese Voraussetzungen nicht erfüllt, besteht 
für längstens zwei Jahre Anspruch auf Ubergangs- 
hinterbliebenenrente. Die Renten wegen Invalidität 
und die Hinterbliebenenrenten erfordern eine Min- 
destversicherungszeit von fünf Jahren, die Alters- 
rente von 15 Jahren. Männer haben einen Altersren- 
tenanspruch vom 65, Lebensjahr, Frauen bereits vom 
60, Lebensjahr an. Die Hinterbliebenen Versorgung 
in der DDR Ist erheblich ungünstiger als in der Bun- 
desrepublik Deutschland; einen Anspruch im Falle 
der Ehescheidung kennt das DDR-Recht nicht. Die 
Invalidenrente, die das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland bis 1957 kannte, setzt eine Erwerbsmin- 
derung von zwei Dritteln voraus. Sie geht damit 
über die Voraussetzungen für Berufsunfähigkeit hin- 
aus, entspricht aber nicht den Voraussetzungen für 
Erwerbsunfähigkeit nach dem Recht der Bundesre- 
publik Deutschland. 

Die Rente setzt sich aus einem von der Anzahl der 
Arbeitsjahre abhängigen Festbetrag und Steige- 
rungsbeträgen aus den versicherten Entgelten zu- 
sammen. Der Festbetiag beträgt zwischen 170 Mark 
monatlich bei unter 25 Arbeitsjahren und 210 Mark 
monatlich bei 40 und mehr Arbeitsjahren. Der Stei- 
gerungsbetrag beläuft sich auf monatlich 1 % des auf 
600 Mark begrenzten Monatsverdienstes. Eine Rente 
nach 45 Arbeitsjahren kann danach höchstens 210 
Mark zuzüglich 45 x 6 Mark — 480 Mark betragen. 
Witwen oder Witwer erhalten 60% der Versicher- 
tenrenle. Beim Zus amm entreffen von Witwen- oder 
Witwerrenle mit einer Rente aus eigener Versiche- 
rung wird die erstere nur zu einem Viertel ausge- 
zahlt. Die DDR-Renten sind wegen einer umfangrei- 
chen Mindestrenlen-ZMindestbetragsregelung in ih- 
rer Höhe wenig gestreut So beträgt die Mindest- 
rente bei bis zu 15 Arbeitsjahren 330 Mark monatlich 
und bei 45 und mehr Arbeitsjahren 470 Mark monat- 
lich. 

Da die Durch Schnitts Verdienste seit 1969 die Bei- 
tragsbemessungsgrenze von monatlich 600 Mark 
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Überschreiten, wurde 1971 die Freiwillige Zusatzren- 
tenversicherung für Monatsverdienste über 600 
Mark eingeführt. Die daraus zu gewährende monat- 
liche Zusatzrente beträgt für jedes Jahr der Zugehö- 
rigkeit zu dieser Versicherung 2,5% des monatli- 
chen Durchschnittsentgelts des Versicherten. 

Bei einer Wohnbevölkerung der DDR von rd. 16,3 
Millionen wurden im Dezember 1988 3,1 Millionen 
Renten, davon 2,9 Millionen Versichertenrenten in 
Höhe von monatlich durchschnittlich 446 Mark, ge- 
zahlt. 1,01 Millionen Versichertenrentner bezogen 
auch eine Rente der Freiwilligen Zusatzrentenversi- 
chenmg. Durchschnittlich betrug die Summe beider 
Renten monatlich 477 Mark. Die Rentenausgaben la- 
gen insgesamt bei rd. 18 Milliarden Mark. 

Neben den Renten der allgemeinen Versichenmg 
und der freiwilligen Zusatzversicherung gibt es Zu- 
satz- und Sonderversorgungssysteme für bestimmte 
Personengruppen. 

Begünstigt von der Zusatzversorgung sind haupt- 
sächlich Mitarbeiter des Staatsapparates und der 
ehemaligen Blockparteien, Vorsitzende der Land- 
wirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften, Be- 
schäftigte von wichtigen Volkseigenen Betrieben 
sowie Angehörige der technischen, medizinischen, 
wissenschaftlichen, künstlerischen und pädagogi- 
schen Intelligenz (sog. Intelligenzrenten). Die Zu- 
satzversorgimg für Beschäftigte in wichtigen Volks- 
eigenen Betrieben ist einer betrieblichen Zusatzver- 
sorgung vergleichbar. 

Die Leistungen der Zusatzversorgungen sind so be- 
messen, daß die Begünstigten zusammen mit der 
Rente aus der allgemeinen Rentenversichenmg eine 
Altersversorgung in Höhe eines bestimmten Pro- 
zentsatzes des letzten Brutto- oder Nettoverdienstes 
(in der Regel 50 bis 60 % des Bruttoverdienstes bzw. 
90% des Nettoverdienstes) erreichen. Von diesen 
Zusatzversorgungssystemen erhalten rd. 300000 Per- 
sonen eine Leistimg, und rd. 1 Million Personen ha- 
ben entsprechende Anwartschaften. 

Außerhalb des allgemeinen Rentenversichenmgssy- 
stems gibt es Sonderversorgimgssysteme für Ange- 
hörige der Nationalen Volksarmee, der Grenztrup- 
pen, der Volkspolizei, der Zollverwaltung und des 
Staatssicherheitsdienstes. Der Beitragssatz beträgt 
10% vom gesamten Einkommen. Die Altersversor- 
gung aus diesen Systemen beträgt 75 % des letzten 
Bruttoverdienstes ohne Begrenzung auf eine 
Höchstrente imd damit ein Vielfaches der Durch- 
schnittsrente. Die Sonderversorgimgssysteme erfas- 
sen nach Schätzimgen rd. 430000 Personen. 


Die Regelungen des Staatsvertrages 

17. Nach den Regelungen des Staatsvertrages wird 
das Rentenrecht der DDR an das lohn- und beitrags- 
bezogene Rentenrecht der Bimdesrepublik Deutsch- 
land angeglichen. Dabei wird in einer Übergangs- 
zeit von fünf Jahren dem Vertrauensschutz der ren- 
tennahen Jahrgänge Rechnung getragen. Die Beiträ- 
ge zur Rentenversicherung sind bereits mit Inkraft- 


treten der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion 
entsprechend der individuellen Lohnhöhe und nach 
hiesigem Beitragssatz zu entrichten. Die Beitragsbe- 
messungsgrenze wird entsprechend den Lohnver- 
hältnissen in der DDR angepaßt. Dadurch entfällt 
die Grundlage für die bisherige Freiwillige Zusatz- 
rentenversicherung in der DDR; sie wird für künftige 
Zeiten geschlossen. 

Einkünfte und Ausgaben der Rentenversicherung 
werden ab sofort getrennt von denen der anderen 
Zweige der Sozialversicherung erfaßt und abgerech- 
net imd ausschließlich für Aufgaben der Rentenver- 
sicherung verwendet. Hierzu gehören künftig auch 
Leistungen zur Rehabilitation. Möglichst bis zum 1. 
Januar 1991 soll es dann für die Rentenversicherung 
eigenständige Träger geben; Ziel ist dabei eine Or- 
ganisationsstruktur, die der in der Bundesrepublik 
Deutschland entspricht. 

Ein weiterer entscheidender Schritt in Richtung auf 
die künftige volle Angleichung des DDR-Renten- 
rechts an das der Bundesrepublik Deutschland ist 
die Anhebung des Rentenniveaus in der DDR bei der 
Umstellung der Renten auf Deutsche Mark auf ein 
Rentenniveau, das dem in der Bundesrepublik 
Deutschland entspricht. Maßstab für diese Anhe- 
bung ist ein Rentner mit 45 Versicherungsjahren 
bzw. Arbeitsjahren, der immer den Durchschnitts- 
verdienst in der DDR erzielt und zur Freiwilligen 
Zusatzrentenversicherung freiwillige Beiträge ent- 
richtet hat. Seine Rente soll 70% des aktuellen 
durchschinttlichen Nettoverdienstes in der DDR er- 
reichen. Bei Versicherten mit einer höheren oder ei- 
ner niedrigeren Zahl an Versicherungsjahren ist die- 
se Zielgröße entsprechend höher oder geringer. 
Hierdurch werden 2,3 Millionen der Rentnerinnen 
und Rentner, die eine Rente aus eigener Versiche- 
rung beziehen, eine zum Teil erhebliche Verbesse- 
rung der Einkonunenssituation erfahren. Renten in 
der DDR, die bei diesem Verfahren nicht angehoben 
werden, werden in der bisherigen Höhe in Deutsche 
Mark gezahlt. 

In der Folge werden die Renten dann entsprechend 
der Entwicklung der Nettolöhne und -gehälter in 
der DDR angepaßt. 

Die in der DDR bestehenden Zusatzversorgrmgen 
und Sonderversorgimgssysteme sollen grundsätz- 
lich zum 1. Juli 1990 geschlossen werden. Bisher er- 
worbene Ansprüche und Anwartschaften werden 
von der Rentenversichenmg der DDR abgewickelt. 
Die der Rentenversichenmg der DDR in diesem Zu- 
sammenhang entstehenden Mehraufwendungen 
werden ihr aus dem Staatshaushalt der DDR erstat- 
tet. Unabhängig hiervon werden die auf Sonderrege- 
limgen beruhenden Leistungen mit dem Ziele über- 
prüft, ungerechtfertigte Leistimgen abzuschaffen 
und überhöhte Leistimgen abzubauen. 

18. Für die Umstellung der Renten bereitet die 
DDR zur Zeit ein gesondertes Gesetz vor. Um den 
Empfängern von niedrigen Renten angesichts des 
Wegfalls der Subventionierung von Gütern des 
Grundbedarfs in der DDR die Bestreitung eines an- 
gemessenen Lebensunterhalts zu ermöglichen, ist 
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ein Sozialzuschlag vorgesehen Der Sozialzuschlag 
übernimmt in einer Übergangszeit die Funktion der 
Sozialhilfe, solange ein funktionierendes Sozialhilfe- 
system in der DDR noch nicht existiert Die Aufwen- 
dungen für den Sozialzuschlag werden der Renten- 
versicherung aus Mitteln des Staatshaushalts der 
DDR erstattet. 

Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte und 
die Landes Versicherungsanstalt Berlin leisten der 
DDR bei der Umstellung der DDR-Renten techni- 
sche Hilfe beim Ausdruck der Bescheide. Unter den 
Landesversicherungsanstalten sind für die DDR- 
Bezirke Korrespondenzanstaiten bestimmt worden, 
die der DDR-Rentenversicherung Ln allen Fragen auf 
Wunsch Hilfe leisten sollen, aber auch Schulungs- 
Veranstaltungen für DDR-Rentensachbearbeiter 
über das Rentenrecht der Bundesrepublik Deutsch- 
land anbieten. 


U nfal I Versicherung 
Ausgangsfage ln der DDR 

19. Als Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufs- 
krankheiten werden in der DDR ausschließlich Ver- 
letzten- und Hinterbliebenenrenten gezahlt. Heilbe- 
handlung, Rehabilitation, Krankengeld usw. werden 
aus der Püichtsozial Versicherung erbracht, ohne da- 
bei an den ArbeiLsunfall oder die Berufskrankheit als 
Versieh erungs fall anzuknüpfen. 

Anspruchsvoraussetzungen und Unfallrentenbe- 
rechnung entsprechen grundsätzlich dem Recht Ln 
der Bundesrepublik Deutschland. Der Rentenbe- 
rechnung wird jedoch nur das Arbeitseinkommen 
bis zur Beitragsbemessungsgrenze von 600 Mark zu- 
grunde gelegt; ein höhei’es Einkommen führt nicht 
zu höheren Rentenansprüchen, Allerdings sieht das 
Recht der DDR bestimmte Festbeträge, die zusätz- 
lich zur Rente gezahlt werden (bei Körperschäden 
von mehr als 50 % 50 Mark, von 66.66 % und mehr 
150 Mark), und Mindestrenten vor. Die Mindestun- 
fallrente beträgt bei einem Körperschaden von 
66,66 % oder mehr 470 Mark monatlich. Der Höchst- 
betrag, der als Vollrente bei einem Körperschaden 
von 100% einschließlich Festbetrag erreicht erden 
kann, bekauft sich auf 550 Mark. Zusätzlich werden 
an Schwerverletzte unter bestimmten Voraussetzun- 
gen noch ein Ehegattenzuschlag (200 Mark) und ein 
Kinderzuschlag (10% der Rente ohne Festbetrag 
bzw. einheitlich 60 Mark) gezahlt. 

Die Uniallwitwen-ZUnfallwitwerrenten betragen für 
Hinterbliebene, die selbst nicht arbeiten können, 
40% des beitragspflichtigeii Durchschnittsentgelts 
des Verstorbenen. Die Mindestrente beträgt hier 330 
Mark. Die Unfall Waisenrenten betragen für Halb- 
waisen 20 %, für Vollwaisen 30 % des beitragspflich- 
tigen Durchschnittsentgelts des verstorbenen Ei- 
lemteils. Die Mindestrenten liegen bei 165 Mark für 
Halbwaisen und bei 220 Mark für Vollwaisen. 

Die Finanzienrng der Leistungen bei Arbeitsunfäl- 
len und Berufskrankheiten erfolgt durch eine von 


den Betrieben zusätzlich zum Sozialversicherungs- 
Pflichtbeitrag allein getragene Unfallumlage. Sie 
beträgt 0.3% bis 3% der beitragspflichtigen Lohn- 
summe des Betriebs. Welcher Prozentsatz angewen- 
det wird, ergibt sich aus einer der 10 Gefahrklassen, 
in die die Betriebe eingestull sind. 

Neben den Leistungen aus der Sozialversicherung 
besteht ein ergänzender Schadensersalzanspruch 
des Verletzten gegen seinen Betrieb, 


Die Regelungen des Staatsvertrages 

20. Der Staatsvertrag sieht vor, daß das Unfallversi- 
cherungsrechl der DDR an das System der Bundesre- 
publik Deutschland angeglichen wird. Die Einnah- 
men aus der Unfallumiage rmd die Ausgaben für Lei- 
stungen wegen Aibeitsunfällen und Berufskrankhei- 
ten sind sofort getrennt von denen der anderen 
Zweige der Sozialversicherung zu erfassen und ab- 
zurechnen. Danach wird bei der Einrichtung eigen- 
ständiger Träger für die einzelnen Sozialversiche- 
rungssbereiche eine branchengegliederte Organise- 
tionsstruktur wie in der Bundesrepublik Deutsch- 
land angeslxebt. 

Die Bestandsrenten werden bei der Umstellung auf 
Deutsche Mark neu festgesetzt. Der Neufestsetzung 
wird als Berechnungsgrundlage ein durchschnittli- 
cher monaüicher Arbeitsverdienst in Höhe von 1 140 
Deutsche Mark zugrunde gelegt werden. Dadurch 
erhöht sich die Rente, weil bisher nur das beitrags- 
pflichtige Entgelt bis zu 600 Mark im Monat berück- 
sichtigt wurde. 

Neu feslzusetzende Renten werden auf der Grundla- 
ge des durchschnittlichen monatlichen ßmtloent- 
gelts der letzten 12 Monate vor dem Unfall unter Be- 
rücksichtigung der neuen und wesentlich höheren 
Beitxagsbemessungsgrenze festgesetzt. Diese Bei- 
tragsbemessungsgrenze übernimmt damit vorüber- 
gehend auch im LeisLungsrecht die Funktion der in 
der Bundesrepublik Deutschland bestehenden Jah- 
resaibeitsverdienstgrenzem 

Die Unfallrenten werden — wie die Renten aus der 
Rentenversicherung — dynamisiert. 

Für die weitere Rechtsangieichung wird es erforder- 
lich sein, den Trägem der Unfallversicherung auf 
dem Gebiet der heutigen DDR künftig auch Aufga- 
ben der Prävention und der Rehabilitation zuzuwei- 
sen. 


Krankenverslcherung/Geaundheltswesen 
Ausgangslage In der DDR 

21. Die soziale Sicherung in der DDR umfaßt für 
den Krankheitsfall sowie bei Schwangerschaft und 
Mutterschaft Leistungen, die im wesentlichen den 
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung 
in der Bundesrepublik Deutschland entsprechen. Je- 
doch bestehen, insbesondere im Hinblick auf das 
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qualitative Niveau der Leistungen, z.B. in der Ajz- 
neimiltelversorgung, sowie auf die Organisation der 
Versorgungsstrukturen, erhebliche Defizite. 

Es gibt keine Lohnfortzahlung bei Arbeitsunfähig- 
keit durch den Betrieb, statt dessen \vird im Rahmen 
der Sozialversicherung vom ersten Tag der Arbeits- 
unfähigkeit an, längstens für 78 Wochen, ein Kran- 
kengeld gezahlt. Ist die Arbeitsunfähigkeit auf einen 
Arbeitsuiall oder eine Berufskrankheit zurückzu- 
führen, beträgt das Krankengeld für die gesamte 
Zeit 100% des Nettodurchschnittsverdienstes. Im 
Krankheitsfall wird bei Aj-beitnehmem und Genos- 
senschaftsmitgliedern in den ersten sechs Wochen 
ein Krankengeld in Höhe von 90 % des Nettodurch- 
schnittsverdienstes gezahlt; ab der siebenten Woche 
wird das Krankengeld nach der Zahl der Kinder ge- 
staffelt und eine Mitgliedschaft in der Freiwilligen 
Zusatzrentenversicherung krankengeldsleigemd 
berücksichtigt, so daß die Versicherten einen Betrag 
zwischen 50 und 90% des Nettodurchschnittsver- 
diensLes erhalten. Für die Selbständigen und freibe- 
ruflich Tätigen wird Krankengeld nach der Zahl der 
Kinder nnd/oder der Mitgliedschaft in der Freiwilli- 
gen Zusatzrentenversicherung gezahlt. 

Die medizinische Versorgung in der DDR erfolgt auf 
der Grundlage eines abgestuften Versorgungskon- 
zepts im Rahmen eines staatlichen und zentral ge- 
lenkten Systems von Krankenhäusern, Poliklinikeo, 
Ambulatorien, staatlichen Arztpraxen, pharmazeuti- 
schen Zentren und betrieblichen Gesundheits- 
diensten. Niedergelassene Ärzte, Zahnärzte und 
Apotheker spielen Lm Unterschied zur Bundesrepu- 
blik Deutschland bislang kaum eine Rolle. Das Ge- 
sundheitswesen in der DDR kann insgesamt nur als 
bedingt funktionsfähig angesehen werden. Trotz ho- 
her staatlicher Zuschüsse bestehen teilweise — ins- 
besondere im Krankenhausbereich — erhebliche 
Engpässe, bauliche Mängel und Defizite in der Aus- 
stattung mit Medizintechnik. 


Die Regelungen des Staatsvertrages 

22, Nach den Bestimmungen des Staatsvertrages 
wild das Kranken versicherungsr echt der DDR 
schrittweise in allen Bereichen an das der Bundesre- 
publik Deutschland angeglichen, so daß ein geglie- 
dertes beitragsfinanziertes Kr ankenv er Sicherung s- 
syslem geschaffen wird. Als Beitragssatz ist zunäc^t 
der durchschnittliche allgemeine Beitragssatz der 
Krankenkassen in der Bundesrepublik Deutschland 
vorgesehen. Die Beitragsbemessungsgrenze wird 
nach den Grundsätzen des Sozialversicherungs- 
rechts der Bundesrepublik Deutschland festgelegt. 
Auch Rentner unterliegen nunmehr der Beitrags- 
pDicht; maßgebend ist der jeweilige Beitragssatz in 
der Krankenversicherung. Die Krankenversiche- 
rungsbeiträge der Rentner werden pauschal von der 
Rentenversicherung an die Krankenversicherung 
abgeführt. Das bei der Umstellung der Renten vorge- 
sehene Nettorentenniveau bleibt davon unberührt, 

Leistungen, die in der Bundesrepublik Deutschland 
nicht zum Leistungskatalog der gesetzlichen Kran- 


kenversicherung gehören, werden nicht zu Lasten 
der Krankenversicherung, sondern aus dem Staats- 
haushalt der DDR finanziert. Die Entgeltfortzahlung 
im Krank heüsfall wird entsprechend den in der Bun- 
desrepublik Deutschland geltenden Regelungen 
auch in der DDR eingeführt. Für Krankenhäuser und 
mit ihnen verbundene ambulante Einrichtur\gen güt 
der Grundsatz der dualen Finanzierung, so daß be- 
triebsnotwendige Investitionen grundsätzlich aus 
Mitteln des Staatshaushalts und nicht aus Beitrags- 
mxtteln finanziert werden. 

Der vorgesehene Übergang von einem staalhchen, 
zentral gelenkten Gesimdheitssystem zu einem Ge- 
sundheitswesen mit pluralistischen, dezentralen und 
freiheitlichen Versorgiingsstrukturen erfordert eine 
grundlegende, an dem Versorgungssystem der Bun- 
desrepublik Deutschland orientierte Neugestaltung 
der gesundheitlichen Versorgungsstrukturen in der 
DDR. Um in der medizinischen Versorgung der Be- 
völkerung in der DDR keine Lücken entstehen zu 
lassen, kann der notwendige Angleichungsprozeß — ^ 
unter vorläufiger Fortführung bestehender Versor- 
gungsstnikturen — nur schrittweise vollzogen wer- 
den. Um dem Versorgungsangeboi der Bundesrepu- 
blik Deutschland vergleichbare Strukturen zu ent- 
wickeln, sind insbesondere die Voraussetzungen für 
die Zulassung niedergelassener Ärzte, Zahnärzte, 
Apotheker sowie selbständig tätiger Erbringer von 
Heil- und Hilfsmitteln sowie privater und freige- 
meinnütziger Kranken haus trag er zu schaffen. Dane- 
ben müssen gesetzliche Rahmenbedingungen für 
den Aufbau der erforderlichen vertraglichen, insbe- 
sondere vergütungsrechtHchen Beziehungen zwi- 
schen Krankenkassen und Leistungserbringern ge- 
schaffen werden. 

23. Aufgrund der kritischen Situation in Gesund- 
heitswesen der DDR hat die Bundesregierung ein 
umfangreiches Sofortprogramm vorgelegt, das mit 
ergänzenden Maßnahmen der Länder, vieler Kran- 
kenhäuser tm Wege von Partnerschaften, der ärztli- 
chen Organisationen und privater Initiativen spür- 
bare Hilfen gebracht hat. Damit werden sowohl die 
Versorgung der Patienten als auch die Arbeitsbedin- 
gungen der Ärzte, der Krankenpflegekräfte und des 
medizinischen Fachpersonals verbessert. Das HUfs- 
programm der Bundesregierung, das technisch vom 
Deutschen Roten Kreuz abgewickelt wird, enthalt 
folgende Maßnahmen: 

— Lieferung von medizinischem Verbrauchsmateri- 
al und dringend benötigten Arzneimitteln; 

— Lieferung von Ausrüstungen für Alten- und Pfle- 
geheime und an Behinderteneinrichtungen, z.B. 
Kleinbusse, Kinderrollstühle und Hebegeräte, 
und Lieferung von medizinisch-technischen Ge- 
räten an Krankenhäuser; 

— Lieferung von Verbrauchsmalerial und Dialyse- 
geräten und Einrichtung von Pilolzentien zur 
Verbesserung der Nierendialyse. 

Hinzu kommt die organisatorische und personelle 
Unterstützung der DDR beim Aufbau einer eigen- 
ständigen, gegliederten Krankenversicherung durch 
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Stellen der Bundesrepublik Deutschland, insbeson- 
dere durch Krankenkassen. Um bestehende fnforma- 
tionslücken über das System der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu schließen, ist eine Beratungs- und Informati- 
onstätigkeit vor Ort unerläßlich. Hierzu gehören 
auch Schulungsmaßnabraen, um die Mitarbeiter der 
in der DDR neu entstehenden Krankenkassen auf ih- 
re künftigen Aufgaben vorzubereilen. 

Um die rechtlichen und organisatorischen Voraus- 
setzungen für die Angleichung des Gesundheitswe- 
sens der DDR an die VersorgmigssLrukturen der 
Bimdesrepublik Deutschland zu schaffen, ist eine ge- 
Tneinsame Gesundheitskommission gebildet wor- 
den. 


Sozialhilfe 

Ausgangslage In der DDR 

24. In der DDR erbalten Bürger, die nicht in der La- 
ge sind, ihren Lebensunterhalt anderweitig zu be- 
streiten, eine monatliche Sozialfürsorgeunterstüt- 
zung. Diese beträgt für alleinstehende Bürger 300 
Mark und für Ehepaare 500 Mark monatlich, zuzüg- 
lich Mietbeihilfen und ggf. Beihilfen für Kranke. Sie 
sieht ferner bestimmte Leistungen bei Krankenhaus- 
und Heimaufenthait vor. Daneben werden auch ein- 
malige Beihilfen gewährt. PQegegeld, Biindengeld 
und Sonderpflegegeld wird an pOegebedüiftige 
Bürger gezahlt, die keinen Anspruch auf entspre- 
chende Leistungen der Sozialversicherung haben. 


Regelungen des Staatsvertrages 

25. Entsprechend dem Staatsvertrag wird die DDR 
das bisherige System der Sozialfürsorge durch ein 
System der Sozialhilfe ersetzen. Dazu wurde inzwi- 
schen von dem zuständigen Minister der DDR in Zu- 
sammenarbeit mit dem Bundesminister für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit der Entwurf eines 
Sozialhilfegeselzes für die DDR erarbeitet. Seine Re- 
gelungen sind im wesentlichen denen des Bundesso- 
zialhilf egesetzes der Bundesrepublik Deutschland 
nachgebildet, beschränken sich derzeit aber auf die 
Hilfe zum Lebensunterhalt, die Krankenhilfe und 
die Hilfe zur PDege in EinricbtuDgen. Abweichun- 
gen sind bedingt durch die besonderen Verhältnisse 
in der DDR. In Form einer Durchführungsbestim- 
mung sollen ergänzend zum Gesetz der EckregeL 
satz, der Barbetrag zur persönlichen Verfügung bei 
Heimbewohnern unter IS Jahren und die Höhe der 
geschützten kleineren Barbeträge festgelegt wer- 
den. Hinsichtlich des Pflegegeldes, des SonderpQe- 
gegeldes und des Bündengeldes sollen die bisheri- 
gen Regelungen der Sozialfürsorgeverordnung der 
DDR weiter gelten, dies u.a. wegen der sehr be- 
grenzten medizinischen Kapazität für Neuunlcrsu- 
chungen. 

Zur sachgerechten Ausführung des angestreblen So- 
zialhilfesystems sind eine entsprechende Verwal- 


tung mit dafür ausgebildetem Personal und die für 
die Hilfegewähnmg erforderlicben sozialen Dienste 
und Einrichtungen in der DDR zu schaffen. Ab Juni 
1990 werden deshalb Schulungsveranslailungen für 
Sozial hi! femultiplikatoren aus der DDR stattfinden. 
Die Bildung von Sozialämtern in den Kreisen und 
kreisfreien Städten sowie die Schulung der dortigen 
Mitarbeiter wird von Ländern und Gemeinden der 
Bundesrepublik Deutschland auch im Rahmen von 
Partnerschaftsbeziehungen tatkräftig unterstütze 

Wesentlich wird es in den nächsten Jahren auch um 
den quantitativen Ausbau und die Qualifizierung 
von Einrichtungen und Diensten zur Gewährung 
von Hilfen in besonderen Lebenslagen, insbesonde- 
re der Eingliederungshilfe für Behinderte und der 
Hilfe zur Pflege, gehen. Dabei wird dem Aufbau ei- 
nes vielfältig gegliederten und pluralen Systems der 
Einrichtungen und Dienste unter wesentlicher Ein- 
beziehung freier Träger besonderes Gewicht zu- 
kommen. 


3, Folgeregelungen Im Bereich der Sozialen 
Sicherheit In der Bundesrepublik 
Deutschland 

26. Zur Durchführung des Staats vertrag es werden 
auch im Sozialbereicb Änderungen von Gesetzen 
der Bundesrepublik Deutschland erforderlich. Diese 
Folgeregelungen werden im Rahmen eines Gesetzes 
über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- 
und Sozialunion zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik vorgenommen. 

Es sind insbesondere nachstehende Änderungen 
vorgesehen: 

27. Die Vorschriften über die Entsendung von ver- 
sicherten Personen werden so erweitert, daß die Bei- 
behaltung des in einem der vertragschließenden 
Staaten bestehenden Versicherungsschutzes ge- 
währleistet bleibt, wenn eine projekt- oder zeitge- 
bundene Beschäftigung im anderen Staat ausgeübt 
wird. Personen, die für begrenzte Zeit in der Bundes- 
republik Deutschland beschäftigt sind, werden hier 
auf ihren Antrag von der Versicherungspüicht be- 
freit, wenn sie nach den Rechtsvorschriften der DDR 
versichert sind. 

Personen, die für begrenzte Zeit in der DDR beschäf- 
tigt sind, zuletzt jedoch ihren Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik 
Deutschland halten, werden hier in der Kranken-, 
Renten- und Unfallversicherung sowie in der Ar- 
beitslosenversicherung auf Antrag versichert, wenn 
die Versicherungspflicht von einer Stelle beantragt 
wird, die ihren Sitz in der Bundesrepublik Deutsch- 
land hat. 

Eine neue Vorschrift wird den Versicherungsträgem 
und ihren Verbänden die Möglichkeit eröffnen, die 
Sozialversicherung der DDR beim organisatorischen 
Aufbau eines leistungsfähigen gegliederten Sozial- 
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Versicherungssystems im Einvernehmen mit der 
Aufsichtsbehörde zu unterstützen und dabei eigene 
Mittel einzusetzen. 

28. Im Bereich des Rentenrechts werden Zeiten in 
der DDR für die Erfüllung von Anspruchs- und An- 
rechnungsvoraussetzimgen sowie für die Berech- 
nung der Höhe der Rente in der Bundesrepublik 
Deutschland berücksichtigt. 

Leistungen nach dem Fremdrentengesetz werden 
für künftige Übersiedler ausgeschlossen. Ziel des 
bisherigen Fremdrentenrechts war es, Aus- und 
Übersiedler rentenrechtlich so zu stellen, als ob sie 
ihr Arbeitsleben in der Bundesrepublik Deutschland 
verbracht hätten. Diese Tlielsetzimg fand ihre Legiti- 
mation in den Kriegs- und Nachkriegsereignissen, in 
Flucht und Vertreibung. Diese bis vor kurzer Zeit 
noch gegebene Legitimation ist mit den seit dem 
vergangenen Jahr in der DDR eingetretenen politi- 
schen, rechtlichen und tatsächlichen Verändenm- 
gen für Übersiedler entfallen. Ein Festhalten an den 
bisherigen Bestimmungen des Fremdrentenrechts 
wäre darüber hinaus nicht mit der Zielvorstellung 
eines Zusammenwachsens beider deutschen Staaten 
und einer schließlichen Verschmelzimg ihrer bei- 
derseitigen Rentenversicherungssysteme vereinbar. 

Für Übersiedler, die nach dem im Gesetzentwurf ge- 
nannten Stichtag (18. Mai 1990) in der Bundesrepu- 
blik Deutschland ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
nehmen, findet deshalb das Fremdrentenrecht keine 
Anwendung mehr. Sie erhalten stattdessen in der 
Bundesrepublik Deutschland dieselben Renten wie 
in der DDR, und zwar von demselben Rentenversi- 
cherungsträger, von dem sie ihre Rente auch bisher 
bezogen. Entsprechend werden die Leistungsträger 
in der Bundesrepublik Deutschland von dem Stich- 
tag an entgegen dem bisher geltenden Recht Ren- 
tenleistxmgen auch an Rentenbezieher erbringen, 
die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in die DDR ver- 
legen. 

29. Entsprechend der Zielsetzung der Änderungen 
im Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung 
sind in dem Gesetzentwurf Rechtsänderungen für 
die gesetzliche Unfallversichenmg vorgesehen. Die 
Spitzenverbände der Unfallversicherungsträger der 
Bundesrepublik Deutschland erhalten die Berechti- 
gung, den Träger der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung der DDR bei der Gewinmmg von sicherheits- 
technischen und arbeitsmedizinischen Fachkräften 
für die Technischen Aufsichtsdienste zu unterstütz- 
ten und dabei eigene Mittel einzusetzen. 

30. Im Bereich der Krankenversicherung wird si- 
chergestellt, daß Versicherte der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land auch bei Eintritt eines Versicherungsfalles in 
der DDR Leistimgen ihrer Krankenkasse erhalten. 


Versicherten der gesetzlichen Kranken versicher\mg 
der Bundesrepublik Deutschland, die im Krankheits- 
fall oder bei Schwangerschaft und Mutterschaft 
Sachleistungen in der DDR in Anspruch nehmen, 
werden die Aufwendimgen hierfür von ihrer Kran- 
kenkasse erstattet. 

Im Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung 
werden Zeiten der Versicherung in der Sozialversi- 
cherung der DDR in bestimmten Fällen wie Versi- 
cherungszeiten in der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung in der Bundesrepublik Deutschland behan- 
delt. DDR-Rentner sind bei gewöhnlichem Aufent- 
halt in der Bundesrepublik Deutschland in die Kran- 
kenversicherung der Rentner mit entsprechender 
Beitragspflicht einbezogen. 

31. Aufgrund der vereinbarten Freizügigkeit auf 
dem Arbeitsmarkt besteht auch für ein Eingliede- 
rungsgeld für Übersiedler keine Rechtfertigung 
mehr. Statt dessen werden Arbeitnehmer, die aus der 
DDR in die Bimdesrepublik Deutschland übersie- 
deln, in das allgemeine Leistungssystem des Arbeits- 
förderungsgesetzes einbezogen. In der Arbeitslosen- 
versicherung und der Arbeitsförderung begründen 
Beschäftigungszeiten in der DDR unter den gleichen 
Voraussetzimgen einen Anspruch auf Leistimgen 
wie Beschäftigimgszeiten, die in der Bundesrepublik 
Deutschland zurückgelegt worden sind. Danach ha- 
ben in Zukunft Übersiedler unter den gleichen Vor- 
aussetzungen wie Arbeitnehmer, die im Bundesge- 
biet beschäftigt waren, Anspruch auf die beitragsab- 
hängigen Leistungen des Arbeitsförderungsgeset- 
zes, insbesondere auf Arbeitslosengeld und Leistun- 
gen zur Förderung der beruflichen Bildung. Die Ein- 
gliederungsleistungen nach dem Arbeitsförderungs- 
gesetz werden auf Aussiedler beschränkt, die das 
formale Verfahren zur Anerkennung als Aussiedler 
durchlaufen haben. Die Höhe der Lohnersatzleistun- 
gen nach dem Arbeitsförderungsgesetz richtet sich 
nach dem Bruttoarbeitsentgelt, das der Übersiedler 
in der DDR zuletzt verdient hat. 

32. Arbeitslose Übersiedler aus der DDR werden 
hinsichtlich der Leistungen bei Krankheit grund- 
sätzlich so gestellt, als ob sie in der Bundesrepublik 
Deutschland ihren Arbeitsplatz aufgegeben und in 
diesem Zusammenhang ihre Mitgliedschaft als Ver- 
sicherungspflichtige in der gesetzlichen Kranken- 
versichenmg beendet hätten. Sie erhalten künftig 
Leistungen für längstens einen Monat. 

Auch bei der Arbeitslosenhilfe werden Übersiedler, 
die Selbständige sind, wie entsprechende Arbeitslo- 
se in der Bundesrepublik Deutschland behandelt, für 
die eine Tätigkeit als Selbständiger oder mithelfen- 
der Familienangehöriger keinen Anspruch auf Ar- 
beitslosenhilfe begründet. Die Besserstellung von 
Übersiedlem durch das Bundesvertriebenengesetz 
wird nicht beibehalten. 
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II. Arbeit und Beruf 


1. wirtschaftliche Entwicklung am Arbeitsmarkt 

33. Die zweite Hälfte der 80er Jahre war durch 
deutliches Wirlschafts- und Beschäftigungswachs- 
tum gekermzeichnel. Von 1986 bis 1989 wuchs das 
Bruttosozialprodukt um real 9,6*%, d.h. 154,5 Milliar- 
den DM. Die wichtigsten Wachstumsimpulse kamen 
dabei von den Ausrüstungsinvestitionen (realer Zu- 
wachs 1986/89: 24,6 %) und den Ausfuhren (realer Zu- 
wachs 1966/89: 17,8%), gleichzeitig nahm der private 
Verbrauch um real 8,1 % zu. 

Durch die wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung ent- 
standen zvdschen 1983 und 1989 rd. 1,4 Millionen 
und zwischen 1986 und 1989 rd. 770 000 zusätzliche 
Arbeitsplätze, so daß die Aibeitsplalzverluste zu Be- 
ginn der 80er Jahre inzwischen weil mehr als aus- 
geglichen sind. Mit 27,7 Mihionen Erwerbstätigen 
im Jahresdurchschnitt 1989 wurde der höchste Be- 
schäfligungsstand seit Bestehen der Bundesrepublik 
Deutschland erreicht. Die Zahl der sozialversiche- 
rungspnichtigen Beschäftigungsverhältnisse über- 
stieg Ende März 1990 ihr Niveau von Ende März 
1983 um 2,07 Millionen und den Stand von Ende 
März 1986 um 1,64 Millionen. Nicht nur eine große 
Zahl von Schulabgängern und von Frauen, die einer 
Erwerbslätigkeit nachgehen wollen, sondern auch 
viele Ühersiedler aus der DDR und Aussiedler aus 
Mittel-, Ost- und Südosleuropa erhielten eine Be- 
schäftigung. Allein in den letzten beiden Jahren ka- 
men fast 1 Million Neubürger in die Bundesrepublik 
Deutschland, von denen der größte Teü eine Berufs- 
tätigkeit ausüben will. Trotz dieses Anstiegs des Er- 
werbspersonenpolentials hat sich die Arbeitslosig- 
keit verringert. 1989 waren mit 2,038 Millionen Ar- 
beitslosen im Jahresdurchschnitt 190000 Menschen 
weniger arbeitslos als 1986. Von Mai bis November 
1989 lag die Arbeitslosigkeit erstmalig seit 1982 wie- 
der unter der Zwei-Millionen-Marke. Kurzarbeit 
spielt quantitativ praktisch keine Rolle mehr. 

Bei weitgehender Preisstabilität — für ArbeiLneh- 
merhaushalte mit mittlerem Einkommen stiegen die 
Lebenshai timgspreise von 1986 bis 1989 jahresdurch- 
schnittlich nur um 1.4% — haben die Arbeitnehmer 
erheblich von der positiven Wirtschafts- und Be- 
schäftigungsentwicklung profitiert. Die Bruttolöhne 
und -gehälter je beschäftigen Arbeitnehmer stiegen 
von 1986 bis 1989 um 9,3 Vo. Nachdem die Nettoreal- 
verdienste von 1980 bis 1985 von Jahr zu Jahr (zu- 
nächst stark, ab 1983 abgeschwächt) gefallen waren, 
lagen sie 1989 — zu Preisen von 1985 berechnet — 
um rd. 1 600 DM (7,1 %) höher als 1985. Hierzu trugen 
sowohl die beiden Steuerreformschritte 1986 und 
1988 als auch die weitgehende Stabilität der Sozial- 
versichenmgsbeitragssätze wesentlich bei. Die drit- 
te Stufe der Steuerreform sowie die Reduzierung der 
Beitragssätze zur gesetzlichen Krankenversicherng 
werden ab 1990 zu weiteren Entlastungen führen. 


Aus der Lohn- und Preisentwicklung haben auch 
Rentner Nutzen gezogen. So stiegen die realen ver- 
fügbaren Renten in den Jahren 1986 bis 1989 um ins- 
gesamt 6,2%. 

Alle Konjunktur indikaloren weisen darauf hin, daß 
sich die wirtschaftliche Expansion 1990 fortsetzen 
wird. Die Nachfrage ist lebhaft, die Auftragsbestän- 
de sind hoch. Die Produktion läuft auf vollen Touren, 
die Kapazitäten sind zur Zeit so hoch ausgelastet wie 
seit 20 Jahren nicht mehr. Abweichend von den An- 
nahmen, die dem Jahreswirtschaftsbericht 1990 und 
dem Sozialbudget 1990 zugrunde liegen, k ann infol- 
ge der günstigen Wirtschafts ent Wicklung jetzt sogar 
für 1990 mit einem realen WixlschaftswachsUun von 
3,5 bis 4%, einer Zunahme der Hrwerbstätigenzahl 
um rd. 465000 und einem Rückgang der Arbeitslo- 
senzahl auf 1,9 Millionen gerechnet werden. Die 
Zahl der Erwerbstätigen dürfte damit in diesem Jahr 
auf den Rekordstand von 28,2 Millionen ansteigen 
und ihr Niveau von 1983 um über 1,85 Millionen 
übersteigen. 

34, Die Arbeitslosen sind keine festgefügte Per- 
sonengruppe. Hinter der Gesamtzahl der Arbeits- 
losen stehen starke Bewegungsvorgänge. 1989 
standen 3,8 Millionen Zugängen in Arbeitslosigkeit 
3,94 Millionen Abgänge gegenüber. Davon wmden 
2,28 Millionen Personen durch die Arbeitsämter in 
Arbeit vermittelt. Dies ist die höchste Zahl von Ver- 
mittlungen seit 1973. Andere Arbeitslose fanden 
durch eigenes Suchen eine Beschäftigung, begannen 
eine berufliche Qualifizierung oder gingen in Rente. 

Auch der Zugang der gemeldeten offenen Stellen 
belegt die hohe Dynamik auf dem Arbeitsmarkt. Die 
Arbeitgeber, die in den vergangenen Jahren in ihren 
Personal dispositionen eher vorsichtig waren, melde- 
ten 1989 2,23 Millionen offene Stellen — soviel wie 
seit 1976 nicht mehr. Gegenüber 1986 ist das ein Plus 
von über 388000. 

Die Zahl der Kurzarbeiter ist im Jahresdirrchschnitt 
1989 gegenüber 1982 auf weniger als ein Fünftel ge- 
sunken. Sie lag 1989 im Jahresdurchschnitt bei nur 
noch 108000, Ende 1989 bei nur noch 49700. Diese 
Zahl unterstreicht die stabile gesamtwirtschaftliche 
Lage in der Bundesrepublik Deutschland. In den 
konjunkturxeagiblen Wirtschaftszweigen ist die 
Kurzarbeit so gut wie abgebaut. 


Jugendarbeitslosigkeit; Problem weitgehend 
entschärft 

35. Die günstige Entwicklung auf dem Arbeits- 
markl zeigt sich am deutlichsten am Abbau der Ju- 
gendarbeitslosigkeit. Im Kampf gegen die Jugendar- 
beitslosigkeit gilt die Bundesrepublik Deutschland 
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in den Ländern der Europäischen Gemeinschöft als 
Vorbild. Die jahiesdurchschnittUche Zahl der ar- 
beitslosen Jugendlichen unter 20 Jahren hat sich 
zwischen 1986 (145000) und 1909 (78000) nahezu hal- 
biert, 1983 waren noch 192000 Jugendliche unter 
20 Jahren arbeitslos. Der Rückgang beruht nur zu ei- 
nem Teil auf der demographischen Entwicklung. 
Längere Ausbildungszeiten und die höhere Aufnah- 
mefähigkeit des Arbeitsmarktes waren die Haupt- 
ursachen für den überdurchschnittlichen Rückgang 
der Arbeitslosigkeit bei den Jugendlichen unter 
20 Jahren. 

36* Die Knappheit der Ausbüdungsstellen ist über- 
wunden, Die Bewerber haben wieder mehr Ent- 
scheidungsfreiheit und kÖTuien ihren Neigungen bei 
der Berufswahl stärker nachgehen. Während in den 
Jahren 1982 und 1983 noch ein Defizit an Ausbil- 
dungsplätzen bestand, gibt es nach einer Konsolidie- 
rung in den Jahren 1985 bis 1987 nunmehr ein Über- 
angebot an freien Ausbildungsplätzen. 1989 war ein 
beachtlicher Überhang von 47400 Ausbüdungsplat- 
zen zu verzeichneiL Allerdings bestehen noch regio- 
nale Unterschiede, Auch konnten benachteiligte 
Gruppen wie z. B. behinderte Jugendliche bislang 
nur bedingt von der günstigen Entwicklung auf dem 
Ausbüdungsslellenmarkt profitiereiL 


Frauen; Gewinner der Beschäftigungsdynamik 

37* Der Arbeitsmaikt für Frauen ist seit einigen 
Jahren durch einen starken Anstieg der Nachfrage 
nach Arbeitsplätzen gekennzeichnet Die Ursache 
hierfür liegt sowohl in der demographischen Ent- 
wicklung als auch in dem verstärkten Wunsch von 
Frauen, insbesondere von verheirateten, nach Er- 
werbstätig keitj die Erwerbsquote von verheirateten 
Frauen zwischen 35 und 40 Jahren ist zwischen 1978 
und 1988 von 48,9% auf 58 J % angesliegen. Von 
dem Zuwachs von rd, 3,5 Millionen Erwerbsperso- 
Den zwischen 1978 und 1988 entfielen rd. 56 % auf 
Frauen. 

An der Zunahme der Beschäftigung in den letzten 
Jahren partizipierten Frauen deutlich überpropor- 
Lional. Von rd. 1,5 Millionen zusätzlichen sozialver- 
sicherungspflichtigen Beschäfügungsverhältnissen 
zwischen Mitte 1983 und Mitte 1989 entfielen 60% 
auf Frauen, Die Frauenbeschäftigung erreichte hier- 
durch Mitte 1989 einen Höchststand von gut 8.8 Mil- 
lionen* TeUzeitbeschäftigung ko mm t den besonde- 
ren Wünschen von Frauen mit Familienpflichten 
entgegen. Deshalb ist es erfreulich, daß der Anteil 
der teilzeitbeschäftigten Frauen an allen sozialversi- 
cherungspflichtig beschäftigten Frauen in den letz- 
ten Jahren angesliegen ist; er lag Mitte 1989 bei 
23,3%. Teilzeitarbeit bedarf jedoch noch weiterer 
Ausweitung, um die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf zu erleichtern. Der überproportionale Anstieg 
der Beschäftigung von Frauen in den letzten Jahren 
konnte mit dem zunehmenden Wunsch nach Er- 
werbstätigkeit der Frauen noch nicht voll Schritt 
halten; die Arbeitslosenquote hegt noch oberhalb 
der Gesamtquole. 


Entwicklung der Zahl der Erwerbstätigen und 
der sozialversicherungspflichtig beschäftigten 
Arbeitnehmer 


Jahr 

Erwerbstätige in Tsd. 
— jeweils 

Jahresdurchschnitt — 

Sozia l V e rsich e nm gs- 
pflichtig Beschäftigte 
in Tsd. 

— jeweils Ende März — 

insgesamt 

Verände- 

rung 

gegenüber 

Vorjahr 

insgesamt 

Verände- 

rung 

gegenüber 

Vorjahr 

1980 

27059 

+ 407 

20935 

F 460 

1981 

27033 

- 26 

20877 

” 58 

1982 

26725 

- 308 

20388 

- 489 

1983 

26347 

- 378 

19982 

- 406 

1984 

26393 

+ 46 

19997 

+ 15 

1985 

26593 

+ 200 

20112 

+ 115 

1986 

26960 

+ 367 

20408 

F 296 

1987 

27157 

■f 197 

20762 

F 354 

1988 

27354 

+ 197 

20994 

F 232 

1989 

27729 

+ 375 

21423 

F 429 

1990 

28194U ’ 

+ 465'] 

22048") 

F 625") 


') Vorausschätmng der Bundesregierung von Mai 1990 
anhand einer SUchprobenauswerlung von der Bundesan 
stall für Arbeit ermittelt 


Aus- und Übersiedler am Arbeitsmarkt 

38* Im Jahre 1989 kamen insgesamt rd, 377000 Aus- 
siedler und rd. 344000 Übersiedler in die Bundesre- 
publik Deutschland, 1988 batte die Zahl noch bei rd. 
203000 Aussiedlem und knapp 40 000 übersiedlem 
gelegen. Während sich unter den Aussiedlem rd. 
50 % Erwerbspersonen befanden, lag dieser Anteil 
bei den Übersiedlem mit über 60% wesentlich hö- 
her. 

Nicht alle Aus- und Übersiedler finden hier in der 
Bundesrepublik Deutschland sogleich einen Ar- 
beitsplatz* Bei den Aussiedlem sind häutig zunächst 
unzureichende Deutschkenntnisse zu beheben. So 
traten im Jahr 1989 mehr als 155000 Aussiedler in ei- 
nen von der Bundesanstalt für Arbeit geförderten 
Sprachlehrgang ein. Auch entsprechen die berufli- 
chen Kenntnisse — vor allem der Aussiedler — nicht 
dem hier erforderlichen technischen Wissensstand* 
Dies erfordert vielfach vor der Arbeitsaufnahme eine 
Teilnahme an berufUcben Weiterbiidungsmaßnah- 
men. Die Eingliederung in das Erwerbsleben in der 
Bundesrepublik Deutschland ist in der Regel für 
Übersiedler einfacher als für Aussiedler. 

Soweit es sich bei den Aus- und Übersiedlem um 
Facharbeiter handelt, haben sie gute Chancen, Sie 
profitieren von Engpässen bei der Besetzung offener 
Fachaibeiterslellen in einigen Regionen und Berufs- 
bereichen* Größere Probleme ergeben sich hinge- 
gen bei Aus- und Übersiedlem aus den kaufmänni- 
schen und Verwaltungsberufen. Sie treffen in diesen 
Bereichen auf einen ohnehin überlasteten Teilar- 
beitsmarkt, und bei Aussiedlem ist auch nach Be- 
such eines Sprachkurses vielfach ein für diese Berufe 
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ausreichender Stand an deutschen Sprachkenntnis- 
sen noch nicht gegeben. 

Ohne die große Zahl der Aus- und Übersiedier hätte 
sich die Arbeitslosenzöhl 1989 deutlicher und länger 
unter der Zwei-Millionen-Marke bewegt, d.h. der 
Abstand zum Vorjahr wäre noch größer ausgefallen. 
Allerdings darf nicht übersehen werden, daß der 
enorme Nachholbedarf der Aus- und Ubersiedler an 
Gütern und Dienstleistungen aller Art Nachfrage 
schafft, die wiederum Beschäftigung sichert. Hinzu 
kommen beschäftigimgssteigemde Wirkungen dort, 
wo sonst ein Mangel an Arbeitskräften die Ausdeh- 
nung der Produktion behindern würde* 


Besondere Zielgruppen der Arbeitsmarktpolitik 

39. Die positive Entwicklung auf dem Arbeits- 
markt hat die Beschäftigungschancen insgesamt 
deutlich verbessert; einzelne Personengruppen par- 
tizipieren allerdings noch nicht in vollem Urnfang an 
der allgemeinen Entwicklung. Probleme haben nach 
wie vor nicht hinreichend qualifizierte, gesundheit- 
lich eingeschränkte, behinderte und ältere Arbeits- 
lose, vor allem aber Langzeitarbeitslose, die zumeist 
mehrere sog. vermittlungshemmende Merkmale 
auf weisen. 

Die Zahl der Langzeitarbeits losen (1 Jahr oder lan- 
ger) betrug im September 1986 654000 und im Sep- 
tember 1989 591000. Nach einem Anstieg um 31000 
zwischen September 1986/88 hat skh die Zahl der 
Langzeitaibeitslosen zwischen September 1988/89 — 
erstmals seit 1980 — deutlich verringert (um 93000 
oder 14%). Im September 1989 waren 54% der Lang- 
zeitarbeitslosen ohne abgeschlossene Berufsausbil- 
dung (1986: 57%) und 35% wiesen gesundheitliche 
Einschränkungen auf (1986: 29%). 


Sozialversicherungsfreie Beschäftigung 

40. Die amtliche Statistik liefert über Art und Um- 
fang Sozi alversicherungs frei er Beschäftigungs for- 
men keine aussagefähigen Informationen Deshalb 
hat der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung 1987 zu dieser Frage einen Forschungsauftrag 
vergeben. Die Anfang 1989 abgeschlossene Arbeit 
gibt eine Bestandsaufnahme für das Jahr 1987. 

Die Untersuchung hat knapp 2,3 Millionen Personen 
ermitteU, die geringfügige oder kurzfristige Tätig- 
keiten ausüben; die Zahl derer, die geringfügige Ne- 
bentäligkeilen ausüben, wurde mit gut 0,5 Millionen 
Personen festgestelU. 

Nach der Untersuchung errechnet sich für die bei- 
den sozialversicherungsfrei bleibenden Beschäfti- 
gungsverhältnisse folgendes Arbeitsvolumen: 



Effektive 

Effektive 




Wochen- 

Jabres- 


Arbeits- 

volumen 


arbeilszeil 

je 

Beschäf- 

arbeitszeit 

je 

Beschäf- 

Personen 



insgesamt 


tigten 

tigten 




in Stunden 

in Mio. 

in Mio. 
Stunden 

geringfügig 





oder kurz- 
fristig Be- 

13,5 

702,0 

2,284 

1603 

schäftigte 





geringfügig 

Nebentätige 

11,8 

613,6 

0,539 

331 

Zusammen 

13,2 

685,1 

2323 

1934 


Dagegen betrug im Jahre 198? das Arbeitsvolumen 
aller abhängig Beschäftigten 43328 Millionen Stun- 
den. Gemessen an diesem Gesamtarbeitsvolumen 
beläuft sich der auf sozialversicherungsfrei Beschäf- 
tigte sowie geringfügig Nebentätige entfallene An- 
teil auf 4,5%. 


2. Einsatz des arbeitsmarktpolitischen 

Instrumentariums verbessert und verstärkt 

41 . Primäre Aufgabe der aktiven Arbeitsmarktpoii- 
tik nach dem Arbeitsfördeningsgesetz ist es, den re- 
gionalen, sektoralen und berufsfachlichen Ausgleich 
von Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmaikt 
zu erleichtern und Arbeitslosen sowie von Arbeitslo- 
sigkeit Bedrohten zu verbesserten Beschäftigimgs- 
chancen zu verhelfen. Damit hat die aktive Arbeits- 
marklpolitik im Rahmen einer Strategie, die auf 
Schaffung von Arbeitsplätzen und damit auf die Her- 
beiführung eines hohen Beschäfligungsstandes so- 
wie den Abbau der Arbeitslosigkeit gerichtet Ist, 
eine wichtige flankierende Funktion. 

Im Zentrum der aktiven Arbeitsmarktpolitik stehen 
Arbeits- und AusbüdungssteUenvennittlung, beglei- 
tet von einer die Ausgleichsprozesse am Arbeits- 
markt fördenden Beratung der Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber. Die mit der allgemeinen Verbesserung 
der Beschäftigimgssilualion sichtbar gewordenen 
Friktionen m Teilbereichen des Arbeitsmarktes ha- 
ben zu verstärkten Anstrengungen veranlaßt, die 
Effizienz der AxbeitsvennitUung zu verbessern. 

Die Fördermaßnabmen der aktiven Arbeilsmarktpo- 
litik, die mit Vermittlung und Beratung in einem en- 
gen Verbund stehen, setzen gezielt beim einzelnen 
Arbeitnehmer bzw. Arbeitslosen an. Sie helfen, den 
technisch-strukturellen Wandel mitzuvollziehen 
und sich durch berufliche Qualifizierung zu behaup- 
ten. Sie eröffnen behinderten Menschen durch be- 
rufliche Rehabilitation die Möglichkeit, mit der 
bestmöglichen Qualifikation ins Erwerbsleben ein- 
zutrelen oder zurückzukehren. Sie ermöglichen 
durch Arb eitsbeschaifungsm aßnahmen und sonstige 
Lohnkostenzuschüsse längerzeitigen, älteren und 
weiteren schwervennitlelbaien Arbeitslosen Be- 
schäftigung. Sie fördern durch vielfältige Hüfen die 
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Arbeitsaufnahme von Arbeitsuchenden, deren Ver- 
mittlung unter üblichen Bedingungen des Arbeits- 
marktes erschwert ist. Sie sichern diurch Kurzarbei- 
tergeld die Arbeitsplätze bei vorübergehendem Ar- 
beitsausfall. 


42. Das Förderinstrumentarium der aktiven Ar- 
beitsmarktpolitik wurde in der 11. Legislaturperiode 
erweitert, verstärkt und konsequenter auf die Pro- 
blemgruppen des Arbeitsmarktes hin orientiert. Das 
Ausgabenvolumen und die Zahl der geförderten Per- 
sonen haben sich seit 1986 weiter erhöht. Der Bun- 
desanstalt für Arbeit stehen 1990 für Födermaßnah- 
men der aktiven Arbeitsmarktpolitik (ohne Kurzar- 
beitergeld) Mittel in Höhe von insgesamt 17,7 Mil- 


liarden DM zur Verfügimg. Das sind über 150% 
mehr als 1983 und fast 65 % mehr als 1986. 

Die Arbeitsmarktentlastungswirkungen wichtiger 
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen gingen im Jah- 
re 1989 über den Stand des Jahres 1986 hinaus. Nach 
den letzten Berechnungen des Instituts für Arbeits- 
markt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für 
Arbeit winde die Arbeitslosigkeit 1989 durch Voll- 
zeitmaßnahmen ziur beruflichen Bildung, allgemeine 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, das Kurzarbeiter- 
und das Vorruhestandsgeld insgesamt um 373000 
Personen reduziert (1986: 355000); die Beschäfti- 
gungswirkung (Primär- und Sekundärwirkungen im 
Wirtschaftskreislauf) wird mit 415000 Personen ver- 
anschlagt (1986: 401000). 


Ausgaben der Aktiven Arbeitsmarktpolitik 
— in Mio. DM — 


Jahr 

1982 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

(vorläufi- 
ges Ist) 

1990 

Maßnahme 

(Ist) 

(Ist) 

(Ist) 

(Ist) 

(Ist) 

(Soll) 

Berufliche Bildung insgesamt*) ^) 

3780,9 

4008,1 

5051,7 

6431,3 

7048,7 

6430,6 

7482,8*) 

Sprachförderung ^ ) 

— 

— 

— 

— 

843,7 

2066,4 

1804,4*) 

Berufliche Rehabilitation 

1912,8 

1899,9 

2130,4 

2450,8 

2821,1 

2941,1 

3201,6 

Förderung der Arbeitsaufnahme 

264,8 

320,5 

480,2 

538,1 

589,5 

306,5 

355,0 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

(ABM) 

869,3 

2177,3 

2709,7 

3177,2 

3431,5 

3070,3 

3187,3 

Lohnkostenzuschüsse für ältere 
Arbeitnehmer 

95,2 

39,2 

80,6 

167,5 

286,4 

329,8 

505,4 

Leistungen nach dem Vorruhe- 
standsgesetz/Altersteilzeitgesetz 

— 

95,3 

288,8 

397,5 

476,7 

545,6 

422,6 

Zusätzliche Beschäftigimgshilfen 
für Langzeitarbeitslose*) 

— Lohnkostenzuschüsse 






56,7 

650,0 

— Projektförderung 

— 

— 

— 

— 

— 

1,0 

72,0 

Insgesamt 

6922,0 

8540,3 

10741,4 

13162,4 

15497,6 

15739,0 

17681,1 

Nachrichtlich: 

Kurzarbeitergeld 

2216,2 

1228,3 

880,0 

1240,7 

978,3 

452,7 

520,0 


*) einschließlich institutioneller Förderung 

^) einschließlich zusätzlicher Fördenmg beruflicher Ausbildung (8. AFG-Novelle) 

^) ohne Förderung mit Eingliederungsgeld für Aus- und Übersiedler nach dem Eingliedenmgsanpassungsgesetz 
^) Sprachförderung für Aussiedler, Kontingentflüchtlinge und Asylberechtigte (8. ÄJFG-Novelle) 

*) ..Aktion Beschäftigungshilfen für Langzeitarbeitslose“ (Lohnkostenzuschüsse) und «Maßnahmen für besonders beein- 
trächtigte Langzeitarbeitslose und weitere sch werstverm ittelbare Arbeitslose" (Projektförderung) 


Arbeitsvermittlung 

43. Die Zahl der Arbeitsvermittlungen hat in den 
letzten Jahren erheblich zugenommen. Im Jahre 
1989 vermittelten die Arbeitsämter 2,28 Millionen 
Arbeitnehmer in ein Beschäftigrmgsverhältnis. Das 
sind gegenüber 1986 rd. 317000 Vermittlungen mehr. 
Ebenso nahm die Zahl der Stellenangebote deutlich 
zu. 1989 wurden den Arbeitsämtern rd. 2,23 Millio- 
nen offene Stellen gemeldet — 388000 mehr als 1986. 
Die Arbeitsämter besetzen drei Viertel der gemelde- 
ten offenen Stellen. Allerdings ist der Arbeitsmarkt- 
ausgleich schwieriger geworden. Die Diskrepanz 
zwischen dem Qualifikationsniveau der Arbeitslo- 


sen und der Nachfrage nach qualifizierten Fachkräf- 
ten wird größer. Trotz hoher Arbeitslosigkeit ist es 

— in einzelnen Branchen und Regionen unterschied- 
lich — zu einem zimehmenden Kräftemangel ge- 
kommen. Die Bundesanstedt für Arbeit ist herausge- 
fordert, die Effizienz der Arbeitsvermittlung zu ver- 
bessern. Folgende Maßnahmen, die getroffen wur- 
den, sind hervorzuheben: 

— Die ab 1985 eingeführte computenmterstützte 
Arbeitsvermittlung, durch die vor allem eine grö- 
ßere Transparenz des Bewerber- und Stellenan- 
gebots imd danüt eine Verbessenmg des Arbeits- 
marktausgleichs erreicht wird, hat weitere Fort- 
schritte gemacht. In das neu geschaffene Verfah- 
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ren sind inzwischen nahezu alle Arbeitsamts- 
dienststellen — wenn auch noch in iml er schied li- 
ehen Ausbaustufen — einbezogen. 

“ Seit Herbst 1908 wird in fünf Arbeitsämtern ein 
Stellen-lnlonnalions-Service erprobt. Hierbei 
kann sich der Interessent selbständig über Bild- 
schirme oder Listen über das Stellenangebot in- 
formieren und telefonisch mit dem Arbeitgeber 
in Kontakt treten. Dieses Verfahren ergänzt das 
herkömmliche Vermittlungsverfahren, ersetzt es 
aber nicht. Nach der positiven Resonanz sowohl 
bei Arbeitnehmern als auch bei Arbeitgebern 
wird ab 1990 dieses System flächendeckend ein- 
geführt. 

44. Mit der Achten Novelle zum ArbeitsfÖderungs- 
gesetz sind die Informationsmöglichkeilen über An- 
gebot und Nachfrage am Aibeitsmarkt verbessert 
worden, indem die Veröffentlichung von SteUen- 
und Bewerberangeboten, die bisher nur in der Pres- 
se zulässig war, nun auch im Rundfunk, im Fernse- 
hen oder über Bildschirm text erfolgen kann. Außer- 
dem ist nunmehr jede natürliche Person befugt, un- 
entgeltlich und uneigennützig ArbeitsvennitUung 
zu betreiben: sie braucht dies der Bundesanstalt für 
Arbeit nur anzuzeigen. 

45. Die Bundesregierung hat sich \m Dezember 
1989 mit Fragen der Arbeitsvermittlung, Arbeitsbe- 
reitschaft und beruflichen Mobilität von Arbeitslo- 
sen befaßt und weitere Verbesserungen empfohlen. 
Die Bundesanstalt für Arbeit hat inzwischen entspre- 
chende Maßnahmen eingeleitet. Zu nennen sind ins- 
besondere: 

— Ausbau der bisher schon angebotenen Gruppen- 
beratungen zu mehrtägigen Informationen. Hier- 
in können die Arbeitsuchenden über die Arbeits- 
marktlage und Folgerungen für ihre eigene Si- 
tuation, die Erwartungen der Stellenanbieter an 
berufliche und perönliche Kenntnisse und die be- 
ruflichen FortbildungsmögÜchkeiten unterrich- 
tet werden. 

— Vermehrt gemeinsam von Arbeitsämtern und Ar- 
beitgebern durchgeführte VorsteUungsaktioneriH 
Dazu gehören die Anwesenheit von Vermitt- 
lungsfachkräften bei Vorstellungsgesprächen 
beim Arbeitgeber, die Hinzuziehung von Arbeit- 
gebern bei Gruppeninformationsveranstaltun- 
gen mit Arbeitslosen und die Veranstaltung von 
Aibeilsmarktbörsen. 

— Verbesserung der überregionalen Arbeitsver- 
mittlung. 

— Ausbau der Zusammenarbeit mit den Arbeitge- 
bern, insbesondere durch Verstärkung der Au- 
ßendienste bei den Betrieben. Eine gute Zusam- 
menarbeit der Arbeitsämter mit den Arbeitge- 
bern wird diese veranlassen, mehr offene Stellen 
zu melden. 

Die Bundesregierung wird den weiteren Ausbau und 
die Modernisierung der Vemittlungsdienste der 
Bundesanstalt für Arbeit sorgfältig beobachten. Sie 
hält es für geboten, daß die Bundesanstalt für Arbeit 


alle Möglichkeiten tmt Steigerung der Effizienz der 
Arbeitsvermittlung ausschöpft. Zur Verbessenmg 
der Arbeitsvermittlung werden auch Fragen der 
AUeinvennittlung der Bundesanstalt für Arbeit ge- 
prüft. 


Berufliche Bildung junger Menschen 

46. Die berufliche Qualifizierung junger Menschen 
wird immer wichtiger. Heute sind Arbeitnehmer oh- 
ne abgeschlossene Berufsausbildung mehr als drei- 
mal so häufig von Arbeitslosigkeit betroffen wie Ar- 
beitnehmer, die eine Berufsausbildung abgeschlos- 
sen haben. Wegen des weiteren Rückgangs der Zahl 
der Einfacbarbeitsplätze werden die Arbeitsmarkt- 
risiken der Nicht-Qualifizierten noch zunehmen. Die 
Arbeitsmarkt- und Berufsbildungspolitik der Bun- 
desregierung trägt dieser Entwicklung Rechmmg. 
Der Anteil der Jugendlichen, die ohne abgeschlosse- 
ne Berufsausbildung in das Erwerbsleben eintreten, 
muß weiter verringert werden. 

Da sich die unmittelbaren Vermittlungsmöglichkei- 
ten verbesserten, konnte die Teilnehmerzahl an be- 
rufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen mit Über- 
brückungscharakter verringert werden. Die übrigen 
Maßnahmen der Berufsvorbereitung, der Förderung 
der beruflichen Ausbildung, Fortbildung und Um- 
schulung sowie die mit einer Qualifizierungsmaß- 
nahrae verbundenen Arb ei tsb esc ha ff ungs maß nah- 
men für arbeitslose Jugendliche haben weiterhm ei- 
nen hohen Stellenwert. 

47. Durch die Neunte Novelle zum Arbeitsförde- 
rungsgesetz wurde die Berufsausbildungbeihilfe für 
Auszubildende in betrieblicher Berufsausbildung 
auf diejenigen Auszubildenden und Familien kon- 
zentriert, die wegen der hohen Kosten einer auswär- 
tigen Unterbringung in besonderem Maße auf die 
Förderung angewiesen sind. Berufsausbüdungsbei- 
hilfen werden für eine betriebliche Berufsausbil- 
dung bei einer Unterbringung außerhalb des Eltern- 
hauses und für die Teilnahme an berufs vorbereiten- 
den Bildungsmaßnahmen gewährt. 1989 wurden für 
Benüsausbüdungsbeihilfeu 510 Millionen DM ge- 
zahlt; damit konnte die Berufsausbildung von über 
160000 Jugendlichen aus einkommensschwachen 
Familien gefördert werden. 

48. Berufsvorbereitende Bil düng s maß nahmen sol- 
len in erster Linie zur Berufsausbildung hinf ühren. 
Künftig können im Bereich der Berufsberatung ne- 
ben Grund au sbildungslelugängen, Förderungsiebr- 
gängen und spezifischen Maßnahmen für Behinder- 
te zusätzbeh kurzzeitige Informations- und Motiva- 
tionslehrgänge gefördert werden. Zielgruppe sind 
Jugendliche und jtmge Erwachsene, die den An- 
schluß an das Berufsleben verlieren könnten oder 
bereits verloren haben. 

Im Bereich der Arbeitsvermittlung und Arbeitsbera- 
tung werden jüngeren Arbeitslosen vor allem fol- 
gende berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen 
angeboten: Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen in Ver- 
bindung mit Bildungsmaßnahmen Arbeiten und 
Lernen"), Bildungsmaßnahmen zur Vermittlung von 
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Gnmd- und Zusatzqual iiüiationen in einzelnen Be- 
rufen. Maßnahmen zur Vermittlung oder Erweite^ 
rung beruflicher Kenntnisse und zum Üben und Ver- 
tiefen von Fertigkeiten in verschiedenen Berufsbe- 
reichen, Bildungsmaßnahmen zur Verbesserung der 
Vennittlungsaussichten und des berufsbezogenen 
Grundwissens, allgemeinbildende Kurse zum Abbau 
von beruflich schwerwiegenden Bildungsdefizilen 
sowie Vorbereitung sie hl gange zum nachträglichen 
Erwerb des Hauptschulabschlusses. Im Jahre 1987/88 
nahmen insgesamt 80000 junge Menschen an berufs- 
vorbereitenden Bildungsmaßnahmen teil. 


49 . Durch das BeschäfUgungsförderungsgesetz 
1990 (vgl Tz, 85) wurde die Geltungsdauer von befri- 
steten Regelungen, die der bemOichen Qualifizie- 
rung von jungen Menschen dienen, bis Ende 1995 
verlängert: Sozial engagierte Dritte können weiter- 
hin im Auftrag der Bundesanstalt für Arbeit unent- 
geltlich Ausbildungsstellen vermitteln, Arbeitslose 
unter 25 Jahren werden bereits nach vier Monaten 
beitragspüicbtiger Beschäftigung bei der Teilnahme 
an berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen ohne 
Anrechnung von Einkommen gefördert. Bis Ende 
1995 bleiben Vorbereitungslehrgänge zum Nachho- 
len des Hauptschulabschlusses und allgemeinbil- 
dende Kurse zum Abbau beruflich schwerwiegender 
Bildungsdefizite im Qualifizierungsangebot der Be- 
rufs- und Arbeitsberalung, 


50. Langjährige Erfahrungen zeigen, daß ein Teil 
der Jugendlichen mit schulischen Defiziten und so- 
zialen Schwierigkeiten auch bei einem ausreichen- 
den Ausbildungsplatzangebot intensiver Förderung 
bedarf, um einen Ausbildungserfolg zu erreichen. 
Deshalb ist die Förderung der Berufsausbildung von 
benachteiligten Jugendlichen als Daueraufgabe in 
das Arbeitsförderungsgesetz übernommen worden. 
Im Jahre 1989 konnte die Berufsausbildung von rd. 
49000 benachteiligten Jugendlichen gefördert wer- 
den. Rund 19000 von ihnen erhielten eine Ausbil- 
dung in einer überbetrieblichen Einrichtung und 
rund 30000 wurden während der Ausbildung in ei- 
nem Betrieb durch ausbUdtmgsbegleitende Hilfen 
gefördert. Im Rahmen dieser Benachleiligtenförde- 
rung entfiel ein Teil der Förderungsmittel auf zu- 
sätzliche Ausbildungsplätze für arbeitslose Ausbil- 
dungsplatzbewerber in Regionen mit überdurch- 
schnittlichem Ausbildungsplatzdefizit 


51 . Viele behinderte Jugendliche bedürfen zu ihrer 
beruflichen Eingliedertmg besonderer Hilfen, die als 
Leistungen und Maßnahmen zur Rehabilitation un- 
eingeschränkt bereitgestellt werden; hierbei besit- 
zen berufliche BUdungsmaßnahmen einen hohen 
Stellenwert. 1989 haben rd. 18000 behinderte Ju- 
gendliche eine berufliche Erstausbildung mit beson- 
derer Förderung seitens der Bundesanstalt für Arbeit 
aufgeoommen: hiervon rd, 4000 in einem Berufsbil- 
dungswerk mit spezifischer ausbüdungsbegleiten- 
der Betreuung, 


Berufliche Weiterbildung 

52, Vor dem Hmlergrund des technischen und 
strukturellen Wandels gewinnt die berufliche Wei- 
terbildung eine immer größere Bedeutung. Sie ist 
vor allem eine Aufgabe von Wirtschaft und Verwal- 
tung selbst. Die Arbeitgeber müssen die Qualifika- 
tion der Mitarbeiter den sich ändernden Anforde- 
rungen anpassen. Infolge der zahlenmäßigen Abnah- 
me der Zugangsjahrgänge am Arbeitsmarkt wird der 
Bedarf an aktueller Qualifikation weniger als bisher 
durch NeueinsteUung frisch AusgebUdeter gedeckt 
werden können. Statt dessen wird es verstärkt dar- 
auf ankommen, die benötigte Qualifikation den be- 
reits beschäftigten Arbeitnehmern zu vermitteln. 
Hier eröffnet sich auch ein Feld für besondere tarifli- 
che Vereinbanmgen. 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat der beruflichen 
Weiterbildung durch die deutliche Erhöhung der 
Finanzmittel in den letzten Jahren nachhaltige Im- 
pulse gegeben. So konnte z.B. die Zahl der ELutritte 
in von der Bundesanstalt geförderte berufliche Fort- 
büdungs-, Umschulungs- und Einarbeilungsmaß- 
nahmen. die sich 1982 noch auf rd, 265000 und 1985 
auf rd. 409000 belief, im Jahre 1986 weiter auf rd, 
530000 und im Jahre 1987 nochmals auf die Rekord- 
zahl von 596000 gesteigert werden. 

Ein Fortgang dieser Entwicklung war im Hinblick 
auf die primäre Verantwortung der Arbeitgeber ei- 
nerseits und die berufliche Weiterbildung der Be- 
schäftigten und der Bundesanstalt für Arbeit ande- 
rerseits für die berufliche Weiterbildung der Ar- 
beitslosen tmd von Arbeitslosigkeit Bedrohten sowie 
auf die Finanzlage der Bundesanstalt nicht weiter 
vertretbar. Dies erforderte eine Konzentration der 
Förderungsleistungen auf die besonderen Zielgrup- 
pen der ArbeitsmarktpoILtik. Auch die Sicherstel- 
lung des gebotenen Qualitätsstandaids machte eine 
gewisse Konsolidierung auf diesem Markt für Bil- 
dungsleistimgen notwendig, der unter dem Nachfia- 
gesog der Qualiflzierungsoffensive sprunghaft ex- 
pandiert war und Anbieter hervorgebracht halte, bei 
denen Zweifel an der sachgerechten Durchführung 
der Maßnahmen nicht gänzlich ausgeschlossen wer- 
den konnten. 

Diese ordnungspolitisch gebotenen Akzentsetzun- 
gen waren ein wesentliches Element der Neunten 
Novelle zum Arbeitsfördehmgsgesetz. Obwohl FÖr- 
derungsleistungen weiterhin in fast unveränderter 
Höhe zui Verfügimg standen, nahm die Zahl der 
NeueLntritte ab, 1988 traten rd, 566000 und 1989 rd, 
490000 Teilnehmer neu in geförderte Bildungsmaß- 
nahmen ein. Da die Bundesanstalt für Arbeit für 1990 
Förderxmgsmittel in Höhe von 6,4 Milliarden DM 
eingeplant hat, ist 1990 nach dem Ausscheiden einer 
großen Zahl von Geförderten wieder mit einem 
deutlichen Anstieg der Neueintritte zu rechnen. 

Von den 1989 neu eingetretenen Teilnehmem traten 
rd, 390000 (79,3%) in Fortbildugs-, rd, 61000 (12.4%) 
in UmschLilungs- und rd. 41000 (8,3%) in Einarbei- 
tung smaß nahmen ein. Rund 278000 (56,7 %) der neu 
eingetretenen Teilnehmer waren vor Beginn der 


27 


Drucksache 11/7527 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Maßnahme arbeitslos. Der Anteil der Frauen betrug 
37,3%. 


Förderung der Arbeitsaufnahme und der Aufnahme 
einer selbständigen Tätigkeit 

53 . Die Leistungen zur Förderung zur Arbeitsauf- 
nahme sollen dazu beitragen, Arbeitslosen oder von 
Arbeitslosigkeit unmittelbar bedrohten Arbeit- 
suchenden die Aufnahme einer sozialversicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung oder einer selbständigen 
Tätigkeit zu erleichtern. Im einzelnen können die 
Arbeitsämter u, a. Bewerbungs-, Reise- und Umzugs- 
kosten übernehmen oder Überbrückungs- oder 
Trennungsbeihilfe bei der Aufn ahm e eines Arbeits- 
verhältnisses gewähren. 

Der Schwerpunkt der Förderung liegt bei der Ein* 
gUedenrngsbeihUfe, die Arbeitgebern in Form von 
Lohnkostenzuschüssen gezahlt werden kamip wenn 
sie mit schwervermiUelbaxen Arbeitslosen ein unbe- 
fristetes Arbeitsverhältnis begründen. Die Aufwen- 
dungen hierfür betrugen im Jahre 1989 rd. 114 Mil- 
lionen DM. 1990 stehen rd. 136 Millionen DM zur 
Verfügung. Die Eüigliederungsbeihilfe wurde durch 
die Neunte Novelle zum Arbeitsförderungsgesetz 
noch stärker auf bestimmte Zielgruppen der Arbeits- 
marktpolitik, nämlich Arbeitslose über 50 Jahre, 
Langzeitarbeitslose und Schwerbehinderte, zu- 
gescbnilterL Mitnahmeeffekte wurden abgebaul. Es 
ist sichergesteJlL daß die Förderung der Arbeitsauf- 
nahme ihren wichtigen Beitrag zur beruflichen Ein- 
gliederung in Fällen mit besonderen Problemlagen 
weiterhin leisten kann. 

54 . Die 1986 neu in das Arbeitsförderungsgesetz 
eingeführten Förderungsmöglichk eiten zur Beendi- 
gung der Arbeitslosigkeit durch Aufnahme einer 
selbständigen Tätigkeit wurden durch die Achte 
Novelle zum Arbeitsförderungsgesetz ab L Januar 
1988 erweitert: Danach kann das Überbrückungs- 
geld zur Sicherung des Lebensunterhalts ’ — höch- 
stens bis zu dem Betrag der zuletzt bezogenen Ar- 
beitslosengeld- oder Arbeitslosenhüfeleistung — in 
der ersten Zeit der Selbständigkeit bis zur Dauer von 
26 Wochen (zuvor 13 Wochen) gewährt werden; be- 
reits nach vierwöchigem Bezug von Arbeitslosen- 
geld oder -hüfe (zuvor 10 Wochen} können Arbeitslo- 
se ein Überbrückimgsgeld erhalten. Eine Staffelung 
der Bezugsdauer für Überbrückungsgeld wurde zwi- 
schenzeitlich von der Bimdesanstalt für Arbeit ein- 
geführt, um die verfügbaren Haushaltsmittel ange- 
sichts der stark gestiegenen Inanspruchnahme des 
Überbrückungsgeldes angemessen zu verteilen. 

tn diesem Jahre sind im Haushalt der Bundesanstalt 
für Arbeit für das Überbrückungsgeld Mittel im Um- 
fang von 128 Millionen DM für rd. 16 000 Fälle veran- 
schlagt. 

Allgemeine Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung 

55 . Die allgemeinen Maßnahmen zur Arbeitsbe- 
schaffung (Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen) waren 


auch in den letzten Jahren ein wichtiges Instrument 
zur Wiedereingliederung von schwer vermittelba- 
ren Arbeitslosen in das Beschäftigungssyslem. Ein 
Schwerpunkt war und ist die Beschäftigung von 
Langzeitarbeitslosen. 

1986 wurde erstmals die Zahl von 102000 Beschäftig- 
ten in Arbeitsbeschaffujigsmaßnahmen im Jahres- 
durchschnitt erreicht. Sie stieg 1987 und 1988 auf je- 
weils fast 115000; 1939 wurden 97000 Arbeitnehmer 
mit Axbeitsbeschaffungsmaßnahmen gefördert. 1990 
wird die Förderung auf hohem Niveau — rd, i 00 000 
Arbeitnehmer im Jahresdurchschnitt — fortgeführt. 
Kontinuierlich konnten in den letzten Jahren der 
Anteil der Frauen — 1989 auf rd. 41 % — und der An- 
teil der Langzeitarbeitslosen — 1989 auf rd. 52 % — 
gesteigert werden. Die Ausgaben der Bundesanstalt 
für Arbeit für die Förderung von Aibeitsbeschaf- 
fujigsmaßnahmen betrugen 1986 2,7 Milliarden DM, 

1987 3,2 Milliarden DM, 1988 3,4 Milliarden DM und 
1989 3,1 Milliarden DM, Für 1990 wurden 3,2 Milliar- 
den DM im Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit 
zur Verfügung gestellt Zusätzlich stellen die Lan- 
desregierungen Haushaltsmittel in Millionenhöhe 
bereit. 

56 . Die Förderung von Arb ei tsbe Schaffungsmaß- 
nahmen wird in Form von Zuschüssen, ggf. auch 
Darlehen, geleistet. Mit Wirkung vom 1, Januar 1989 
erfolgte eine Neufestlegung der Höhe des Zuschus- 
ses, weil es sich als erforderlich erwiesen halte, Pro- 
blemgruppen und Problemregionen des Arbeits- 
marktes mit höheren Zuschüssen als bei der gesetz- 
lich vorgesehenen Regelförderung zu bedienen. Da- 
mit können schwer vermittelbare Arbeitslose in Ar- 
beitsamtsbezirken mit hoher Arbeitslosigkeit bis zu 
100% gefördert werden, während die Regelförde- 
rung bis zu 75% des Arbeitsentgelts beträgt. Dies 
sorgt für eine verstärkte Ausrichtung der Arbeitsbe- 
schaff ungsmaßnahmen auf schwer vermittelbare Ar- 
beitslose und schwierige Arbeitsmarktregionen. 


Lohnko8tenzu8chüssefür ältere Langzeltarbeitslose 

57. Mil den Lohnkostenzuschüssen für ältere Lang- 
zeitarbeitslose wird ein beachtlicher Beitrag zu de- 
ren beruflichen Wiedereingliederung geleistet. Die 
Zahl der mit Lohnkostenzuschüssen geförderten Ar- 
beitnehmer stieg bis Ende 1989 auf jahiesdurch- 
scbnittlich 20400 (1986: 4600, 1987: 9400, 1988; 16700) 
imd liegt auch seither auf hohem Niveau. 

1990 stehen für Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung 
für ältere Arbeitnehmer (Lohnkostenzuschüsse und 
Förderung der Einrichtung von Arbeitsplätzen) ins- 
gesamt 516 Millionen DM zur Verfügung, das sind 
gegenüber 1986 rd. 400 % mehr. 

Die hohe Zahl der mit Lohnkostenzuschüssen geför- 
derten Beschäftigungsverhältnisse ist u.a. durch die 
mit der Achten Novelle zum Arbeitsförderungsge- 
setz zum 1, Januar 1988 in Kraft getretenen Verbes- 
serungen der Förderungsbedingungen ermöglicht 
worden. Danach kann bei der Arbeitslosigkeit von 
mindestens 18 Monaten ein Zuschuß bis zu 70 % und 
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bei einer Arbeitslosigkeit von mindestens 24 Mona- 
ten ein Zuschuß bis zu 75 % des Arbeitsentgelts ohne 
die sonst üblichen jährlichen Abschläge gezahlt 
und die Förderungsdauer bis auf 8 Jahre verlängert 
werden. 

Mit dem BeschäfÜgungsfördemngsgesetz 1990 ist 
dafür gesorgt, daß auch weiterhin für die 50- bis un- 
ter 55jährigen Arbeitslosen Förderungsmöglichkei- 
ten durch Lobnkostenzuschüsse erhalten bleiben. 
Die zunächst bis 31. Dezember 1989 befristete Rege- 
lung für diesen Personenkreis wurde bis Ende 1995 
verlängert* 


Berufliche Eingliederung Langzeiterbeitsloser 

58. Während einerseits einem großen Teil Arbeits- 
loser die Aibeilsaufnahme in immer kürzerer Zeit 
gelingt, droht sich andererseits ein Kern von Lang- 
zeitarbeitslosen herauszubilden, der nur noch sehr 
schwer aus eigener Kraft in Beschäftigung gelangt. 
Die Bundesregierung hat deshalb im Jahre 1989 die 
Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit verstärkt. 
Ln einer Situation, in der nicht nur die Beschäftigung 
weiter wächst, sondern auch die AxbeiUlosigkeil 
sinkt und mancherorts bereits Arbeitskräftemangel 
beklagt wird, bieten sich günstige Voraussetzungen 
für eine Wiedereingliederung von Langzeilarbeits- 
losen in das Beschäftigungssystem. Die Bundesre- 
gierung ist sich mit den Arbeitgeberverbänden, Ge- 
werkschaften, Ländern, Kommunen, Kirchen und 
Wo hlfahrts verbänden in der Beurteilung der Pro- 
blemlage einig* Am ..Runden Tisch der Sozialen Ver- 
antwortung” haben die Spitzenvertreter der genann- 
ten Institutionen einmütig zwei von der Bundesre- 
gierung vorgeschlagene Maßnahmbündel befürwor- 
tet, in deren Rahmen die Arbeitsämter seit Mitte 
1980 bis Ende 1991 folgende Förderleistungen bewil- 
ligen können: 

— Im Rahmen der .Aktion Beschäftigungshilfen für 
Langzeitarbeitslose" können Arbeitgebern, die 
Langzeitarbeitslose unbefristet einstellen, Lohn- 
kostenzuschüsse für die Dauer von einem Jahr 
gewährt werden. Die Zuschußhöhe steigt mit der 
Dauer der vorausgegangenen Arbeitslosigkeit 
und beträgt im ersten Beschäftigungshalbjahr 60 
bis 80%, im zweiten 40 bis 60% des Arbeitsent- 
gelts. Die Lohnkostenzuschüsse sollen einen Aus- 
gleich für betriebliche Anstrengungen darstel- 
len, Langzeitarbeitslose an die Anforderungen 
des Betriebes heranzufühiem 

Mit einem Mittelauf wand von 1,5 Milliarden DM 
soll die Aktion Losgesamt 60000 bis 70000 Lang- 
zeitarbeitslosen eine berufliche Eingliederung 
ermöglichen. Die Förderung ist mit rd. 27000 An- 
trägen in den ersten neun Monaten (bis Ende 
März 1990) gut angelaufen. Auch Arbeitslose, die 
schon länger als zwei oder drei Jahre arbeitslos 
waren, sind ihrem Anteil entsprechend einbezo- 
gen. 

— Im Rahmen der ..Maßnahmen für besonders be- 
einträchtigte Langzeitarbeitslose und weitere 
schwerstvermittelbare Arbeitslose" können die 


Arbeitsämter Mittel im Umfang von 250 Millio- 
nen DM für die berufliche Eingliederung beson- 
ders beemlrächligler Langzeitarbeitsloser und 
sonstiger schwerstvennittelbarer Arbeitsloser 
einsetzen. Die Mittel werden als Projektförde- 
rung Unternehmen und gemeinnützigen Einrich- 
tungen zur Verfügrmg gestellt, die schwerstver- 
mittelbare Arbeitslose beschäftigen und/oder be- 
ruflich qualifizieren und/oder sozial betreuen. 
Die Hilfen umfassen 

— ' einmalige Zuschüsse für Investitionen, um 
Maßnahmen zielgruppengerecht zu gestalten; 

— Zuschüsse bis zu einer Laufzeit von zwei Jah- 
ren zum laufenden Betxiebsmittelaufwand; 

— Zuschüsse bis zu einer Laufzeit von zwei Jah- 
ren zu den Kosten für besonders geschultes 
Anieilungs- und Betreuungspersonal. 

Der Wiedereingliederungserfoig bei besonders be- 
einträchtigten Langzeitaibeitslosen hängt stark da- 
von ab, daß sie zeitweilig von geschultem Ausbil- 
dungs- und Betreuungspersonal begleitet werden. 
Mit den genannten Maßnahmen wird dieser Erfah- 
rung Rechnung getragen. Die Träger zeigen ein re- 
ges Interesse an diesem Programm; in den ersten 
neun Monaten (bis Ende März 1990} wurden bereits 
640 Maßnahmeanträge gestellt 


Eingliederungsgeld für Aus- und Übersledier 

59. Seit dem 1. Januar 1990 erhalten Aus- und Über- 
sxedler anstelle des bisher gezahlten Arbeitslosen- 
geldes ein Eingliederungsgeld. Die Neuregelung 
stellt auf die besondere Lage dieser Personen in der 
ersten Zeit nach ihrem Eintreffen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland ab und dient dazu, ihre Eingliede- 
rung in das Arbeitsleben zu beschleunigen. Im ein- 
zelnen soll dieses Ziel durch folgende Maßnahmen 
erreicht werden; 

— Aus- und Übersiedler, die ün Herkunftsland min- 
desten fünf Monate als Arbeitnehmer beschäftigt 
waren und beabsichtigen, in der Bundesrepublik 
Deutschland eine beitragspflichüge Beschäfti- 
gung aufzunehmen, erhalten bei Arbeitslosigkeit 
für die Dauer von 12 Monaten ein Eingliede- 
rungsgeld. 

— Zur Erl eich terrmg der Eingliederung wird in den 
ersten zwei Monaten nach der Einreise das Ein- 
gliederungsgeld auch dann gezahlt, wenn der 
Aus- oder Übersiedler vorrangig durch Probleme 
der Wohnsitznahme — wie Wohnungssuche, Be- 
schaffrmg von Einrichtungsgegenständen, Behör- 
dengänge — in Anspruch genommen wird. 

— Während der Teilnahme an einem Deutsch - 
Sprachlehrgang (für Aussiedler) und einer not- 
wendigen Maßnahme der beruflichen Bildung 
wird das Eingliederungsgeld weiter gezahlt; die 
Zeiten der Te ilnahm e an diesen Maßnahmen 
mindern nicht die Dauer des Anspruchs auf Ein- 
gliederungsgeld von 12 Monaten* 
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— Das Eingliederungsgeld bemißt sich nach einem 
Arbeitsentgelt in Höhe von 70 % der Bezugsgrö- 
ße in der Sozial versichenmg, das ergibt 2303 DM 
monatlich; das Eingliederungsgeld beträgt 63 % 
dieses um die gesetzlichen Abzüge zu vermin- 
dernden Arbeitsentgelts. Für einen Alleinstehen- 
den ergeben sich z. B. 1 001 DM, für einen Verhei- 
rateten mit Kindern (sofern der Ehegatte nicht 
berufstätig ist) 1 219,40 DM monatlich; hinzu kön- 
nen Wohngeld und Kindergeld (ggf. Kindergeld- 
zuschlag) kommen. 

— Die durch die Teilnahme an einem Deutsch- 
Sprachlehrgang und einer Maßnahme der beruf- 
lichen Bildimg entstehenden notwendigen Ko- 
sten werden erstattet. 


Kurzarbeitergeld 

60. Mit dem Instrument des Kurzarbeitergeldes 
wird verhindert, daß Auftragsschwankimgen der Be- 
triebe unmittelbar zu Entlassungen und Arbeitslo- 
sigkeit führen. Aufgrund der günstigen konjunktu- 
rellen Entwicklung ist Kurzarbeit inzwischen weit- 
gehend abgebaut und kaum noch von volkswirt- 
schaftlicher Bedeutung (vgl. Tz. 2). Eine allgemeine 
Verlängerung der gesetzlichen Bezugsfrist von 6 auf 
24 Monate, wie sie in den letzten Jahren geilt, ist des- 
halb nicht mehr erforderlich. Ab Oktober 1989 wur- 
de sie daher auf 12 Monate begrenzt. 

Von Jemuar 1988 bis Ende 1989 konnte an Arbeitneh- 
mer in Stahluntemehmen bei Arbeitsausfällen infol- 
ge von schwierigen Umstrukturierungsprozessen 
Kurzarbeitergeld — mit einer verlängerten Bezugs- 
frist — auch dann gezahlt werden, wenn die Arbeit- 
nehmer wegen des Arbeitsausfalls in sog. Personal- 
einsatzbetrieben zusammengefaßt wurden. Diese 
Regelung ist durch das Beschäftigungsförderungs- 
gesetz 1990 (vgl. Tz. 51) bis Ende 1995 verlängert und 
imter strengeren Voraussetzimgen für alle Wirt- 
schaftszweige geöffnet worden, ln Verbindimg mit 
einer entsprechenden Rechtsverordnimg des Bun- 
desministers für Arbeit und Sozialordnimg wird da- 
mit ermöglicht, bei strukturbedingten Arbeitsausfäl- 
len unter streng anzulegenden Maßstäben Kurzar- 
beitergeld bis zur Dauer von 24 Monaten zu zahlen. 
Ziel dieser Maßnahme ist die soziale Flankienmg 
betrieblicher Anpassungen. 


3. Verbesserung der sozialen Sicherung bei 
Arbeitslosigkeit — konsequente Bekämpfung 
von Leistungsmißbrauch 

61. Die Funktion des Arbeitslosengeldes als Versi- 
chenmgsleistimg bei Arbeitslosigkeit wurde in den 
letzten Jahren verbessert und der Arbeitsmarkt- 
situation angepaßt. Um den Folgen von Langzeitar- 
beitslosigkeit entgegenzuwirken, in deren Verlauf 
immer mehr Arbeitslose ihren Anspruch auf Arbeits- 
losengeld voll ausschöpfen und danach auf die Lei- 
stungen der Arbeitslosenhilfe angewiesen sind, wur- 


de seit 1985 die Höchstdauer für den Bezug von Ar- 
beitslosengeld in drei Schritten angehoben, zuletzt 
durch das Gesetz zur Verlängerung des Versiche- 
rungsschutzes bei Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit. 

Seit dem 1. Juli 1987 beträgt danach die Höchstdauer 
für den Bezug von Arbeitslosengeld für Arbeitslose, 
die 

— das 42. Lebensjahr vollendet haben, statt bisher 
12 nunmehr 18 Monate; 

— das 44. Lebensjahr vollendet haben, statt bisher 
16 nunmehr 22 Monate; 

— das 49. Lebensjahr vollendet haben, statt bisher 
20 nunmehr 26 Monate; 

— das 54. Lebensjahr vollendet haben, statt bisher 
24 nunmehr 32 Monate. 

Gleichzeitig wurde durch dieses Gesetz der Schutz 
der Arbeitslosenversicherung für alle Versicherten 
verbessert, indem das Verhältnis der für einen An- 
spruch auf Arbeitslosengeld erforderlichen Beschäf- 
tigungsdauer zur Zeit des Leistimgsanspruchs von 
bisher 3: 1 aus 2: 1 herabgesetzt wurde. Beispielswei- 
se erwerben Arbeitnehmer bereits nach einem Jcihr 
beitragspflichtiger Beschäftigung einen Anspruch 
auf Arbeitslosengeld für die Dauer von sechs Mona- 
ten. 

Im Ergebnis dieser gesetzgeberischen Maßnahmen 
stieg der Anteil der Bezieher von Arbeitslosengeld 
im Verhältnis zu dem der Bezieher von Arbeitslosen- 
hilfe 1989 auf 64:36, während das Verhältnis 1986 
noch 57:43 betrug. Damit sind weniger Arbeitslose 
auf die niedrigere und von der Bedürftigkeit abhän- 
gige Arbeitslosenhilfe angewiesen. 

Auch in der Arbeitslosenhilfe sind deutliche Verbes- 
serungen erfolgt. So gelten seit 1987 verdoppelte 
Freibeträge für die Anrechnung von Ehegattenein- 
kommen auf die Arbeitslosenhilfe. Der Grundfreibe- 
trag ist damit von wöchentlich 75 DM auf 150 DM 
und der Erhöhungsbetrag je Kind von 35 DM auf 
70 DM wöchentlich gestiegen. 

Die Bezieher von Arbeitslosengeld und Arbeitslo- 
senhilfe profitieren — wie auch die Bezieher von 
Unterhaltsgeld, Kurzarbeitergeld imd Schlechtwet- 
tergeld — zudem von der Steuerreform. Diese Lei- 
stimgen richten sich nach dem infolge der Arbeitslo- 
sigkeit ausfallenden regelmäßigen Bruttoarbeitsent- 
gelt, das um die gesetzlichen Abzüge vermindert 
wird, die bei Arbeitnehmern gewöhnlich anfallen 
(pauschaliertes Nettoarbeitsentgelt). Zu den gesetz- 
lichen Abzügen gehört neimentlich die Lohnsteuer. 
Erhöhen sich die Nettoarbeitsentgelte der Arbeit- 
nehmer infolge einer Minderung der Lohnsteuer, so 
steigen die genannten Leistimgen in demselben 
Verhältnis. 

62. Die Erhaltung der Funktionsfähigkeit der Ar- 
beitslosenversicherung erfordert neben einer ange- 
messenen sozialen Sichenmg bei Arbeitslosigkeit 
auch eine konsequente Bekämpfung von Leistungs- 
mißbräuchen. Die Bundesanstalt für Arbeit hat in 
den vergangenen Jahren erhebliche Anstrengimgen 
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untemommenr um mißbräuchliche Inanspruchnah- 
me von Lohnersatzleistungen bei Arbeitslosigkeit 
aufzudedcen und zu verhindern. Seit 1984 werden in 
vierteljährljchen Abständen die abgeschlossenen 
Leistungsfälle der letzten Monate durch maschinel- 
len Datenabgleich überprüft; und zwar werden die 
Zeiten des Leistungsbezuges mit den Beschäfti- 
gungszeiten verglichen, die die Arbeitgeber den 
PCrankenkassen melden. Dabei sind beispielsweise 
1989 rd. 76000 Fälle von Leistungsüberzahlungen 
mit einer Gesamtsumme von rd. 41 Millionen DM 
einschließlich der Sozialversicberungsbeiträge, die 
die Bundesanstalt für Arbeit für diese Personen ge- 
zahlt hat, festgestellt worden* Zur Kontrolle, ob ar- 
beitslose Leistungsempfänger einer Beschäftigung 
nachgehen, haben die Arbeitsämter im Jahre 1986 rd* 
18000, im Jahre 1989 rd. 36000 Außen Prüfungen 
duichgefübrt. Die Höhe der festgestelllen Überzah- 
lungen betrug im Jahr 1986 insgesamt 18 Millionen 
DM, im Jahre 1989 28 Millionen DM, 

Diese Daten dokumentieren die erhebliche Bedeu- 
limg, die dem funktionsfähigen Prüfungssystem zur 
Bekämpfung von Leistungsmißbräuchen zukommt. 
Die Bundesregierung hält deshalb eine weitere Ver- 
besserung und Verfeinerung dieser Systeme für er- 
forderlich; die Bundesanstalt für Arbeit hat entspre- 
chende Maßnahmen bereits eingeleitet 


4. Legale Arbeftnehmerüberlassung 

63, Die legale Arbeitnehmeruberlassung dient der 
Deckung des kurzfristigen Arbeitsbedarfs, der An- 
passung unterscbiedlicher Auftrags- und Produkti- 
onsstrukturen, der Erledigxmg befristeter Axifgaben 
sowie der Erhaltimg von Arbeitsplätzen bei vorüber- 
gehendem Beschäfligungsmangel durch Einsatz in 
anderen Unternehmen. Gewerbsmäßige Arbeitneh- 
merüberlassung ist aus Gründen des sozialen Schut- 
zes der Leihaibeitnehmer und der Ordnung des Ar- 
beitsmarktes grundsätzlich nur mit einer Erlaubnis 
der Bundesanstalt für Arbeit zulässig. 

Das Beschäftigungsförderungsgesetz 1985 erweiterte 
die zulässige Dauer der Überlassung eines Arbeit- 
nehmers an denselben Entleiher von drei Monaten 
auf sechs Monate bis zum Ende des Jahres 1989* Das 
Beschäfügungsförderungsgesetz 1990 hat diese Re- 
gelung bis zum Ende des Jahres 1995 verlängert (vgl. 
Tz* 85). Die Möglichkeit, Arbeitnehmer bis zu sechs 
Monate einem anderen Arbeitgeber zu überlassen, 
hat zusätzliche Arbeitsplätze bei Verleihern ge- 
schaffen xmd damit zu einem — wenn auch begrenz- 
ten — Abbau der Arbeitslosigkeit beigetragen. 

Eine Ergänzung des Arbeitnehmerüberlassungsge- 
setzes in demselben Gesetz hat die sog. Kollegenhil- 
fe erleichtert Für Arbeitgeber mit weniger als 20 Be- 
schäftigten wurde anstelle des Erlaubnis Verfahrens 
der Bundesanstalt für Arbeit eine vereinfachte 
schriftliche Anzeige an das zuständige Landesar- 
beitsamt zugeiassen {vgt Tz. 85). Voraussetzung ist 
daß Arbeitnehmer zur Vermeidung von Kurzarbeit 
oder Entlassungen einem Arbeitgeber desselben 


Wirtschaftszweiges im selben oder uimüttelbar an- 
grenzenden Handwerkskaminerbezirk überlassen 
werden und die Überlassungsdauer drei Monate 
nicht überschreitet. Die Regelung entspricht dem In- 
teresse der Arbeitnehmer an der Erhaltung von Ar- 
beitsplätzen und dem Bedürfnis insbesondere klei- 
nerer Betriebe im Handwerksbereich, in wirtschaft- 
lichen Notlagen Kollegenhilfe zu leisten. 


5. Bekämpfung illegaler Beschäftigung 

64. Durch illegale Beschäftigung, Leistungsmiß- 
brauch sowie durch mißbräuchliche Ausnutzung der 
Geringfügigkeitsgrenze werden dem Staat Steuern, 
den Sozialversicherungsträgem Beiträge in erhebli- 
cher Höhe vorenthalten und Sozialleistungen zu Un- 
recht in Anspruch genommen. Hierdurch werden 
Steuer- und Beitragszahier geschädigt und vorhan- 
dene Beschäfügungsmöglichkeiten für Arbeitslose 
blockiert. Die Bekämpfung solcher Praktiken ist da- 
her eine sozialstaatliche Pflicht. 

In den Bearbeitungsstellen zur Bekämpfung der ille- 
galen Beschäftigung bei bestimmten Stützpunktar- 
beilsärutem wurde die Zahl der besonders geschul- 
ten Mitarbeiter der Bundesanstalt für Arbeit auf 375 
erhöbt. So konnten im Jahr 1989 rd* 35000 Fälle ille- 
galer Ausländerbeschäftigungen aufgegriffen wer- 
den. 

Mit dem Gesetz zur Einführung eines Sozial versi- 
chenmgsausweises und zur Änderung anderer Sozi- 
algesetze vom 6. Oktober 1989 wird das Instrumenta- 
rium zur Bekämpfung der genannten illegalen Prak- 
tiken ergänzt. Es hat folgende Schwerpunkte: 

— Einführung eines Sozial Versicherungsausweises 
und Mitführungspflichl in Schwerpunktberei- 
chen illegaler Beschäftigungspraktiken; 

— Hinterlegung des Sozial Versicherungsausweis es 
beim Sozialleistungsträger während des Bezuges 
von Sozialleistungen; 

— erweiterte Meldepflichten der Arbeitgeber, ins- 
besondere die Einbeziehung geringfügig Be- 
schäftigter in das Meldeverfahien zur Sozialver- 
sicherung; 

— Ausweitung der KontroUbefugnisse der Bundes- 
austail für Arbeit, der Krankenkassen sowie der 
Renten v e rsi che ru n gstr ä g er. 


6* Finanzielle Entwicklung bei der 
Bundesanstalt für Arbeit 

65. Die Ergänzung und Verbesserung der aibeits- 
marktpohtischen Förderungsieistungen, die Verlän- 
gerung des Anspruchs auf Arbeitslosengeld sowie 
die starke Zunahme der Zahl der Aus- und Übersied- 
lei haben die Entwicklung der Ausgaben der Bun- 
desanstalt für Arbeit wesentlich beeinflußt Von 1986 
bis 1989 sind die Ausgaben um 8,0 Milliarden DM 
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(25,1 %) gestiegen, die Einnahmen dagegen nur um 
6,2 Milliarden DM (19,2%), Dies führte zu Defiziten, 
die jedoch zunächst aus der Rücklage gedeckt wer- 
den konnten. Bundeszuschüsse waren 1988 in Höhe 
von rd. 900 Millionen DM und 1989 in Höhe von rd, 
1,9 Milliarden DM erforderlich. Außerdem wurde 
durch die Neunte Novelle zum Arbeitsfördenmgs- 
gesetz im Jahre 1989 und durch Maßnahmen der 
Bundesanstalt die Ausgabendynamik in der Arbeits- 
marktpolitih dort abgebremst, wo dies sinnvoll war. 


7. Verbesserte Spielräume in der 
Arbeitszeitgestaltung 

66. Die Bundesregierung sieht in der Teüzeitarbeit 
einen Weg, zusätzliche Beschäftigung zu ermögli- 
chen und dadurch den Arbeitsmaikt zu entlasten. 
Kurzfristiges Ziel muß es sein, das Angebot an so- 
zialversicherungspflichüger Teilzeitarbeit in Wirt- 
schaft und Verwaltung auszuweiten* Denn Teilzett- 
aibeil ist wirtschaftlich sinnvoll, beschäftigungs- 
und arbeitsmarktpolitisch notwendig, sozialpoli- 
tisch erstrebenswert (als Brücke zwischen Beruf und 
Familie sowie als gleitender Übergang aus der Be- 
rufstätigkeit in den Ruhestand), 

Obwohl in den letzten fünf Jahren in der Bundesre- 
publik Deutschland ein deutlicher Aufwärtstrend 
bei der Teilzeitarbeit zu verzeichnen ist, übersteigt 
die Nachfrage arbeitsloser wie beschäftigter Arbeit- 
nehmer nach Teilzeitarbeit bei weitem das entspre- 
chende Angebot. Einerseits ist ein überdurchschnitt- 
licher Anteil der Teilzeitbeschäftigten an der Ge- 
samtzunahme der Beschäftigten in den letzten Jah- 
ren zu verzeichnen (29,4%). Andererseits suchen 
aber imm er noch mehr als 200000 Arbeitslose, insbe- 
sondere Frauen, eine Teüzeitbeschäftigung. Eine 
Besch äftigtenumfrage ergab zudem, daß ein Drittel 
aller vollzeitbeschäftigten Frauen und 10% aller 
voilzeitbeschäftigten Männer gerne in Teilzeitarbeit 
wechseln würden. 

Die Erweiterung des Angebots an Teilzeitarbeits- 
plätzen ist in erster Linie Aufgabe der privaten und 
Öffentlichen Arbeitgeber. Zwar wird Teilzeitarbeit 
zunehmend als eine sirmvolle Form der Arbeitszeit- 
gestaltung anerkannt, jedoch fehlt es häufig bei den 
Aibeilgebem und Arbeitnehmern an Wissen über 
die Möglichkeiten der organisatorischen imd ver- 
traglichen Gestaltung von Teüzeitarbeit und über 
ihre Folgen für beide Seiten. 

Deshalb hat die Bundesanstalt für Arbeit in Zusam- 
menarbeit mit dem Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung mehrere Informationsaktionen zur 
Schaffung von mehr Teilzeitarbeitsplätzen in Wirt- 
schaft und Verwaltung organisiert* Die Tarifpartner 
wurden gebeten, diese Aktivitäten zu unterstützen 
und mitzutragen* 

Als besonders bedeutsam für die Fortentwicklung 
der Teilzeitarbeil erachtet die Bundesregierung 

“ eine bessere tarlfvertragUche Absicherung der 
Teilzeitarbeil (einige Tarifverträge könnten Vor- 
bildfunktion haben): 


— die Ausweitung des Angebots sozialversiche- 
rungspflicbtiger Teilzeitarbeit, auch für qualifi- 
zierte Tätigkeiten: 

— eine verstärkte Umsetzung des Altersteilzeitge- 
setzes. 

67* Bisher war der Übergang vom Arbeitsleben in 
den Ruhestand ein abrupter Wechsel der Lebenssi- 
tuation. Seit dem 1, Januar 1989 können sich ältere 
Arbeitnehmer im Rahmen eines gleitenden Über- 
gangs nach und nach an die Ruhestandssitualion ge- 
wöhnen. Arbeitnehmer, die das 58. Lebensjahr voll- 
endet haben und nach dem 1. Januar 1989 aufgrund 
einer Vereinbarung mit dem Arbeitgeber nur noch 
während der Halite der tariflichen Wochenarbeits- 
zeit tätig sind, erhalten zu ihrem Teilzeitarbeitsent- 
gelt einen Aufstockungsbetrag in Höhe von minde- 
stens 20 %* Daneben werden Beiträge zur Höherver- 
sicherung entrichtet, um Nachteile in der Renten- 
versicherung zu vermeiden. Diese Lohnausgleichs- 
leistungen des Arbeitgebers sind Steuer- und sozial- 
abgabenfrei, Das Arbeitsamt erstattet dem Arbeitge- 
ber die Aufwendungen für den Aufstockungsbetrag 
imd die Beiträge zm Höherversicherung, sofern er 
auf dem freigewordenea Arbeitsplatz einen beim Ar- 
beitsamt gemeldeten Arbeitslosen einsteOt Die Al- 
tersteilzeit ersetzt den Vorruhestand, der bis 1988 
das vorzeitige Ausscheiden älterer Arbeitnehmer 
aus dem Arbeitsleben aus arbeitsmarktpolilischen 
Gründen ermöglicht hatte. 

68* Durch das Achte Gesetz zur Änderung diensl- 
rechtbcher Vorschriften, das am 1. August 1989 in 
Kraft getreten ist, sind die Möglichkeiten der Teil“ 
Zeitbeschäftigung und der Beurlaubung für Beamte, 
Richter und Soldaten erheblich erweitert worden. 
Diese Neuregelungen sind ein weiterer Schritt zur 
Flexibilisierung der Arbeitszeit im öffentlichen 
Dienst und auch ein deutlicher Beitrag tmi Entla- 
stung des Arbeitsmarktes. Zugleich tragen sie dem 
gestiegenen Bedürfnis nach dieser Art von Beschäf- 
tigung Rechnung* Die vhchtigsten Regelungen sind: 

— die Verlängerung der Befristung für die Bewilli- 
gung von Teüzeitbeschäftigung und Urlaub aus 
arbeitsmarktpolilischen Gründen bis zum 31. De- 
zember 1993; 

— die Heraufselzung der Höchstdauer für Teilzeii- 
beschäftigxmg aus arbeitsmarktpolilischen Grün- 
den von 10 auf 15 Jahre: 

— die Einführung einer Beurlaubung aus arbeits- 
marklpolitiscben Gründen bis zu 6 Jahren auch 
für solche Beamte, die nicht für eine ausschließ- 
lich oder in der Regel im öffentlichen Dienst aus- 
zuübende Berufstätigkeit ausgebüdet worden 
sind: 

— die Verlängenmg des Bewilligungszeitraums für 
familien bezogenen Urlaub von 9 auf 12 Jahre; 

— die Einführung der Mögbchkeit eines abgestuf- 
len Ausscheidens aus dem Berufsleben durch sog. 
Altersteilzeitbeschäftigung vom 55. Lebensjahr 
an nach einer VoUzeitbeschäftigung im öffentli- 
chen Dienst von mindestens 20 Jahren; 
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— die Ausdehnung des Höchstbewilligungszeitrau- 
mes für Teilzeitbeschäftigimg und Beurlaubung 
zuscunmen von bisher 18 Jahren auf 25 Jahre. 

Mit Angestellten und Arbeitern im öffentlichen 
Dienst konnte Teilzeitbeschäftigung im Rahmen or- 
ganisatorischer Möglichkeiten schon immer verein- 
bart werden. 

Die Zunahme der Teilzeitbeschäftigimg im öffentli- 
chen Dienst auf rd. 18 % im Jahre 1988, wodurch eine 
Vorreiterrolle dieses Bereichs gegeben ist, bestätigt 
den Erfolg der bisherigen Bemühungen der Bundes- 
regierung. Mit den Neuregelungen wurde ein weite- 
rer wesentlicher Beitrag zur Flexibilisierung der Ar- 
beitszeit im öffentlichen Dienst und damit ein deut- 
licher arbeitsmarktpolitischer Beitrag zur Entla- 
stung des Arbeitsmarktes geleistet. Zugleich wurden 
vor allem für zahlreiche Beamtinnen und Richterin- 
nen die Voraussetzungen dafür verbessert, Beruf, Fa- 
milie imd Kindererziehung miteinander in Einklang 
zu bringen. Die Bundesregierung ist bemüht, durch 
die Setzimg von Rahmenbedingimgen und durch or- 
ganisatorische Maßnahmen eine möglichst hohe 
Quote von Teilzeitbeschäftigimg im öffentlichen 
Dienst zu erzielen. 


8. Eingrenzungen der Überstunden erforderlich 

69. Im längerfristigen Vergleich ist die Zahl der 
Überstunden beträchtlich zurückgegangen: Im 
Durchschnitt der Jahre 1983 bis 1988 wurden nach 
Berechnungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschimg der Bundesanstalt für Arbeit 64,8 
Überstunden pro Arbeitnehmer und Jahr geleistet 
gegenüber noch 80,2 Überstimden im Jahre 1980 xmd 
157,3 im Jahre 1970. Zwischen 1988 und 1989 dürfte 
die jährliche Überstundenzahl pro Arbeitnehmer 
von 64,6 auf 68,6 zugenommen haben. Damit wären 
1989 insgesamt 1,59 Milliarden Überstunden gelei- 
stet worden, was einem Anteil der Überstunden am 
gesamten auf die Arbeitnehmer bezogenen Arbeits- 
volumen von 4,1 % entspräche. 

Vermeidung und Abbau von Überstunden sind ein 
wichtiger Teil einer Strategie zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit. Dabei ist jedoch das Spannungsfeld 
zu beachten, in dem das Ziel der weiteren Rückfüh- 
rung der Überstunden zu der Notwendigkeit steht, 
ausreichende betriebliche Flexibilität zu wahren. 
Tarifverträge sowie Betriebs- und Dienst Vereinba- 
rungen können wesentlich besser als gesetzliche Re- 
gelungen betrieblichen Gegebenheiten Rechnung 
tragen, so die Erfordernisse einer flexiblen Betriebs- 
führung mit einer möglichst weitgehenden Begren- 
zung der Überstunden in Einklang bringen imd da- 
mit im jeweiligen Einzelfall das vorgenannte Span- 
nimgsfeld auflösen. Die Bundesregierung hat des- 
halb mehrfach an die Tarif- und Betriebspartner ap- 
pelliert, dem Erfordernis einer Eingrenzung der 
Überstunden zu entsprechen. 

Die hierfür erforderlichen Rahmenbedingungen be- 
stehen: Der durch die Wirtschafts- und Finanzpolitik 
der Bundesregierung ausgelöste stabile Wachstums- 


prozeß ermöglicht den Unternehmen weitsichtige 
Personaldispositionen. Die Möglichkeiten zum Ab- 
schluß befristeter Arbeitsverträge wurden erweitert. 
Die Attraktivität der Teilzeitarbeit wurde mit der ar- 
beitsrechtlichen Gleichstellung gegenüber Vollzeit- 
arbeit erhöht. Die Maßnahmen zur beruflichen Qua- 
lifizierung im Rahmen der aktiven Arbeitsmarktpo- 
litik und deren Hilfen für die berufliche Eingliede- 
nmg von schwer vermittelbaren Arbeitslosen wur- 
den stark ausgeweitet. Für das zur Einschränkung 
der Überstunden notwendige Ausmaß an Arbeits- 
zeitflexibilität müssen die Tarif- und Betriebspart- 
ner selbst sorgen. Auch bedarf es verstärkter Qualifi- 
zierungsanstrengimgen der Wirtschaft zur Gewin- 
nung zusätzlicher Fachkräfte. 

Die Bundesregierung beobachtet die Entwicklung 
der Überstunden aufmerksam. Sie wird — wie im 
Rahmen des Überstundenberichts 1986 und der Ant- 
wort auf die Große Anfrage «Politik für die Arbeit- 
nehmer“ zugesagt — evtl, notwendig werdende 
Schritte und Maßnahmen mit den Sozialpartnern er- 
örtern. 


9. Soziale Aspekte der Bildungspolitik 

70. Bildimg, Aus- und Weiterbildung sind Grundla- 
gen der persönlichen und sozialen Entfaltung des 
einzelnen. Sie bestimmen aber auch maßgeblich die 
Entwicklungsmöglichkeiten einer Gesellschaft. Ein 
besonders wichtiges Ziel der Bildungspolitik ist es, 
dafür zu sorgen, daß den Schulabgängern Ausbil- 
dimgsmöglichkeiten in Betrieben, beruflichen Schu- 
len, Hochschulen und überbetrieblichen Bildungs- 
einrichtungen in ausreichender Zahl zur Verfügung 
stehen. Voraussetzungen für die Wahrnehmung der 
Bildungschancen sind ein breites und vielfältiges 
Bildungsangebot und für junge Menschen aus ein- 
kommensschwachen Familien eine finanzielle Absi- 
cherung der weiterführenden Ausbildung. Weiter- 
hin bleibt es eine wesentliche Aufgabe der Bil- 
dungspolitik, durch soziale, regionale, kulturelle 
oder sonstige Gegebenheiten bedingte Beeinträchti- 
gungen abzumildem bzw. zu beheben. 

71. Jeder junge Mensch muß die Möglichkeit ha- 
ben, seine Persönlichkeit zu entfalten und seine be- 
ruflichen Chancen zu nutzen. Der Berufsausbildung 
kommt dabei eine überragende Bedeutung zu (vgl. 
Tz. 43). Sie vermittelt neben beruflichen Kenntnis- 
sen, Fertigkeiten und Erfahrungen auch die Fähig- 
keit, Aufgaben in Gesellschaft und Staat zu überneh- 
men. Um persönlichen Voraussetzungen und fach- 
lich geänderten Anforderungen besser zu entspre- 
chen, sind Bildungsinhalte, Lehr- und Lemmetho- 
den und Bildungszeiten stärker zu differenzieren. So 
sollen das Ausbildungseingebot für traditionelle und 
neue Berufe erweitert, neue Möglichkeiten für prak- 
tisch Begabte entwickelt, die Förderung der Berufs- 
ausbildung von benachteiligten Jugendlichen und 
berufsfördemde Hilfen für Behinderte weiter ausge- 
baut und besonders Begabte in der beruflichen Bil- 
dung gefördert werden. Letzteres verbessert die 
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Chancengerechtigkeit in der beruflichen Bildung 
und trägt dazu bei^ der Begabtenförderung in Schule 
und Hochschule etwas Vergleichbares in der berufli- 
chen Bildung an die Seite zu stellen, ln der Berufs- 
ausbildung müssen weiterhin europäische Bezüge 
an Bedeutung gewinnen, 2 lB. in Form der Anerken- 
nung von Befähigrungsnacbweisen oder der Förde- 
rung fremdsprachlicher Kenntnisse bei den Auszu“ 
bildenden. 

72. AusbÜdungsordnungen sind nach dem Berufs- 
bildtuigsgesetz bzw. der Handwerksordnung die 
bundesweit geltende Grundlage für eine geordnete 
und einheitliche Berufsausbildung. Zeilgerechte 
Ausbildungsordnungen sind für den einzelnen Ar- 
beitnehmer und das einzelne Unternehmen, aber 
auch für die Volkswirtschaft insgesamt von entschei- 
dender Bedeutung. Sie leisten einen wesentlichen 
Beitrag zur qualitativen Verbesserung der berufli- 
chen Bildung, indem sie die Ausbildungsinhalte im 
Sinne von Mindestanforderungen festlegen und 
Grundlage der emzelbetriebLichen Ausbildungsplä- 
ne sind. Seit Inkrafttreten des Berufsbildungsgeset- 
zes von 1969 sind 232 Berufe in Industrie, Handwerk, 
Landwirtschaft, im Bereich der freien Berufe und im 
öffentlichen Dienst neu geordnet worden. Diese Be- 
rufe umfassen rd. 1,7 Mülioaen oder rd. 96% aller 
Auszubildenden im dualen System. Auf die 11. Le- 
gislaturperiode entfielen davon 53 Berufe mit rd. 
400000 Auszubüdenden, darunter die von der Wirt- 
schaftsstruktur her besonders wichtigen Metall- und 
Elektroberufe sowie die für die Ausbildung von 
Frauen bedeutsamen Berufe Zahnarzthelferin und 
Rechtsanwalts-, Notar- bzw. PatentanwaltsgehüficL 
1990/91 steht die Überarbeitung einiger Ausbil- 
dungsordnungen an, vor allem auch der Büioberufe 
und des Berufs des Technischen Zeichners; dies sind 
auch für die Ausbildung von Frauen wichtige Aus- 
bUdungsbereiche. Außerdem gewinnt neben der 
Überarbeitung der noch bestehenden ..Aliregelun- 
gen" die Novellierung der Anfang und Mitte der 
70er Jahre neu geordneten Ausbüdungs berufe im- 
mer mehr an Bedeutung. Diese „Zweite Modemisie- 
rungswelle" wird nach 1990 zunehmend zum 
Schwerpunkt der Neuordnungsarbeilen werden. 

73. Überbetriebliche AusbÜdungsstätten dienen 
der Ergänzung der betrieblichen Berufsausbildung 
im dualen System. Sie bieten in der Regel jene Aus- 
bildungsabschnitte an, die im Betrieb nicht hinrei- 
chend realisiert werden können, aber notwendiger 
Teil der Ausbildung sind. Die in den überbetriebli- 
chen Ausbildungsstätten stattfindenden ergänzen- 
den Kurse für Auszubildende — vor allem aus dem 
Handwerk — gewährleisten ein umfangreiches Aus- 
büdungsplalzangebot ohne Abstriche bei der erfor- 
derlichen Qualität der Berufsausbildrmg. Aus Mit- 
teln des Bundes werden Zuschüsse zu den Lehr- 
gangs- und Lutematskosten überbetrieblicher Aus- 
bUdungsmaßnahmen im Bereich des Handwerks ge- 
währt, Für die Förderung überbetrieblicher berufli- 
cher Ausbildungsstätten standen 1989 124 Millionen 
DM zur Verfügung, davon 11 Millionen DM zur Si- 
cherung vonnals betrieblicher AusbUdungskapazitä- 
ten im Ruhrgebiet, Überbetriebliche Bildungsstätten 


— Berufsfördenmgs- und BerufsbUdungswerke (vgl. 
Tz. 180) — garantieren auch denjenigen eine ange- 
messene berufliche Qualifizierung, die zu ihrer be- 
ruflichen Bildung begleitender medizinischer, psy- 
chologischer und pädagogischer Hilfen bedürfen. 

74. Mil Hilfe von Modellversuchen werden neue 
Ansätze zur Verbesserung der beruflichen Bildung 

— insbesondere der Ausbüdungsqualitäl — entwik- 
kell und erprobt. Schwerpunktbereiche bei den lau- 
fenden Modellversuchen sind der Einsatz neuer 
Techniken in der beruflichen Aus- und Weiterbil- 
dung, die Erprobung neuer Ausbüdungsmethoden, 
die Entwicklung neuer Ausbildungsberufe, Hilfen 
zur Berufsausbildung benachteiligter, behinderter 
und ausländischer Jugendlicher sowie die Qualifi- 
zienmg des AusbUdungspersonals. 

75. Zur Verbesserung der beruflichen Situation 
von Frauen ist eine stärkere Erschließung neuer 
bzw. bislang vorwiegend von Maimem ausgeübter 
Berufe notwendig. Die Verbreitung neuer Techni- 
ken in der Arbeitswell bietet auch Frauen Perspekti- 
ven, weil es nicht mehr allein auf körperliche Kraft 
ankommt und auch andere Arbeitsbelastungen re- 
duziert werden können. In zukunftsträchtigen Berei- 
chen entstehen veränderte Berufsbilder, die auch für 
Frauen attraktiv sind. Mit einer Informationskam- 
pagne unter dem Motto „Typisch — die neuen Mäd- 
chen , . . in Wirtschaft, Wissenschaft, Technik" will 
die Bundesregierung dazu beitragen, Vorurteile und 
Rollenklischees, die immer noch vorhanden sind 
und den Zugang zu technikorientierten Berufen be- 
hindern, abzubauen. 

76. Die 1984 begonnene Modellversuchsreihe zur 
beruflichen Qualifizlenrng von Erwachsenen, die 
keine abgeschlossene Berufsausbildung haben und 
daher ein besonderes Arbeitsmarklrisiko tragen, 
wmde auf insgesamt 13 Modellversuche ausgewei- 
tet. Die Maßnahmen wollen insbesondere Frauen 
durch Umschulung einen Abschluß in einem aner- 
kannten AusbUdungsberuf vermitteln. Zusammenar- 
beit von Betrieben, Einbeziehung neuer Techniken, 
Entwicklung geeigneter Ausbüdungsmaterialien 
und enge Begleitung der Umschulung soUen die 
Förderung dieses Personenkreises verbessern. Es ist 
zu prüfen, inwieweit die positiven Ergebnisse dieser 
Modeß versuche und zusätzlicher Forschungsvorha- 
ben in Regelmaßnahmen nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz umgesetzt werden können. 

77. Die technischen, wirtschaftlichen und sozialen 
Veränderungen in unserer Gesellschaft stellen die 
Berufstätigen vor immer neue berufliche Anforde- 
rungen. Der beruflichen Qualifizierung, vor allem in 
Form der ständigen Weiterbildung, kommt daher ei- 
ne große Bedeutung zu — ün Interesse des einzel- 
nen. der Wirtschaft und der Gesellschaft (vgl. Tz. 48). 
Nur durch eine große gemeinsame Anstrengung von 
Staat, Wirtschaft und allen gesellschaftlichen Kräf- 
ten kann die Weiterbildung zu einem gleichwerti- 
gen Teil unseres Bildungswesens ausgebaut werden, 
der die herkömmlichen Bereiche der Schule, Berufs- 
ausbildung und Hochschule ergänzt. Dies ist der 
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Hintergrund der vom Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft ins Leben gerufenen „Konzertier- 
ten Aktion Weiterbildung". Sie trägt dazu bei, die 
auf den einzelnen und die Gesellschaft zukommen- 
dea Herausfordenmgen rechtzeitig zu erkennen, 
Perspektiven und Konzepte zu entwickeln, bei der 
Lösung der neuen Aufgaben zusanunenzuarbeiten 
und die Ö0entlichkeit auf die Bedeutung der Wei- 
terbildung aufmerksam zu machen. Die Bundesre- 
gierung fördert den Ausbau der beruflichen Weiter- 
bildung im Rahmen ihrer Kompetenzen und finan- 
ziellen Möglichkeiten durch Modellversuche, For- 
schungsprojekte und die staatliche Anerkennung 
wichtiger außerschulischer Fortbildungsabschiüsse, 

78. Die Regierungschefs von Bund und Ländern ha- 
ben sich im März 1989 erneut dazu bekannt, Bil- 
dungswege ÜB Interesse der jungen Menschen offen- 
zuhalten. Sie vereLnbarten dazu ein gemeinsames 
Hochschulsooderprogramm, durch das 12250 Stu- 
dienplätze in besonders belasteten Fächern neu ge- 
schaffen werden konnten. Der Bund beschloß wei- 
terhin im Dezember 1989 mit den Ländern ein neues 
Programm zur Schaffung studentischen Wohnraums. 
Danach sollen mit einem Finanzvolumen von über 
1 Milliarde DM von 1990 bis 1993 20000 neue Wohn- 
heimplätze geschaffen werden. Ziel ist es, die derzeit 
bestehende studentische Wohnungsnot schnell ab- 
zubauen. Daneben stellt der Bund den Ländern be- 
trächtliche Mittel zum Bau von Studentenwohnhei- 
men im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus und 
nach dem Gesetz über Finanzhilfen des Bundes vom 
20. Dezember 1968 (Strukturhilfegesetz} zur Verfü- 
gung. Außerdem errichten Bund und Länder 50 bis 
60 Graduiertenkoüegs, Zwischen Bund und Ländern 
besteht weiter grundsätzliches Einvemehmeii über 
die Notwendigkeit weiterer Maßnahmen zur Förde- 
rung der Leistungsfähigkeit der Hochschulen, insbe- 
sondere durch eine verstärkte Förderung des wis- 
senschaftlichen Nachwuchses; im Verlauf des Jahres 
1990 soll darüber eine Vereinbarung getroffen wer- 
den. 

Für den Hochschulausbau sind auch in den kom- 
menden Jahren erhebliche Mittel notwendig. Der 
Bund stellt hierfür 1990 1,1 Milliarden DM und ab 
1991 1,3 Milliarden DM bereit. Wegen der wieder ge- 
stiegenen Studiemeigung der jungen Menschen mit 
Hochschulzugangsberechtigung sind über die jetzi- 
gen Planungen hinaus ein verstärkter Ausbau der 
Fachhochschulen und die Schaffung weiterer 50 000 
Studienplätze erforderlich. Zur Erhaltung der Inno- 
vationskiaft der Hochschulen in der Forschung sind 
Einrichtungen für neue oder schnell wachsende For- 
schungsgebiete zu schaffen. Die Hochschulen müs- 
sen zudem mit erheblichen Investitionen in Gebäu- 
de und Geräte die Möglichkeit haben, auf dem neue- 
sten Stand der Forschung und Lehre zu sein. Die 
Deutsche Forschungsgemeuxschaft und die Max- 
Planck-Gesellschaft erhalten nach einem Beschluß 
der Regienmgschefs von Bund und Ländern in den 
nächsten fünf Jahren je 50% mehr Mittel, damit 
auch dadurch die Forschung nachdrücklicher geför- 
dert werden kann. 

Die Integration behinderter Studienbewerber und 
Studenten in den Hochscbul bereich erfordert beson- 


dere Fordenmgsm aßnahmen. Hierzu gehören — ne- 
ben der behindertengerechten Ausstattung von 
Hochschuleinrichtungen — frühzeitig einsetzende 
ßeratungs- und Betreuungsmaß nahmen. Die Bun- 
desregierung finanziert deshalb seit 1982 eine zen- 
trale Beratungsstelle für behinderte Studienbewer- 
ber und Studenten beim Deutschen Studenten werk. 
Ihre Hauptaufgaben sind die umfassende Dokumen- 
tation der Studienmöglichkeiten für Behinderte so- 
wie die Mitwirkung an ihrer Verbesserung, Darüber 
hinaus unterstützt die Bundesregierung die Betreu- 
ung behinderter Studenten in Selbsthilfegruppen 
und wird diese Förderung weiter ausbauen. 

79. Den Kern der sozialen Sicherung für Schüler 
und Studenten bildet die Ausbildungsförderung 
nach dem ßundesausbildungsförderungsgesetz 
(BAföG), Die Länder haben darüber hinaus ergän- 
zende Fördermöglichkeiten für Schüler geschaffen, 
die nach dem BAföG nicht förderungsberechtigt 
sind. 

Durch das 11. BAföG -Änderungsgesetz wurden die 
Bedarfssätze und Freibeträge zum Herbst 1988 und 
die Freibeträge zusätzlich zum Herbst 1989 dem zwi- 
schenzeitlichen Anstieg der Lebenshaltungskosten 
angepaßt. Außerdem wurde das Auswahl verfahren 
beim leistungsabhängigen Darlehensteilerlafl ge- 
rechter und einfacher gestaltet und der studienzeit- 
abhängige Darlehensteilerlafl durch einen zweiten 
Stichtag modifiziert. 

Durch das 12. BAföG -Änderungsgeselz wird die Aus- 
bildungsförderung entsprechend den Empfehlungen 
des Beirates für die Ausbildungsförderung grundle- 
gend umstrukturlert und wirtschaftlichen und sozia- 
len Gesichtspunkten stärker Rechnxmg getragen. 
Insbesondere wird die Ausbildungsförderung für Fa- 
milien mit geringem oder mittlerem Einkommen 
spürbar verbessert. Die gesetzlichen Änderungen 
sind im einzelnen: 

— Ab Herbst 1990 werden die Bedarfssätze und Ein- 
kommensfreibelräge um durchschnittlich 3 % an- 
gehoben. Studierende köimen Ausbildungsförde- 
rung bis zu 890 DM monatlich erhalten, die sie im 
Unterschied zum geltenden Recht nicht in voller 
Höhe, sondern nur noch zur Hälfte zurückzahlen 
müssen. 

— Die Einkommensgrenzen, bis zu denen eine För- 
derung erfolgt, werden erheblich angehoben; es 
werden allein dadurch im Laufe des Jahres 1990 
ca. 70000 Auszubildende aus Familien mit mitt- 
lerem Einkommen in den Kreis der Förderungs- 
berechtiglen aufgenoramen. Zudem erhalten 
160000 von derzeit 260000 geförderten Studieren- 
den höhere Förderungsleislungen. 

— Studenten werden künftig bis zu zwei Semester 
länger gefördert, wenn sie ihre Ausbildung in- 
nerhalb der bisherigen Fördenmgshöchstdauer 
zwar nicht abgeschlossen haben, jedoch zum 
Examen zugelassen worden sind und die Aus- 
sicht besteht, daß sie ihr Studium innerhalb der 
nächsten zwei Semester abschließen werden. 

— Der Kranke nversic he rungszüschlag für Studen- 
ten wird von gegenwärtig 45 DM auf die latsäch- 
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liehe Höhe der Beiträge in der studentischen 
Krankenversicherung von rd. 65 DM angehoben. 

— Die Pflege und Erziehimg eines Kindes wird bei 
der Bemessung der Förderungsdauer künftig be- 
rücksichtigt. 

— Für behinderte Studenten werden sich die Förde- 
nmgs- und Rückzahlungsbedingungen verbes- 
sern. Wer aufgrund einer Behindenmg länger 
studieren muß als eigentlich vorgesehen, erhält 
nach Ablauf der Fördenmgshöchstdauer die Lei- 
stung zu 100% als Zuschuß. Behindenmgsbe- 
dingte Mehraufwendungen werden künftig auch 
im Bereich der Darlehensrückzahlung angemes- 
sen berücksichtigt. 

— Die Förderung einer Zweitausbildung wird stär- 
ker eds bisher von der wirtschaftlichen Leistimgs- 
fähigkeit der Familie abhängig gemacht. Dies ist 


aufgrund der Veränderungen im Bildungsverhal- 
ten notwendig. 

Insgesamt wird die Zahl der Geförderten nüt Beginn 
des Schul- und Studienjahres 1990 um ca. 30 % von 
derzeit 328000 auf 428000 Geförderte ansteigen. Für 
die verbesserte Ausbildimgsfördenmg werden Bund 
und Länder 1991 rd. 3 Milliarden DM aufwenden. 
Das sind 650 Millionen DM mehr als nach bisher gel- 
tendem Recht. 

Um die bundesrechtlichen Regelungen zur Unter- 
stützimg von Familien mit Kindern in der Ausbil- 
dung vollständig darzustellen, muß die Ausbil- 
dungsförderung nach dem Bundesausbildungsförde- 
nmgsgesetz im Zusammenhang mit dem Familienla- 
stenausgleich gesehen werden. Durch das duale Sy- 
stem direkter Leistungen in Form von Kindergeld 
und indirekter Leistimgen in Form von Steuerver- 
günstigimgen erhalten Familien in besonderer Wei- 
se Hilfe (vgl. Tz. 209). 


III. Arbeitsbeziehungen und Arbeitsbedingungen 


1. Arbeitsrecht 

80. Das Arbeitsrecht hat in der Bimdesrepublik 
Deutschlemd in jahrzehntelanger Entwicklung einen 
hohen Stand erreicht. Wie jeder andere Teil unserer 
Rechtsordnung muß sich auch das Arbeitsrecht in 
der täglichen Praxis bewähren. Die dabei maßgebli- 
chen Prüfkriterien können nicht für alle Zeiten und 
unter allen Bedingungen dieselben sein: Der Wandel 
gesellschaftlicher Anschauimgen sowie technische 
imd wirtschaftliche Veränderungen können eine 
Weiterentwicklimg des Arbeitsrechts erfordern. Da- 
bei hat sich das Arbeitsrecht daran zu orientieren, 
daß es in erster Linie Arbeitnehmerschutzrecht ist. 
Unverzichtbare Schutzfimktionen dürfen nicht be- 
einträchtigt werden. 

Im übrigen vermag die Gesetzgebung auf dem Ge- 
biet des Arbeitsrechts im allgemeinen nur den Min- 
deststandard zu setzen und den institutioneilen Rah- 
men zur Verfügung zu stellen, innerhalb dessen die 
Tarifvertragsparteien sowie Arbeitgeber und Be- 
triebsräte die Arbeitsbedingungen regeln und damit 
auch den jeweils aktuellen Erfordernissen anpassen 
können. 

In der 11. Legislaturperiode ist das Arbeitsrecht ent- 
sprechend diesen Grundsätzen weiterentwickelt 
worden, z.B. mit dem Beschäftigxmgsförderungsge- 
setz 1990. Auch sind mit der Novellierung des Be- 
triebsverfassungsgesetzes und der Sicherung der 
Montan-Mitbestünmung wichtige Anliegen langfri- 
stig imd sachgerecht geregelt worden. 


Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes 

81. Dimch die am 1. Januar 1989 in Kraft getretenen 
Änderungen des Betriebsverfassungsgesetzes sind 
die Minderheitenrechte bei der Betriebsratswahl 
und der Betriebsratsarbeit verbessert worden. Die 
21ahl der für einen Wahlvorschlag erforderlichen Un- 
terschriften ist von 10 % auf 5 % bzw. von 100 auf 50 
Unterschriften gesenkt worden. Die im Betrieb ver- 
tretenen Gewerkschaften haben ein eigenes Wahl- 
vorschlagsrecht erhalten. Bei der Besetzung der Aus- 
schüsse und bei Freistellungen findet nunmehr re- 
gelmäßig die Verhältniswahl statt. 

Die Amtszeit des Betriebsrats ist von drei auf vier 
Jahre verlängert worden, um die Kontinuität der Be- 
triebsratsarbeit zu fördern. 

Die Informations- und Beratungsrechte des Betriebs- 
rates bei der Planung und Ausführung neuer Techni- 
ken sind verbessert worden. Die Information des Be- 
triebsrats hat danach so rechtzeitig zu erfolgen, daß 
dessen Anregungen noch in die Plammg einfließen 
können. Dem Betriebsrat sind die zur Unterrichtung 
erforderlichen Unterlagen vom Arbeitgeber vorzule- 
gen. Auch der einzelne Arbeitnehmer ist vom Ar- 
beitgeber über die Auswirkungen der Einführung 
technischer Veränderungen auf seinen Arbeitsplatz 
zu unterrichten. 

Die Honoraransprüche der Mitglieder von betriebli- 
chen Einigxmgsstellen, die zur Lösimg von Konflik- 
ten zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber gebildet 
werden, sind geregelt worden. Außerdem ist in das 
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Betriebsverfassungsgesets eine Verordnungser- 
mächtigung aulgenommen worden, die den Erlaß ei- 
ner Vergütungsordnung zur Festlegung von Höchst- 
sätzen für die Mitglieder der Einigimgsst eilen er- 
mÖglichL 

Der Begriff des leitenden Angestellten, der in der 
Vergangenheit vielfach zu Auslegungsschwierigkei- 
ten geführt hat, ist präzisiert worden. Ergänzend zu 
den genauer gefaßten funktionalen Abgrenzungs- 
merkmalen des Grundtatbestandes sind unlerneh- 
mensbezogene Auslegungsregeln aufgestellt wor- 
den, die in Zweifelsfällen eine Entscheidungshilfe 
sein sollen. Im Hinblick auf die gleichzeitig erfolgte 
gesetzliche Verankerung von Sprecherausschüssen 
der leitenden Angestellten ist außerdem ein Verfah- 
ren zur Feststellung des Personenkxeises der leiten- 
den Angestellten bei Wahlen in das Betriebsverfas- 
sungsgesetz eingeführt worden. 


Sprecherausschüssö der leitenden Angestellten 

82. ln Betrieben mit in der Regel mindestens 10 lei- 
tenden Angestellten können aufgrund des Gesetzes 
über Sprecherausschüsse Sprecherausschüsse ge- 
wählt werden, wenn sich die Mehrheit der leitenden 
Angestellten dafür ausspricht. Auf Untemehmens- 
ebene sind Gesamtsprecherausschüsse zu bilden, 
und auf Konzemebene können freiwillige Konzem- 
sprecherausschüsse errichtet werden. Anstelle von 
Betriebs- und Gesamtsprecherausschüssen kann ein 
Untemehmenssprecherausscliuß gebildet werden. 
Die Mitwirkungsrechte des Sprecherausschusses be- 
stehen vor allem in Unterrichtungs- und Berattmgs- 
rechten über die Arbeitsbedingungen der leitenden 
Angestellten sowie über personelle und wirtschaftli- 
che Angelegenheiten. Die Arbeit des Betriebsrats 
wird durch den Sprecherausschuß der leitenden An- 
gestellten nicht behindert. 


Sicherung der Montan-Mltbestlmmung 

S3. Die Montan- Mitbestimmung ist langfristig ge- 
sichert worden. Nach dem neugefaßten Mitbestim- 
mungsergänzungsgesetz bleibt eine Konzemober- 
gesellschaft ohne eigene Montanproduktion so lan- 
ge montan-mitbesüimnt, wie die montan-mltbe- 
stimmten Tochterunternehmen insgesamt minde- 
stens 20 % der Konzern wer tschöpfung erzielen oder 
mehr als 2000 Arbeitnehmer beschäftigen. Damit ist 
gewährleistet, daß vier von fünf Konzemobergesell- 
schaften der Stahlindustrie, die ansonsten in den 
nächsten Jahren aus der Montan-Mitbestimmung 
herausgefallen wären, weiterhin dieser bewährten 
Form der Mitbestimmung unterliegen. 

Gleichzeitig ist das Wahlverfahren für die Bestel- 
lung der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat 
nach dem Vorbild des Mitbestimmungsgesetzes 1976 
modernisiert worden. Das bedeutet, daß die Zahl der 
belegschaftsangehörigen Aufsichtsratsmitgiieder in 
den Aufsichtsräten erhöht und entsprechend die 
Zahl der externen vermindert wird. Es bleibt aber 


bei dem Grundsatz, daß die Arbeitnehmerseite so- 
wohl aus belegschaftsangehörigen als auch aus ex- 
ternen AuEsichtsratsmitgliedera besteht. Um das Ge- 
wicht der Belegschaften auf der Arbeitnehmerseite 
in den Aufsichtsräten zu verstärken, kann die Beleg- 
schaft künftig selbst darüber entscheiden, ob sie die 
Arbeitnehmervertreter Lm Aufsichtsrat unmittelbar 
oder durch Delegierte wählt. Bisher konnten die Ar- 
beitnehmervertreter nur durch Wahlmänner ge- 
wählt werden. 


Jugend- und Auszubildendenverlretung 

Ö4. Das Gesetz zur Bildung von Jugend- und Aus- 
zubildendenvertretungen in den Betrieben ist am 20. 
Juli 1968 in Kraft getreten. Die Funktionsfähigkeit 
der Jugendvertretung war gefährdet, da aufgrund 
längerer Schulzeiten die Zahl der wahlberechtigten 
Jugendlichen unter 18 Jahren ständig zurückging. 
Durch Einbeziehung auch der volljährigen Auszu- 
bildenden, die das 25, Lebensjahr noch nicht vollen- 
det haben, ist die Jugendvertretung zur Jugend- und 
Auszubildenden Vertretung erweitert worden. Die 
jugendlichen Arbeitnehmer und die zur ihrer Berufs- 
ausbildung Beschäftigten, die bereits älter als 18 
Jahre sind, erhalten dadurch eine gemeinsame Vert- 
retung, die sich für ihre speziellen Belange gegen- 
über dem Betriebsrat einsetzen kann. Die volljähri- 
gen Auszubildenden haben aber ihr Wahlrecht zum 
Betriebsrat behalten. Zur Verbesserung des Minder- 
heitenschutzes wird auch die Jugend- und Auszubü- 
dendenvertretung regelmäßig nach den Grundsät- 
zen der Verhältniswahl gewählt. 


Beschäftigungsfördemngsgesetz 1990 

85. Das Gesetz dient ebenso wie sein Vorläufer, das 
Beschäftigungsförderungsgesetz 1985. der Verbesse- 
rung der Beschäftigungssiluation sowie dem weite- 
ren Abbau der Arbeitslosigkeit. Ursprünglich bis 
1989 bzw, 1992 befristete gesetzliche Maßnahmen 
sind einheitlich bis zum 31. Dezember 1995 verlän- 
gert worden (vgl. Tz. 46, 61). 

Im Gesetz über arbeitsrechtliche Vorschriften zur 
Beschäftigungsförderung, das Teil des Beschäfti- 
gung sförderungsgesetz es 1985 ist, werden die Er- 
leichterungen beim Abschluß befristeter Arbeitsver- 
tiäge beibehalten, 

lm Arbeitsförderungsgesetz bleibt es bei: 

— der unentgeltlichen Vermittlung in berufliche 
Ausbildungss teilen im Auftrag der Bundesanstalt 
für Arbeit; 

— der Förderung von Arbeitslosen unter 25 Jahren 
in berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen 
ohne Anrechnung von Einkommen bereits nach 
vier Monaten beitragspflichtiger Beschäftigung; 

" der Förderung der Teilnahme von Arbeitslosen 
unter 25 Jahren an Vorbereitungslehrgängen 
zum nachträglichen Erwerb des Hauptschulab- 
schlusses und an allgemeinbildenden Kursen 
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zum Abbau von beruflich schwerwiegenden Bil- 
dungsdefiziten; 

— der Förderung der Teilnahme Jugendlicher und 
junger Erwachsener unter 25 Jahren an berufli- 
chen Bildungsmaßnahmen in Teilzeitunterricht 
durch ein Teil-Unterhaltsgeld; 

— der Förderung der Teilnahme an beruflichen Bil- 
dungsmaßnahmen mit Teilzeitunterricht für Ar- 
beitnehmer nach der Betreuung und Erziehung 
eines Kindes durch ein Teil-Unterhaltsgeld; 

— der Zahlimg von Kurzarbeitergeld an Arbeitneh- 
mer in besonderen betrieblichen Einheiten, in 
denen Teile der Belegschaft vorübergehend zu- 
sammengefaßt werden, um in sozialverträglicher 
Weise den Personalbestand zu reduzieren (sog. 
Personal-Einsatzbetriebe); die bislang auf die 
Stcihlindustrie beschränkte Regelung wird insbe- 
sondere mit Blick auf den Steinkohlenbergbau 
auch für die soziale Flankierung unerläßlicher 
Personalanpassungsmaßnahmen in anderen 
Wirtschaftszweigen geöffnet; 

— der Senkung des Mindestalters für die Zuwei- 
sung in Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung für 
ältere Arbeitnehmer auf 50 Jahre; 

— dem erleichterten Bezug von Arbeitslosengeld 
für Arbeitslose, die das 58. Lebensjahr vollendet 
haben und sich verpflichten, zum frühestmögli- 
chen Zeitpunkt Altersruhegeld zu beantragen; 

— der Verlängerung der Sperrzeit wegen Arbeits- 
aufgabe. 

Im Arbeitnehmerüberlassungsgesetz beträgt die zu- 
lässige Höchstdauer für die Arbeitnehmerüberlas- 
simg auch weiterhin sechs Monate. Die sog. Kolle- 
genhilfe zur Vermeidung von Kurzarbeit imd Entlas- 
simgen ist erleichtert worden, indem das Erlaubnis- 
verfahren zur Arbeitnehmerüberlassung durch eine 
Anzeige des überlassenden Arbeitgebers ersetzt 
wurde. Die Regelung ist auf Kleinbetriebe mit weni- 
ger als 20 Beschäftigten beschränkt, die in demsel- 
ben oder im unmittelbar angrenzenden Handwerks- 
kammerbezirk ansässig sind (vgl. Tz, 61). 

Im Schwerbehindertengesetz sind verlängert wor- 
den: 

— die Nichtzählung der Ausbildungsplätze bei der 
Abgrenzimg der beschäftigungspflichtigen Ar- 
beitgeber \md der Zahl der zu beschäftigenden 
Schwerbehinderten sowie 

— die Doppel- und Mehrfachanrechnimg von 
schwerbehinderten Auszubildenden auf Pflicht- 
plätze. 


Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes und anderer 
arbeitsrechtlicher Vorschriften 

86. Der Bundestag hat am 10. Mai 1990 das Gesetz 
zur Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes und an- 
derer arbeitsrechtlicher Vorschriften beschlossen, 
dem der Bundesrat am 1. Juni 1990 die erforderliche 


Zustimmimg erteilt hat. Damit werden die bislang 
zwingenden Ressortierungsvorschriften im Arbeits- 
gerichtsgesetz geändert: Den Ländern wird die res- 
sortmäßige Zuordmmg der Arbeitsgerichtsbarkeit 
freigestellt und damit die Möglichkeit zur Bildung 
sog. Rechtspflegeministerien eingeräumt. 

Im Bereich der gesetzlichen Kündigungsfristen wer- 
den Arbeiter und Angestellte bei der Berechnung 
der für die verlängerten Kündigungsfristen maßgeb- 
lichen Dauer der Betriebszugehörigkeit gleichbe- 
handelt. Diese neue Regelung erfüllt einen entspre- 
chenden Gesetzgebungsauftrag des Bundesverfas- 
simgsgerichts. 

Darüber hinaus ist im Mitbestimmungsrecht die Ge- 
setzessprache von frauendiskriminierenden Begrif- 
fen bereinigt worden. Der Begriff ..Wahlmänner" 
wird durchgehend durch den Begriff „Delegierte" er- 
setzt. Damit wird verdeutlicht, daß dieses Amt Män- 
nern und Frauen gleichermaßen offensteht. 


Verbesserung der Gleichbehandlung von Frauen und 
Männern am Arbeitsplatz 

87. Mit dem am 14. Februar 1990 von der Bundesre- 
gierung beschlossenen Gesetzentwurf über die Ver- 
besserung der Gleichbehandlimg von Frauen imd 
Männern cun Arbeitsplatz sollen wesentliche Teile 
der mit dem Arbeitsrechtlichen EG-Anpassimgsge- 
setz 1980 eingeführten Gleichbehandlungsvorschrif- 
ten verbessert werden. Im einzelnen handelt es sich 
dabei um folgende Regelungen: 

— Ist ein Arbeitsverhältnis wegen eines vom Ar- 
beitgeber zu vertretenden Verstoßes gegen das 
geschlechtsbezogene Benachteiligxmgsverbot 
nicht begründet worden, so ist der Arbeitgeber 
dem Bewerber ziun Schadenersatz von bis zu vier 
Monatsverdiensten verpflichtet. 

— Hat ein Arbeitgeber einen Bewerber bei einer 
Einstellung benachteiligt, selbst wenn diese Be- 
nachteiligimg für die unterbliebene Einstellung 
nicht ursächlich war, so kann jeder hierdurch in 
seinem Persönlichkeitsrecht verletzte Bewerber 
eine Entschädigung von bis zu drei Monatsver- 
diensten verlangen. Da der Anspruch wegen Ver- 
letzung des Persönlichkeitsrechts einer Vielzahl 
von Bewerbern um eine Stelle zustehen kann, 
wird wegen der damit für einen Arbeitgeber 
möglicherweise verbimdenen erheblichen wirt- 
schaftlichen Auswirkungen die Siunme der Ent- 
schädigimgen auf fünf Monatsverdienste (bei ei- 
nem einheitlichen Auswahlverfahren mit dem 
Ziel der Begründung mehrerer Arbeitsverhältnis- 
se auf zehn Monatsverdienste) begrenzt. 

— Die für die Begründimg von Arbeitsverhältnissen 
geltenden Vorschriften finden beim beruflichen 
Aufstieg entsprechende Anwendung, wenn auf 
den Aufstieg kein Anspruch besteht. 

— Das Gebot der geschlechtsneutralen Stellenaus- 
schreibung wird in eine zwingende Vorschrift 
umgewandelt, um auf diese Weise zu einer ver- 
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stärkten Beachtung dieser Vorschrift zu gelan- 
gen. 

— Ebenso wird der Aushang der Gleichbehand- 
lungsregelungen zwingend vorgeschrieben. 


2. Arbeitsschutz 

88. Die Bundesregierung hält es im Arbeitsschutz 
für eine vorrangige Aufgabe, eine kontinuierliche 
Verbesserung und Anpassung an die aktuellen Ent- 
wicklungen, insbesondere im Hinblick auf den ra- 
schen technischen Wandel, vorzimehmen. Ungeach- 
tet des erreichten hohen Standes hat sie daher ihre 
Bemühungen auf die Fortentwicklung des deut- 
schen Arbeitsschutzrechts sowie auf eine Erweite- 
nmg der Handlimgsmöglichkeiten im Arbeitsschutz 
durch Forschung, Information imd Beratung gerich- 
tet. Neben besonderen Einzelmaßnahmen stehen 
Verbesserungen des Arbeitsschutzes im Zusammen- 
hang mit Maßnahmen im Bereich der Fortentwick- 
lung des allgemeinen Gesimdheits- und des Um- 
weltschutzrechts im Mittelpunkt dieser Bemühun- 
gen. So ist bei der Störfallverordnung eine deutliche 
Einbeziehung des Arbeitsschutzes vorgenommen 
und mit der Novelle des Chemikaliengesetzes u. a. 
die Verpflichtimg eingeführt worden, Chemikalien 
am Arbeitsplatz intensiver als bisher auf gefährliche 
Eigenschaften zu prüfen. Mit der Novelle zum Bxm- 
des-Immissionsschutzgesetz wird den Belangen des 
Arbeitsschutzes auch in diesem Regelungsbereich 
ein größeres Gewicht beigemessen. Der Entwurf ei- 
nes Gentechnikgesetzes ist auf einen umfassenden 
Schutz der Arbeitnehmer vor Gefahren beim Um- 
gang mit dieser Technik gerichtet. 

89. Seit der Änderung des EWG-Vertrages durch 
die Einheitliche Europäische Akte 1987 wird das Ar- 
beitsschutzrecht in der Bundesrepublik Deutschland 
zunehmend und maßgeblich durch die Rechtset- 
zungsaktivitäten der Europäischen Gemeinschaften 
beeinflußt (vgl. Tz. 246). Dabei sind deutsche Ar- 
beitsschutzregelungen häufig Vorbild für Regelun- 
gen der Europäischen Gemeinschcdten. Die EG- 
Richtlinien über Schutzmaßnahmen am Arbeitsplatz 
erfassen alle abhängig Beschäftigten und erfordern 
eine Ausgestaltung des nationalen Rechts mit 
grundsätzlich gleichen Mindestregelungen für alle 
Beschäftigten. Die Umsetzung der 1989 vom Mini- 
sterrat verabschiedeten Rahmenrichtlinie über Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des 
Gesimdheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Ar- 
beit und der zugehörigen Einzelrichtlinien gibt An- 
laß für neue Überlegungen zur Vereinheitlichung 
und Zusammenfassung des Arbeitsschutzrechts. 

Weitreichende Änderungen für die Festsetzung der 
Anforderungen an Arbeitsmittel und Schutzausrü- 
stimgen ergeben sich durch die zur Herstellung des 
freien Warenverkehrs innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaften erlassenen produktbezogenen 
Richtlinien. Nach der dcifür maßgeblichen neuen 
Konzeption zur technischen Harmonisierung wer- 
den nur die wesentlichen Sicherheitsanforderungen 


europaweit festgelegt. Für die notwendige Konkre- 
tisierung wird auf europäische technische Normen 
verwiesen. Dies führt zu einer weitgehenden Verla- 
gerung von Kompetenzen für die Entwicklung 
konkretisierender technischer Regeln von Staat imd 
Berufsgenossenschaften auf die privaten Normungs- 
organisationen. Die im Zusammenhang mit der Her- 
stellung des freien Warenverkehrs ferner vorgesehe- 
ne gegenseitige Anerkenmmg von technischen Prü- 
fimgen macht erhebliche Veränderungen des natio- 
nalen Prüf- und Zertifiziersystems erforderlich. 


Gefahrstoffverordnung 

90. Die von der Bundesregierung am 20. Dezember 
1989 beschlossene Zweite Verordnung zm: Änderung 
der Gefahrstoffverordnung zielt darauf ab, den 
Schutz der Arbeitnehmer und darüber hinaus auch 
der Verbraucher vor den Gefahren durch gefährli- 
che Chemikalien weiter zu verbessern. Auch der 
Bundesrat hat der Verordmmg zugestimmt; sie ist 
am 1. Mai 1990 in Kraft getreten. 

Mit der Ändenmgsverordnung werden im wesentli- 
chen die bestehenden Arbeitsschutzvorschriften für 
den Umgang mit Asbest, allen asbesthaltigen Zube- 
reitungen und Erzeugnissen erheblich verschärft. 
Arbeitnehmer dürfen in Zukunft beim Umgang mit 
asbesthaltigen Gefahrstoffen dem krebserzeugen- 
den Asbeststaub am Arbeitsplatz nicht mehr ausge- 
setzt sein (Expositionsverbot). Für einige asbesthalti- 
ge Produkte, für die z. Z. noch keine sicherheitstech- 
nisch geeigneten Ersatzprodukte zm: Verfügimg ste- 
hen, sind befristete Ausnahmen vom Expositionsver- 
bot vorgesehen. Der Schutz der Arbeitnehmer wird 
jedoch durch verschärfte begleitende Arbeitsschutz- 
maßnahmen sichergestellt. 

Es werden ferner 31 weitere Gefahrstoffe als krebs- 
erzeugend eingestuft, wie z. B. Dieselmotor-Emissio- 
nen, 11 Nitrosamine und TCDD (Seveso-Dioxin). Da- 
mit gelten für sie die strengen Arbeitsschutzmaß- 
nahmen für den Umgang mit krebserzeugenden 
Stoffen. 

Mit der Änderungsverordnung werden außerdem 
sechs Richtlinien der Emopäischen Gemeinschaften 
in innerstaatliches Recht umgesetzt und damit die 
europäische Harmonisierung vorangetrieben. Hier- 
zu gehören drei Richtlinien mit Kennzeichnungsvor- 
schriften für gefährliche Stoffe imd Zubereitungen, 
zwei Richtlinien, mit denen das Inverkehrbringen, 
die Verwendung und die Herstellung von bestimm- 
ten gefährlichen Stoffen und Zubereitungen verbo- 
ten werden, und eine Richtlinie zur Überwachung 
der Grenzwerte von Gefahrstoffen in der Luft am Ar- 
beitsplatz. 


Gerätesicherheit und überwachungsbedürftige 
Aniagen 

91. Sicherheitstechnisch einwandfreie technische 
Arbeitsmittel und Geräte sind eine wesentliche Vor- 
aussetzung für die Vermeidung von Unfall- und Ge- 
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simdheitsgefahien am Arbeitsplatz, aber auch im 
Heim- und Freizeitbereich. Die gesetzlichen Grund- 
lagen datür enthält das Gerätesicherheitsgeselz, Es 
berechtigt auch, ein Gerät mit dem Zeichen ^GS — 
Geprüfte Sicherheit" zu versehen, wenn für das Er- 
zeugnis von einer anerkannten Prüfstelle eine Bau- 
arlprüfbescheinigung erteilt ist. Die GS-Prüfstelien 
werden durch die Gerätesicherheits-Prüfstellen Ver- 
ordnung bestimmt. Zur Orientierung von Herstel- 
lern, Importeuren, Prüfstellen und Verbrauchern 
über den Stand der Sicherheitstechnik werden Ver- 
zeichnisse von si c h erb eitstechni sehen Nonnen, Vor- 
schriften und Regeln veröffentlicht und von Zeit zu 
Zeit der Entwicklung angepaßt. 

Gestützt auf das Gerätesicherheitsgesetz hat der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung 1989 die 
Verordnung über die Sicherheit von Spielzeug erlas- 
sen, in der die sicherheitstechnischen Anforderungen 
an Spielzeug und dessen Kennzeichnung entspre- 
chend der EG -Spielzeugricht linie festgelegl sind. 
Weitere in EG-RichUinien für technische Erzeugnis- 
se festgelegte Anforderungen werden ebenfalls 
durch auf das Gerätesicherheitsgesetz gestützte Ver- 
ordnungen umgesetzt, so z B. auch die Verpflichtung, 
bei technischen Arbeitsmitteln ab einem bestimmten 
Lärmwert Informationen darüber mitzuliefem. Für 
die Umsetzung der EG-MaschinenrichUinie sind Än- 
derungen des Gesetzes selbst erforderlich, weil der 
Richtlinie ein anderes System zugrunde liegt, 

92. Durch eine Ändenmg der Aufzugsverordnung 
von 1988 ist die EG -Richtlinie für elektrisch betrie- 
bene Aufeüge umgesetzt worden. Die Errichtung ei- 
ner Aufzugsanlage braucht der Aufsichtsbehörde 
nicht mehr angezeigt zu werden. Aufzugsanlagen io 
Wohngebäuden dürfen n unm ehr auch von freiberuf- 
lichen Sachverständigen geprüft werden. Aus Si- 
cherheitsgründen wird der Betrieb von Mühlen- 
bremsfahrslühlen und Personenxnalaufaufzügen 
nach 1994 verboten. Durch Änderung der Druckbe- 
hälterverordnung sind drei EG-Richtlinien über 
Dmckgasbehäller umgesetzt worden. Der Geltungs- 
bereich der Verordnung wurde auf Rohrleitungen 
ausgedehnt. 


Unfallverhütungsvorschriften 

93. Die gewerblichen Beruisgenossenschaften ha- 
ben eine zentrale Unfallverhütungsvorschrift erar- 
beitet. mit der erstmals Arbeitsschutzpflichten für 
biotechnoio gische Produktionsverfahren einschließ- 
lich Verfahren mit gentechnisch veränderten Mikro- 
organisinen verbindlich festgelegt wurden. Danach 
müssen Unternehmen: 

— vor Aufnahme der Arbeiten das Gefährdungspo- 
tential beurteilen und dafür sorgen, daß Labors 
und Anlagen entsprechend ausgestattet und die 
erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen getroffen 
sind; 

— ein Arbeitsverfahren an den fortgeschrittenen 
Stand der Sicherheitstechnik anpassen, wenn da- 
durch die Arbeitssicherheit erhöht wird; 


— vorrangig biologische Sicherheitsmaßnahmen 
treffen, qualifizierte Leitungspersonen einsetzen 
und Beauftragte für die biologische Sicherheit 
bestellen; 

— Genlaboratorien bei der Berufsgenossenschaft 
registrieren lassen und die Inbetriebnahme an- 
zeigen. 

Nach Genehmigung durch den Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung wurde die Unfallverhü- 
tungsvorschrift von den Berufsgenossenschaften der 
chemischen Industrie, Nahrungsmittel und Gaststät- 
ten. für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege 
und der Verwaltungsbenifsgenossenschaft Anfang 
1988 in Kraft gesetzt 


Forschungs- und Entwicklungsprogramm „Arbeit und 
Technik“ 

94. Die Bundesregierung verabschiedete im Au- 
gust 1989 das Forschungs- und Entwicklungspro- 
gramin „Arbeit und Technik"; es ersetzt nach 
ger Laufzeit das Forschungs- und Entwicklungspro- 
gramm „Forschung zur Humanisierung des Arbeits- 
lebens". Inhaltlich stellt es eine Weiterentwicklung 
dar. Es wurde lq enger Abstimmung mit den Tarif- 
vertragsparteien und mit Fachwissenschaftlem ent- 
wickelt. 

Die zentralen Ziele des Programms sind: 

— Schutz der Gesundheit durch Abwehr und Abbau 
gefährdender Belastungen und 

— menschengerechte Gestaltung von Arbeit und 
Technik. 

Das Programm wird durch die Bundesminister für 
Forschung und Technologie, Arbeit und Sozialord- 
nung sowie Bildung und Wissenschaft getragen. 

Aus Sicht der Sozialpolitik besonders wichtig ist der 
hohe Rang des vorbeugenden betrieblichen Ge- 
sundheitsschutzes. Diesem Ziel soll das Programm 
vor allem dienen, darüber hinaus aber sollen gene- 
rell anwendungsbezogene, innovative Löstmgen für 
Probleme der Arbeitswelt gefördert werden. Hierfür 
hat die ßrmdesregienmg rd. 100 Mio, DM jährlich 
bereilgestelU. 


Gesetz zur Einführung eines Dlenstleistung&abends 

95. Am 1, Oktober 1989 ist das Gesetz zur Einfüh- 
rung eines Dienstleistungsabends in Kraft getreten. 
Darin wird allen privaten und öffentlichen Diensüei- 
stirngsbetrieben sowie allen Dienststellen des Bun- 
des mit regem Publikumsverkehx empfohlen, an je- 
dem Donnerstag — gesetzliche Feiertage und den 
Gründonnerstag ausgenommen — einen Dienstlei- 
stungsabend bis 20.30 Uhr einzurichten. Damit soll 
den Bürgern ermöglicht werden, an einem Tag in 
der Woche auch abends einzukaufen und Dienstlei- 
stungen in Anspruch zu nehmen; dies bringt allen 
Beteiligten mehr Entscheidungsfreiheit und Hand- 
1 ung ssp ie Ir äume . 
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Wird die Möglichkeit des Dienstleistungsabends ge- 
nutzt, so darf im Interesse der Arbeitnehmer die zu- 
lässige Gesamtöffnungszeit von 64,5 Stunden in der 
Woche, bei einem langen Samstag von 68,5 Stunden 
in der Woche nicht überschritten werden. Die erwei- 
terte Verkaufszeit am Donnerstag ist zwingend im 
Laufe derselben Woche auszugleichen. Im Interesse 
der vielen Familienbetriebe des Einzelhandels, sind 
die Ladenöffnungszeiten an den langen Samstagen 
in den Sommermonaten April bis September von 
bisher 7.00 bis 18.00 Uhr auf 7.00 bis 16.00 Uhr ver- 
kürzt worden. Die bisher zulässige Gesamtöffnungs- 
zeit bei einem langen Samstag wird damit in den 
Sommermonaten auf 66,5 Stunden verkürzt. 

Die in der Tarifrunde 1989/90 vereinbarten Tarifver- 
träge für den Einzelhandel sind mit Wirkung zum 
1. Januar 1989 für allgemeinverbindlich erklärt wor- 
den. ln diesen Tarifverträgen haben die Tarifver- 
tragsparteien Regelungen über die Sozialverträg- 
lichkeit des Dienstleistungsabends getroffen, die 
nach der AUgemeinverbindlichkeitserklänmg von 


IV. Alterssicherung 

96. Die Rentenversichenmg mußte im Laufe ihrer 
100jährigen Geschichte immer wieder an veränderte 
Bedingungen und neue Entwicklungen angepaßt 
werden. Die letzte große Rentenreform erfolgte 1957. 
Sie war notwendig, weil die Renten bis dahin nicht 
mehr als die bloße Sicherung der Existenz ermög- 
lichten. Eine regelmäßige Anpassung der Renten an 
die Lohn- bzw. Preisentwicklung war nicht vorgese- 
hen, so daß eine Teilhabe der Rentner am wirtschaft- 
lichen Fortschritt ausblieb. Alt werden bedeutete 
damals gleichzeitig arm zu sein und in das gesell- 
schaftliche Abseits gedrängt zu werden. Dies ent- 
sprach nicht mehr einer modernen Sozialpolitik und 
den wirtschaftlichen Möglichkeiten. 

Dcüier wurde durch die Rentenreform 1957 die Ren- 
tenhöhe ganz erheblich gesteigert, so daß die Ren- 
ten langjährig Versicherter mit 45 Versicherungsjah- 
ren über 60 % des durchschnittlich erzielten Netto- 
einkommens lagen. Außerdem wurden die Renten 
an die Entwicklung der Bruttolöhne laufend ange- 
paßt. Die so geschaffene sog. dynamische Rente 
führte dazu, daß das Nettorentenniveau bei langjäh- 
rig Versicherten heute etwa 70 % des vergleichbaren 
Nettoeinkommens erreicht. Einem weiteren Anstieg 
des Nettorentenniveaus zu Lasten der Beitragszah- 
ler wurde seit 1977 durch verschiedene gesetzliche 
Maßnahmen entgegengewirkt. 

1. Rentenreformgesetz 1992 — Ausgangslage 
und Maßnahmen 

97. Entwicklungen, die sich nachhaltig auf die 
Rentenversichenmg auswirken werden, erfordern 
im Interesse der langfristigen Sicherheit der Renten- 
versicherung eine rechtzeitige Weichenstellung: 


allen Arbeitgebern des Einzelhandels zu beachten 
sind. Danach dürfen (zmn Teil: sollen) einzelne Ar- 
beitnehmer nicht an zwei aufeinanderfolgenden 
Donnerstagabenden eingesetzt werden; die Arbeit- 
nehmer dürfen auch nicht (zum Teil: sollen nicht) am 
Donnerstag insgesamt mehr als 8,5 Stimden beschäf- 
tigt werden. Weiterhin sind die sozialen Belange 
und besonderen Belastimgen, die sich für Arbeitneh- 
mer aus der Abendöffnung ergeben, zu berücksichti- 
gen. 

Die ersten Dienstleistungsabende waren nach allge- 
meiner Einschätzung ein Erfolg, und zwar sowohl 
hinsichtlich der Resonanz bei den Verbrauchern als 
auch des Umsatzes der Einzelhandelsuntemehmen. 
Durch diesen positiven Beginn sieht sich die Bun- 
desregierung darin bestätigt, daß der Dienstlei- 
stungsabend ein Gewinn für alle ist. Auch jene, die 
Arbeit suchen — vor allem Frauen, denen die neu 
einzurichtenden Teilzeitarbeitsplätze die Möglich- 
keit geben, Familie und Beruf besser miteinander in 
Einklang zu bringen — , profitieren hiervon. 


— Die Lebenserwartung ist seit Beginn des Jahr- 
hunderts fast ständig gestiegen und wird voraus- 
sichtlich weiter steigen; 

— mehr Versicherte gehen früher in Rente, die nor- 
male Altersgrenze ist innerhalb von 15 Jahren 
beinahe zum Ausnahmefall für den Rentenbe- 
giim geworden, gleichzeitig beginnt die Er- 
werbsphase durch längere Ausbildungszeiten 
immer später; 

— die Geburtenhäufigkeit ist seit Beginn der 70er 
Jahre stark gesunken; ein Geburtsjahrgang von 
Frauen im gebärfähigen Alter bringt weniger 
Mädchen zur Welt, als zur Bestandserhaltung der 
Bevölkerung notwendig wäre. 

Für die Einnahmen der Rentenversicherung sind 
von entscheidender Bedeutung die Anzahl der Bei- 
tragszahler, die Höhe der Durchschnittsentgelte und 
die Höhe des Bimdeszuschusses, für die Ausgaben 
sind dies die Anzahl und die Höhe der Renten. Die 
Anzahl der Beitragszahler und die Anzahl der Rent- 
ner wird nicht nur von der Geburtenentwicklimg 
bestimmt, sondern auch von der Beschäftigimgsent- 
wicklung, von Verändenmgen bei Beginn imd Ende 
der Erwerbsfähigkeit, vom Wandel bei der Erwerbs- 
beteiligung, der Lebenserwartung und der Zuwan- 
derung in die Bundesrepublik Deutschland oder der 
Abwandenmg in das Ausland. 

98. Die absehbaren Veränderungen, insbesondere 
bezüglich der zukünftigen Altersstruktur unserer 
Bevölkerung, verlangten eine Richtungsentschei- 
dung über die Frage, ob das historisch gewachsene 
und bewährte System der lohn- imd beitragsbezoge- 
nen Rente, die bei einem erfüllten Arbeitsleben den 
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Lebensstandard sichert, aufgegeben werden sollte 
und an ihre Stelle eine andere Form der Alterssiche- 
rung zu treten hätte. 

Die große Mehrheit des Deutschen Bundestages, 
nämlich die Fraktionen von CDU/CSU, SPD und 
FDP, entschied sich für eine Erhaltung und Weiter- 
entwicklung des bestehenden Rentensystems- Die- 
ser Konsens über die Zukunft der Rentenversiche“ 
ning, der die beschlossenen MaOnahmen zur Ren- 
tenrefonn 1992 trägt, schafft bei BeitiagszahJera und 
Rentnern Vertrauen in die langfristige Sicherheit 
der Renten. Mit seiner Entscheidung für die Beibe- 
haltung des Systems der lohn- und beitragsbezoge- 
nen Rente befindet sich der Deutsche Bundestag in 
Übereinstirnmuiig mit den Ländern, mit nahezu al- 
len Fachleuten und gesellschaftlich relevanten Kräf- 
ten. 

Leitlinien bei den Arbeiten am Renlenrefomigesetz 
1992 waren neben der rechtzeitigen Sicherung der 
Renten und der Beibehaltung der Lohn- und Bei- 
tragsbezog enheit die Erhaltung eines lebensstan- 
dardsich em den Rentenniveaus. Auch ging es darum, 
die sich aus den demographischen Veränderungen 
ergebenden Lasten gerecht auf alle an der Renten- 
versicherung Beteiligten — die Beitragszahler, die 
Rentner und den Bund — zu verteilen. Nicht zuletzt 
sollten das Renteniecht bereinigt, vereinfacht und 
die Solidarität der Generationen durch den Ausbau 
familienbezogener Leistungen gestärkt werden. Mit 
diesen Zielsetzungen ist ein umfangreiches Gesetz 
entstanden, das als Sechstes Buch des Sozialgesetz- 
buchs die Einordnung des gesamten Sozialrechts in 
ein einheitliches Sozialgesetzbuch weiterführt und 
an die Stelle einer Vielzahl von Einzelgesetzen tritt 
Die wesentlichen Maßnahmen des Reformgesetzes 
sollen im folgenden kurz dargestelU werden. 

99. Über eine Voraberhöhung des Bundeszuschus- 
ses und einen neuen Fortschieibungsmodus über- 
nimmt der Bund in verstärktem Maße Verantwor- 
tung für die Sicherung der Rentenfinanzen. Für das 
Jahr 1990 erfolgt neben der üblichen Anhebung im 
Umfang der Lohnentwicklng eine Erhöhung des 
Bundeszuschusses um 300 Millionen DM und für das 
Jahr 1991 wiederum über die Anhebimg im Umfang 
der Lohnenlwicklung hinaus um 2,3 Milliarden DM. 
Darüber hinaus werden die vom Bund im Jahre 1991 
aufgewendeten Mittel für Kindererziehungsleistun- 
gen in der Rentenversicherung in Höhe von rd. 4,8 
Milliarden DM ab 1992 auf den dynamischen Bun- 
deszuschuß übertragen. Die so gebildete neue Basis 
für den Bimdeszuschuß wird ab 1992 nicht nur wie 
bisher entsprechend der Entwicklung der Bruttolöh- 
ne und -gehälter, sondern zusätzlich entsprechend 
einer Veränderung des Beitragssatzes fort geschrie- 
ben. Der Beitragssatz, der über das Jahr 1990 hinaus 
zunächst in Höhe von 18,7% beibehalten wird, ist 
jährlich so festzusetzen, daß die Einnahmen ein- 
schließlich des Bundeszuschusses die Ausgaben 
decken und am Ende des jeweiligen Kalenderjahres 
eine Schwankungsreserve von einer Monatsausgabe 
vorhanden ist. 

100, Die Renten werden künftig jährlich zum 1. Juli 
durch Rechtsverordnung so angepaßt werden, wie 


sich das Durchschnittsentgelt unter Berücksichti- 
gung der Veränderung der Belastungen durch Steu- 
ern und Sozialbeiträge im vergangenen Jahr im Ver- 
gleich zum vorvergangenen Jahr entwickelt hat. Das 
bedeutet: Steigen die Belastungen der Arbeitneh- 
mer durch Steuern und Sozialabgaben, steigen die 
Renten geringer als die Bruttoverdienste. Bei sin- 
kender Belastung steigen die Renten stärker als die 
Bruttoverdienste. Die neue nettobezogene Renten- 
anpassung formuliert das Prinzip der Solidarität zwi- 
schen den Generationen präziser als die alte brutto- 
lohnbezogene Anpassung und verbindet die Interes- 
sen von Rentnern und BeitragszahJern. Durch diese 
Regelung entwickeln sich Renten und Nettolöhne 
sowie -gehälter in gleichem relativen Umfang. Da- 
mit bleibt das im Jahre 1991 bestehende Nettoren- 
tenniveau von etwa 70 % für einen Rentenbezieher 
mit 45 Vers ichenuigsj ähren, in denen jeweils durch- 
schnittlich verdient wurde, langfristig stabil. Die 
Renten werden nicht mehr stärker steigen als die 
Nettolöhne und -gehälter, die Rentner haben aber 
weiter Anteil an den Erhöhungen der Arbeitsentgei- 
te. Der Entwicklung der Nettolöhne und -gehälter 
kommt nur hinsichtlich der Dynamisierung der Ren- 
ten Bedeutung zu. Für die Festsetzung der individu- 
ellen Rente bleibt das Verhältnis des jeweiligen in- 
dividuellen versicherten Arbeitsentgelts zum 
Durchschnittsentgeit maßgebend. 

101. Der finanzielle Verbund zvinschen Bund, Bei- 
tragszahlem und Rentnern wird neu gestaltet. Bun- 
deszuschuß, Beitragssatz und Rentendynamik wer- 
den seibstregulierend so miteinander verbunden, 
daß die Belastungsveränderungen sich bei allen Be- 
teiligten auswirken. Wenn der Beitragssatz und da- 
mit die Belastung der Beitragszahler steigt, weil we- 
gen ökonomischer oder demogra phischer Einwir- 
kungen die Einnahmen zur Deckung der Ausgaben 
niclil ausreichen, bewirkt dies zum einen durch die 
Belastung des Nettolohnniveaus eine Dämpfung des 
Rentenanstiegs, zum anderen einen Anstieg des 
Bundeszuschusses. Diese Wechselwirkung ist im 
vorhinein zu berechnen, so daß der Anstieg des Bei- 
tragssatzes niedriger ausfallen kann, als es bei einer 
isolierten Vorausberechnung erforderlich wäre. 
Durch den Selbstregulierungsmechanismus wird auf 
die Einflüsse, die von außen auf das Rentensystem 
einwirken, umnitteibar reagiert, und ihre Konse- 
quenzen werden damit von allen am System Betei- 
ligten gemeinsam getragen. 

102. Vom Jahre 2001 an werden die Altersgrenzen 
von 60 und 63 Jahren stufenweise bis zur RegelaU 
tersgrenze von 65 Jahren angeboben. Bis zum Jahie 
2004 erfolgt dabei die Anhebung in jährlichen Stufen 
von drei Monaten, anschließend in jährlichen Stufen 
von sechs Monaten. Für Frauen und Arbeitslose wird 
die Regelallersgrenze von 65 Jahren ira Jahre 2012 
und für die langjährig versicherten Männer im Jahre 
2006 erreicht. Die Altersgrenze von 60 Jahren für Be- 
rufs- und Erwerbsunfähige, Schwerbehinderte und 
für lanmährig unter Tage beschäftigte Bergleute 
bleibt. Uber die zu erwartenden Auswirkungen der 
Anhebung der Altersgrenzen ist dem Bundestag ab 
1997 jährlich Bericht zu erstatten. 
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Die Rückkehr zur Regelaltersgrenze 65 Jahre ist ver- 
bunden mit einem zweifachen Angebot von mehr 
Wahlfieiheit beim Übergang vom Erwerbsleben in 
den Ruhestand, Die bisherigen vorzeitigen Alters- 
renten können von Anhebung der dafür maßgeben- 
den Altersgrenzen an bis zu drei Jahre vor dieser Al- 
tersgrenze in Anspruch genozomen werden, grund- 
sätzlich jedoch nicht vor den heutigen Altersgren- 
zen, Die Altersrente für langjährig Versicherte kann 
also ab dem 62. Lebensjahr in Anspruch genommen 
werden, wenn für diese Altersrente die maßgebende 
Altersgrenze auf das 65, Lebensjahr angehoben sein 
wird. Die unterschiedliche Bezugsdauer für die vor- 
zeitige Inanspruc hnahm e oder das Aufschieben des 
Beginns einer Altersrente nach dem 65. Lebensjahr 
wird durch einen Zugangsfaktor ausgeglichen. Der 
Zugangsfaktor führt für jedes Jahr der vorzeitigen 
Inanspruchnahme zu einer Minderung der Rente um 
3,6 %i für jedes Jahr des Hinausschiebens zu einer 
Erhöhung um 6 %. 

Die Altersgrenzen werden außerdem dadurch flexi- 
bilisiert, daß die Versicherten ab 1992 auch Teilren- 
ten in Anspruch nehmen können. Eine Teilrente 
kann von dem Zeitpunkt an beansprucht werden, zu 
dem die Voraussetzungen für eine volle Altersrente 
erfüllt sind, also z. B. bei Frauen oder Schwerbehin- 
derten bis zum Jahre 2001 ab dem vollendeten 
60, Lebensjahr, bei langjährig Versicherten ab dem 
vollendeten 63, Lebensjahr. Durch diese neue TeU- 
rente wird ein gleitender Übergang vom Erwerbsle- 
ben in den Ruhestand ermöglichL 

Die Teürente kann in Höhe von einem Drittel, der 
Hälfte oder von zwei Dritteln der zustehenden VoU- 
rente bezogen werden. Je geringer der Anteil der 
TeUrente an der Vollrente ist, desto größer sind die 
Hinzu verdienstmöglichkeiten. Ab Vollendung des 
65. Lebensjahres ist der Hinzu verdienst nicht mehr 
begrenzt. 

Mit der Anhebung der Altersgrenzen wird ein wich- 
tiger Beitrag für die langfristige Erhaltung der Le- 
bensstandards icherung und des dafür notwendigen 
Rentenniveaus geleistet; gleichzeitig wird durch die 
Flexibilisierung die Freiheit des einzelnen, den Zeit- 
punkt für die teilweise oder völlige Aufgabe der Er- 
werbstätigkeit selbst zu bestimmen, gestärkt Infolge 
dieser Maßnahmen zur Flexibilisierung und Verlän- 
gerung der Lebensarbeitszeil können sich die Be- 
triebe darauf einstellen, für eine längere Zeit die 
Kenntnisse und Erfahrungen ihrer älteren Mitarbei- 
ter zu nutzen. Sie können nicht mehr davon ausge- 
hen, daß die Arbeitnehmer ihre Erwerbstätigkeit 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt einstellen. Die 
neuen Regelungen werden zu Änderungen in der 
Personalplanung und Gestaltung der Arbeitsplätze 
zugunsten der älteren Arbeitnehmer Anlaß geben, 

1 03, Die Neuordnung der beitragsfreien Zeiten war 
erforderlich, weil das geltende Recht zahlreiche 
Mängel aufweist. Bei den beitragsfreien Zeiten han- 
delt es sich um Ausfallzeiten (z, E. Krankheit, Ai- 
beitslosigkeit, Ausbildung), Ersatzzeiten (z. B. 
Kriegsdienst) und die Zurechnungszeit (bei Frühin- 
Validität wird bisher die Zeit bis ztirn 55. Lebensjahr 
rentensleigemd berücksichtigt). Voraussetzung für 


die bisherige Anrechnung von Ausfallzeiten ist die 
sog. Halbbelegung. Die Halbbelegung besagt, daß 
die Zeit vom Versichenmgseintritt bis zum Versi- 
chenmgsfall wenigstem zur Hälfte mit Pflichtbeiträ- 
gen belegt ist; damit kann ein einziger Monat über 
die Anrechnung oder Nichtanrechnung von vielen 
Jahren entscheiden. 

Die Neuregelung beinhaltet folgendes: 

— Zeiten des Bezugs von Lohnersatzleistungen 
(z. 6. Krankengeld, Arbeitslosengeld) werden ab 
1995 wie Beitragszeiten behandelt. Grundlage 
sind Beiträge auf der Höhe von 80% des dieser 
Leistung zugrunde liegenden Brutto -Arbeitsent- 
gelts. 

— Die Zurechnungszeit, die bei Frühinvaliden und 
Hinterbliebenen von jüngeren Versicherten als 
beitragsfreie Zeit bei der Renten berechnung Be- 
rücksichtigung fijidei, wird verlängert Der End- 
zeitpunkl wird vom vollendeten 55. auf das 60, 
Lebensjahr hinausgeschoben; die Zeit bis zum 55, 
Lebensjahr wird weiterhin voll angerechnet, die 
Zeit zwischen 55. und 60. Lebensjahr zu einem 
Drittel. 

— Die Anrechnung und Bewertung von beitiags- 
freien Zeiten erfolgen künftig nach der Gesamt- 
leistungsbewertung, d. h. nach dem durchschnitt- 
lichen Beitragswert des gesamten Versiche- 
nmgsiebens unter Einbeziehung von versiehe- 
rungsrechüichen Lücken. Dabei wirken sich 
Lücken infolge von Ausfallzeiten — künftig An- 
rechnung szeiten genannt — nicht nachteüig für 
die Versicherten aus. Die Anrechnungsvorausset- 
zung der Halbhelegung entfällt. 

— Zeiten der Kindererziehung oder Pflege werden 
sich unter bestimmten Voraussetzungen als be- 
sondere „Berücksichtigungszeiten" auch bei der 
Gesamtleistungsbe Wertung positiv wie Beitrags- 
zeiten nach 75 % des Durch^hnittsentgelts aus- 
wirken. 

— Zeiten der Ausbildung an einer Schule, Fach- 
schule oder Hochschule nach dem vollendeten 
16, Lebensjalir werden künftig nur bis zur Ge- 
samtdauer von 7 Jahren berücksichtigt. Für Aus- 
bildungszeiten, die nicht als Anrechnungszeiten 
berücksichtigt werden, können künftig Beiträge 
nachgezahlt werden* 

104, Ein weiterer Schritt zu einer familiengerech- 
ten Rentenversicherung bedeutet neben der Erwei- 
terung der Kindererziehungszeiten die Einfühnmg 
von Kinderberücksichtigungszeilen. Berücksichtigt 
werden künftig die Zeiten der Kinderemehung bis 
zum 10. Lebensjahr eines Kindes 

— bei der Aufrechterhaltung des Anspruchs auf ei- 
ne Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit, 

" bei der Gesamtleistrmgsbewertung sowie 

— bei der Erfüllung der 35jährigen Wartezeit für 
das vorzeitige Altersnihegeld und für die Rente 
nach Mindesteinkommen. 
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Zeiten der Pflege von Pflegebedürftigen durch eh- 
renamtliche bzw. nicht erwerbsmäßig tätige Pflege- 
personen sind ab 1992 auf Antrag und bei entspre- 
chendem Nachweis Pflegeberücksichtigungszeiten: 
sie haben die gleiche Wirkung wie die Kinderbe- 
rücksichtigungszeiten. Darüber hinaus werden frei- 
willige Beiträge von ehrenamtlichen bzw. nicht er- 
werbsmäßig tätigen Pflegepersonen ab 1992 auf An- 
trag und bei entsprechendem Nachweis Pflichtbei- 
trägen gleichgestellt. Dadurch kann ein Anspruch 
auf eine Kente wegen verminderter Erwerbsfähig- 
keit erworben oder aufrech terhaiten werden. 

ln den Bereich der famüienpolitischen Maßnahmen 
fällt auch eine Erleichterung der Nachzahlung bei 
Heiratserstatiung. Bislang steht das Nachzahlungs- 
recht nur den Frauen zu, die nach der Heiratserstat- 
tung eine v ers ich erungs pflichtige Beschäftigung 
oder Tätigkeit von mindestens zwei Jahren ausge- 
übt haben und noch ausüben. Künftig soll allen 
Frauen dieses Recht eingeräuml werden, wenn sie 
dies spätestens bis Ende 1995 beantragen 

Für Waisen ergeben sich Verbesserungen durch eine 
andere Art der Einkommensanrechnung bei der 
Waisenrente und eine HerauJsetzung der Höchstal- 
tersgrenze für die Leislimg von Waisenrente vom 
vollendeten 25. Lebensjahr auf das vollendete 27. Le- 
bensjahr. 

Die vorzeitige Wartezeiterfüllung für die Rente, die 
schon bald nach Beendigung einer Ausbildung be- 
ginnt, gilt nicht mehr nur für Unfäller sondern auch, 
wenn die Erwerbsunfähigkeit oder der Tod infolge 
Krankheit eingetieten ist. Die Verbesserung gilt für 
Rentenbezugszeiten ab 1992 auch für seit dem Jahre 
1973 eingelxelene Versicherungsfälle. 

105, Seit dem Jahre 1973 werden niedrige Pflicht- 
beiträge auf 75% des Beitragswerts für ein Durcb- 
schniltsentgelt angehoben, soweit die Pflichtbeiträ- 
ge für die Zeiten bis 1972 entrichtet worden sind und 
der Rente mindestens 25 Versicherungsjahre zu- 
grunde liegen. Bei den künftigen Rentenzugängen 
werden auch niedrige Pflichtbeiträge in der Zeit von 
1973 bis 1991 — also alle niedrigen Pflichtbeiträge 
vor 1992 — angehoben, Voraussetzung ist die Erfül- 
lung einer WarLezeit von 35 Jahren, auf die Berück- 
sichtigungszeiten wegen K Inder erziehung und Pfle- 
ge angerechnet werden. Der Diirchschnitt aller nied- 
rigen Pflichtbeiträge wird auf das L5fache des er- 
reichten Werts angehoben, höchstens jedoch auf 
75 % des Beitragswerts für ein Durchschnittsentgelt. 
Bei den in der Zeit von 1973 bis 1991 bereits zuge- 
gangenen Renten werden in dieser Zeit entrichtete 
niedrige Pflichtbeiträge in einem vereinfachten Ver- 
fahren angehoben und für Rentenbezugszeiten ab 
1992 als Zuschlag zur Rente ausgezahlt. 

Bei der Mindestbewertung anderer Pflichtbeitiags- 
zeiten gibt es ebenfalls einige Neuerungen, so bei 
der Bewertung der ersten Versicherungsjahre, der 
Beiträge von Behinderten sowie derjenigen von 
Wehr- und Zivil dienst! eisten den. Als erste Versiche- 
rungsjahre werden ohne besonderen Nachweis die 
ersten vier Jahre mit Pflichtbeiträgen vor dem 
25, Lebensjahr und mit Nachweis auch alle Zeiten 


der beruflichen Ausbildung angerechnet. Sie wer- 
den mit mindestens 90% des ßeitragswerts für ein 
Durchschnittsentgeit bewertet. Für Behinderte in 
anerkannten Werkstätten und vergleichbaren Ein- 
richtungen werden Beiträge nach einer Müidestbei- 
tragsbemessungsgrundlage gezahlt. Diese Mindest- 
beitragsbemesstingsgrundlage wird auf 80 % der Be- 
zugsgröße erhöht, womit in etwa ein Rentenwert 
von 75% des aktuellen Durchsctmittsentgelts er- 
reicht wild. Auf Antrag gilt das auch für Zeiten vor 
1992. Für Wehr- und Zivildienstleistende werden 
z. Z. Pflichtbeiträge nach 70 % des jeweiligen Durch- 
schnittsentgelts gezahlt Diese Beitragsbemessungs- 
grundlage wird ebenfalls auf 80 % der Bezugsgröße 
erhöht. Für Zeiten vor 1992 gilt mindestens eine Bei- 
tragshemessungsgnindlage von 75% des Durch- 
schnitlsentgelts. Beiträge für Wehrübende werden 
ab 1990 auf der Grundlage des vorher bezogenen Ar- 
beitsentgelts gezahlt so daß insoweit bisher mögli- 
che Nachteile durch Wehrübungen vermieden wer- 
den. 

1'06, Bei der Rentenreform wird das berechtigte 
Vertrauen der Beitragszahler und der Rentner in ih- 
re erworbenen Ansprüche geschützt. Diesen Schutz 
gewährleistet eine Vielzahl von Sonderregelungen, 
die auf folgenden Grundsätzen beruhen: 

— Laufende Renten werden nicht neu berechnet 
Eine Ausnahme besteht für die zwischen 1973 
und 1991 zugegangenen Renten, die ggf. um ei- 
nen Zuschlag erhöht werden, wenn die Voraus- 
setzungen für die Rente nach Mindesteinkom- 
men erfüllt sind. 

— Für neue, aus bereits laufenden Versichertenren- 
ten abgeleitete Hinterbliebenenrenten bleibt 
mindestens die bisherige Höhe der Versicherten'* 
renle maßgebend. 

— Sonstige neu zugehende Renten werden allmäh- 
lich an die erfolgten Änderungen angepaßl. 


2, Rentenreformgesetz 1992 — Ergebnisse 

107. Der Beitragssatz, der je zur Hälfte von Arbeit- 
nehmern und Arbeitgebern getragen wird, würde 
sich ohne Reformmaßnahmen bis zum Jahre 2000 auf 
22,1 % erhöhen: durch die Reformmaßnahmen wird 
es möglich sein, ihn bei 20,2% zu stabilisieren. Im 
Jahre 2010 würde der Beitragssatz ohne Reformmaß- 
nahmen etwa 24,7% betragen; die Refonnmaßnah- 
men mindern diesen Anstieg auf 21,4 %. Auch für die 
Zeit danach wird durch die Reformmaßnahmen der 
sonst notwendige Anstieg des Beitragssatzes mehr 
als halbiert. 

Der Bundeszuschuß einschließlich der Leistungen 
für Kindererziehung würde ohne Reform maßnab-* 
men im Jahre 2000 rd, 47 Müliarden DM und im Jah- 
re 2010 rd. 62 Milliarden DM betragen; der AnteÜ an 
den Rentenausgaben würde auf rd, 16% im Jahre 
2000 und auf etwa 14,3% im Jahre 2010 absinken. 
Aufgrund der vorgesehenen Erhöhung und geänder- 
ten Fortschreibung wird der BundeszuschuD im Jah- 
re 2000 fast 7 Milliarden DM und im Jahre 2010 rd. 
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14 Milliarden DM höher sein als die genannten Be- 
träge. Der Anteil des Bundeszuschusses an den Ren- 
tenausgaben wird bis zum Jahre 2010 bei etwa 19,1 % 
stabilisiert. In der Zeit dcinach wird der Anteil in Ab- 
hängigkeit von der Beitragssatzentwicklung anstei- 
gen. 

Das Nettorentenniveau wird durch die ergänzte 
Rentenformel stabilisiert. Dies bedeutet, daß das er- 


reichte Nettorentenniveau zwar nicht mehr steigen 
wird, aber der jeweiligen Rentnergeneration auch 
nicht stärkere Belastungsveränderungen als der je- 
weiligen im Erwerbsleben stehenden Generation 
auferlegt werden. 

Die Belastungen aus der demographischen Entwick- 
lung werden demnach solidarisch von den Beitrags- 
zahlem, dem Bund und den Rentnern getragen. 


Entwicklung des erforderlichen Beitragssatzes und Bundeszuschusses 
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten 
mit und ohne Rentenreform 


Erforderlicher Beitragssatz 


Bundeszuschuß^^^^ und Erstattungen 


nach HEZG und KLG 


Mrd DM 
80 



199091 92 93 94 95 96 97 98 99 2000 05 10 


1990 91 92 93 94 95 96 97 98 99 200005 10 


1) Zur Aufrechterhaltung einer liquiden Schwankungsreserve von einer Monatsausgabe Im laufenden Jahr 

2) Zur Aufrechterhaltung einer Schwankungsreserve von einer Monatsausgabe im vergangenen Jahr 

3) Bis 1991 einschl. der Erstattungen nach dem Hinterbliebenenrenten- und Erziehungszeiten-Gesetz und dem Kinder- 
erziehungsleistungs-Gesetz 

4) Bundeszuschuß 1990 gemäß Haushalt (+0,3 Mrd. DM) 
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3. Fremdrentenrecht 

1 0B, Auch das Fremdrentenrecht ist im Rahmen des 
Renlenre form gesetzles novelliert worden. Dabei sind 
unter Au frech terhal tun g des Eingliederungsgrund- 
satzes mögliche rentenrechtliche Besserstellungen 
von Aus- und (Jbersiedlern gegenüber einheinü- 
schen Versicherten möglichst ausgeschlossen wor- 
den. Mil dem Ziel, mehr Einzelfallgerechtigkeil zu 
erreichen, sind die Leistung sgnippen, denen Aus- 
und Ubersiedler entsprechend der im Herkunftsge- 
biet ausgeübten Bescbäftigimg zugeordnet werden, 
auf acht zurück geführt, diese jedoch getrennt nach 
Entgelten für Männer und Frauen horizontal in je- 
weils 24 Wirtschaftsbereiche aufgefächert worden. 
Darüber hinaus sind bestimmte Fehlentwicklungen, 
die sich in diesem Rechtsgebiet eingestellt hatten, 
berichtigt worden. So wurde insbesondere 

— die Anrechnung von Beitragszeiten auf Zeiten 
beschränkt, für die im Herkunflsgebiet zeitgleicb 
tatsächlich Beiträge entrichtet worden sind und 
die vergleichbar nach bundesdeutschem Recht 
als Beitragszeiten anrechenbar sind; 

— ■ die Anrechnung von DDR-Beitragszeiten auf 
Deutsche beschränkt; 

— die Anrechnung von Nachkriegsbeiträgen von 
nie htv er tri ebenen Personen an Versicherungs- 
träger von Vertragsst aalen des Deutschen Rei- 
ches (Tschechoslowakei, Ungarn. Bulgarien) 
grundsätzlich ausgeschlossen; 

— die weitere Anerkennung von Sicherungssyste- 
men für Selbständige Ln den Herkunftsgebielen 
als gesetzliche Rentenversicherung ausgeschlos- 
sen; 

— die Anrechnung von Teilzeilbeschäftigungen mit 
den Werten für eine Voll Zeitbeschäftigung und 
die Berücksichtigung von freiwilligen Beiträgen, 
die bei Beschäftigten nicht zur Versicherungs- 
pflicht geführt hätten, unterbunden und außer- 
dem die Bewertung noch zu berücksichtigender 
freiwilliger Beiträge auf den niedrigsten Wert 
beschränkt; 

— die Berücksichtigung von Zeiten einer Beschäfti- 
gung, für die Beiträge erstattet wurden, ausge- 
schlossen. 

Andererseits wurden jedoch auch punktuelle Be- 
nachteiligungen insbesondere für Juden korrigiert, 
die nur deswegen nicht zum anspruchsberechtigten 
Personenkreis nach dem Fremdrentengesetz gerech- 
net werden, weil sie sich wegen ihrer Zugehörigkeit 
zum Judentum nicht zum deutschen Volkstum be- 
kannt haben, aber dem deutschen Sprach- und Kul- 
turkreis angehört haben. 

Die Änderungen des Fremdrentengeselzes treten 
bereits zum 1, Juli 1990 in Kraft. Die neuen Tabellen- 
werte gelten nur für Aus- und Übersiedler, die von 
diesem Zeitpunkt an zuwandem. Übergangsrege- 
lungen tragen dem Grundsatz des Vertrauensschut- 
zes Rechnung und stellen sicher, daß Aus- und Über- 
siedler. die nach dem Inkrafttreten der Neuregelung 
zuwandem. sich nicht besser stellen als solche, die 
bereits längere Zeit im Bundesgebiet wohnen. 


Durch eine Änderung des ZusLimmungsgesetzes 
zum deutsch-polnischen Sozialversicherungsab- 
kommen wurde erreicht, daß die Änderungen des 
Fremdrenten gesetzes auch für Aussiedler aus Polen 
wirksam sind. 


4. Anpassung der Renten 

109 . Seit dem Jahre 1984 richtet sich die Rentenan- 
passung zum 1. Juli jeden Jahres nicht mehr wie in 
der Vergangenheit nach der Lohn- und Gebaltsent- 
wicklung in einem weiter zurückliegenden Dreijah- 
reszeitraum, sondern nach ihrem Anstieg im jeweils 
vorangegangenen Kalenderjahr. Die Aktualisierung 
der Rentenanpassung bewirkt daß die Einkommens- 
entwicklung von Beitragszahlem und Rentnern nä- 
her zueinandergebracht wird und damit stärkere 
Schwankungen im Rentenniveau vermieden wer- 
den, Durch die engere Verzahnung der Entgelt- und 
Beitragsenl Wicklung mit der jeweiligen Rentenan- 
passung wird zugleich die Fmanzentwicklung der 
Rentenversicherung stabilisiert. 

Da das Anpassungsgesetz für das Jahr 198? wegen 
des bevorstehenden Ablaufs der 10. Legislaturperio- 
de zu einem Zeitpunkt verkimdet werden mußte, als 
die aktuelle Lohnentwicklung noch nicht exakt zu 
bestimmen war, bheb die genaue Festsetzung des 
Anpassungssatzes einer Änderungs Verordnung Vor- 
behalten. Mit der Rentenanpassungssatz-Ände- 
rungs Verordnung vom 7. April 1987 wurde der An- 
passungssatz für die Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung auf 3,8% festgesetzt. Unter Be- 
rücksichtigung der stufenweisen Beteiligung der 
Rentner an ihren Kranken Versicherungsbeiträgen 
ergab sich hieraus eine Erhöhung der verfügbaren 
Renten zum 1, Juli 198? um 3,03%. Der Anpassungs- 
satz zum L Juli 1988 betrug 3 %; da der Anteil an den 
Beiträgen zur Krankenversicherung der Rentner in 
diesem Jahr nicht weiter anstieg, bedeutete dies ei- 
ne Erhöhung der verfügbaren Renten um ebenfalls 
3%. Zum 1. Juli 1989 wurden die Renten um 3% er- 
höht, unter Berücksiebtigung eines Anstiegs der Bei- 
träge zur Krankenversicherung der Rentner ergab 
dies eine Erhöhung der verfügbaren Renten um 
2,4%. 

Das Rentenanpassungsgesetz für das Jahr 1990 setzt 
den Anpassungssatz zum 1. Juli 1990 auf 3,1% fest. 
Da der für die Rentner maßgebliche allgemeine Bei- 
tragssatz der Krankenversicherung zum 1. Januar 
1990 von 12.9% auf 12,8% zurück ge gangen ist, er- 
gibt sich eine Erhöhung der verfügbaren Renten um 
3,16%. 


5. Kindererziehungszeiten 

110. Durch das Hinterbliebenenrenten- und Erzie- 
hungszeiten-Gesetz aus dem Jahre 1985 ist die An- 
rechnung von Zeiten der Kindererziehuug m der ge- 
setzlichen Rentenversicherung erfolgt und damit 
erstmalig in der Geschichte der Rentenversicherung 
die Kindererziehung als rentenbegründender und 
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rentenerhöhender Tatbestand eingeführt worden. 
Dies bedeutet gleichzeitig einen wichtigen Beitrag 
zu einer Gleichbewertung von — nicht bezahlter — 
Erziehungstätigkeit und — bezahlter — Erwerbstä- 
tigkeit. Allerdings war es im Jahre 1985 ohne Gefähr- 
dung des erreichten Erfolgs bei der Konsolidierung 
der öffentlichen Haushalte nicht möglich, sofort auch 
den vor 1921 geborenen Müttern das Kindererzie- 
hungsjahr anzurechnen. Nachdem sich im Jahre 1987 
neue Finanzienmgsspielräume eröffnet haben, hat 
die Bundesregierung sich für die Einbeziehimg die- 
ser älteren Mütter in Form einer Stufenlösung ent- 
schieden, die solide finanzierbar ist und gleichzeitig 
in sozialpolitisch befriedigender Weise auch die Er- 
ziehimgsleistung dieser Mütter anerkennt. 

Seit dem 1. Oktober 1987 erhalten die Mütter der Ge- 
burtsjahrgänge vor 1907 die Kindererziehungslei- 
stung, seit dem 1. Oktober 1988 die Mütter der Ge- 
burtsjahrgänge 1907 bis 1911 und seit dem 1. Oktober 
1989 die Mütter der Geburtsjahrgänge 1912 bis 1916. 
Ab dem 1. Oktober 1990 werden auch die Mütter der 
Geburtsjahrgänge 1917 bis 1920 begünstigt sein. 

Die Leistung für Kindererziehung wird für jedes 
Kind gezahlt, das die Mutter lebend geboren hat und 
das — von Ausnahmen abgesehen — im Geltxmgsbe- 
reich des deutschen Rechts geboren worden ist. Es 
ist nicht erforderlich, daß die Mutter Beiträge zur 
Rentenversicherung entrichtet hat oder die allge- 
meine Wartezeit erfüllt. Die Leistung für Kinderer- 
ziehung entspricht für jedes Kind dem Rentenertrag 
aus einem Versicherungsjahr auf der Basis von 75 % 
des Durchschnittsentgelts aller Versicherten, für die 
erste Jahreshälfte 1990 sind dies 28,80 DM monatlich. 
Diese Leistung führt nicht zu einer Minderung von 
anderen Sozialleistungen und ist Steuer- und bei- 
tragsfrei. 

Am 1. Mai 1990 erhielten 2,7 Millionen Mütter die 
Leistimg für Kindererziehung, darunter 450 000 Müt- 
ter, die weder eine Versichertenrente noch eine Hin- 
terbliebenenrente aus der Rentenversichenmg er- 
halten, und 795 000 Mütter, die nur eine Hinterblie- 
benenrente erhalten. Somit erhalten insgesamt rd. 
1,25 Millionen Mütter erstmalig einen selbst erwor- 
benen Anspruch auf eine Leistimg der gesetzlichen 
Rentenverischerung. Die durchschnittliche Höhe 
der Leistung für Kindererziehimg lag bei 72 DM mo- 
natlich. Die Kosten für die Jahre 1987 bis 1989 betru- 
gen 2,95 Milliarden DM, davon allein für das Jahr 

1989 1,75 Milliarden DM. Ende des Jahres 1990 wer- 
den rd. 3,35 Millionen Mütter Kindererziehungslei- 
stimgen erhalten. Die Kosten für die Jahre 1987 bis 

1990 betragen dann insgesamt rd. 5,5 Milliarden DM. 

Diese Zahlen machen deutlich, daß der Anrechnung 
von Kindererziehungszeiten eine entscheidende Be- 
deutung für den Ausbau der eigenständigen sozialen 
Sicherung der Frau zukommt. Diese Bedeutung wird 
noch dadurch steigen, daß nach dem Rentenreform- 
gesetz 1992 für Geburten ab 1992 drei Erziehungsjah- 
re berücksichtigt werden (vgl. Tz. 209). 

Daneben erhielten am 1. Mai 1990 1,7 Millionen Müt- 
ter bzw. Väter der Geburtsjahrgänge ab 1921 eine 
Rente, der Kindererziehungszeiten nach dem Gesetz 
zur Neuordnung der Hinterbliebenenrenten sowie 


zur Anerkennung von Kindererziehungszeiten in 
der gesetzlichen Rentenversicherung zugrxmde lie- 
gen. Bis zu 130 000 Mütter erhalten Renten, die 
durch die Anrechnung der Kindererziehungszeiten 
begründet worden sind. Die durchschnittliche Höhe 
des Rentenertrages aus den Kindererziehungszeiten 
beträgt rd. 58 DM monatlich. Die Kosten für die Jah- 
re 1986 bis 1989 betrugen 2,7 Milliarden DM, davon 
allein für das Jahr 1989 1,2 Milliarden DM. Ende des 
Jahres 1990 werden rd. 1,9 Millionen Mütter (bzw. 
Väter) Rentenleistimgen erhalten, denen auch Kin- 
dererziehungszeiten zugrunde liegen. Die Kosten 
für die Jahre 1986 bis 1990 betragen dann insgesamt 
4,2 Milliarden DM. 

Das Rentenreformgesetz 1992 sieht vor, daß Zeiten 
der Erziehung eines Kindes bis zum 10. Lebensjahr 
als Kinderberücksichtigungszeiten anzurechnen 
sind. Dies bedeutet, daß sie sich künftig 

— bei der Aufrechterhaltung des Anspruchs auf ei- 
ne Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit, 

— bei der Gesamtleistungsbewertung beitragsfreier 
Zeiten wie eine Beitragszeit mit 75% des Bei- 
tragswerts für ein Durchschnittsentgelt, 

— bei der Erfüllung der 35jährigen Wartezeit für 
das vorzeitige Altersruhegeld und für die Renten 
nach Mindesteinkommen 

auswirken. 


6. Einkommensiage der Rentner 1986 

111. Die Rente allein sagt wenig über die Höhe des 
Alterseinkommens einer Person imd noch weniger 
über das Haushaltseinkommen aus. Eine Rente kaim 
ebenso Hauptbestandteil des Alterseinkonunens 
sein wie untergeordnetes Nebeneinkommen; eine 
Person, ein Ehepaar oder ein Haushalt kann über ei- 
ne Rente oder über mehrere Renten und daneben 
noch über weitere Einkommen verfügen. 


Leistungsbezug aus Alterssicherungssystemen 


Einkommensart 

Versicherten- 

rentner 

Witwen- 

rent- 


Männer 

Frauen 

nerinnen 


in % der Bezieher 

eigene GRV‘)-Rente 
davon ausschl. 

100 

100 

53 

eigene GRV-Rente 

28 

10 

— 

GRV-Witwenrente 
davon ausschl. 

— 

40 

100 

GRV-Witwenrente 

— 

— 

14 

Betriebsrente 
Zusatzversorgimg des 

27 

12 

14 

öffentlichen Dienstes 

11 

12 

9 

Beamtenversorgung 
andere Renten 
(z. B. Landwirtschaft!. 
Altershilfe, Kriegs- 

7 

5 

7 

opferversorgung) 

22 

11 

19 


*) Gesetzliche Rentenversicherung 

Quelle: Infratest Sozialforschung, Erhebung 1986 
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Um die Alterssicherung der Bundesbürger möglichst 
vollständig zu erfassen, hat Infratest Sozialforschung 
im Auftrag des Bundesministers für Arbeit und Sozi- 
alordnung in den Jahren 1986/87 eine repräsentative 
Erhebung 2 :ur sozialen Lage älterer Menschen ab 
35 Jahre unter dem Titel n^Alterssicherung in 
Deutschland" durchgefübrt. Die Auswertrmg der er- 
hobenen Daten hat ergeben: 

Lediglich 28% der männlichen Versichertenientner, 
10% der Versichertenrentnerinnen und 14% der 
Wilwenrentnerinnen haben nur eine Rente als Hin“ 
kommen. Die Mehrzahl der Rentner{innen) hat min- 
destens zwei Einkommensquellen. Hierzu gehören 
die in der folgenden Tabelle dargesteUten Einkorn- 


mensarten; die Werte geben an, wie groß der Anteil 
der Bezieher einer bestimmten Leistung innerhalb 
der jeweiligen Versichertengnippe ist. 

Die nachfolgende Tabelle enthält Angaben zum 
Nettogesamtemkommen unterschiedlicher Grup- 
pen von Haushalten mit Rentenbezug einschließlich 
der Verteilung auf Einkormnensklassem 

Rentenbezieher-Ehe paare hatten danach 1986 im 
Schnitt ein monatliches Netto gesamte inkommen 
von 2637 DM, wobei das Emkommen weiterer Perso- 
nen im Haushalt nicht eingerechnet ist. Die Werte 
für Alleinstehende liegen unter dem durchschnittli- 
chen Einkommen der Ehepaare. Ledige und geschie- 


Monatliches Nettogesamteinkommen der Rentenbezieher ab 55 Jahre 
(einschließUch Ehegatteneinkonuiieti) ün Jahre 1986 



Ren ten bezieh erb aush alte ' ) 
nach Haushaltstyp 

insgesamt 

Ehepaare 

AU einsteh ende 

Männer 

Witwen 

sonstige 

Frauen’) 


in Tsd, 

Haushalte 

8512 

3231 

858 



3480 

943 


DM pro Monat 

Nettogesamteinkommen 

1941 

2637 

1890 

1464 

1365 

NettogesamteinkommeD von . . * 



in % 



bis unter . , . DM 






unter 500 DM 

1 

— 

1 

1 

6 

500-1000 DM 

13 

2 

10 

19 

29 

1000-1500 DM 

27 

10 

23 

41 

32 

1500-2500 DM 

37 

44 

47 

33 

26 

2500 - 3500 DM 

14 

28 

12 

4 

6 

3500-5000 DM 

6 

11 

4 

2 

1 

5 000 DM und mehr 

2 

5 

1 

0 

— 


'] Haushalte, in denen die Bezugsperson oder der Ehepartner eine Rente der Gesetzlichen Rentenversicherung bezieht, 
unabhängig von der Höhe dieser Rente. 

’) Ledige und geschiedene Frauen. 

Errechnetes Gesomteinkonimen des Ehepaares bzw. des Alleinstehenden abzüglich errechnete Steuern, Sozialabgaben 
und K ranken V ersieh erungsbeitTäge. 

Quelle: lofraiesi Sozialforschung, Erhebung 1906 
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dene Rentnerinnen verfügen über durchschnittlich 
1365 DM Gesamteinkommen, Witwen über durch- 
schnittlich 1 464 DM imd alleinstehende Männer ha- 
ben durchschnittlich 1890 DM Nettogesamteinkom- 
men zur Verfügrmg. 

Gerade sehr niedrige Renten treffen mit anderen 
Einkommensarten zusammen, so daß sich im Durch- 
schnitt aller Fälle ein deutlich höheres Gesamtein- 
kommen des Alleinstehenden oder des Ehepaares 
ergibt. Die folgende Tabelle zeigt dies für die Ren- 
ten bis 1 000 DM. 

Beispielsweise beträgt das Nettogesamteinkommen 
verheirateter Männer mit einer Versichertenrente 
unter 500 DM einschließlich des Einkommens der 
Ehefrau im Durchschnitt 2353 DM. Verheiratete 
Frauen mit einer Versichertenrente von unter 500 
DM verfügen zusammen mit dem Ehegatten über 
ein durchschnittliches Nettogesamteinkommen von 
2531 DM. Für alleinstehende Rentner(innen) mit 
Rente unter 500 DM belaufen sich die Durchschnitts- 
einkommen auf 1344 DM (Mäimer) bzw, 1297 DM 
(Frauen). Ähnliches läßt sich auch für die Witwen- 
renten zeigen: Witwen mit einer Witwenrente von 
unter 500 DM hatten 1986 im Durchschiütt ein Netto- 
gesamteinkommen von rd. 1 271 DM. 

Die Vielzahl sehr niedriger Renten in der Geschäfts- 
statistik sagt infolgedessen nichts über das Ausmaß 
von Armut im Alter aus. Niedrige Renten tragen 
häufig nur zur Verbesserung sonst vorhandener Ein- 
kommen bei. 


V. Gesundheit 


1. Krankenversicherung 

112. Die gesetzliche Krankenversichenmg mit ih- 
rem breit gefächerten Leistungsspektrum bildet das 
Kernstück des Gesundheitswesens in der Bundesre- 
publik Deutschland. Rund 90% der Bevölkerung 
sind in der gesetzlichen Krankenversicherung versi- 
chert. Dies verdeutlicht ihre herausragende Stellimg 
im Gesundheitswesen. Die Erhcdtung und Weiter- 
entwicklung eines leistungsfähigen Gesundheitswe- 
sens sind daher eng mit der Funktionsfähigkeit der 
gesetzlichen Krankenversicherung verknüpft. Diese 
war durch eine über Jahre hinweg andauernde über- 
proportionale Ausgabenentwicklung, die durch 
kurzfristig wirkende Kostendämpfungsmaßnahmen 
nicht mehr zu stabilisieren war, in zunehmendem 
Maße gefährdet. 

113. In der Krankenversicherung ist das Solidar- 
prinzip im Vergleich zu den übrigen Zweigen der 
Sozialversicherung besonders stark verankert. Die 
Beiträge errechnen sich aus dem Beitragssatz und 
dem jeweiligen Arbeitsentgelt bis zur Bemessungs- 
grenze, es wird also die individuelle Leistungsfähig- 
keit berücksichtigt. Der Anspruch auf die Sachlei- 


Monatliches Nettogesamteinkommen der 
Rentenbezieher mit einer Rente von unter 
1 000 DM pro Monat im Jahre 1986 

Purchschnittswerte, in DM) 



Höhe der Rente*) 

Rentenbezieher 

unter 

500 DM 

500 bis unter 
1000 DM 

Männer 

verheiratet 

Nettogesamt- 
einkonunen der Person 

2044 

2078 

Nettogesamt- 
einkommen des 
Ehepaares 

2353 

2439 

alleinstehend*) 

1344 

1473 

Frauen 

verheiratet 

Nettogesamt- 
einkommen der Person 

308 

855 

Nettogesamt- 
einkonunen des 
Ehepaares 

2531 

3192 

alleinstehend*) 

1297 

1577 

Witwenrentnerinnen 

1271 

1379 


*) Versicherten- bzw. Witwenrente. 

’) Ledige, Geschiedene, Verwitwete. 

Quelle: Infratest Sozialforschung, Erhebung 1986 


stimgen — den bei weitem überwiegenden Teil der 
Gesamtleistxmgen — ist aber unabhängig von der 
Höhe dieser Beiträge. Jeder Versicherte erhält — oh- 
ne Rücksicht auf seine finanzielle Situation — die 
medizinisch notwendige Versorgung. Daraus ergibt 
sich, daß die finanzielle Stabilität der gesetzlichen 
Krankenversicherung bei gleichbleibenden Bei- 
tragssätzen nur gewahrt werden kann, wenn sich die 
Ausgabenentwicklung bei den Krankenkassen im 
Rahmen der Lohn- und Gehaltserhöhungen sowie 
der Rentensteigerungen (Gnmdlohnentwicklung) 
hält. 

114. Die tatsächlichen Ausgabensteigerungen la- 
gen in der Vergangenheit jedoch erheblich über den 
Lohn- und Gehaltssteigerungen sowie dem Anstieg 
der Renten. Die Notwendigkeit einer Strukturre- 
form wird vor allem aus der langfristigen Ausgaben- 
und Beitragssatzentwicklung der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung deutlich: Die Leistungsausgaben 
der gesetzlichen Krankenversichenmg sind seit 1960 
von rd. 9 Milliarden auf rd. 128 Milliarden DM im 
Jahre 1988 gestiegen; das ist ein Ajistieg um 1 328 %. 
Im gleichen Zeitraum haben sich die monatlichen 
Durchschnittsverdienste je Arbeitnehmer nur um 
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Aufteilung der Gesamtausgaben der Gesetzlichen 
Krankenversicherung 1969 

(insgesamt 129<S9 Mrd. DM) 


Werte m % 


arriD. är/lliche 
BenandtüTiQ ^17.5) 


Arzneien (IS.G) 


jahnäfzdiche 
Behandlung und 

Zsfinersa'? [^J\ 



Kta n kenn aus - 
pflege (31.6) 


^/or^aHuniaS’ 
koalen (5^0] 

sonstige 

Leistungor. (2.5) 

SlerbegePd [l.O! 

Transpoflkosten (1.0) 
Küren (1.4) 

Mutterschafr (2,1J 

H^p|-u Hiirsnnitrel (6,0) 

Krankengela (G.6J 


505 % erhöht Eine vergleichbare Differenz zeigt sich 
bei Betrachtung des Bruttosozialprodukts, das in die- 
sem Zeitraum um 600 % zunahm. Der Ajateü der aus 
Mitteln der Solidargemeinschaften der Krankenkas- 
sen finanzierten Gesundheitsausgaben am Bruttoso- 
zialprodukt hat sich damit fast verdoppelt. 


Enrivicklung bis zum Inkrafttreten des 
Gesnndhelts-Refonngesetzes 


Jahr 

Bruttosozial- 
produkt, 
nominal 
{in Mio. DM) 

Bruttolohn- 
und -gehdlts- 
sumroe je 
beschäftigen 
Arbeitoebmer 
[in DM 
monatl.) 

Leistungs- 
ausgaben der 
geselzhcben 
Kranken- 
versicberung 
[in MJo. DM) 

I960 

303000 

512 

8965 

1970 

675700 

1153 

23849 

1980 

1485200 

2407 

85956 

1988 

2121700‘) 

3099*) 

128059 

Verän- 

derung 

1960/88 

in % 

600 

505 

1328 


") vorläufige Zahlen 


Der überproportionale Ausgabenanstieg machte 
spürbare Beitragssatzsteigeirmgen in der gesetzh- 
chen Krankenversicherung erforderhch. So stieg der 
durchschnittliche allgemeine Beitragssatz von 8,2% 
im Jahre 1970 auf 10,5 % im Jahre 1975, auf 11,4 % ixn 
Jahre 1980, auf 11,8% im Jahre 1985 und auf 12,9% 
im Jahre 1988. Diese Entwicklung zwang den Ge- 
setzgeber zum Handeln, weil weitere Beitragssatz- 
Steigerungen weder den Versicherten noch den Ar- 
beitgebern 2 mgemutet werden konnten und weil sie 
eine erfolgreiche Wirtschafts- und Beschäftiguogs- 
Politik erschwerten. 


115, Die Ursachen für diese Entwicklung waren 
vielfältig. Zum Teil beruhte sie auf einer gesund- 
heitspolitisch gewollten Verbesserung und Auswei- 
tung der Leistungen sowie auf Fortschritten in der 
medizinischen Entwicklung: Auch die Zunahme der 
Zahl älterer Menschen, die in der Regel einen über- 
proportionalen Behandlungsbedarf haben, trug zum 
Ausgabenanstteg bei. Zu einem wesentlichen Teil 
lag die Ursache der Ausgabenentwicklung aller- 
dings m Steuerungsmängeln im System der gesetzli- 
chen Krankenversicherung begründet. Insbesondere 
fehlte es an Anreizen zu wirtschafthchem Verhalten 
bei Versicherten sowie Ärzten, Krankenhäusern, 
pharmazeutischer industrie und anderen Leistungs- 
erbringern, aber auch bei den Krankenkasserr Hinzu 
traten 2ninehmend Überkapaziläten bei den Lei- 
stungserbringern. ln Verbindung mit fehlenden 
Wixtschafllichkeitsanreizen in der gesetzlichen 
Krankenversicherung führten Überkapazitäten bei 
den Leistungserbringern zu einer Ausweitung von 
Leistungen, Ansprüchen und Kosten zu Lasten der 
Krankenkassen, ohne daß damit der medizinische 
Nutzen nachweisbar vermehrt wurde. 

116, Den SteuerungsmängeLn und Überkapazi täten 
standen gleichzeitig Versorgtmgsdefizite, wie z.B. in 
der Prävention und bei der sozialen Absicherung der 
SchwerpOegebedürftigkeit, gegenüber. Hierfür er- 
forderliche Finanzmittel waren aber durch Unwirt- 
schafüichkeit und partielle Überversorgungen ge- 
bundeir 


2. Gesundheits-Reformgesetz 1989 

117. Mil dem zum l. Januar 1989 in Kraft getrete- 
nen Gesimdheits-Reformgesetz ist das Recht der ge- 
setzlichen Krankenversicherung grundlegend über- 
arbeitet worden. Die Reform hat die Voraussetzun- 
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gen dafür geschaffen, die seit Jahren ansteigenden 
Beitragssätze in der gesetzlichen Krankenversiche- 
nmg zu senken und dauerhaft zu stabilisieren. Sie 
stellt zugleich die Erhaltung eines auf hohem Ni- 
veau funktionsfähigen und finanzierbaren Gesund- 
heitssystems sicher. Folgende grundlegende Leit- 
motive der Reform tragen hierzu bei: 

— Die Solidarität der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung wird neu bestimmt; ihre Leistungen 
werden auf das medizinisch Notwendige be- 
schränkt; Versorgimgsdefizite werden abgebaut; 
als Beitrag der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung zur Absicherung des sozialen Risikos der 
Pflegebedürftigkeit werden die Leistimgen zur 
häuslichen Pflege von Schwerpflegebedürftigen 
ausgebaut. 

— Die Eigenverantwortung der Versicherten für ih- 
re Gesimdheit wird gestärkt, Gesundheitsvorsor- 
ge und Krankheitsfrüherkennung werden aufge- 
wertet. 

— Die Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung 
wird erhöht. 

— Die Strukturen der gesetzlichen Krankenversi- 
chenmg werden modernisiert. 

118. Mit der Strukturreform hat der Gesetzgeber 
gleichzeitig eine grundlegende rechtssystematische 
Überarbeitung des durch zahlreiche Änderungsge- 
setze unübersichtlich gewordenen Krankenversi- 
cherungsrechts vorgenommen und dieses als Fünftes 
Buch in das Sozialgesetzbuch eingegliedert. Die Ko- 
difizierung trägt dem Anliegen Rechnung, das Kran- 
kenversichenmgsrecht durch Rechtsklarheit, ein- 
heitliche Gesetzessprache und systematische Dar- 
stellung verständlicher und lesbarer zu machen. 


Neuabgrenzung des versicherten Personenkreises 

119. Im Rahmen der Neubestimmung der Solidari- 
tät wurden eine Reihe wichtiger Änderungen bei 
der Abgrenzung des in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung versicherten Personenkreises vorge- 
nommen. Das neue Recht unterscheidet drei Formen 
der Versichenmg: 

— die Versicherung kraft Gesetzes (Versichenmqs- 
pflicht), 

— die freiwillige Versicherung (Versicherungsbe- 
rechtigung), 

— die Versicherung der Familienangehörigen (Fa- 
milienversicherung). 

1 20. Die wichtigsten Ändenmgen bei der Versiche- 
nmgspflicht betreffen die Krankenversicherung der 
Studenten tmd der Rentner. Studenten unterliegen 
der Versicherungspflicht in der Regel nur noch bis 
zum Abschluß des 14. Fachsemesters, längstens bis 
zur Vollendung des 30. Lebensjahres. Nach Über- 
schreiten dieser Höchstgrenzen besteht die Versi- 
cherungspflicht nur noch, wenn die Art der Ausbil- 


dung oder familiäre oder persönliche Gründe die 
Überschreitung rechtfertigen. Neu in die Versiche- 
rungspflicht aufgenommen sind Auszubildende des 
Zweiten Bildungsweges, die sich in einem förde- 
rungsfähigen Teil eines Ausbildungsabschnitts nach 
dem Bimdesausbildungsfördenmgsgesetz befinden. 

Voraussetzung für die Aufnahme in die Krankenver- 
sicherung der Rentner ist seit dem 1. Januar 1989, 
daß seit der erstmaligen Aufnahme einer Erwerbstä- 
tigkeit bis zur Stellung des Rentenantrags eine Vor- 
versicherungszeit von mindestens neim Zehntel der 
zweiten Hälfte dieses Zeitraums in der gesetzlichen 
Krankenversicherung bestanden hat. Der Zeit einer 
Mitgliedschaft steht unter bestimmten Vorausset- 
zimgen die Zeit der Ehe mit einem Mitglied der ge- 
setzlichen Krankenversicherung gleich. Für Perso- 
nen, die die neuen Voraussetzungen der Versiche- 
rungspflicht in der Krankenversicherung der Rent- 
ner nicht erfüllen, gilt das alte Recht bis zum 31. De- 
zember 1993 fort. Für Personen, die am 31. Dezember 
1988 bereits als Rentner oder Rentenantragsteller 
versicherungspflichtig waren, bleibt die Versiche- 
rungspflicht unter den Voraussetzimgen des alten 
Rechts bestehen. 

121. Von der Versicherungspflicht ausgeschlossen 
sind hauptberuflich selbständige Erwerbstätige. Da- 
mit soll vermieden werden, daß ein versichenmgs- 
freier Selbständiger z. B. durch Aufnahme einer an 
sich versichenmgspflichtigen Nebenbeschäftigimg 
zu unangemessen günstigen Bedingrmgen den um- 
fassenden Schutz der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung erlangen kann. Aufgehoben wurde auch die 
bisher für bestimmte Gruppen von Selbständigen 
(Hausgewerbetreibende, selbständige Lehrer, Heb- 
ammen und Krankenschwestern] bestehende Versi- 
cherungspflicht. Im Wege einer Ubergcmgsregelung 
wurde für diesen Personenkreis aber die Möglich- 
keit einer freiwilligen Weiterversicherung eröffnet. 

122. Höher verdienende Arbeiter sind seit dem 1. 
Januar 1989 — ebenso wie bisher schon höher ver- 
dienende Angestellte — versichenmgsfrei, wenn ihr 
regelmäßiges Jahresarbeitsentgelt 75% der Bei- 
tragsbemessxmgsgrenze in der gesetzlichen Renten- 
versicherung (1990: 56 700 DM) übersteigt. 

123. Im Hinblick auf die stärkere Ausrichtung der 
gesetzlichen Krankenversicherung am Solidarprin- 
zip sind die Möglichkeiten der freiwilligen Versi- 
chenmg gegenüber dem bisherigen Recht einge- 
schränkt worden. Ein freiwilliger Beitritt ohne vor- 
herige Zugehörigkeit zur gesetzlichen Krankenver- 
sichenmg wurde im wesentlichen auf Personen be- 
schränkt, die erstmals eine Beschäftigung aufneh- 
men, die von Anfang an wegen der Höhe ihres Ar- 
beitsentgelts versichenmgsfrei ist. Im übrigen ist die 
freiwillige Versicherung im Kern auf eine Weiter- 
versicherung von Personen zurückgeführt worden, 
die schon bisher der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung verbunden waren. Sie beschränkt sich insoweit 
auf 

— Personen, die als Mitglieder einer Krankenkasse 
aus der Versichenmgspflicht ausgeschieden sind, 
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wenn sie vor dem Ausscheiden best imm te Vor- 
versicherungszeiten erfüllt haben; 

— Personen, die aus der Familien Versicherung aus- 
scheiden oder dort nur deshalb nicht versichert 
werden können, weil der höher verdienende El- 
temteU privat versichert ist; 

— Schwerbehinderte mit bestimmten Vorversiche- 
rungszeitem 

— Arbeitnehmer, die von einer Auslandsbeschäfti- 
gung zurückkehren. 

In allen Fällen ist der Beitritt nur innerhalb be- 
stimmter Fristen möglich. Wer von der Möglichkeit 
der freiwilligen Weiterversicherung keinen Ge- 
brauch macht, sondern eine private Krankenversi- 
cherung wählt, soU nach der Auffassung des Gesetz- 
gebers an diese Entscheidung gebunden sein; in der 
Regel ist danach keine Rückkehr in die gesetzliche 
Krankenversicherung mehr möglich. 

124, An die Stelle der bisherigen Famüienhilfe ist 
die F amili en Versicherung als eigenständige Versi- 
cherung der F amil ienangehörigen von versicherten 
Mitghedem getreten. Damit sind FamUienversicher- 
te in ihren Rechten und Pflichten den Mitgliedern 
gleichgestellt. Die FamUienversicherung erstreckt 
sich nur noch auf den Ehegatten und die Kinder (ein- 
schließlich Stiefkinder) des Mitglieds. Sonstige An- 
gehörige, die bisher durch Satzung in die Familien- 
hilfe einbezogen werden konnten, sind nicht mehr 
familien versichert. Von der Einbeziehung in die bei- 
tragsfreie Famüienversicherung sind pflichtversi- 
cherte Familienangehörige mit Ausnahme von Stu- 
denten, Praktikanten und Auszubildenden des Zwei- 
ten Büdungsweges ausgeschlossen. Auch versiche- 
rungsfreie oder von der Versicherungspflichl befrei- 
te Familienangehörige sowie freiwillig Versicherte 
werden nicht erfaß L Kinder sind nur innerhalb be- 
stimmter Altersgrenzen familienversichert, es sei 
denn, daß sie wegen körperlicher, geistiger oder see- 
lischer Behinderung außerstande sind, sich selbst zu 
unterhalten. 


Neuregelungen beim Lel&tungsumfang 

125. Vor dem Hintergrund der wachsenden Bedeu- 
tung chronischer Erkrankungen sind den Versicher- 
ten praktische Hilfen zur Eindämmung chronischer 
Krankheiten durch die Verbesserung von Leistun- 
gen und allgemeinen Maßnahmen zur Gesundheits- 
vorsorge und Krankheitsfrüherkennung zur Verfü- 
gung gestellt worden. Damit soU die Eigenverant- 
wortung der Versicherten für ihre Gesundheit unter- 
stützt werden. So haben die Krankenkassen ihre 
Versicherten über Gesundheitsgefährdungen und 
über die Verhütung von Krankheiten aufzuklären 
und sie zu beraten, wie diese Krankheiten verhin- 
dert werden können. Darüber hinaus können die 
Krankenkassen bei der Verhütung arbeitsbedingter 
Gesundheitsgefahren mit den Trägem der gesetzli- 
chen Unfallversicherung Zusammenarbeiten. 

Weiterhin haben die Krankenkassen jetzt die Mög- 
lichkeit, in ihrer Satzung freiwillige Leistungen zur 


Erhaltung und Förderung der Gesundheit und zur 
Verhütung von Krankheiten vorzusehen. So können 
z. B. Kurse zur Ernährungsberatung, Raucherent- 
wöhnimg, Streßbewältigung und Überwindung von 
Bewegungsmangel angeboten werden. Hierzu ge- 
hört auch eine verstärkte Gesundheitserziehung in 
den Schulen. Hierbei sollen die Krankenkassen mit 
den Kassenärztlichen Vereinigungen, den niederge- 
lassenen Ärzten, den Gesundheitsämtern, der Bun- 
deszentrale für gesundheitliche Aufklärung und 
auch den Selbsthilfegruppen eng Zusammenarbei- 
ten. 

126. Zusätzlich zu den seit 1971 als Versicherungs- 
leistung angebotenen Krebsfrüherkermungsuntersu- 
chungen sind weitere Untersuchungen für andere 
häufige Gesundheitsstörungen vorgesehen worden. 
Dabei haben Versicherte ab dem 35. Lebensjahr alle 
zwei Jahre Anspruch auf eine Untersuchung auf Ri- 
siken im Hinblick auf Herz-Kreislauf-Erkrankungen, 
Nierenerkrankungen und Diabetes. 

127. Das Angebot der Krankenkassen an Vorsorge- 
untersuchungen im Kindesalter wurde durch die 
Einführung einer zusätzlichen Vorsorgeuntersu- 
chung zur Frühe rkennung von Krankheiten, die die 
Entwicklung eines Kindes gefährden, ergänzt. Sie 
findet zu Beginn des fünften Lebensjahres statt, so 
daß erforderliche Behandlungen häufig noch vor 
Schulbeginn abgeschlossen werden können. 

Die Früherkennung behinderter Kinder wurde 
durch die Möglichkeit verbessert, sozialpädiatrische 
Zentren zur ambulanten Behandlung innerhalb der 
gesetzlichen Krankenversicherung zu ermächtigen. 
Da in diesen Zentren die Behandlung der Kinder 
durch ein kompetentes Bebandlungsteam erarbeitet 
und den nach behänd ein den Ärzten ein Behand- 
lungsplan zur Verfügung gestellt wird, wird neben 
der Diagnostik auch die Therapie von Behinderun- 
gen im Kindesalter verbessert. 

128. Soziale und finanzielle Folgen der Pflegebe- 
dürfligkeit stellen ein sozialpolitisches Problem dar, 
das angesichts der dem o graphischen und sozialen 
Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland zu- 
nehmend an Bedeutung gewinnt. Zwar gab es schon 
bisher eine Reihe von Regelungen in verschiedenen 
Leistungsbereichen, die — oft begrenzt auf bestimm- 
te Personenkreise — Leistungen bei PQegebedürf- 
tigkeit vorsaben. Unser System der sozialen Siche- 
rung kennt jedoch keine durchgehende Leistung bei 
Pflegebedüritigkeil. In der gesetzlichen Kranken- 
versicherung gab es eine Leislungspflicht bei Pfle- 
gebedürftigkeil bisher nicht. 

Die als neue Leistungen der gesetzlichen Kranken- 
versicherung eingeführten Pflegehilfen bei Schwer- 
pflegebedüftigkeit bilden nicht nur einen Schwer- 
punkt der Gesundheitsreform, sondern sind zugleich 
ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu einer besseren 
Absicherung des Risikos der PflegebedürftigkeiL 
Mit diesem Beitrag ist der Rahmen dessen, was die 
gesetzliche Krankenversicherung in diesem Zusam- 
menhang leisten kann, ausgefüllt. Für weitere 
Schritte, insbesondere im Hinblick auf die stationäre 
Pflege, können daher Finanzierungsquellen nur au^ 
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Öerhalb der gesetzlichen Krankenversicherung in 
Betracht kommen. 

Im einzelnen ist festgelegt worden: 

— Seit dem 1. Januar 1989 besteht für Zeiten eines 
Erholungsurlaubs oder sonstiger Verhinderung 
der Püegepersoo ein Anspruch auf Ersatzpflege- 
leistimgen für bis zu vier Wochen je Kalender- 
jahr, höchstens jedoch für Aufwendungen bis zu 
I 800 DM im EimeLfall. Voraussetzung ist ferner, 
daß die Pflegeperson den Schwerpflegebedürfti- 
gen vor der Verhinderung mindestens 12 Monate 
gepflegt hat, 

— Ab dem 1. Januar 1991 sieht den Schwerpflegebe- 
dürftigen darüber hinaus eine monatliche PClege- 
leistung in Form von bis zu 25 Pflegeeinsätzen 
von je einer Stunde, höchstens jedoch bis zu Auf- 
wendungen in Höhe von 750 DM je Kalendermo- 
nat, oder — wahlweise — ein Geldbetrag in Höhe 
von 400 DM monatlich zu. 

Die Aufwendungen für die neuen Pflegeleistungen 
können sich im Einzelfall auf über 10 000 DM jähr- 
lich belaufen. Sie führen damit zu einer hohen finan- 
ziellen Belastung der Krankenkassen* Um die Lei- 
stungen im Rahmen des begrenzten FinanzLerungs- 
spielramns nicht nur wenigen Schutzbedürftigen zu- 
gute kommen zu lassen, war die Begrenzung des 
Aufwands je Fall unerläßlich. Auch mußten die Lei- 
stungen auf Schwerpflegebedürftige beschränkt und 
von bestimmten Vorversicberungszeiten abhängig 
gemacht werden* Für schwerpflegebedüiftige Kin- 
der. die die zeitlichen Voraussetzungen der Vorver- 
sicherung wegen ihres Alters noch nicht erfüllen 
können, gelten Sonderregelungen. 

129* Bei Arzneimittehi werden die Leistungen der 
Krankenkassen schrittweise auf ein neues System 
von Festbeträgen umgesteUt. Wo mehrere therapeu- 
tisch gleichwertige Arzneimittel mit unterschiedli- 
chen Preisen angeboten werden, begrenzen die Fesl- 
beträge die Leistungen der Krankenkassen. Die 
Festbeträge werden so festgesetzt, daß der Versi- 
cherte Lm allgemeinen eine medizinisch notwendige 
und in der Qualität gesicherte Leistung ohne Zuzah- 
lung erhält Für Arzneimittel, für die Festbeträge 
festgesetzt sind, entfällt die Rezeptgebühr von 3 DM. 
Verordnet der Arzt ein zwar therapeutisch gleich- 
wertiges, aber preislich über dem Festbetrag liegen- 
des Arzneimittel, so hat der Patient die Differenz 
zum Festbetrag zu zahlen* In diesen Fällen ist der 
Arzt verpflichtet, den Patienten auf die anfallende 
Zuzahlung hinzuweisen. 

Die Festbetragsregelung wird vom Bundesausschuß 
der Ärzte und Krankenkassen und den Spitzenver- 
bänden der Krankenkassen gegenwärtig umgesetzt. 
Für rd. 4 500 wirkstoffgleiche Arzneimittel gelten am 
1. Juli 1990 Festbeträge* Die ersten Erfahrungen 
hiermit zeigen bereits, daß das Ziel der Festbeträge 
voll erreicht wird; 

“ Patienten und Ärzte sind in hohem Maße an 
preisgünstigen, zuzahlungsfreien Arzneimittelü 
interessiert. Die Preise der von Festbeträgen be- 
troffenen Arzneimittel sind deshalb von den Her- 


stellern massiv gesenkt worden — teilweise um 
30 bis 50%. 

' — Nach diesen Preissenkungen liegen nur noch bei 
rd* 5 % der von den Festbeträgen betroffenen 
Arzneimittel die Preise oberhalb der Festbeträge. 
In diesen Fähen kann der Arzt problemlos auf 
preiswertere, zuzalüungsfreie imd therapeutisch 
gleichwertige Arzuelmittel ausweichen* 

130. In den kommenden Monaten und Jahren wer- 
den Festbelräge auch für Arzneimittel mit pharma- 
kologisch-therapeutisch vergleichbaren Wirkstoffen 
oder Wirkungen festgesetzt. Nach vollständiger Um- 
setzung der Festbetragsregelung sind Einsparungen 
von rd* 2 Milliarden DM jährlich zu erwarten, die 
den Krankenkassen und Versicherten zugute kom- 
men. 

131* Durch die Mitte 1991 wirksam werdende 
Rechtsverordnung des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung über unwirtschaftliche Arznei- 
mittel in der gesetzheben Krankenversicherung sol- 
len die Leistungen der Krankenkassen auf therapeu- 
tisch sinnvolle und wirksame Arzneimittel begrenzt 
werden* Dabei wird der besonderen Wirkungsweise 
der Naturheilmittel Rechnung getragen. 

Als unwirtschaftlich sind nach der Verordnung Arz- 
neimittel anzusehen, 

— die für das Therapiezie) oder zur Minderung von 
Risiken nicht erforderliche Bestandteile enthal- 
ten. 

— deren Wirkungen wegen der Vielzahl der enthal- 
tenen Wirkstoffe nicht mit ausreichender Sicher- 
heit beurteilt werden können, 

— deren therapeutischer Nutzen nicht nachgewie- 
sen ist* 

Neben Einsparungen in Höhe von rd. 200 MÜlionen 
DM jährlich wird damit die Qualität der Arzneimit- 
tel Versorgung der Versicherten erheblich verbes- 
sert* 

132. Im Bereich der zahnmedizinischen Versor- 
gung werden in der Bundesrepublik Deutschland 
besonders hohe zahnprothetische Leistungen bei 
gleichzeitigen Defiziten in der Prophylaxe und in 
der konservierenden Behandlung erbracht* Dies hat 
dazu geführt, daß die Bundesrepublik Deutschland 
im internationalen Vergleich die höchsten Pro-Kopf- 
Ausgaben in der zahnmedizinischen Versorgung 
hat, ohne daß sich dies in einer besseren Zahnge- 
sundheit niederschlägt* Um dem entgegenzuwirken, 
hat der Gesetzgeber die Maßnahmen zur Verhütung 
von Zahnerkrankungen ausgebaut und gleichzeitig 
verstärkte Anreize zu sparsamer imd wirtschaftli- 
cher Inanspruchnahme von Zahnersatzleistungen 
geschaffen. 

133. Zur Verbesserung der zahnmedizinischen Vor- 
sorge werden die Krankenkassen verpflichtet, grup- 
penprophylaktische Maßnahmen zur Verhütung von 
Zahnerkrankungen bei Kindern, die das 12. Lebens- 
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jahi noch nicht vollendet haben, mitzulinanzieren. 
Außerdem ist die Einführung zahnärztlicher Vorsor- 
geuntersuchungen für Versicherte im Alter von 12 
bis 20 Jahren vorgesehen. 

134. Beim Zahnersatz tvurden die Leistungen, die 
die gesetzlichen Krankenkassen zu gewähren haben, 
auf eine andere Basis gestellt. Jetzt erstrecken sich 
die Zuzahlungen der Versicherten nicht nur — wie 
bislang — auf die zahntechnischen, sondern auch auf 
die zahnärztlichen Leistungen. Der Versicherte er- 
hält allerdings für eigene Bemühungen zur Gesund- 
erhaltung seiner Zähne einen Bonus von 10 %, der ab 
dem 1. Januar 1991 entfällt, wenn der Versicherte 
keine Zahnprophylaxe betrieben hat. Mit dem Bo- 
nus, der sich sogar auf 15% erhöht, wenn über 10 
Jahre ununterbrochen regelmäßige Zahnvorsorge 
betrieben wurde, wird ein Anreiz geschaffen, durch 
wirksame Prophylaxe aufwendige Zahnersatzlei- 
sLungen nach Möglichkeit zu vermeiden. 

Den Spitzenverbänden der Krankenkassen war der 
Auftrag erteilt worden, gemeinsam und einheitlich 
und im Einvernehmen mit der Kassenzahnärztlichen 
Btmdesvereinigung die zunächst für alle zahnmedi- 
zinisch notwendigen Versorgungsformen geltende 
Zuschußhöhe von 50% (ohne Berücksichtigung des 
Bonus) durch differenzierte Zuschüsse zu ersetzen, 
deren Höhe sich nach der Versorgungsform richtet. 
Da eine solche einvemehmliche Regelung der 
Selbstverwaltung bis zum 31. Dezember 1989 nicht 
zustande gekommen ist, hat nun der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung den Entwurf einer 
Verordnung zur notwendigen Zuschußdifferenzie- 
rung vorgelegt. Danach wird generell eine Zuschuß- 
höhe von 50 % festgesetzt Bei zahntechnisch einfa- 
chem Ersatz soll der Zuschuß 60% und bei aufwen- 
digem Ersatz 40% betragen. Diese Regelungen tra- 
gen dazu bei, daß der Versicherte, der regelmäßig 
seine Zähne gepOegt hat und einfache Versorgungs- 
formen wählt, zukünftig fast genau so hohe Kassen- 
zuschüsse erhalten karm wie bisher. Außerdem stellt 
eine Härtefaliregelung sicher, daß bei den Beziehern 
niedriger Einkommen niemand aus finanziellen 
Gründen auf medizinisch notwendigen Zahnersatz 
verzichten muß. 

135. Wesentliche Verbesserungen sind auch für die 
Qualitätssicherung zahnmedizinischer Leistungen 
vorgesehen. So sollen u.a. durch die Selbstverwal- 
tung auf Bundesebene einheitliche Qualitätskriteri- 
en für die Versorgung mit Zahnersatz erstellt und 
die Qualitätssicherung ün EinzelfaJl durch geeigne- 
te Maßnahmen der Kassenzahn ärztlichen Vereini- 
gungen verbessert werden. Aiißerdem wird die Ge- 
währ Leistung sfr ist beim 21ahnersalz auf mindestens 
ein Jahr verlängert. 

136. Im Bereich der kieferorthopädischen Leistun- 
gen ist ein vorübergehender Eigenanteil der Versi- 
cherten vorgesehen worden, um eine bessere Mit- 
wirkung des Kindes und seiner Eltern bei der kie- 
ferorthopädischen Behandlung zu erreichen und die 
hohen Abbruchquoten zu verringern. Bei einer vol- 
len Koslenübemahme, wie sie in der Regel bisher er- 


folgte, war die erforderliche Mitwirkung nicht in 
dem notwendigen Umfang gewährleistet. Jetzt er- 
stattet die Krankenkasse dem Versicherten zunächst 
80 % der Behandlungskosten; für das zweite und je- 
des weitere minderjährige Kind in kieferorthopädi- 
scher Behandlung erhöht sich der Erstattungssatz 
auf 90%. Den Restbetrag zahlt die Krankenkasse an 
den Versicherten, wenn die Behandlung in dem me- 
dizmisch erforderlichen Umfang abgeschlossen wor- 
den ist. 

137. Bei Hilfsmitteln (insbesondere SehhUfen, Hör- 
hilfen und orthopädietechnischen Leistungen) bil- 
den die Festbeträge den zentralen Steuerungsansatz, 
Hierdurch sollen Anreize für die Leistungserbringer 
zu Preissenkungen und für die Versicherten zu spar- 
samer L eis tu ngs in anspruchnah me geschaffen wer- 
den. Dem Versicherten soll dabei grundsätzlich eine 
qualitativ emwandfteie Versorgung ohne Zuzahlung 
ermöglicht werden. Inzwischen sind für Hörgeräte 
sowie zum Teil für Brillengläser und Kontaktlinsen 
Feslbeträge beschlossen worden, die den Preiswett- 
bewerb in diesen Bereichen spürbar belebt und er- 
hebliche Wirtschaftlichkeitsreserven zugunsten der 
Versichertengemeinschaft erschlossen haben. Zu ei- 
ner Wettbewerbsbelebung auf dem Markt für Seh- 
hilfen hat auch die Begrenzung der Kassenleistung 
für Brülenfassungen auf maximal 20 DM geführt. 
Mittlerweile bieten fast überall im Land Augenopti- 
ker — darunter auch zahlreiche mittelständische Be- 
triebe “ zu diesem Preis Brillengesteße ohne Zuzäh- 
lung für den Versicherten an. 

138, Bei Heilmitteln (insbesondere Massagen, me- 
dizinischen Bädern und kranken gymnastischen Lei- 
stungen) ist für volljährige Versicherte eine Zuzäh- 
lung von 10% vorgesehen worden. Diese SelbsLbe- 
teiligungsregelung, die durch die Härtefallklauseln 
begrenzt ist, hat den bisherigen festen Eigenanteil 
der Versicherten von 4 DM je Behandlungsserie ab- 
gelöst. 

139. Um den Leistungskatalog der gesetzlichen 
Krankenversicherung auf das Notwendige zu kon- 
zentrieren, hat der Bundesminister für Arbeit und 
Sozial Ordnung durch Rechtsverordnung Hilfsmittel 
von geringem oder umslrittenem therapeutischen 
Nutzen oder geringem Abgabepreis bestimmt, deren 
Kosten die Krankenkassen nicht mehr übernehmen. 
Die Verordnung ist zum 1. Januar 1990 in Kraft getre- 
ten und wird die Versichertengemeinschaft um rd. 
120 Millionen DM entlasten. Der Ausschluß be- 
stimmter Leistungen hat bereits dazu beigetragen, 
den Preiswettbewerb spürbar zu beleben. So werden 
z- B, bestimmte Hörgerätebatterien, für die die Kran- 
kenkassen bislang einen Vertragspreis von 4 DM 
zahlten, jetzt bereits zum Preis von unter 1 DM ange- 
boten. Dies führt dazu, daß die zusätzlichen Bela- 
stungen, die auf die Versicherten zukommen, we- 
sentlich geringer sind als die Entlastungen, die der 
Versichertengemeinschaft zugute kommen. 

140, Die Kurleistungen der gesetzlichen Kranken- 
versicherung sind auf neue Rechtsgrundlagen ge- 
stellt worden. Wie bisher wird zwischen Vorsorge- 
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kuien 2111 Verhütung von Krankheiten und Rehabili' 
tationskuren unterschieden. Im Rahmen eines abge- 
stuften Versorgungskonzeptes wird dabei starker als 
bisher Gewicht auf den jeweiligen Vorrang ambu- 
lanter ärztlicher Behandlungsmaßnahmen vor am- 
bulanten und stationären Kuren gelegt. Im Hinblick 
auf die neuen Leistungen bei Schwerpflegebedürf- 
tigkeit können medizinische Vorsorgeleistungen 
und Rehabilitationsmaßnahmen auch zur Vermei- 
dung von Pflegebedürftigkeit in Anspruch genom- 
men werden* 

Bei ambulanten Vorsorgekuren (offenen Badekuren) 
werden medizinische Leistungen in dem für ambu- 
lante Behandlungen geltenden Umfang als Sachlei- 
stungen erbrachL Zu den übrigen Kosten der Kur 
(Unterkunft, Verpflegung etc) können die Kranken- 
kassen einen Zuschuß von bis zu 15 DM pro Tag zah- 
len. Zu den Kosten stationärer Vorsorgekuren, die 
von den Krankenkassen übernommen werden, wenn 
ambulante medizinische Vorsorgeleistungen ein- 
schließlich offener Badekuren nicht ausreichem ist 
wie bisher eine Zuzahlung der Versicherten von 10 
DM pro Tag vorgesehen. Ambulante und stationäre 
Vorsorgekuren körmen in der Regel nicht vor Ablauf 
von drei Jahren nach der letztmaligen Durchführung 
ähnlicher Maßnahmen erbracht werden; ihre Dauer 
ist auf längstens vier Wochen beschränkt, es sei 
denn, aus medizinischen Gründen ist eine Verlänge- 
rung im Einzelfall angezeigt. Vorsorgekuren für 
Mütter in Einrichhmgen des Müttergenesungs- 
werks oder gleichartigen Einrichtungen sind als 
Sonderfall medizinischer Vorsorgeleistungen erst- 
mals gesondert gesetzlich geregelt worden. 

Als medizinische Rehabilitationsmaßnahmen wer- 
den — je nach Erforderlichkeit — neben ambulanten 
Behandlungsmaßnahmen wie bisher ambulante und 
stationäre Rehabilitationskuren erbracht* Wie bei 
ambulanten Vorsorgekuren können die Krankenkas- 
sen auch bei ambulanten Rehabilitationskuren ei- 
nen Kostenzuschuß von bis zu 15 DM pro Tag vorse- 
hen. Stationäre Rehabilitationsmaßn^men werden 
im Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung 
— von bestimmten Ausnahmen abgesehen — nur er- 
bracht. wenn entsprechende Leistungsansprüche ge- 
genüber anderen Sozial versicherungsLrägem. insbe- 
sondere Rentenversicherungsträgem, nicht beste- 
hen, Volljährige Versicherte haben pro Tag eine Ei- 
genbeteiligung von 10 DM zu erbringen. Bei statio- 
nären Rahabilitaüonskuren, die einer Krankenhaus- 
behandlung vergleichbar sind oder sich an diese er- 
gänzend anschließen, beträgt die Zuzählung 5 DM, 
vom 1, Januar 1991 an 10 DM je Tag für längstens 14 
Tage je Kalenderjahr. Als medizinische Rehabilitati- 
onsmaßnahraen sind nunmehr auf gesetzlicher 
Grundlage auch Müttergenesungskuren ausdrück- 
lich vorgesehen. 

141, Die Voraussetzungen und der Umfang der 
Übernahme von Fahrkosten zu Lasten der Kranken- 
kasse sind neu bestimmt worden. Die Neuregelun- 
gen geben davon aus, daß es den Versicherten in al- 
ler Regel zuzumuten ist, die Fahrkosten zum Arzt 
oder zu anderen ambulanten Behandlungen selbst 
zu tragen und sich im übrigen an den notwendigen 


Fahrkosten zu beteiligen. Dementsprechend über- 
nehmen die Krankenkassen unter Anrechnung einer 
Eigenbeteiligung in Höhe von 20 DM je Fahrt Fahr- 
kosten nur noch bei Fahrten 2 air stationären Behand- 
lung — bei Rettungsfahxten zum Krankenhaus auch 
dann, wenn eine stationäre Aufnahme nicht erfor- 
derlich ist — sowie bei Fahrten, bei denen eine fach- 
liche Betreuung oder die besondere Hinrichtung ei- 
nes Krankenkraftwagens notwendig ist. Für Versi- 
cherte. die durch Fahrkosten unzumutbar belastet 
würden, übernimmt die Krankenkasse die notwendi- 
gen Fahrkosten im Rahmen der Härtefalliegelungen 
ganz oder teilweise. 

142 . Seit dem 1. Januar 1989 wird als Sterbegeld 
nur noch ein einheitlicher Festbetrag von 2 100 DM 
und für mitversicherte Familienangehörige die Hälf- 
te davon gezahlt. Der Betrag lehnt sich an die Höhe 
des bisher für Rentner gezahlten Regelsterbegeldes 
an. Anspruch auf Sterbegeld haben nur noch Perso- 
nen. die am 1. Januar 1989 in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung versichert waren. Für diejenigen, 
die erst später in die gesetzliche Krankenversiche- 
rung eingetreten sind, wird kein Sterbegeld mehr 
gezahlt. 


Härtefallregelungen 

143. Neue Härtefallregelungen sorgen dafür, daß 
Kranke und Behinderte die medizinisch notwendige 
Versorgung in vollem Umfang erhalten und nicht 
durch gesetzliche Zuzahlungen unzumutbar belastet 
werden. 

Die Krankenkasse hat Versicherte von der Zuzah- 
lung zu Arznei-, Verband- und Heilmitteln, Fahrko- 
sten und Zahnersatz sowie zu stationären Vorsorge- 
und Rehabilitaüoosleistungen vollständig zu befrei- 
en, wenn die Versicherten unzumutbar belastet wür- 
den (Sozialkiausel)* Als unzumutbar belastet gelten 
Versicherte, deren monatliche Bruttoeinnahmen 
zum Lebenstmterhalt 40 % der monatlichen Bezugs- 
größe (1990: 1 316 DM) nicht übersteigen. Diese Ein- 
kommensgrenze erhöht sich für den ersten im ge- 
meinsamen Haushalt lebenden Angehörigen lun 
15% und für jeden weiteren Angehörigen um 10% 
der monatlichen Bezugsgröße (1990: 493,50 DM bzw. 
329 DM). Zu den zu berücksichtigenden Einnahmen 
zum Lebensunterhalt gehören alle Bruttoeinnahmen 
des Versicherten und seiner in dem gemeinsamen 
Haushalt lebenden Angehörigen, mit denen der Le- 
bensunterhalt bestritten werden kann. 

Als unzumutbar belastet gelten auch (unabhängig 
von ihren individuellen Einkommens Verhältnissen) 
Versicherte, die 

— Hilfe zum Lebensunterhalt im Rahmen der Sozi- 
alhilfe oder Kriegsopferfürsorge, 

— Arbeitslosenhilfe oder Ausbildungsförderung 
aufgrund des Arbeitsförderungsgesetzes. 

— Ausbüdungsförderung nach dem Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz, 


55 


Drucksache 11/7527 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


— Ausbildungsförderung nach den Regelungen für 
die Arbeits- und Berufsförderung Behinderter 

erhalten oder in einem Alten- oder Pflegeheim oder 
einer ähnlichen Einrichtung zu Lasten der Sozialhil- 
fe oder der Kriegsopferfürsorge versorgt werden. 

Für Versicherte, die von Zuzahlimgen nicht vollstän- 
dig befreit sind, kommt eine teilweise Befreiung von 
Zuzahlungen für Arznei-, Verband- und Heilmittel 
sowie von Eigenanteilen an Fahrkosten in Betracht, 
sofern dadurch insgesamt während des Kalenderjah- 
res eine nach der Höhe der Bruttoeinnahmen zum 
Lebensunterhalt bemessene Belastimgsgrenze über- 
schritten wird (Überforderungsklausel). Die Bela- 
stungsgrenze beträgt bei jährlichen Bruttoeinnah- 
men zum Lebensunterhalt bis zur Höhe der Jahresar- 
beitsentgeltgrenze (1990: 56 700 DM) 2 %, bei höhe- 
rem Bruttoeinkommen zum Lebensunterhalt 4% 
dieser Einnahmen. Die Bruttoeinnahmen des Versi- 
cherten und seiner im gemeinsamen Haushalt leben- 
den Angehörigen sind auch hier zusammenzurech- 
nen. Von den Gesamtbruttoeinnahmen zum Lebens- 
unterhcilt (Familieneinnahmen) werden vor Ermitt- 
lung des für die Belastimgsgrenze maßgeblichen 
Prozentsatzes für den ersten Angehörigen ein Betrag 
in Höhe von 15 % und für jeden weiteren im gemein- 
samen Haushalt lebenden Angehörigen ein Betrag 
in Höhe von 10 % der jährlichen Bezugsgröße abge- 
zogen (1990: 5 922 DM bzw. 3 948 DM). Der die jewei- 
lige Belastungsgrenze übersteigende Betrag wird 
nach Ablauf des Kalenderjahres von der Kranken- 
kasse erstattet. Diese kemn, insbesondere bei regel- 
mäßig entstehenden Fahrkosten und Zuzahlungen, 
eine Kostenübemahme in kürzeren Zeitabständen 
vorsehen. 


Verbesserungen im Krankenhausbereich 

144. Mit der Gesundheitsreform werden nicht nur 
weitere Voraussetzungen für eine wirtschaftliche 
und leistungsfähige Krankenhausversorgung ge- 
schaffen, sondern sie hat auch Leistungsverbesse- 
rungen zum Ziel. Die wichtigsten Maßnahmen zur 
Erreichung dieser Zielsetzungen sind: 

— Zum Abbau überzähliger Krankenhausbetten 
und als Beitrag zur sachgerechten Betreuung 
Pflegebedürftiger wird die Umwidmung von 
Krankenhäusern und Krankenhausabteilungen 
in Pflegeeinrichtungen von Ländern finanziell 
gefördert. 

— Die Landesverbände der Krankenkassen werden 
neben den örtlichen Kassen in die Verantwor- 
tung für die Pflegesatzvereinbarungen einbezo- 
gen. 

— Die Landesverbände der Krankenkassen können 
Wirtschaftlichkeitsprüfungen der Krankenhäuser 
verlangen und unwirtschaftlichen oder nicht be- 
darfsnotwendigen Krankenhäusern oder Kran- 
kenhausabteilungen kündigen. 

— Die Selbstverwaltungen von Krankenkassen, 
Krankenhäusern und Kassenärzten erstellen eine 


Krankenhausvergleichsliste, die dem Arzt bei der 
Einweisung neben den medizinischen Erforder- 
nissen auch einen Überblick über Leistungen 
und Entgelte der Krankenhäuser geben soll. Da- 
mit verbindet sich der Auftrag, die Entgelte der 
Krankenhäuser vergleichbarer zu machen und 
größere Transparenz über Leistungen und Ko- 
sten zu schaffen. 

— Die Selbstverwaltungen von Krankenkassen und 
Krankenhäusern werden in die Pflicht genom- 
men, zweiseitige Verträge über Art und Umfang 
der Krankenhausbehandlung abzuschließen. 

— Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen 
werden neu definiert und inhaltlich schärfer von 
den Krankenhäusern abgegrenzt. 

— Die psychiatrischen Institutsambulanzen werden 
finanziell weiter abgesichert. 

— Der schulische Teil der Ausbildung wird auf Dau- 
er von den Krankenkassen finanziert. 


Verzahnung von ambulanter und stationärer 
Versorgung 

145. Durch eine grundlegende Neuordnung der 
Beziehungen zwischen Krankenkassen, Kranken- 
häusern und Kassenärzten soll eine bessere ambu- 
lante und stationäre Versorgung der Versicherten 
und eine bessere Nutzung der Einrichtungen in 
Krankenhäusern oder Praxen erreicht werden: 

— Die Beteiligten werden beauftragt, in dreiseiti- 
gen Verträgen die Förderung des Belegarztwe- 
sens und der Behandlung von Versicherten in 
Praxiskliniken, die Gestaltung imd Durchfüh- 
rung eines ständig einsatzbereiten Notdienstes 
sowie die Durchführung und Vergütung einer 
zeitlich begrenzten vor- und nachstationären Be- 
handlimg im Krankenhaus zu regeln. 

— Die Zulassung von Krankenhausärzten und Insti- 
tutsambulanzen zur Teilnahme an der ambulan- 
ten kassenärztlichen Versorgung wird verein- 
heitlicht imd neu geordnet. 

— Sozialpädiatrische Zentren werden erstmals in 
den Kreis der Einrichtungen einbezogen, die zur 
ambulanten Behandlung ermächtigt werden 
können. 

— Es werden sog. Großgeräteausschüsse in den 
Ländern zur Abstimmung von Bedarf und Stand- 
orten der medizinisch-technischen Großgeräte 
eingerichtet. 


Qualitätssicherung In der medizinischen Versorgung 

146. Die Qualitätssicherung in der medizinischen 
Versorgung ist erstmals bundesgesetzlich verankert 
worden. Allgemein werden darunter Maßnahmen 
zur Prüfung, Sicherung und Verbesserung der medi- 
zinischen Versorgung von Patienten verstanden. Ge- 
genstand dieser Maßnahmen sind gezielte Ver- 
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gleichsuntersuchungen zur Kontrolle und Bewer- 
tung diagnostischer imd therapeutischer Behand- 
lung, ihres Resultats, des medizinisch-organisatori- 
schen Ablaufs sowie die Festlegimg ärztlicher und 
pflegerischer Ausbildungsstandards. 

Damit verbindet sich als Ziel 

— die Sicherstellung einer hohen Qualifikation des 
medizinischen Personals sowie einer guten medi- 
zinischen Infrastruktur, 

— eine humane und wirksame Durchführung von 
Diagnostik und Therapie sowie 

— die Gewährleistung eines bestmöglichen Ergeb- 
nisses von Diagnostik und Therapie. 

Dies gilt gleichermaßen für den ambulanten wie für 
den stationären Bereich. Der Nutzen der Qualitätssi- 
cherung konunt damit allen Patienten zugute. 

Sinn der bundesgesetzlichen Regelung ist es, Quali- 
tätssichenmgsverfahren möglichst systematisch in 
allen wesentlichen medizinischen Bereichen einzu- 
führen. Mit der organisatorischen Umsetzimg der 
Breitenanwendung sind die Selbstverwaltungspart- 
ner des Gesundheitswesens beauftragt. 


Medizinischer Dienst 

147. Als Nachfolgeeinrichtung des Vertrauensärzt- 
lichen Dienstes ist nunmehr in jedem Bundesland 
ein Medizinischer Dienst der Krankenversichenmg 
auf gebaut worden. Träger des Medizinischen 
Dienstes sind Arbeitsgemeinschaften der Kranken- 
kassen auf Länderebene. Im Verlauf des Jahres 1989 
konnten diese Arbeitsgemeinschaften in edlen Bun- 
desländern errichtet werden. Während das Jahr 1989 
durch die mit der Umorganisation verbundenen Ar- 
beiten charakterisiert war, steht in Zukunft die wich- 
tige Aufgabe im Vordergnmd, die Krankenkassen 
bei allen schwierigen medizinischen Entscheidun- 
gen zu beraten. Die wichtigsten neuen Aufgaben 
sind die Begutachtung der Schwerpflegebedürftig- 
keit und die Beratung der Krankenkassen in allge- 
meinmedizinischen Fragen, insbesondere bei Ver- 
tragsverhandlungen, sowie bei Fragen der Quali- 
tätssicherung. 


Sichtbare Erfolge der Gesundheitsreform 

148. Erstmals in der Geschichte der gesetzlichen 
Krankenversicherung der Bundesrepublik Deutsch- 
land sanken die Ausgaben im Jahre 1989, und zwar 
um rd. 4,7 Milliarden DM gegenüber dem Vorjahr. 
Dies bedeutet im Jahresdurchschnitt einen Aus- 
gabenrückgemg je Mitglied um 3,9%. Daran waren 
vor allem die Bereiche Zahnersatz (- 48,3 %), Sehhil- 
fen (- 43,9%), Sterbegeld (- 41,1 %), Transportkosten 
(- 22,7%) und ambulante Badekuren (- 61,4%) betei- 
ligt. Auch die Reduzierung bei den Arzneimittelaus- 
gaben von 1,9 % — statt jahresdurchschnittlich 6,5 % 
Zunahme in den letzten fünf Jahren — trug dazu bei. 


obwohl die ersten Festbeträge erst zum 1. September 
1989 in Kraft traten. 

Der Ausgabenanstieg bei der Krankenhauspflege 
von 2,7% lag unter der Grundlohnzunahme von 
3,6%, und es setzte sich damit die positive Tendenz 
der Jahre 1987 und 1988 fort. Allerdings werden die 
Tarif abschlüsse in diesem Bereich mit Arbeitszeit- 
verkürzrmgen und kräftigen Lohn- und Gehaltsan- 
hebungen für das Pflegepersonal dazu führen, daß 
der Ausgabenanstieg 1990 über der Gnmdlohnent- 
wicklxmg liegen wird. Soweit dadurch die Personal- 
situation in der Krankenpflege verbessert wird, ist 
dies ein gewollter Effekt. 

Insgesamt ergab sich für das Jahr 1989 ein Eiimah- 
meüberschuß der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung von 9,4 Milliarden DM. Dieser setzt sich aus rd. 
4,7 Milliarden DM Minderausgaben, die zum größ- 
ten Teil eindeutig Einsparungen durch die Gesund- 
heitsreform sind, und rd. 4,7 Milliarden DM Einnah- 
mezuwächse aufgnmd der guten Konjunktur- und 
damit Grundlohnentwicklung zusammen. 

Die positive Finanzentwicklimg der gesetzlichen 
Krankenversichenmg infolge der Gesundheitsre- 
form und der Wachstums- und beschäftigungsför- 
demden Wirtschedts- imd Sozialpolitik der Bimdes- 
regierung hat den erforderlichen Spielraum für dau- 
erhafte Beitragssatzsenkimgen geschaffen. Sie sind 
möglich, auch wenn die Rücklagen der Krankenkas- 
sen weiter aufgefüllt und die Mehrausgaben für die 
zusätzlichen Pflegeleistungen ab 1991 in die Berech- 
mmgen eingestellt werden. Die bisher beschlosse- 
nen Beitragssatzsenkungen haben zu einem Rück- 
gang des durchschnittlichen allgemeinen Beitrags- 
satzes von 12,9% im Jahresdurchschnitt 1989 auf 
12,78% zum 1. Januar 1990 geführt. Es ist absehbar, 
daß im Jahresverlauf 1990 ein Beitragssatz von 
12,5 % erreicht werden kann. 


3. Modellmaßnahmen zur besseren Versorgung 
von Krebspatienten 

149. Im Rahmen der ersten Stufe des Modellpro- 
gramms zur besseren Versorgimg von Krebspatien- 
ten (Förderzeitraum 1981 bis 1989), die 1990 durch die 
Überfühnmg in die Regelfinanzierung abgeschlos- 
sen sein wird, konnten fast 55 Behandlungsschwer- 
punkte in Form von Tumorzentren und onkologi- 
schen Schwerpunkten aufgebaut werden. Allerdings 
werden bisher nur rd. 55% der jährlichen Neuer- 
krankungen bei Krebs in diesen Behandlungs- 
schwerpunkten versorgt. Daher soll in einer zweiten 
Stufe die noch unzureichende Zusammenarbeit zwi- 
schen kleineren Krankenhäusern, niedergelassenen 
Ärzten und Behandlungsschwerpunkten durch die 
Förderung von onkologischen Arbeitskreisen in 
städtischen und ländlichen Regionen verbessert 
werden. Hierzu gehört neben dem Einsatz moderner 
Kommunikationstechnologien und der Datenverar- 
beitung auch die Förderung von medizinisch-tech- 
nischen Geräten für die Krebsdiagnostik und -thera- 
pie nach dem neuesten Entwicklimgsstand. 
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Behragssatzentwicklung der gesetzlichen Krankenversicherung seh 1970 

Jahresdurchschnitte in % 

- tur 1989 und 1990 Entwicklung mit/ohne Gesundheits-Refonngesetz (GRG) - 



Jahr 

Beitragssatz für 1990 (mit GRG), für 1989 und 1990 (ohne GRG) geschätzt 
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Darüber hinaus soll im Rahmen von Modellvorha- 
ben erprobt werden, inwieweit die Versorgimg 
schwerkranker Krebspatienten in der Sterbephase 
(z. B. durch Hospize) und bei andauernd schweren 
Schmerzen verbessert werden kann, um eine höhere 
Lebensqualität als bisher zu erreichen. 

Zur Verbesserung der Versorgung krebskranker 
Kinder soll der Ausbau teilstationärer Behandlungs- 
möglichkeiten gefördert werden. Um die Nebenwir- 
kungen der intensiven Nachbehandlung besser auf- 
zufangen und zu behandeln, sollen die krebskranken 
Kinder tagsüber in der behandelnden Klinik ärztlich 
und pflegerisch betreut werden können. Ziel ist es, 
eine vollstationäre Behandlung erkrankter Kinder 
zu vermeiden, um die physische imd psychische Be- 
lastung der Patienten zu reduzieren. 


4. Modellmaßnahmen zur Verbesserung der 
Versorgung chronisch Kranker 

150. Wegen der besonderen gesimdheitspoliti- 
schen Bedeutung chronischer Erkrankungen wer- 
den seit 1987 aus Mitteln des Bundes Modellmaß- 
nahmen in diesem Bereich gefördert. Sie sollen We- 
ge aufzeigen, wie die Defizite in der Prävention, Be- 
handlung und Nachsorge chronischer Erkrankun- 
gen behoben werden können. Ziel ist es, chronischen 
Erkrankungen durch eine verbesserte Prävention 
vorzubeugen. So sollen in verschiedenen Modellvor- 
haben neue Methoden zur Früherkennung von Risi- 
kogruppen (z. B. chronische Hamwegsinfekte) sowie 
zur Gesundheitsförderung von Gesunden (z. B. 
durch Beeinflussung des Gesundheits-Erziehungs- 
verhaltens von Eltern) und chronisch Kranken (z. B. 
durch Emährungsberatung von Diabetikern, Ma- 
gen-Darm-Erkrankten u. a.) erprobt werden. 

Durch das Modellprogramm soll auch erreicht wer- 
den, daß Defizite in der Behandlung — soweit vor- 
handen — abgebaut werden und die Belastungen 
der Patienten möglichst gering gehalten werden. 
Hierzu sollen Modellvorhaben zur Verbesserung des 
Wissensstandes von Ärzten und medizinischem 
Fachpersonal auf dem Gebiet der chronischen Er- 
krankimgen beitragen; dabei werden u. a. neue Ver- 
fahren der Fortbildung erprobt. Da bei chronischen 
Erkrankungen häufig mehrere Fachdisziplinen an 
der Behandlung mitwirken, werden in verschiede- 
nen Modellvorhaben interdisziplinäre Behandlungs- 
imd Betreuimgskonzepte durchgeführt, in denen 
verschiedene Gebietsärzte sowie Psychologen, Sozi- 
alarbeiter und Angehörige verschiedener medizini- 
scher Fachberufe mitwirken. 

Ein weiterer Schwerpunkt des Modellprogramms ist 
die Erprobung des Einsatzes neuer Verfahren in der 
ambulanten und stationären Versorgung sowie in 
der Rehabilitation chronisch Kranker (z. B. präopera- 
tive Diagnostik bei Anfallskranken). Hierzu werden 
in Spezialabteilungen die dafür erforderlichen medi- 
zinischen Geräte finanziert. 

Die geförderten Maßnahmen sollen bei nachgewie- 
sener Wirksamkeit später in die Regelfinanzierung 
der gesetzlichen Krankenversicherung eingehen. 


5. Kinder-Modellprogramme 

151. Auch unter Kindern und Jugendlichen nimmt 
die Zahl der chronisch Kranken zu. Da Kinder in das 
selbstverantwortliche Leben eines Erwachsenen erst 
hineinwachsen müssen, benötigen sie verstärkte 
Hilfen bei der Krankheitsbewältigung. Die psycho- 
soziale Versorgung krebs-, nieren- imd schwer lun- 
genkranker Kinder wurde deshalb in drei Modell- 
programmen erprobt, wobei die psychosoziale Ver- 
sorgimg krebskranker Kinder zur Jahreswende 1989/ 
90 zum erheblichen Teil in die Regel versorgimg 
übergegangen ist. Die Erfahnmgen wurden dazu ge- 
nutzt, ein neues Modellprogramm zur besseren Ver- 
sorgimg von Kindern und Jugendlichen mit angebo- 
rener Querschnittslähmung zu entwickeln. 


6. Gebührenrecht 

152. Am 1. Juli 1988 trat die dritte Ändenmgsver- 
ordnung zur Gebührenordnung für Ärzte in Kraft. 
Mit dieser Verordnung löste die Bundesregierung 
ihre Zusage ein, die privatärztlichen Vergütungen 
der wirtschaftlichen Entwicklung seit 1982 anzupas- 
sen. Neben einer Anhebung des Punkt wert es sämtli- 
cher Gebühren um 10 % und einer besseren Vergü- 
tungsregelung für die zuwendungsintensive Patien- 
tenberatung erfolgte im Laborbereich eine Absen- 
kung der Gebühren um 20%, da hier in den letzten 
Jahren ganz erheblich rationalisiert werden konnte. 

153. Am 1. Januar 1988 trat eine neue Gebührenord- 
nung für Zahnärzte in Kraft, die die bisherige Gebüh- 
renordnung von 1965 abgelöst hat. Sie hat das zahn- 
ärztliche Gebührenrecht für die private Behandlung 
von rd. 6 Millionen Bürgern grundlegend geändert 
und weitgehend den Vorschriften der Gebührenord- 
nung für Arzte angepaßt. Sie fördert das gesimdheits- 
politische Ziel einer vorbeugenden imd zahnerhal- 
tenden Zahnmedizin durch eine deutliche Aufwer- 
timg der damit zusammenhängenden Leistungen. 
Die Gebührensätze wurden darüber hinaus der wirt- 
schaftlichen, zahnmedizinischen und zahntechni- 
schen Entwicklung angepaßt. Der Gebührenrahmen 
wurde auf den 1- bis 3,5fachen Satz (bisher 1- bis 6fa- 
cher Satz) begrenzt. Innerhalb des Gebührenrahmens 
wurde eine Spaime bis zum 2,3fachen Satz einge- 
führt, die nur in besonders begründeten Fällen über- 
schritten werden darf. Der Schutz der Zahlungs- 
pflichtigen Patienten wurde durch mehr Transpa- 
renz bei der Rechnungserstellimg verbessert. Ab- 
weichende Vereinbarungen zwischen Zahnarzt und 
Patient sind nur noch hinsichtlich der Höhe der Ver- 
gütung zulässig und bedürfen der Schriftform. 

154. Für die Vergütung der freiberuflich tätigen 
Hebammen im Bereich der gesetzlichen Kranken- 
versicherung ist am 1. Januar 1987 eine neue Gebüh- 
renordnung in Kraft getreten. Hierdurch sind die 
Gebühren für sämtliche Leistungen der freiberufli- 
chen Hebammen von der Schwangerenvorsorge 
über die Geburtshilfe bis zur Nachsorge im Wochen- 
bett deutlich verbessert worden. Damit soll aus ge- 
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sundheils- und famUienpolitischen Gründen eine 
noch intensivere Betreuung von Mutier und Kind 
durch Hebammen erreicht werden. Zugleich werden 
die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für frei- 
heruiliche Hebammen verbessert. 


7. Krankenhausstatistik-Verordnung 

155. Auf den Krank enh ausbereich entfallen etwa 
ein Drittel der Ausgaben der gesetzlichen Kranken- 
versicherung. Mit einem Jahresumsatz von annä- 
hernd 60 MüUarden DM ist er einer der großen Un- 
ternehmensbereicbe der Bundesrepublik Deutsch- 
land; dort arbeiten über 840 000 Menschen. 

Für diesen wichtigen Sektor der Volkswirtschaftr 
der aufgrund von Kostensteigerungen und durch die 
Diskussion um den Pflegenotstand immer wieder 
öffentliche Aufmerksamkeit fand, gibt es bisher nur 
sehr unzureichende und wenig aktuelle statistische 
Daten. Die Bundesregierung hat deshalb erstmals im 
Februar 1989 eine Krankenhausstatistik-Verordnung 
vorgelegt, mit der die Inhalte der aintiichen Kran- 
kenhausstatistik an den aktuellen Informationsbe- 
darf für gesundheilspoUtische Entscheidungen und 
für die Aufgabenerfüllung der an der Krankenhaus- 
finanzierung Beteiligten angepaßt werden. Auf- 
grund der neuen Verordnung vom 10. April 1990 
werden von 1991 an aussagefähigere Daten zum 
Krankenhausbereich bereitstehen. 


8. Weiterentwicklung der 
Krankenhausfinanzierung 

156, hn April 1989 hat der Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung einen Erfahrungsbericht 
über die Auswirkungen der Krankenhaus-Neuord- 
nung 1984" vorgelegt. Mit der Vorlage dieses Be- 
richts ist er dem Auftrag der Bundesregierung im 
Rahmen der Reform der Krankenhausfinanzierung 
nach gekommen. Die an der Erstellung des Berichts 
Beteiligten stimmen darin überein, daß angesichts 
der Entwicklung des Krankenhausbereicbs seit der 
Krankenhaus-Neuordnung für die nächste Zukunft 
im Krankenhaus keine einschneidende Verände- 
rung der 1984 getroffenen Gnmd Satzentscheidungen 
notwendig ist. 

Die mit dem Erfahrungsbericht vorgelegten Vor- 
schläge konzentrieren sich daher auf eine Verbesse- 
rung des geltenden Rechts. Sie gehen aus von der 
Verantwortung 

— der Länder für die Bereitstellung ausreichender 
Fördermittel für die Finanzierung der betriebs- 
nolwendigen K ranke n haus in vestitionen; 

— des Krankenhauses für eine medizinisch hoch- 
entwickelte, leistungsfähige und wirtschaftliche 
stationäre Versorgrmg der Patienten: 

" der niedergelassenen Ärzte dafür, daß Patienten, 
die auch durch einen niedergelassenen Facharzt 


oder einen ermächtigten Krankenhausaizl aus- 
reichend behandelt werden können, nicht zur 
stationären Diagnose oder Therapie ins Kranken- 
haus eingewiesen werden; 

sowie von der Verpflichtung aller Beteiligten, einen 
wirksamen Beitrag zur Kostendämpfung und Bei- 
tragssatzstabililät zu leisten. Die Bundesregierung 
wird in Abstimmung mit den Ländern die Ergebnis- 
se des Berichts weiter prüfen und danach entspre- 
chende Schlußfolgerungen ziehen. 


9. Modernisierung der Organisationsstrukturen 
der Krankenversicherung 

157. Bereits zu Beginn des Gesetzgebungsverfah- 
rens zum Gesundheits-Reformgesetz bat die Bundes- 
regierung deutlich gemacht, daß bei den Kassen- 
strukluren weiterer Handlungsbedarf besteht. Um 
eine Überfrachtung der Gesundheitsrefonn zu ver- 
meiden, ist dieser Problem bereich bewußt ün Ge- 
sundheits-Refonngesetz nicht abschließend behan- 
delt worden. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Modernisie- 
rung der Organisationsstrukturen der gesetzlichen 
Krankenversicherung zu Beginn der nächsten Legis- 
laturperiode in Angriff zu nehmen. Die Probleme, 
die sich aus den unterschiedlichen Risikostrukturen 
und Beitragssätzen für die Versicherten und auch für 
die Krankenkassen selbst ergeben, bedürfen drin- 
gend einer Lösung- 


10, Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Immunschwächekrankheit AIDS 

158. Die Bundesregierung hat ein Konzept der 
AIDS-Bekämpfung entwickelt, in dessen Mittel- 
punkt der Schutz der Bevölkerung vor einer HTV- 
Infektion, die optimale Beratung und Betreuung von 
Infizierten und Kranken sowie die Verhindenmg 
von Ausgrenzung und Diskriminierung der Betroffe- 
nen stehen. 

Dem Bundesministex für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit stehen seit 1987 jährlich deutlich 
über 100 Millionen DM zur Verfügung, um im Rah- 
men des Sofortprogramms der Bundesregierung zur 
Bekämpfung der Immunschwächekrankheit AIDS 
die erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

Zur Eindäimnung der weiteren Ausbreitung der 
HlV-lnfektion und AIDS-Erkrankung ist Aufklärung 
eines der wichtigsten Mittel, da in Kürze rücht mit 
einsatzfähigen Impfstoffen oder Behandlungsmetho- 
den mit gesichertem Heüungserfolg zu rechnen ist 
Der Bundesminisler für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit führt deshalb Aufklärungskampagnen 
durch, die sich sowohl an die Bevölkerung allgemein 
als auch an spezielle Zielgruppen richten. Die Bun- 
desregierung stellt für diese Maßnahmen von 1987 
bis 1991 rd. 200 Millionen DM bereit- 
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Ziel der Kampagnen ist es, die Bevölkerung über An- 
steckungswege und -mechanismen sowie über Mög- 
lichkeiten des Schutzes gegen Ansteckung zu infor- 
mieren, um den einzelnen zu befähigen, ein verant- 
wortungsvolles Verhalten zum Schutz vor eigener 
und fremder Ansteckung zu entwickeln und zu sta- 
bilisieren, Untersuchimgen zeigen, daß die Bevölke- 
rung gut über AIDS/HFV informiert ist. Gleichwohl 
sind Verhaltensänderungen noch nicht im gleichen 
Maße nachweisbar. Deshalb bedarf es neben der 
Aufklärung in Massenmedien auch intensiver per- 
sönlicher Beratung. 

159, Die Beratung und Betreuung Betroffener stel- 
len neben dem Schutz der nicblinfizierten Bevölke- 
rung ein weiteres wichtiges Ziel der AIDS-Bekämp- 
fung dar. Die Erarbeitung, Erprobung und Verbesse- 
rung verschiedener Beratungs- und Betreuungsfor- 
men sind daher Gegenstand zahlreicher Modellpro- 
gramme und Projekte des Bundes. Die Mittel hierfür 
belaufen sich auf 50 Millionen DM jährlich. 

Im Rahmen des Großmodells' .Gesundheitsämter", 
das im Juli 1387 angelaufen ist und eine Laufzeit von 
vier Jahren hat, wurde allen 309 Gesundheitsämtern 
die Einstellung einer AIDS-Fachkraft (Arzt, Psycho- 
loge, Sozialarbeiter usw.) ermöglicht. Im Rahmen 
des Modellprogramms „Ausbau ambulanter Hilfen 
für AJDS’Erkrankte im Rahmen von Sozialstationen" 
wurden rd, 200 Personalst eilen bet 82 unterschiedli- 
chen Trägem/ Sozialstationen bewilligt, ln dem Mo- 
deilprogramm „Frauen und AIDS" werden medizini* 
sehe und psychotherapeutische Hilfen für betroffene 
Frauen {insbesondere Drogenabhängige und ProsÜ- 
tuierte) angeboten. 

Um eine Verzahnung von stationärer und ambulan- 
ter Behandlung zu erreichen, werden im Rahmen 
der Modellmaßnahmen des Bundesministers für Ar- 
beit und Sozialordnung zur Verbesserung der Ver- 
sorgimg chronisch Kranker tmter Einbeziehung der 
Krankenhäuser und der niedergelassenen Arzte 
Versorgungsstrukturen erprobt, die den besonderen 
Gegebenheiten von AIDS Rechnung trägem Hierzu 
gehören der Aufbau einer speziellen stationären 
und ambulanten Versorgung, die Fortbildung von 
Ärzten, PQege- und Laborpersonal und die Anpas- 
sung der Behandlungseinricbtungen an die Er- 
fordernisse der AlDS-Bekämphmg durch Geräte- 
beschaffung. Die geförderten Personalslellen wer- 
den bis Ende 1990 in die RegeUinanzienmg über- 
führt. 

Im Rahmen des Sofortprogramms der Bundesregie- 
rung zur Erforschung der linmunschwächekrankheit 
AIDS, für das allein dem Bundesminister für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit jährlich rd. 13 Mil- 
lionen DM zur Verfügung stehen, werden neben der 
Klärung medizinischer und epidemiologischer Fra- 
gestellungen sozial- und sexualwissenschaftliche 
Aspekte bearbeitet, Modellvorhaben zur ärztlichen 
Versorgung und Betreuung HlV-positiver Patienten 
sowie Untersuchungen zur ErfolgskonlroHe der von 
der Bundesregierung initiierten Aufklärungsmaß- 
nahmen finanziell unterstützt. Mit dem Sofortpro- 
gramm der Bundesregierung werden darüber hinaus 
Voraussetzungen für die F :schung im Bereich der 


Kliniken durch die Bereitstellung von zusätzlichem 
ärztlichen Personal zur Krankenbetreuung geschaf- 
feu. 


11, Unfallversicherung 

160. Nach den Vorschriften des Gesundheils- 
Refonngesetzes 1989 ist bei Gesundheitsschäden 
durch Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten künf- 
tig ausschließlich die gesetzliche Unfallversiche- 
rung leislungspflichtig. Die bisher teilweise vorran- 
gige L ei stungsp flicht der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung wird ab 1, Januar 1991 entfallen. Damit 
wird eine klare Abgrenzung der beiden Versiche- 
nmgszweige vorgenommen. 

161. Die Liste der Berufskrankheiten wurde durch 
die am 1. April 1988 in Kraft getretene Änderungs- 
verordnung neuen medizinisch-wissenschaftlichen 
Erkenntnissen angepaßt. Es wurden vier Krankhei- 
ten neu in die Liste aufgenoramen, andere Krankhei- 
ten weiter gefaßt. Bei den Neuaufnahmen sind her- 
vorzuheben die bösartigen Neubildungen in den 
Alemwegen und Lungen durch Nickel sowie durch 
Kokereiiohgase und bestimmte Krebsformen der in- 
neren Nase nach Eichen- oder Buchenholzstaubex- 
posilion, Ergänzend zum früheren Recht kann nun- 
mehr Lungenkrebs auch dann als asbesLbedingt 
anerkaimt werden, wenn er in Verbindung mit einer 
durch Asbeststaub verursachten Erkrankung des 
Brustfells auftritt. Verallgemeinert wurden u.a. Me- 
niskusschäden. deren Entschädigung nicht mehr nur 
auf untertägige Bergmannsarbeiten beschränkt isL 

Die neue Liste der Berufskrankheiten gilt für Versi- 
cheniugsfälle, die nach dem 31. Dezember 1976 ein- 
getreten sind. Bindende Bescheide und rechtskräfti- 
ge Entscheidungen stehen nicht entgegen, 

162. Durch die Einführung eines Internationalen 
Seeschiffahrtsregisters wird es künftig auf deut- 
schen Schiffen ausländische Seeleute mit Heimal- 
heuem und deutsche Seeleute mit Heuern nach 
deutschen Tarifverträgen geben. Als Grundlage für 
die Beitrags- und Leistungsberechnimg in der See- 
Unfallversicherung ist für Versicherte an Bord eines 
Seefahrzeuges eine Durchschnittsheuer als Jahresar- 
beitsverdienst zu bilden. Um sicherzustellen, daß der 
Umfang der Leistungsansprüche der deutschen See- 
leute gegenüber der Sozialversicherung nicht beein- 
trächtigt wird, ist durch das Gesetz zur Änderung 
von Vorschriften der See-Unfallversicherung in der 
Reichs Vers lebe rungsordnung kl arge stellt worden, 
daß bei der Festlegung der Durchschmttsheuem für 
deutsche Seeleute die Heimatheuem für ausländi- 
sche Seeleute unberücksichtigt bleiben. Durch- 
schiüttsheuem für ausländische Seeleute werden 
nicht festgelegt; für sie gilt als Bemessungsgrundla- 
ge in der Sozialversicherung für Beiträge wie für 
Leistungen das tatsächlich gezahlte Entgelt. 

163. Die Renten aus der gesetzlichen Unfallversi- 
cherung und die PDegegelder wurden entsprechend 
dem durchschnitlUchen Anstieg der Bruttolöhne 
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und -gebditer in demselben Umfang wie die verfüg- 
baren Renten der gesetzlichen Rentenversicherung 
angepaßt. Dementsprechend sind die UnfalLrenten 
und Pflegegelder zum l,Juii 1987 um 3,03%, rum 
L Juli 1988 um 3,0% und zum 1. Juli 1989 um 2,4% 
erhöht worden. Zum 1. Juli 1990 ist eine Erhöhung 
um 3,16% vorgesehen. 


12. Soziale Entschädigung — 
Kriegsopferversorgung 

164. Einer der Kernbereiche des Soziälrechts ist 
das Recht auf soriale Entschädigung bei Gesund- 
heitsschäden, Nach dem Sozialgesetzbuch bat derje- 
nige Anspruch auf soziale Entschädigung, der einen 
Gesundheitsschaden erleidet, für dessen Folgen die 
staatliche Gemeinschaft in Abgeltung eines beson- 
deren Opfers oder aus anderen Gründen nach ver- 
sorgungsrechtlichen Grundsätzen einsteht. Das 
Recht auf soziale Entschädigung konkretisiert sich 
in zwei Lerstungsbereichen: Zum einen umfaßt der 
Anspruch notwendige Maßnahmen zur Erhaltung, 
zur Besserung und zur Wiederherstellung der Ge- 
sundheit und der Leistungsfähigkeit der Betroffenen 
(Heil“ und Kiankenbehandlung, berufliche Rehabili- 
tation); zum anderen ist eine angemessene wirt- 
schaftliche Versorgrmg des Beschädigten und seiner 
Hinterbliebenen (Renlenleislung) zu gewährleisten. 

Die Rentenleistungen werden als Entschädigung für 
die gesundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen ei- 
ner Schädigung erbracht Zum Ausgleich der ge- 
sundheitlichen Folgen werden u.a. Grundrenten für 
Beschädigte (abgestuft nach dem Grad der Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeil) und Schwerstbeschädig- 
lenzulagen gezahlt. Diese Leistungen sind nicht vom 
Einkommen abhängig. Für die Abgeltung eines wirt- 
schaftlichen Schadens stehen als einkommensab hän- 
gige Leistungen Ausgleichsrente und Berufsscha- 
densausgleich zur Verfügung, Daneben werden Biin- 
denführzuJagen, Pauschbeträge für außergewöhnli- 
chen Kleider- und Wäscheverschleiß und Püegezula- 
gen als Ausgleich für besondere schädigungsbeding- 
te Mehraufwendungen gezahlt Im Bereich der Hin- 
terbli ebenen Versorgung für WitweoAVitwer, Waisen 
und Eltern werden die Grundrenten der Witwen/ 
Witwer und der Waisen eiokomme ns unabhängig, die 
übrigen Geldleistungen (Ausgleichsrenten. Scba- 
densausgleich für WitwenAVitwer und EUemrente) 
einkommensabhängig erbracht, 

Grundlage für die Leistungen der sozialen Entschä- 
digung ist das Bundesversorgungsgesetz. Der lei- 
stungsrechtUche Teil dieses Gesetzes bezieht sich 
auf die Versorgung der Kriegsopfer der beiden Welt- 
kriege. findet aber auch in den anderen Bereichen 
der sozialen Entschädigung Anwendung. Hier sind 
in erster Linie das Opferentscbädigungsgesetz, die 
sondergesetzlichen Regelungen für Wehr- und Zivil- 
diensLgeschädigte sowie für Irapf ge schädigte zu 
nennen. Insgesamt erhalten derzeit rd, 1.4 Millionen 
Versorguogsberechtigte im Ralnnen aller Gesetze 
des sozialen Entschädigungsrechts laufende Renten- 
leistungen, 


Rentenanpassung 

165. Die Verpflichtung zur angemessenen wirt- 
schaftlichen Versorgung beinhaltet eine laufende 
Anpassung der Versorgrmgsbezüge an die allgemei- 
ne Einkommensentwicklung. Sicher gestellt wird 
dies seit 1970 im Rahmen des Anpassungsverbundes 
mit den Renten der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung, Danach steigen die Versorgungsbezüge in 
demselben Umfang wie die verfügbaren Renten aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung, So werden die 
Versorgungsbezüge des sozialen Entschädigungs- 
rechts zum 1, Juli 1990 um 3,16 % angehoben. 

Seit Einführung der jährlichen Anpassung Lm Jahre 
1969 sind die Versorgungsbezüge der Begünstigten 
aufgrund der Dynamisierung — einschlieflHch der 
Anpassung zum 1, Juli 1989 — um durchschnittlich 
rd. 241% bei Beschädigten, Waisen und Eltern und 
um rd. 267 % bei Witwen gestiegen. Diese Erhöhung 
liegt deutlich über dem Anstieg der Nettoverdienste 
der Beschäftigten im gleichen Zeitraum. 


Strukturelle Leistungsverbesserungen 

166. Welchen besonderen Rang die Bundesregie- 
rung der Kriegsopferversorgung im Rahmen der so- 
zialen Sicherung beimißt, hat sie dadurch bewiesen, 
daß sie nicht nur die Leistungen an Kriegsopfer von 
speziellen Sparmaßnahmen im Rahmen der notwen- 
digen Konsolidierung der öffentlichen Haushalte 
ausgenommen, sondern auch weitere strukturelle 
Leislungsverbesserungen vorgeschlagen hat. 

167. Mit dem Anpassungsgesetz 1988 zum Bundes- 
versorgungsgeseiz sind zum 1. Januar 1989 folgende 
Leistungsverbesserungen mit einem Gesamtvolu- 
men von rd. 26 Millionen DM in Kraft getreten: 

— Anhebung der Ausgleichsrenle für Schwerbe- 
schädigte mit einer Minderung der Erwerbsfä- 
higkeit um 70% auf den Betrag, der bei einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit um 80% maß- 
geblich ist (zusätzliche Verbesserung um bis zu 
116 DM monatlich); 

— Einführung eines Unfallschutzes für Begleitper- 
sonen von Schwerbeschädigten; 

— weitergehende Einbeziehung von behinderten 
Familienmitgliedern in die Leistungen der 
Kr i egs o p ferfür sorge : 

— Erweiterung der unwiderlegbaren Vermutung, 
daß ein Zusammenhang zwischen Schädigung 
und Notwendigkeit von Kriegsopferfürsorge lei- 
slungen besteht, auf Schwerbeschädigte nach 
Vollendung des 60, Lebensjahres; 

— Verzicht auf Anrechnung von Einkommen und 
Vermögen in der Kriegsopferfürsorge bei aus- 
schließlich schädigungsbedingtem Bedarf. 

168. Dos Kernstück der in der R egierungserklärung 
vom 18. März 1987 angekündigten Leistungsverbes- 
serungen in der Kriegsopferversorgung ist das KO V- 
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Struktuxgesetz 1990. Ziel dieses Gesetzes ist es, ein 
ausgewogenes Versorgungsuiveau für alle Versor- 
gungsberechUgten zu schaffen und denjenigen Be- 
rechtigten eine bessere Versorgung zukommen zu 
lassen, die im Leistungssystem des sozialen Entschä- 
digungsrechts noch nicht ausreichend versorgt sind. 
Im einzelnen sind folgende Bereiche betroffen-. 

— Für etwa 300 000 Witwen, die wegen der geringen 
Höhe ihres sonstigen Einkommens Ausgleichs- 
rente beziehen, ist eine Erhöhung dieser Lei- 
stung um mindestens 12 DM monatlich vorgese- 
hen. Für Witwen ohne sonstiges Einkommen 
steigt dieser Erhöhungsbetrag auf bis zu 58 DM. 

— Für etwa 21000 Beschädigte und Witwen, die im 
heutigen LeisLungssystem noch keine ausrei- 
cheode Abgeltung ihres beruflichen oder wirt- 
schaftlichen Schadens erhalten, sieht das Gesetz 
eine Verbesserung vor. 

— Schwerbeschädigte erhalten von der Vollendung 
des 65. Lebensjahres an eine Alterserhöhung von 
monatlich 35 DM zur Grundrente. Dieser Betrag 
soll für Beschädigte mit einer Minderung der Er- 
werbsfähigkeit um 70 und 80 % um 10 DM monat- 
lich, für Beschädigte mit einer Minderung der Er- 
werbsfähigkeit um 90 und 100% um 20 DM mo- 
natlich angehoben werden, um der unterschiedli- 
chen physischen Belastung der Beschädigten 
Rechnung zu tragen. 

— Den Beschädigten, die wegen der Schädigungs- 
folgen fremder Hilfe bedürfen, soll ein Teil der 
bisher gewährten PQegezulage für den Ehepart- 
ner auch dann weitergezahlt werden, wenn sie 
eine fremde Pflegekraft gegen Entgelt einstellen. 
Damit soll der Tatsache Rechnung getragen wer- 
den, daß der Ehegatte in der Regel auch in diesen 
Fällen noch einen beachtlichen Teil der Pflege 
selbst erbringt. 

— Witwen von Pflegezulageempfängem minde- 
stens der Stufe 11, die den Verstorbenen mehr als 
20 Jahre gepflegt haben, erhalten als Pflegeaus- 
gleich eine monatÜche Geldleislung, die von der 
Dauer der über 20 Jahre hinausgehendeo POege- 
zeil und der bezogenen Pflegezulage abhängt. 

— Die Frist für Kuren an Pflegepersonen wurde — 
abhängig von der Pflegezeit — auf bis zu 10 Jahre 
nach dem Tod des Beschädigten verlängert. 

— Die wirtschaftliche Lage der Eltern soll durch ei- 
ne Anhebung der EUemrente verbessert werden, 
die der Neuregelung bei der Witwenausgleichs- 
rente entspricht Die Erhöhung wird bei Eltem- 
teilen 12 bis 58 DM. bei Eltempaaren 18 bis 64 
DM betragen. 

— Der bisherige Unfallschutz für Hinterbliebene 
und Begleitpersonen von Beschädigten soll er- 
weitert und auf die Angehörigen von Schwerbe- 
schädigten ausgedehnt werden; außerdem sollen 
Pfiegepersonen von Pflegezulageempfängem bei 
Kurmaßnahmen Unfallschutz genießen. 

Die genannten Maßnahmen sind bis auf die Verbes- 
serung des Berufsschadens- und Schadensausgleichs 
am 1. April 1990 in Kraft getreten. Die Verbesserung 


des Berufsschadens- und Schadensausgleichs wird 
wegen umfangreicher verwaltungsmäßiger Vorar- 
beiten erst am 1. Juli 1990 in Kraft treten. Insgesamt 
sind zusätzliche Haushaltsmittel von rd. 134 Millio- 
nen DM vorgesehen. 

169 . Auch durch Änderungen in der Ausgleichs- 
rentenverordnung konnten für die Verso rgungs be- 
rechtigten bedeutsame Verbesserungen erzielt wer- 
den. So ist rückwirkend zum 1. Januar 1987 die An- 
rechnung von Einkommen aus selbstgenutztem 
Wohneigentum entfallen. Die Mehraufwendungen 
hierfür betragen rd. 6 Millionen DM jährlich. 

Durch die erste Änderung der Ausgleichsrentenver- 
ordnung werden weitere Verbesserungen m einer 
Größenordnung von rd, 9 Millionen DM erreicht. 
Rund 20000 Bezieher von Ausgleichs- oder Eltem- 
rente werden danach rückwirkend ab 1. Januar 1990 
in den Genuß folgender wesentlicher Verbesserun- 
gen kommen: 

— bei der Anrechnung von Unterhaltsansprüchen 
des Schwerbeschädigten gegen seinen Ehegat- 
ten wird der Betrag, der dem unterhaltspflichti- 
gen Ehegatten von seinem Einkommen minde- 
stens verbleiben soU. auf rd. 1 500 DM angeboben 
und durch Bezugnahme auf einen Stufenwert 
nach der jeweiligen Anrechnungsverordnung in 
Zukunft parallel zur Einkommensentwicklung 
dynamisiert: 

— der Freibelrag bei der Anrechnung von Zinsein- 
künften wird von bisher 300 DM auf 600 DM jähr- 
lich und bei der Anrechnung von Weihnachtszu- 
wendungen von 400 DM auf 600 DM jährlich an- 
gehoben; 

— die Bewertung von Sachbezügen wird in Zukunft 
nach der schon für die Sozialversicherung, das Ar- 
beitsförderungsgesetz und das Steuerrecht gel- 
tenden Sachbezugsverordnung vorgenommen. 

Im Zuge der beschlossenen strukturellen Maßnah- 
men wird noch in der 11. Legislaturperiode eine Har- 
monisierung und Anpassung der Berufsschadensaus- 
gleichsverordnung erfolgen. 

170 . Das Gesundheits-Refonngesetz 1989 war An- 
laß auch für Änderungen des Bundesversorgimgsge- 
setzes. Diese sind von zwei LeilLLoien bestimmt: Der 
hohe Leistungsstand der HeU- und Kiankenbehand- 
lung für die Kriegs- und Wehrdienstbeschädigten 
und ihre Angehörigen und Hmterbiiebenen bleibt 
voll aufrechterhallen; die Leistungsverbesserungen 
in der gesetzlichen Krankenversicherung werden 
auch in das soziale Entscbädigungsrecht übernom- 
men. Das bedeutet u. a., daß die neuen Leistungen bei 
Pflegebedüjftigkeit auch den Versorgungsberech- 
tigten zukommen. Alle Kxiegerwitwen. die nicht 
krank envers ich ert sind, haben jetzt den gleichen Zu- 
gang zu Vorsorge- und Rehabilitationskuren wie die 
Versicherten. Nach wie vor wird die HeU- oder Kran- 
kenbehandiung nach dem Bundesversorgungsgesetz 
ohne Zuzahlungen oder Kostenbeteiligung erbracht. 

171 . hn Jahre 1988 ist die Finanzierung für Versehr- 
tenleibesübungen durch den Bund neu geregelt 
worden. Trotz des Rückgangs der Teünebmerzahlen 
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können die vielen Ubungsgruppen weiterhin auf ge- 
sicherter Grundlage arbeiten und heKea Gesund- 
heit und Leistungsfähigkeit der Beschädigten 2 u för- 
dern und zu erhallen, 

172, Seit dem 1. Januar 1990 ist die Neufassung der 
Orthopädieverordnung m Kraft. Sie enthält Lei- 
stungsverbesserungen und neue Leistungen in der 
Versorgung mit Hilfsmitteln. Die Zuschüsse für 
Kraftfahrzeuge und für behinderungsgerechte Be- 
dienungseinrichlungen sind deutlich erhöht wor- 
den; neue Leistungen sollen bei zunehmenden Al- 
tersschMüerigkeiten der Kriegsbeschädigten helfen. 


Opferentschädigungsgesetz 

173. Das Gesetz über die Entschädigung für Opfer 
von Gewalttaten steht beispielhaft für die Verpflich- 
tung des Staates, nicht nur Aufopferungsansprüche 
abzugellep. isondem auch aus anderen sozialpoli- 
tisch wichligeri!~G runden Entschädigungsleistungen 


sicherzustellen, Grundlage der Regelungen des Ge- 
setzes ist der Gedanke, den Opfern von Gewalttaten 
Versorgung zukommen zu lassen, weil es die Ord- 
nungskräfte der staatlichen Gemeinschaft nicht ver- 
mocht haben, den einzelnen Bürger vor einer Ge- 
walttat zu schützen. Die Leistungen sind nicht allein 
auf Bundesbürger beschränkt; sie sind auch Angehö- 
rigen der anderen EG-Mitgliedstaaten zu gewähren 
und können sonstigen Ausländem dann gewährt 
werden, wenn es in deren Heimatstaat eine ver- 
gleichbare Entschädigung für Deutsche gibt 

Das Gesetz regelte anfangs nur die Versorgung für 
Schädigungen, die nach dem lakrafltreteii des Ge- 
setzes am 16, Mai 1376 verursacht worden sind. 
Durch das Erste Änderungsgesetz zum Opferent- 
scbädigungsgeselz vom 30. Dezember 1984 vmrde 
auch für Schäden, die seit dem Bestehen der Bundes- 
republik Deutschland eingetreten sind, eine Härte- 
regelung getroffen. Versorgung wird Opfern von 
Gewalttaten in gleicher Weise wie den Kriegs- und 
Wehrdienstopfem und den anderen berechtigten 
Personenkreisen zuteil. 


Mrd. DM 


Haushaltsausgaben für die Kriegsopferversorgung/ fürsorge von 1960 bis 1989 
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VI. Weitere Bereiche der Soziaien Sicherung 


1. Sozialhilfe 

174. Der Sozialhilfeaufwand für die beiden Lei- 
stungsgruppen „Hilfe zum Lebensunterhalt“ und 
„Hilfe in besonderen Lebenslagen“ ist von 20,8 Mil- 
liarden DM im Jahre 1985 auf 27,0 Milliarden DM im 
Jahre 1988 gestiegen; für das Jahr 1989, für das noch 
keine genauen Zahlen vorliegen, ist mit einem wei- 
teren Anstieg zu rechnen. Bei der Hilfe zum Lebens- 
imterhalt nahmen die Ausgaben von 1985 bis 1988 
um 36,6 % auf fast 11 Milliarden DM zu, bei den ver- 
schiedenen Hilfen in besonderen Lebenslagen stieg 
der jährliche Aufwand lun 25,4% auf mehr als 16 
Milliarden DM an. 

Der Anstieg der Sozialhilfeausgaben war neben ei- 
ner deutlichen Anhebung der Leistungssätze in den 
letzten Jahren wesentlich bedingt durch eine starke 
Zunahme der Empfängerzahl. Obwohl endgültige 
Zahlen noch nicht vorliegen, ist von einem Anstieg 
der Sozialhilfefälle von rd. 2,8 Millionen im Jahre 
1985 auf rd. 3,3 Millionen im Jahre 1988 auszugehen. 
Während die Zahl der Empfänger laufender Hilfe 
zum Lebensunterhalt von 1985 bis 1988 um rd. 436000 
auf zuletzt knapp 2,5 Millionen zunahm, waren es bei 
den Hilfen in besonderen Lebenslagen 234000 zu- 
sätzliche Fälle (Gesamtzahl 1988: rd. 1,3 Millionen). 

Für die Zunahme der Empfängerzahl und daraus fol- 
gend auch der Gesamtausgaben gibt es imterschied- 
liche Ursachen. Neben der Arbeitslosigkeit ist die 
weit überproportionale Zunahme von Ausländem zu 
nennen, denen vor allem Hilfe zum Lebensunterhalt 
und Krankenhilfe gewährt wird. Schließlich nimmt 
auch die Zahl der Alleinerziehenden mit Kindern 
weiter zu. Bei anderen Empfängergruppen, wie z. B. 
älteren Personen, nimmt dagegen die Sozialhilfebe- 
dürftigkeit seit längerer Zeit weiter ab; einen Son- 
derfaktor bildet allerdings die Kostenübemahme für 
die notwendige Anstaltspflege. Für die künftige Ent- 
wicklimg könnte die Entscheidung der Länder Be- 
deutung gewinnen, von Mitte 1990 an den Regelsät- 
zen für laufende Leistungen zum Lebensimterhalt 
ein neues Bemessungssystem zugrunde zu legen. 


2. Rehabilitation — Eingliederung der 
Behinderten 

175. Die Politik der Bundesregiemng zugunsten 
der Behinderten ist von dem Bemühen geprägt, die 
bewährten Instrumentarien zur Rehabilitation Be- 
hinderter gezielt fortzuentwickeln, imd zwar auf der 
Gnmdlage des Anspmchs jedes einzelnen Behinder- 
ten oder von Behinderung Bedrohten auf die zu sei- 
ner Eingliederung erforderlichen Hilfen. Übergrei- 
fendes Ziel ist die gesellschaftliche Eingliederung 
der Behinderten. Diese umfaßt die gesamte Lebens- 
situation der Behinderten. 


Dabei läßt sich die Bundesregienmg von folgenden 
Gnmdsätzen leiten: 

— dem Grundsatz der Finalität, nach dem die not- 
wendigen Hilfen jedem Behinderten und von Be- 
hindemng Bedrohten unabhängig von der Ursa- 
che der Behindemng geleistet werden müssen; 

— dem Gmndsatz der möglichst frühzeitigen Inter- 
vention, nach dem entsprechend den im Einzel- 
fall gegebenen Möglichkeiten und Notwendig- 
keiten Ausmaß imd Auswirkungen der Behinde- 
rrmg möglichst gering zu halten und nicht ver- 
meidbare Auswirkungen so gut wie möglich aus- 
zugleichen sind; 

— dem Grundsatz der individuellen Hilfe, nach dem 
die Hilfe auf die konkrete Bedarfssituation jedes 
einzelnen Behinderten zugeschnitten sein muß. 

Da es „die Behinderten“ als eine in sich geschlossene 
Gruppe mit einheitlichem Hilfebedarf nicht gibt, 
war die Übernahme des dreistufig aufgebauten Be- 
hindertenbegriffs der Weltgesimdheitsorganisation 
in das deutsche Recht notwendig, um die imter- 
schiedlichen Ansatzpunkte für Hilfen zu verdeutli- 
chen: 

— im Bereich der drohenden oder vorliegenden 
Schädigimg durch Prävention, durch Vorsorge- 
maßnahmen oder durch Maßnahmen der medizi- 
nischen Rehabilitation; 

— im Bereich der Funktionsbeeinträchtigimgen 
durch Hilfen zur Kompensation der Beeinträchti- 
gungen; 

— im Bereich der Behinderung selbst durch Maß- 
nahmen, die geeignet sind, Barrieren zu vermei- 
den oder abzubauen, oder durch die Wahl eines 
Berufes, in dem sich die Beeinträchtigimg mög- 
lichst nicht auswirkt. 

Wichtige Betätigungsfelder sind für die Bundesre- 
gienmg die Bereiche der medizinischen und berufli- 
chen Rehabilitation; daneben hat die Bundesregie- 
rung aber auch modellhafte Initiativen in anderen 
Bereichen ergriffen, so z. B. zur Entlastung von Fami- 
lien mit behinderten Familienangehörigen, zur Un- 
terstützung integrierter Wohnformen für Behinderte 
und Nichtbehinderte und zur Intensivierung der 
Kommunikation gehörloser Kinder durch gleichzei- 
tige Vermittlung von Laut- und Gebärdensprache 
durch Eltern und Erzieher. 


Medizinische Rehabilitation Behinderter 

176. Dem Grundsatz der möglichst frühzeitigen In- 
tervention hat die Bundesregierung auch im Rah- 
men des Gesundheits-Reformgesetzes 1989 dadurch 
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Rechnung getragen, daß die Grundsätze des Rehabi- 
litatioasangleichungsgeseUes in das Krankenversi- 
cherungsrecht selbst übernommen wurden und da- 
mit klargesteUt wurde, daß die Leistungen der Kran- 
kenversicherung auch mit präventiven und rehabüi- 
tativen Zielsetzungen zu erbringen sind. Gezielte 
Leistungsverbesserungen im Kiankenversiche- 
nmgsrecht unterstreichen den besonderen Stellen- 
wert präventiver Maßnahmen. So wurden u,a. die 
Maßnahmen zur Früherkennung von Behinderun- 
gen und zur Frühförderung behinderter Kinder 
durch die Einführung einer weiteren Vorsorgeunter- 
suchung für Kinder im Vorschulalter (vgl, Tz. 127) 
und durch eindeutige, großzügige Kostenregeiun- 
gen für Leistungen der sozialpädiatrischen Zentren 
gezielt gestärkt. 

Ferner wurden die Ziele der medizinischen Rehabi- 
litation um das Ziel der Vermeidung und Minderung 
von Pflegebedürftigkeit erweitert, wodurch der 
Grundsatz Rehabilitation vor PQege" in der Kran- 
kenversicherung erstmals ausdrücklich festgelegt 
voirde. Auch inhaltlich wurden die Leistungen zur 
Rehabilitation durch dieses Gesetz in vielen Punk- 
ten fortentwickelt. 

177h Für die Rehabilitation der Pflegebedürftigen 
und von Pflegebedürftigkeit bedrohten Menschen 
müssen die in den derzeitigen Strukturen der ambu- 
lanten und der stationären medizinischen Versor- 
gung bestehenden Möglichkeiten genutzt und aus- 
gebaut werden. Zur vollen Nutzung und Fortent- 
wicklung der Möglichkeiten zur Vermeidung oder 
Verminderung von Pflegebedürftigkeit ist ein Sy- 
stem spezialisierter (ambulanter, teilstationärer und 
stationärer) geriatrischer Einrichtungen mit rehabi- 
litativer Zielsetzung im Aufbau. 

Der Grundsatz .Rehabilitation vor Rente“, der be- 
reits seit 16 Jahren im Gesetz über die Angleichung 
der Leistungen zur Rehabilitation verankert ist, wur- 
de durch das Rentenrefonngesetz 1992 Ln das Ren- 
teniecht übernommen. Es ist nunmehr Sache der 
Rentenversicherungsträger, in jedem Einzelfall zu 
versuchen, durch gezielte medizinische und/oder 
berufsfördemde Maßnahmen die Erwerbsfähigkeil 
zu erhalten, zu verbessern oder wiederherzustelleo 
und so vorzeitige Renten nach Möglichkeit zu ver- 
meiden. 

Für ältere Versicherte und Berufsanfänger ist der 
Zugang zu RehabUitaÜonsleistungen erleichtert 
worden. Versicherte, die eine besonders gesund- 
heitsgefährdende Beschäftigimg ausüben, können 
zur Sicherung ihrer Erwerbsfähigkeit präventiv Re- 
habililationsleistungen erhalten. Die Eingrenzun- 
gen für die Durchführung von Kinderheilbehandlun- 
gen sind weggefallen und die Möglichkeiten für 
nachgehende Leistungen zur Sicherung des Rehabi- 
litaüonserfolges sind erweitert worden. 


Kilfswerk für behinderte Kinder (Conterganopter) 

178. Aufgabe der Stiftung „HÜfswerk für behinder- 
te Kinder" ist die Entschädigung der Conterganopfer 


sowie die finanzielle Förderung von Einrichtungen 
und Maßnalunen zugunsten Behinderter. Mit Wir- 
kung vom L Januar 1988 wurde eine lineare Ren- 
te nerhöhung um 6 % durch Festlegung der neuen 
Eckwerte der Rentenansätze vorgenommen. Aus 
dem Stiftungsvennögen wurden bis 1989 für Conter- 
gangeschädigte Leistungen in Hohe von fast 368 
Millionen DM erbracht. Jährlich werden rd. 22 Mil- 
lionen DM für Rentenleistungen ausgegeben. Für in- 
stitutionelle Fördermaßnahmen sind rd. 110 Millio- 
nen DM bewüUgt worden. 


Berufliche Rehabilitation Behinderter 

179. Aus der Sicht der Bundesregierung ist die be- 
rufliche Rehabilitation Behinderter von besonderer 
Bedeutung, zumal der beruflichen Eingliederung ei- 
ne Schlüsselrolle auf dem Weg zur selbständigen Le- 
bensfühnmg zukommL Für Behinderte ist es wich- 
tig, daß ihnen der Zugang zum Berufsleben nach den 
gleichen Grundsätzen und Kriterien sowie an den 
gleichen Lernorten wie Nichtbehinderten ermög- 
licht wird. 

Für Leistungen und Maßnahmen m diesem Bereich 
hat ün Jahre 1989 allein die Bundesanstalt für Arbeit 
3 MilJiaiden DM bereitgesteüt — so viel wie noch in 
keinem Jahr zuvor; für 1990 sind 3,2 Milliarden DM 
eingepiant. Darüber hinaus erbringen im R ahm en 
ihres Rehabüitationsauftrages auch die Renten- und 
Unfall versicherungs träger sowie die Kriegsopferfür- 
sorge Leistungen zur beruflichen Eingliederung Be- 
hinderter, 

180. Obwohl berufliche Bildung eine dauerhafte 
Eingliederung ins Aibeilsleben nicht garantieren 
kann, ist sie unverzichtbar, weU Behinderte regelmä- 
ßig nur bei optimaler beruflicher Qualifizierung den 
Wettbewerb mit Nichtbehinderten im Aibeitsleben 
bestehen können. Vorrangige Aufgabe ist es daher 
angesichts der bestehenden Probleme auf dem Ar- 
beilsmarkt, durch umfassende Büdungsangebole für 
Behinderte möglichst weitgehende Chancengleich- 
heit mit Nichtbehinderten herzusteüen. Dabei müs- 
sen auch Lösungen für solche Behinderte gefunden 
werden, die trotz unterstützender Fördermaßnah- 
men (ausbildungsbegleitende Hilfen, Ausbildung in 
einer überbetrieblichen Einrichtung) an den Anfor- 
derungen anerkannter Ausbildungsberufe scheitern. 
Es liegt im Interesse der Behinderten, der Wirtschaft 
und der Gesellschaft insgesamt, dieser Gruppe Qua- 
lifizierungsangebote zu machen, die sich an ihrer 
Leistungsfähigkeit orientieren und ihr die Beschäf- 
Ligtenrisiken an- und ungelernter Arbeitskräfte er- 
sparen. 

Diesen Personen muß im Ralunen des BerufsbU- 
dungsgesetzes und der Handwerksordnung eine ih- 
rer Behinderung gerecht werdende Ausbildung er- 
möglicht werden. Behinderungsbedingle Einschrän- 
kungen der Ausbildungs- und Berufsmöglichkeiten 
dürfen nicht Anlaß sein, auf erreichbare Erfolge be- 
ruflicher Eingliederung von vornherein zu verzich- 
ten. Die Förderung verlangt eine besonders systema- 
tische und zielgerichtete Berufswahlvorbereitung, 
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die mit einem möglichst von Schule und Berufsbera- 
tung gemeinsam getragenen Eingliederungsvor- 
schlag abgeschlossen werden sollte. Bei Bedarf sollte 
die Möglichkeit zu einer verstärkt praxisbezogenen 
Ausbildung gegeben sein. 

Soweit die Voraussetzungen dafür vorliegeD, sollen 
junge Behinderte in Betrieben und Verwaltungen 
wie Nichtbehinderte ausgehildei werden. Wenn Be- 
trieb und Berufsschule bereit und in der Lage sind, 
die Ausbildung unter angemessener Berücksichti- 
gung der Behinderung durchzufühlen, wird für Be- 
hinderte vorrangig eine solche Ausbildung ange- 
strebt. Gleichwohl wird auf Dauer für Behinderte, 
die während ihrer Ausbildung, Umschulung oder 
Fortbildung besonderer medizinischer, therapeuti- 
scher, psychologischer oder pädagogischer Hilfen 
bedürfen, die Inanspruchnahme überbetrieblicher 
Bildungseinrichtungen notwendig sein. 

Die Arbeit der für diesen Personenkreis zur Verfü- 
gung stehenden 21 Berufsförderungs- und 37 Berufs- 
bildungswerke ist erfolgreich. Das zeigen die guten 
Vermittlungsergebnisse der Absolventen dieser Ein- 
richtungen: sie liegen ein Jahr nach Beendigung der 
Maßnahmen durchschnittlich bei über 70%. Diese 
Erfolge bei der beruflichen Eingliederung sind auch 
darauf 2 njrückzufuhren, daß die MaOnahmeteiineh- 
mer kontinuierlich an moderne Techniken heran- 
geführt werden. Sie haben so bessere Chancen für 
den Einsatz auf modernen, zukunftsträch Ligen Ar- 
beitsplätzen. Die Bundesregie nmg unterstützt im 
Rahmen ihrer Koordirüerungsaufgabe nach dem Ar- 
beitsförderungsgesetz die Einrichtungen dabei, die 
Büdungsangebote unter Berücksichtigung der Nei- 
gungen und Fähigkeiten der Rehabilitanden auf die 
sich forlentwickelnden Anforderungen des Arbeits- 
marktes abzustellen, der technologischen Entwick- 
lung anzupassen und auch die Voraussetzungen für 
die Rehabilitation psychisch Behinderter zu schaf- 
fen. 

181. Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, den 
Bau weiterer Einrichtungen zu fördern, zumal in die- 
sem Bereich auch noch auf Angebote sonstiger Bil- 
dungseinrichtungen zurückgegriffen werden kann. 
Allerdings sind auch in Zukunft weitere erhebliche 
Investitionen des Bundes, der Länder und der Reha- 
bilitationsträger erforderlich, um die Einrichtungen 
auf geänderte Ausbildimgsordnungen und neue 
Techniken umzustellen. Außerdem sollen sie ver- 
stärkt für psychisch behinderte Rehabilitanden auf- 
nahmefähig gemacht werden. Die älteren Einrich- 
tungen bedürfen zudem dringend der Moderrüsie- 
rung in den Inlematsbereichen. 

182. ln dem „Modellverbund", in dem seit 1976 Ein-* 
zelprojekte psychiatrischer Versorgung modellhaft 
gefördert werden, wird die berufliche Wiederein- 
gliederung psychisch Kranker und Behinderter auch 
in den kommenden Jahren ein Schwerpunkt sein. 
Besondere Berücksichtigung wird der Gesichts- 
punkt finden, Arbeitsmöglichkeiten auf dem allge- 
meinen Arbeitsmarkt — unter beschützenden Bedin- 
gungen — ' weiterzuentwickeln. 


183, Für diejenigen, die wegen ihrer Behinderung 
nicht vom allgememen Arbeitsmarkt aufgenommen 
werden, bietet ein flächendeckendes Netz von annä- 
hernd 400 anerkannten Werkstätten für Behinderte 
mit rd. 100000 Plätzen adäquate Beschäftigungsmög- 
lichkeiten. Der Bedarf an Werkstätten konnte in den 
vergangenen Jahren weitgehend gedeckt werden. 
Wie bisher wird sich auch in den nächsten Jahren — 
wenngleich regional unterschiedlich — die Notwen- 
digkeit ergeben, weitere Werkstattplätze und dazu- 
gehörige Wohnstätten zu schaffen. Den zu erwarten- 
den Zugängen stehen aufgrund der Altersstruktur 
der in Werkstätten beschäftigten Behinderten nahe- 
zu keine Abgänge gegenüber; die weitaus überwie- 
gende Zahl hat das 40. Lebensjahr noch nicht er- 
reicht. 


EInglfederung Schwerbehinderter ln Arbeit und Beruf 

104. Die Chancen Schwerbehinderter und ihnen 
gleichgestellter Behinderter auf dem Arbeits* und 
Ausbiidungsstellenmarkt zu verbessern, ist — zu- 
sätzlich zu dem arbeitsmark tpoU tischen Instrumen- 
tarium des Aibeilsförderungsgesetzes und den be- 
rufsfördemden Leistungen zur Rehabilitation — 
Aufgabe des Schwerbehinderteniechls. Das Scbwer- 
behindert engesetz und die dazu erlassene Schwer- 
behinderten -Ausgleichsabgabeverordnung sehen 
zur Schaffung und Sicherung von Arbeits- und Aus- 
bildungsplätzen für Schwerbehinderte ein umfang- 
reiches Instrumentarium vor: 

— Beschäftigungspflicht und Ausgleichsabgabe, 

— zusätzliche Hilfen zur Eingliederung Schwerbe- 
hinderter in Arbeit und Beruf einschließlich der 
begleitenden Hilfe im Arbeits- und Berufsleben. 

— den besonderen Kündigimgsschutz und 

— die besondere Interessenvertretung der Schwer- 
behinderten in Betrieben und Dienststellen. 

Um den seit dem Inkrafttreten des Schwer behinder- 
ten geselzes im Jahre 1974 veränderten Verhältnis- 
sen auf dem Aibeits- und Ausbiidungsstellenmarkt 
Rechnung zu tragen, sind das Schwerbehinderten- 
gesetz 1986 und die Schwerbehinderten-Ausgleichs- 
abgabeverordnung 1988 novelliert worden. Ziel war 
es, die Einstei lungs- und Beschäftigungschancen 
Schwerbehinderter — vor allem solcher Personen, 
die durch Art oder Schwere ihrer Behinderung, 
durch ihr Aller, die Dauer der Arbeitslosigkeit oder 
sonstige Umstände besonders betroffen sind — auf 
dem Arbeits- und Ausbiidungsstellenmarkt zu ver- 
bessern. Dabei sind folgende Änderungen vorge- 
nommen worden: 

— Der Bundesanstalt für Arbeit wurde die Aufgabe 
übertragen, durch die Gewährung von Ausbil- 
dungs- und Lohnkos lenzuschüssen aus Mitteln 
der Ausgleichsabgabe die Einstellung und Be- 
schäftigung besonders betroffener Schwerbehin- 
derter zusätzlich zu fördern; damit wurden die 
bewährten Schwerbehinderten -Sonderprogram- 
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rae, die in der Vergangenheit mehnnals verlän- 
gert wurden, in eine gesetzliche DauerregeJung 
umgewandelt. 

— Die Möghchkeiten der HauptfürsorgesteDen, zur 
Eingliederung Schwerbehinderter in das Ar- 
beits- und Berufsleben zusätzliche Leistungen zu 
erbringen, wurden ura Leistungen zur Abdek- 
kung auOergewöhnlicher Belastungen, die mit 
der Beschäftigung von Schwerbehinderten ver- 
bunden sein können, Leistungen zur psychoso- 
zialen Betreuung von Schwerbehinderten und 
Leistungen zur Teilnahme von Schwerbehinder- 
ten an Maßnahmen zur Erhaltung und Erweite- 
rung beruflicher Kenntnisse und Fertigkeiten er- 
weitert. 

— Die Rechtsstellung der Vertrauensleute der 
Schwerbehinderten wurde verbessert: die Ar- 
beitgeber haben die Schwerbehindertenvertre- 
tung in der Regel bei der Prüfung der Frage, ob 
freie Arbeits- oder Ausbildungsplätze mit 
Schwerbehinderten besetzt werden können, zu 
beteiligen. 

— Vorschriften, die als beschäftigungs- und ausbih 
dungshemmend galten, wurden beseitigt; so wur- 
de der mißverständliche Begriff ..Minderung der 
Erwerbsfähigkeit", der nichts über die Leishmgs- 
fähigkeit des Schwerbehinderten an einem be- 
stimmten Arbeitsplatz aussagt, durch den Begriff 
„Grad der Behinderung" ersetzt. 

— Die Ausgleichsabgabe wurde von iOODM auf 150 
DM monatlich für jeden unbesetzten Pflichtplatz 
erhöht. 

In einem Forschungsvorhaben wird derzeit geprüft, 
wie sich die neuen Regelungen der Novellienmg 
des Schwerbehindertengesetzes von 1986 in der Pra- 
xis im einzelnen auswirken. Die Ergebnisse werden 
voraussichtlich zu Beginn der 12. Legislaturperiode 
vorüegen. Nach deren Auswertung wird die Bundes- 
regierung über die Notwendigkeit neuer Maßnah- 
men entscheiden. 


Fortentwicklung des Rehabllltatlonsrechts 

185. Bei der Fortentwicklung des Rehabüitations- 
rechts gilt es, entsprechend dem Auftrag des Rehabi- 
Litations-Angleichungsgesetzes sicherzustellen. daß 
gleich Betroffenen unabhängig von dem zuständi- 
gen Leistungsträger möglichst gleichwertige Lei- 
stungen und sonstige Hilfen zuteil werden. 

Ein wesenUicher Fortschritt bei der notwendigen 
Harmonisierung der Leistungen wurde durch die am 
1. Oktober 1987 in Kraft getretene Rechtsverord- 
nung der Bundesregienmg über Kraftfahrzeughilfe 
zur beruflichen Rehabilitation erreicht. Die Verord- 
nung, die auch die Träger der begleitenden Hilfe im 
Arbeits- und Berufsleben einbezieht, deckt unter Be- 
rücksichtigung der Einkommens- und Familien Ver- 
hältnisse des Behinderten den behinderungsbeding- 
ten unabweisbaren Bedarf an Hilfen zum Erreichen 
des Arbeitsplatzes. 


Die Bundesregierung beabsichtigt, in der 12. Legis- 
laturperiode eiuen Gesetzentwurf voizulegen, mit 
dem das Rehabilitations- und Schwerbehinderten- 
recht in übersichtlicher Form zusarmnengefaßt in 
das Sozialgesetzbuch eingegliedert wird. Bei dieser 
Einordnung sollen die Rechtsvorschriften weitge- 
hend bereinigt, vereinheitlicht und damit verein- 
facht werden. Das gewachsene, gegliederte System 
hat sich im Grundsatz bewährt und soll erhalten 
werden, 

186. Der Beauftragte der Bundesregierung für die 
Belange der Behinderten ist eine wichtige Anlauf- 
stelle für Betroffene, die bei ihren Bemühungen um 
berufliche und gesellschaftliche Eingliederung be- 
sondere Schwierigkeiten haben. Der Beauftragte 
wirkt als Mittler zwischen Behinderten und Behör- 
den, Rehabilitations trägem und sonstigen Stellen. 
Sein ressortüb ergreifen des Wirken, das Ln erster Li- 
nie sensibilisierenden, beratenden und vorschlagen- 
den Charakter hat, gibt ihm die Möglichkeit, die 
vielfältigen Belange Behinderter in die verschiede- 
nen Politik- und Aufgabenbereiche hineinzutragen. 


3. Hilfen für ältere Menschen 

187, Die Bewältigung der Probleme, die sich io den 
kommenden Jahren und zu Beginn des nächsten 
Jahrtausends aus den tiefgreifenden Veränderungen 
im Altersaufbau unserer Bevölkerung ergeben, zählt 
zu den großen gesellschaftspolitischen Heiausforde- 
nmgen der Zukunft. Diese Veränderungen werden 
erhebliche Anpassungsleistuugen in Wirtschaft und 
Gesellschaft erfordern. Eine vorausschauende Poli- 
tik für unsere älteren Mitbürger gehört daher zu den 
besonderen Anliegen der Bundesregienmg. 

Die Bundesregienmg wird erstmalig einen Gesamt- 
bericht einer unabhängigen Sachverständigenkom- 
mission zur Lage der älteren Generation in der Bim- 
desrepublik Deutschland vorlegeiL Die zur Vorbe- 
reitung des Berichts berufene Kommission hat sich 
im März 1989 konstituiert Ein erster Teüberichl, der 
am 14. Mai 1990 vorgelegl worden isL hat neben ei- 
ner generellen Analyse der demographischen Daten 
schwerpunkünäßig zwei Themen behandelt: 

Es geht einmal um Fragen der Erhaltung und Steige- 
rung von Fähigkeiten im Alter und zum anderen um 
die Frage, wie PQegebedürfÜgkeit durch Prävention 
und Rehabilitation nach Möglichkeit verhindert 
werden kann. 

188. Vor dem Hintergrund einer ständig wachsen- 
den Zahl von Heimbewohnern ist das seit 15 Jahren 
in unveränderter Fassung geltende Heimgesetz no- 
velliert worden. Dieses Gesetz hat sich in der Ver- 
gangenheit durchaus bewährt und wesentlich zur 
Verbesserung der Situation in den heute mehr als 
8000 Heimen beigetragen. Gleichwohl wurde es 
den heutigen Anfordenmgen nicht mehr gerecht Es 
wird daher an den heutigen Erkenntnisstand ange- 
paßt, Hierbei sollen Benachteiligungen der Heimbe- 
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wohner beseitigt und ihre Rechtsstellung wesentlich 
verbessert werden. Zugleich sollen Lücken ausge- 
fiillL Mängel beseitigt und E inzel bestimm un gen 
praxisnäher und einfacher gestaltet werden. 

Schwerpunkt der Novelle, die am 1. August 1990 in 
Kraft tritt, ist die Neuregelung über den Heimver- 
trag. Das geltende Recht sah ledigiich vor. daß zwi- 
schen Heimträger und Heimbewohner ein Heimver- 
trag abzuschließen ist. ln welcher Form dies zu ge- 
schehen hat und wie der Vertrag inhaltlich auszuge- 
staiten ist, blieb den Verhandlungen der Vertrags- 
parteien überlassen. Das hat zu fragwürdigen und 
angreifbaren Vereinbarungen geführt, in denen der 
Heimbewohner vielfach erheblich benachteiligt 
worden ist. Die Neufassung trifft nunmehr bindende 
Regelungen über wesentliche Teile des Heim Ver- 
trags, Dazu gehören die genaue Beschreibung der 
einzelnen Rechte und Pflichten der Beteiligten so- 
wie Regelungen über die Zulässigkeit der Kündi- 
gung des Heimvertrags und der Erhöhung des Ent- 
gelts für Leistungen des Heimträgers. 

Ein weiterer wichtiger Punkt der Novelherung ist 
die Verbesserung der Mitwirkimg der Heimbewoh- 
ner, Das geltende Recht sieht deren Mitwirkung in 
inneren Angelegenheiten des Heimbetnebs durch 
die Bildimg von Heimbeiräten vor. Es hat sich je- 
doch gezeigt, daß in etwa einem Viertel der Heime 
ein Heimbeirat nicht gebildet werden kann, vor al- 
lem weil die Bewohner wegen Krankheit oder Be- 
hinderung dazu außerstande sind. Um auch diesen 
Eewobnem zu ermöglichen, ihre Wünsche und Mei- 
nungen gegenüber dem HeimLrager zu artikulieren 
und in Angelegenheiten des Heimbetriebs beteüigt 
zu werden, ist künftig für sie die Bestellung eines 
Heimfürsprechers vorgesehen, der ihie Interessen 
anstelle des fehlenden Heimbeirats wahmimmt. 

189, Zunehmend werden ältere Menschen, die 
insbesondere an geistigen Gebrechen leiden, ent- 
mündigt und unter Vormimdschaft gestellt, oder es 
werden Zwangspflegschaflen angeordneL Die 
Rechtsstellung der Betroffenen soll durch das Ge* 
setz zur Reform des Rechts der Vonnundschafl und 
Pflegschaft für Volljährige (Betreuungsgesetz) we- 
sentlich verbessert werden. Zu den Kernpunkten 
des Betreuungsgesetzes gehören folgende Regelun- 
gen: 

— Die Entmündigimg wird abgeschafft. Das neue 
Recbtsinstitut der Betreuung ersetzt die bisheri- 
ge Vormundschaft über Volljährige und die Ge- 
brechlichkeitspflegschaft. 

— Die Betreuung hat keine automatische Auswir- 
kung auf die Geschäftsfähigkeit. Sie soll stärker 
auf das individuelle Setreuungsbedürfnis einge- 
hen und die verbliebenen Fähigkeiten des Be- 
troffenen berücksichtigen. Soweit die Teilnahme 
am Rechtsverkehr im Einzelfall eingeschränkt 
werden muß, kann das Gericht einen Einwilli- 
gungsvorbehalt anordnen. Darm kann der Be- 
treute nur mit Einwilligimg seines Betreuers 
rechtswirksame Willenserklärungen abgeben. 

— Für die Eheschließung und für Verfügungen von 
Todes wegen soll ein Emwüligungsvorbehalt 


nicht möglich sein. Kein Betreuer hal das Recht, 
durch Einverständnis oder Ablehnung die Ent- 
scheidung eines Volljährigen, wen er heiraten 
oder zum Erben einsetzen will, zu beeinflussen. 
Hierüber soll nur die Einsichtsfähigkeil des Be- 
treuten entscheiden. 

— Bei Eingriffen in Rechte des Betreuten ist strikt 
der Erforderlichkeitsgrundsatz zu beachten. Dem 
Betreuer wird nur der Aufgabenkreis zugewie- 
sen, für den der Betroffene der Unterstützung be- 
darf. Ausdrücklich festgelegt ist, daß die Dauer 
der Betreuung das erforderliche Maß nicht über- 
schreiten darf. Die Höchstdauer beträgt fünf Jah- 
re. Soll die Betreuung darüber hinaus verlängert 
werden, so sind ihre Voraussetzungen in einem 
Gerichtsverfahren mit entsprechenden Verfah- 
rensgarantien erneut zu überprüfen. 

— Die freie Selbstbestimmung wird durch die Mög- 
lichkeit von AltersvorsorgevoUmachten, vielfach 
auch als ..Ait erstes tarn ent" bezeichnet, und Be- 
treuungsverfügungen gestärkt. Dies bedeutet, 
daß in „gesunden" Tagen vorsorglich Anordnun- 
gen für den Betreuungsfall getroffen werden 
können, 2.B. wer Betreuer sein und wie die künf- 
tige Lebensgestaltung des Betreuten aussehen 
soll. Grundsätzlich soll der Betroffene seine Be- 
treuer selbst benennen können. Bei der Amtsfüh* 
nmg hat der Betreuer den Wünschen des Betreu- 
ten zu entsprechen, soweit dies dessen Wohl 
nicht zuwider läuft und dem Betreuer zuzumuten 
ist. 

— Die Sorge für die Person des Betreuten wird ge- 
stärkt. An die Stelle anonymer Verwaltung soll 
die persönliche Betreuung treten, ln der Regel 
soll daher eine natürliche Person zum Betreuer 
bestellt werden, nicht eine Behörde oder ein im 
sozialen Bereich tätiger Verein. Der Betreuer hat 
durch persönlichen Kontakt mit dem Betreuten 
dessen Bedürfnisse und Wünsche festzustellen 
und vor der Erledigung wichtiger Angelegenhei- 
ten diese mit dem Betreuten zu besprechen. 

Für besonders wichtige Angelegenheiten in der Per- 
sonensorge, wie z. B. die Untersuchung des Gesund- 
heitszustandes, die Heilbehandlung, den ärztlichen 
Eingriff und die Unterbringung, enthält der Entwurf 
besondere Regelungen. So bedarf der Betreuer für 
eine EinwilUgimg in eine Untersuchung des Ge- 
sundheitszustandes, in eine Heilbehandlung oder in 
einen ärztlichen Eingriff — die Einwilligung des Be- 
treuers ist erforderlich, wenn der Betreute nicht die 
für eine eigene Entscheidung erforderliche Ein- 
sichtsfähigkeit besitzt — der Genehmigung des Vor- 
mundschaftsgerichts, wenn die begründete Gefahr 
besteht, daß der Betreute aufgrund der Maßnahme 
stirbt {z.B. Risikooperalionen bei einem Herzkran- 
ken) oder einen schweren und längerdauemden ge- 
sundheitlichen Schaden erleidet (z.B. Beinamputa- 
tion). Rehabilitationsmöglicbkeiten sollen genutzt 
werden. 

Besonders wichtig ist, daß eine vormundschaftsge- 
richtlicbe Genehmigimg nicht nur bei einer Unter- 
bringung in einer geschlossenen Anstalt erforderlich 
ist, sondern auch dann, wenn einem Betreuten, der 
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sich in einer Anstalt, einem Heim oder einer sonsti- 
gen Einrichtimg aufhält, durch mechanische Vor- 
richtimgen, Medikamente oder auf andere Weise 
über einen längeren Zeitraum oder regelmäßig die 
Freiheit entzogen werden soll (unterbringimgsähnli- 
che Maßnahme). Eine Praxis, wie sie sich teilweise 
in offenen Einrichtimgen entwickelt hat, soll ge- 
richtlich kontrolliert werden. Es geht z.B. um das 
ständige oder wiederholte Festbinden unruhiger 
Kranker am Bett. 

Mit der Kündigimg der Wohnung des Betreuten ver- 
liert dieser seinen Lebensmittelpunkt. Um zu ver- 
hindern, daß der Betreuer ohne Not die Wohnung 
auflöst, sieht der Entwurf dafür eine vormund- 
schaftsgerichtliche Genehmigung vor. 

Übergangsregelungen stellen sicher, daß das neue 
Recht auch allen heute schon unter Vormundschaft 
und Pflegschaft Stehenden zugute kommt. 


4. Absicherung bei Pfiegebedürftigkeit 

190. Die Bundesregierung hat sich zum Ziel ge- 
setzt, die Absicherung bei Pflegebedürftigkeit zu 
verbessern. Hierzu sind in der 11. Legislaturperiode 
eine Reihe von gesetzgeberischen Maßnahmen 
durchgesetzt worden. Schwerpunkt dieser Maßnah- 
men ist der Bereich der häuslichen Pflege, da pflege- 
bedürftige Menschen überwiegend zu Hause von ih- 
ren Angehörigen versorgt werden. Die Maßnahmen 
dienen dem Ziel, Beiträge zur Erleichterung und Un- 
terstützung der oftmals bis an ihre Leistungsgrenze 
belasteten pflegenden Angehörigen zu leisten. 

Dxirch das Gesundheits-Reformgesetz 1989 sind als 
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung 
häusliche Pflegehilfen für schwerpflegebedürftige 
Versicherte eingeführt worden (vgl. Tz. 128). 

Mit dem Renten-Reformgesetz 1992 werden Verbes- 
serungen der Alterssicherung für Pflegepersonen 
von Pflegebedürftigen geschaffen (vgl. Tz. 103). 

Ferner sind durch die Steuerreform 1990 steuerliche 
Verbesserungen vorgenommen worden (vgl. Tz. 209). 


5. Ehrenamtliche Aktivitäten und 
Selbsthilfegruppen 

191. Die Bundesregierung mißt dem freiwilligen 
Engagement, sei es ehrenamtlich oder in Form von 
Nachbarschaftshilfe oder Selbsthilfe, eine erhebli- 
che Bedeutimg bei. Sie sieht darin ein wichtiges Ele- 
ment von Gemeinschaftssinn und Mitmenschlich- 
keit in unserer Gesellschaft verwirklicht. 

192. Für die Bundesrepublik Deutschland liegen 
keine Bestandszahlen über den Umfang des freiwilli- 
gen Engagements vor. Schätzungen der Bundesar- 
beitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege ge- 
hen dahin, daß die Anzahl ihrer ehrenamtlich tätigen 
Mitarbeiter sich auf 1,5 Millionen Personen beläuft. 

Um die freiwillige Mitarbeit zu stärken, ist es erfor- 
derlich, bessere Rahmenbedingungen für diese Ar- 
beit zu schaffen. Dazu gehört u. a.: 


— ehrenamtliche Arbeit muß sich auf eine funktio- 
nierende Infrastruktur stützen können (z. B. orga- 
nisatorische Unterstützung, professionelle Bera- 
tung und Begleitung, technische und verwal- 
tungsmäßige Absicherung); 

— Risiken, die bei hauptamtlicher Tätigkeit abgesi- 
chert sind (wie z.B. Unfallfolgen), müssen auch 
bei ehrenamtlicher Tätigkeit abgedeckt sein; 

— der Aufwand, der mit der Hilfe verbimden ist, 
muß entschädigt werden; 

— die Kompetenz zur Hilfe muß durch beratende 
Unterstützung, aber auch durch Fortbildung ge- 
fördert werden. 

Nach Auffassung der Bimdesregierung sind hier vor 
allem die Verantwortlichen in den Ländern, Kom- 
munen und Wohlfahrtsverbänden aufgerufen, mög- 
lichst gute Vorbedingimgen zu schaffen, um den 
Einsatz im Ehrenamt zu erleichtern. 

193. Über die Verbreitung von Selbsthilfegruppen 
gibt es nur Schätzungen. Danach existieren in der 
Bundesrepublik Deutschland etwa 40000 solcher 
Gruppen mit rd. 500000 Mitgliedern. 

Kontaktstellen für Selbsthilfegruppen können die 
Entstehung und Entwicklung entsprechender Grup- 
pen vor Ort maßgebend beeinflussen. Die Bundesre- 
gierung beteiligt sich an den Bestrebungen zur fach- 
gerechten Verbreitung von Kontaktstellen. Sie hat 
rd. 5,5 Millionen DM für einen Modellversuch „Infor- 
mations- und Unterstützungsstellen für Selbsthilfe- 
gruppen“ bereitgestellt. 

Auch die Länder und viele Kommimen haben bereits 
die Notwendigkeit der Selbsthilfegruppen erkannt 
und stellen auf unterschiedliche Weise Hilfen zur 
Selbsthilfe zur Verfügimg. 


6. Verbraucherschutz 

1 94. Um mehr Verbraucherschutz bei Kreditverträ- 
gen zwischen gewerblichen Kreditgebern und pri- 
vaten Darlehensnehmern zu gewährleisten, hat die 
Bundesregierung in einem entsprechenden Gesetz- 
entwurf Regelimgen vorgesehen, die eine verbesser- 
te Information des Verbrauchers über die mit der 
Kreditaufnahme verbundenen Verpflichtungen si- 
cherstellen sollen. Darüber hinaus enthält der Ent- 
wurf Vorschriften, die verhindern sollen, daß bei 
Notlagen des Schuldners, die vielfach durch Arbeits- 
losigkeit, Krankheit oder Ehescheidung eintreten, 
die Schuldenlast unverhältnismäßig anwächst. 


7. Landwirtschaftliche Sozialpolitik 

195. Ziel der landwirtschaftlichen Sozialpolitik ist 
die Verbesserung der Lebensverhältnisse der in der 
Land- und Forstwirtschaft tätigen Menschen durch 
Absicherung gegen die sozialen Risiken wie Alter, 
Krankheit, Unfall. Außerdem soll der Strukturwan- 
del in der Landwirtschaft durch begleitende sozial- 
politische Maßnahmen abgefedert werden. 
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196 . Das zum 1. Januar 1989 in Kraft getretene Ge- 
setz zur Förderung der Einstellung der landwirt- 
schaftlichen Erwerbstätigkeit bietet landwirtschaft- 
lichen Dntemehmem die Möglichkeit^ nach Vollen- 
dung des 58. Lebensjahres ihre landwirtschaftliche 
Tätigkeit durch Stillegung oder Abgabe der bewirt- 
schafteten Flächen zu beenden und ein angemesse- 
nes Alterseinkommen zu erzielen. 21iel des Gesetzes 
ist die Markten Llastung und Strukturverbesserung 
im Agrarbereich; es ist abgestelU auf Landwirte mit 
kleineren, struktursch wachen Betrieben ohne Hof- 
nachfolger. Das Gesetz ist für Neuanträge bis Ende 
1991 befristet. Landwirte, die dieses Gesetz in An- 
spruch nehmen, erhalten als Produktionsaufgabe- 
renle einen Grundbetrag und bei Stillegung von 
Flächen zusätzlich einen Flächenzuschlag. Der 
Grundbelrag wird in Höhe der in der AUershüfe für 
Landwirte erworbenen Altersgeldanwartschaft ge- 
zahlt. Der Flächenzuschlsg beträgt jährlich bis zu 
600 DM je Hektar stillgelegte Fläche; seine Höhe 
richtet sich nach der Ertragsmeßzahl der jeweiligen 
Parzelle. Nachteile in der gesetzlichen sozialen Si- 
cherung werden ausgeschlossen, Aibeitoehmer in 
der Land- und ForstwixtschafL die wälirend der 
Laufzeit des Gesetzes das 58. Lebensjahr vollenden 
und deren Beschäftigung aufgrund der Stillegung 
oder Abgabe eines landwirtschaftlichen Unterneh- 
mens endet, erhalten unter bestimmten Vorausset- 
zungen ein Ausgteichsgeld. 

Mil dem Gesetz ist eine für die Mitgliedstaaten Ln 
der Anwendung fakultative EG -Verordnung aus 
dem Jahre 1988 umgesetzl worden. Die Leistungs- 
aufwendungen trägt der Bund. 1989 wurden 4082 
Anträge auf Produküonsaufgaberente und 71 Anträ- 
ge auf Ausgleichsgeld gestellt. 1737 bzw. 23 wurden 
bewilligt; übertragen wurden 1588 bzw. 31 Anträge. 
1989 sind Bundesmittel in Höhe von 14,9 Millionen 
DM abgeOossen; für 1990 werden 100 Millionen DM 
bereitgeslelU. 

Um die Akzeptanz des Gesetzes zu erhöhen, sind im 
Vierten Agrarsozialen Ergänzungsgesetz Verbesse- 
rungen ab dem 1. Oktober 1990 vorgesehen* So wird 
u.a. das Eintritlsalter auf das 55. Lebensjahr bzw. bei 
Berufsunfähigkeit auf das 53. Lebensjahr abgesenkt 
und das Gesetz für Neuanträge um fünf Jahre ver- 
längert. 

197 . In der landwirtschaftlichen Unfallversiche- 
rung wurden ab 198? die Bundesmittel von jährlich 
400 Millionen DM auf 450 Millionen DM erhöht. Die 
durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienste, nach 
denen sich u.a* die Unfallrenten für die landwirt- 
schaftlichen Unternehmer und deren Ehegatten be- 
rechnen imd die jeweils für einen Zeitraum von vier 
Jahren festgesetzt werden, wurden zum 1, Juli 1989 
um 12% erhöbt. 

198 * Der anhaltende Strukturwandel in der Land- 
wirtschaft erfordert weiterhin eine Neuausrichtung 
der agrarsozialen Sicherungssysteme. Ein erster 
Schritt dazu war die gezielte Sozialkostenentlastung 
kleiner und mittlerer Betriebe durch das Dritte 
Agrarsoziale Ergänzungsgesetz und das Sozialversi- 
cherungs-Beitragsentlaslungsgesetz. Weitere Schrit- 
te sind für die 12. Legislaturperiode vorgesehen. 


Für die Ubergangsphase bis zu einer Reform siebt 
das vom Deutschen Bundestag beschlossene Vierte 
Agrarsoziale Ergänzungsgesetz ab 1991 eine Zusam- 
menfassimg der Entlastung von den Beiträgen zur 
landwirtschaftlichen Sozialversicherung in der Al- 
tershilfe für Landwirte auf einer dynamischen Basis 
vor. Zugleich soll durch eine entsprechende Integra- 
tion der Mittel des Sozialversicherungs-Beitragsent- 
lastimgsgesetzes in die Altershilfe der dortige Bei- 
tragsanstieg verlangsamt werden. 


8. Künstler-Sozialversicherung 

199 . tm Bereich der sozialen Sicherung der selb- 
ständigen Künstler und Publizisten war die durch 
das im Jahre 1981 verabschiedete Künsller-SoziaL 
Versicherungsgesetz eingeführte Künstler-Sozial- 
versicherung infolge der gewählten Organisations- 
form und weiterer struktureller Schwächen des Ge- 
setzes Ln ihrem Fortbestand ernsthaft gefährdet. 

Durch das Gesetz zur finanziellen Sicherung der 
Künstler-Sozialversicherung vom 18. Dezember 1987 
und das Gesetz zur Änderung des Künsüer-Sozial- 
versicherungsgesetzes vom 20. Dezember 1988 ist 
die notwendige Konsolidierung eingeleitet worden. 
Insbesondere wurden die Aufgaben der Künstler- 
Sozialkasse der Landesversicherungsanstalt Olden- 
burg-Bremen übertragen, das Verwallungsverfahren 
vereinfacht, der Bundeszuschuß erhöht und die von 
Anfang an vorgesehenen bereicbsspezifischen Ab- 
gabesätze für die Künstler-Sozialabgabe verwirk- 
licht. 

Diese Maßnahmen haben sich nach den bisherigen 
Erfahrungen bereits bewahrt. Die VerwaJtungsab- 
läufe haben sich verbessert, die finanzielle Grundla- 
ge hat sich verbreitert. Damit ist die angemessene 
soziale Absicherung der selbständigen Künstler und 
Publizisten sichergestellL 


9* Sozialgesetzbuch 

200. Die Bundesregierung arbeitet intensiv daran, 
das geltende Sozialrecbt durch Neusystematisie- 
rung und Vereinfachung verständlicher und anwen- 
dungsgerechter zu gestalten. Dies soll vor allem 
durch den weiteren Ausbau des Sozialgesetzbuches 
geschehen. So wurde es um die Vorschriften über 
die Meldepflichten des Arbeitgebers, über den Ein- 
zug des Sozialversicherungsbeitrags und zur Einfüh- 
rung eines Sozialversicherungsausweises ergänzt. 
Mit dem GesundheiU-Reformgesetz 1989 und dem 
Rentenreformgesetz 1992 vmrde das Recht der Kran- 
kenversicherung und das Rentenrecht eingeordnel. 
Das Kinder- und JugendhiUerecht wurde als Achtes 
Buch ln das Sozialgesetzbucb eingeordnet, fn der 
12* Legislaturperiode ist vorgesehen, das Recht der 
Unfallversicherung Teil des Sozialgesetzbuchs wer- 
den zu lassen* Ferner sollen das Rehabilitations- und 
das Schwerbehindertenrecht eingegliedert werden. 
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VII. Vermögensbildung 


201, Die Bundesregiening mißt der Vermögensbil- 
dung der Arbeitnehmer und insbesondere ihrer ver- 
stärkten Beteiligung am Kapital der Unternehmen 
hohe geseilscbafts- und wirtschaftspolitische Bedeu- 
tung bei: 

— Die auf privatem Eigentum beruhende Wirt- 
schaftsordnung wird gefestigt, wenn immer mehr 
Arbeitnehmer Produktivkapitalbeteüigungen 
besitzen. 

— Der Gegensatz von Kapital und Arbeit und der 
Verteilungskampf werden entschärft, wenn die 
Arbeitnehmer zu Partnern und Teilhabern wer- 
den. 

— Die Arbeitnehmerbeleiligimg am Kapital der Un- 
ternehmen tragt dazu bei, die Kapitalausstattung 
der Unternehmen zu verbessern, und kann damit 
auch helfen, Arbeitsplätze zu sichern und neu zu 
schaffen. 

— Eine auf Beteiligung der Arbeitnehmer am Un- 
tern ehmeEiskapital ausgerichtete Vermögenspo- 
litik steUt zugleich einen wichtigen Beitrag zur 
systemgerechten Weiterentwicklung der sozia- 
len Marktwirtschaft dar. 

In der Vermögenspolitik sind deshalb schon zu Be- 
ginn der 10. Legislaturperiode die Weichen neu ge- 
stellt worden; Durch das VennÖgensbeteüigungsge- 
setz von 1983 wurde die Förderung der Vermögens- 
bildung der Arbeitnehmer ausgebaut und gezielt auf 
Vermögensbeteiligungen ausgericbtet. So wurden 
u. a. im VennögensbÜdungsgesetz der Anlagekatalog 
um weitere Formen der Vermögensbeleiligung er- 
gänzt und der zulagebegünstigte Jahresbetrag für die 
in Beteiligungen angelegten Vermögens wirksamen 
Leistungen von 624 DM auf 936 DM erhöht; die Steu- 
erbegünstigung. die vor 1984 nur für die Überlassung 
von Beiegschaftsaktien galt, wurde in einem neuen 
§ 19a des Einkommensteuergesetzes (EStG) auf alle 
nach dem Vermögensbildungsgeselz geförderten 
Formen der Vermögensbeteiligung ausgedehnt. 


1. Fortentwicklung der neuen Vermögenspolitik 

202. Die mit dem Vermögensbeteüigungsgesetz 
von 1983 eingeleitete neue Vermögenspolitik, die 
vor allem auf eine stärkere Beteüigung der Arbeit- 
nehmer am Kapital der Unternehmen zielt, ist durch 
das Zweite Vermögensbeleiligungsgesetz von 1986 
sowie durch Neuregelungen fortgesetzt worden, die 
das Steuerreformgesetz 1990 ira Vermögensbil- 
dungsgesetz und bei der Steuerbegünstigung des 
Erwerbs von Kapitaibeteiligimgen durch Arbeitneh- 
mer getroffen hat. 

Durch das am 31. Dezember 1986 in Kraft getretene 
Zweite Vermögensbeteüigungsgesetz sind insbe- 


sondere die steuerliche Förderung nach § 19 a EStG 
deutlich verbessert und die indirekte außerbetrieb- 
liche Kapitalbeteiligung an mittelständischen Un- 
ternehmen erleichtert worden: 

' — Der steuerfreie (und zugleich sozialabgabenfreie) 
Vorteil bei unentgeUUcher oder verbUUgter 
Überlassung von Vermögensbeteüigungen an 
Arbeitnehmer wurde ab 1987 von 300 DM auf 500 
DM erhöht. 

— Im Gesetz über Kapitalarüagegesellschaften (Ln- 
vestmentgesetz}, das vorher nur Wertpapier- und 
Grundstücks-Sondervermögen kannte, werden 
Beteiligungs-Sondervermögen zugelassen, die 
außer Wertpapieren stille Beteiligungen der Ka- 
pitalanlagegesellschaft an nicht börsennotierten 
Unternehmen enthalten; durch eine Verordmmg 
der Bundesregierung von 1988 wurde die Bewer- 
tung sliUer Beteiligungen in solchen Sonderver- 
mögen näher geregelt. Der Erwerb von Anteil- 
scheinen an Beteiligungs- Sondervermögen, der 
eine indirekte Beteiligung an nicht börsennotier- 
Len Unternehmen begründet, wurde — ebenso 
wie der Erwerb von GinbH-GeschäXtsanteüen — 
in die Förderung für Vennögensbeteiligungen 
der Arbeitnehmer elnbezogen. 

So wurde einem breiten Anlegerpublikum ein 
neuer Weg indirekter Kapitalbeteiligung an 
mittelständischen Unternehmen eröffnet und 
diesen Unternehmen, die direkte Beteiligungen 
privater Anleger nicht selten scheuen, eine wei- 
tere Kapitalquelle erschlossen. Für Arbeitnehmer 
ergibt sich damit die Möglichkeit der Anlage in 
einer Form außerbetrieblicher Kapitalbeteili- 
gung mit Risikostreuung und bewährtem Anle- 
gerschulz nach dem Investmentgesetz, die dazu 
führt, daß nicht nur in Fällen der Mitarbeiterbe- 
teiligung die Vermögens wirksamen Leistungen 
auch in die mitteLständische Wirtschaft zurück- 
fließen. 

Die Zulassung von Beteiligungs-Sondervermö- 
gen im Investmentgesetz ergänzt das am 1. Janu- 
ar 1987 in Kraft getretene Gesetz über Unterneh- 
mensbeteUigungsgeseUschaften, das den ord- 
nungspolilischen Rahmen für die Gründung und 
den Aufbau von Gesellschaften geschaffen hat, 
die nicht börsennotierten nüttelständischen Un- 
ternehmen Eigenkapital zuführen und auch in 
diesem Untemehmenssegment die indirekte Be- 
teiligung privater Anleger ermöglichen: Die Un- 
temehmensbeteUigungsgesellschaften stellen — 
durch Erwerb von nicht börsennotierten Aktien, 
Ausübung von Bezugsrechten, Erwerb von Kom- 
mandit- oder GmbH-Anteüen oder durch sLüle 
Beteiligungen — den genannten Unternehmen 
riSLkotragendes Kapital zur Verfügung; sie refi- 
nanzieren sich durch die Ausgabe von Aktien, 
Solche Aktien gehören zu den Vennögensbeleili- 
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gungen, deren Erwerb durch Arbeitnehmer nach 
dem Vennögensbildungsgesetz und nach § 19 a 
EStG gefördert wird. Bis Anfang 1990 sind bereits 
13 Unternehmensbeteiligungsgesellschaften ge- 
gründet worden. 

Die vennögenspolitischen Neuregelungen in dem 
am 3. August 1988 in Kralt getretenen Steuerreform- 
gesetz 1990 haben mit Wirkung ab 1990 vor allem die 
Förderung nach dem Vennögensbildungsgesetz 
noch weiter auf Kapitalbeteiligungen der Arbeit- 
nehmer ausgerichtel, den Kreis der Zulagebegün- 
stigten durch höhere Einkommensgrenzen erweitert 
und das VermögensbÜdungsgeselz vereinfacht: 

— Die Förderung wurde auf die für Vermögensbe- 
teüigungen oder zum Erwerb von Wohneigen- 
luni verwendeten vermögenswirksamen Leistun- 
gen konzentriert; sie wurde für die Anlageformen 
des Konten- und Versicherungssparens sowie für 
die Anlage in bestimmten auöerbetiieblichen 
Gewirmschuldverschreibungen und GenuÖ- 
scheinen der Kreditinstitute aufgehoben. 

— Die Einkommensgrenzen, an die der Anspruch 
auf Sparzulage gebunden ist, wurden auf zu ver- 
steuernde Einkommen von 27000 DM/54000 DM 
(Alleinstehende/Verheiratete) angehoben und 
durch Wegfall ihrer kinderbedingten Erhöhung 
vereinfacht, 

— Der zulagebegünsügte Jahresbetrag vermögens- 
wirksamer Leistungen, die in den weiter geför- 
derten Anlageformen angelegt werden, wurde 
auf einheitlich 936 DM festgesetzt. 

— Die Sparzulagensätze wurden für die in Vermö- 
gen sbeteiligun gen angelegten Vermögens wirk- 
samen Leistungen auf 20%, für die zum Erwerb 
von Wohneigentum verwendeten Leistungen auf 
10 % festgesetzt und durch Wegfall ihrer kinder- 
bedingten Erhöhung vereinfacht; die Auszahlung 
der Sparzulage wurde dem Finanzamt übertra- 
gen. 

— Die Steuerermäßigung, die Arbeitgeber mit bis 
zu 60 Beschäftigten bisher wegen der für diese 
gezahlten vermögenswirksamen Leistungen er- 
hielten, wurde aufgehoben. 

Für außerbetriebliche Gewinnschuldverschreibim- 
gen und GenuOscheine der Kr editinsLi tute ist auch 
die Steuerbegünstigimg nach § 19a EStG aufgeho- 
ben worden, 

203. Ein Arbeitnehmer, der die steuerliche Begün- 
stigung und die Ztilagenbegünstigung des Beteili- 
gungserwerbs nach dem ab 1990 geltenden Recht in 
vollem Umfang nutzt, erhält eine erheblich höhere 
Förderung als sie vor 1984 erreichbar war: während 
vor 1984 der Erwerb von Vennögensbeteiligungen 
nach dem Vermögensbildungsgesetz Anspruch auf 
Sparzulage von jährlich höchstens 144 DM [bei min- 
destens drei Kindern: 206 DM) begründete, kaim ab 
1990 die höchstmögliche jährliche Förderung durch 
Sparzuiage und begrenzte Steuer- und Sozialab- 
gabenfreiheit fast das Dreifache betragen. Die 
höchstmögliche Förderung wird z.B. dann gewährt, 


wenn ein Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer eine 
Vermögensbeteiligung im Wert von 1436 DM um 
500 DM verbilligt überläßt und der ArbeiLnehmer 
den ermäßigten Preis von 936 DM mit vermögens- 
wirksamen Leistungen zahlt. Er erhält dann für die 
in der Vermögensbeteiiigung angelegten vermö- 
genswirksamen Leistungen eine Sparzulage von 188 
DM (wenn sein Einkommen nicht über den Einkom- 
mensgrenzen Hegt) und braucht für den ihm zuge- 
wendeten geldwerten Vorteil von 500 DM keine 
Steuern und Sozialbeitiäge zu entrichten; er spart 
dadurch Abgaben in Höhe von 219 DM [bei einem 
Grenzsteuersatz von 26% und Arbeitsentgelt unter 
den Beitragsbemessungsgrenzen), so daß sich zu- 
sammen mit der Sparzulage eine Förderung in Höhe 
von 407 DM ergibt. 

Nach Ablauf der sechsjährigen gesetzlichen Sperr- 
frist kann der Arbeitnehmer z. B. bei jährlichem Zins- 
und Züiseszins von 6% über einen Betrag von rd. 
2000 DM verfügen: sein für den geförderten Beteili- 
gungserwerb eingesetzes Kapital von 746 DM (936 
DM abzüglich Sparzuiage von 188 DM) hat sich dann 
nahezu verdreifacht, was einer Rendite von rd 18 % 
entspricht. 


2. Ausschluß bestimmter außerbetrieblicher 
Beteiligungsformen 

204. Durch das Haushaltsbegleitgesetz 1989 ist die 
außerbetriebliche Anlage nach dem Vermögensbil- 
dungsgesetz in stillen Beteiligungen bzw. in be- 
stimmten Genußschemen von Unternehmen, die 
keine Kreditinstitute sind, wegen bestimmter die 
Anleger gefährdender Fehlentwicklungen ab 1989 
bzw. 1990 grundsätzlich ausgeschlossen worden. Für 
außerbetriebliche stille Beteiligungen imd außerbe- 
triebliche Genußscheine dieser Art ist auch die 
Steuerbegünstigung nach §19a EStG aufgehoben 
worden. 

205. Nach dem Regierungsentwuif eines Gesetzes 
über Wertpapier- Verkaufsprospekte und zur Ände- 
rung von Vorschriften über Wertpapiere von 1989 
soll auch die außerbetriebliche Anlage in Schuld- 
verschreibungen von Unternehmen, die keine Kre- 
ditinstitute sind, ausgeschlossen werden. Für 
Schuldverschreibungen dieser Art soll auch die 
Steuerbegünstigung nach § 19a EStG Wegfällen. 


3, Erfolge der neuen Vermögenspolitik 

206. Der gezielte Ausbau von Kapitalbeteiligungen 
der Arbeitnehmer durch die Vermögensbeteili- 
gungsgesetze 1983 und 1986 hat bereits deutliche Er- / 
folge gezeigt. Die nach dem Vennögensbildungsge- 
setz jährlich angelegten vermögenswirksamen Lei- 
stungen und der für Vermögensbete üigungen ver- 
wendete Teil dieser Leistungen haben sich von 1983 
bis 1938 kräftig erhöht: Der durchschnittlich ange- 
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legte Betrag je Arbeitnehmer stieg von rd. 600 DM 
auf rd. 750 DM, der angelegte Gesamtbetrag von rd, 
13 MiUiarden DM auf rd- 16 Milliarden DM. Der An- 
teil der Vermögens wirksamen Leistungen, der in den 
nach dem geltenden Vermögensbildungsgesetz ge- 
förderten VermögensbeteUigungen angelegt wurde, 
erhöhte sich von rd. 2% auf rd. 7%. Allein die Zahl 
der mit Kapitalanlagegesellschaften abgeschlosse- 
nen Verträge zur Anlage venaögenswirksamer Lei- 
stungen in Aktienfondsanteilen erhöhte sich von rd. 
8600 in 1983 auf rd. 327000 in 1988. 

Von den Tarifpartnem wurde die Aufstockung des 
Förderungshöchstbetrags für das Beteiligungsspa- 
ren nach dem Vermögensbildungsgesetz bisher nur 
zögernd genutzt, Ende 1989 galten für rd. 95% der 
durch Tarifverträge erfaßten Arbeitnehmer tarifver- 
tragliche Vereinbarungen über Vermögens wirksame 
Leistungen. Die Arbeitgeber brachten 1988 tarifver- 
tragüch vereinbarte vermögenswirksame Leistun- 
gen von rd, 8 Milliarden DM auf. Doch 1989 waren 
erst für rd. 55 % der durch Tarifverträge erfaßten Ar- 
beitnehmer Leistungen von 624 DM, für weitere 6 % 
Leistungen von 936 DM vereinbarL 

1988 wurden für angelegte vermögenswirksame Lei- 
stungen von rd. 9 Milliarden DM an etwa 13 Millio- 
nen Arbeitnehmer mit Einkommen innerhalb der 
Einkommensgrenzen Sparzulagen in Höhe von rd, 
1,8 Milliarden DM gezahlt. Durch die — ab 1990 
weggefallene — Steuerermäßigung, die Arbeitgeber 
mit bis zu 60 Beschäftigten wegen gezahlter vermö- 
genswirksamer Leistungen erhieilen, wurden diese 
Arbeitgeber bei den Gewinnsteuern um rd. 200 Mil- 
lionen DM entlastet. 

Die Einführung einer allgemeinen steuerlichen För- 
derung der Überlassung von Vermögensbeteiligun- 
gen an Arbeitnehmer ab 1984 und die Erhöhung die- 


VIIL Familien-, Jugend- und Frauenpolitik 


1. Famiiienpolitlk 

208. Aufgabe der FamilienpoUtik ist es, Bedingun- 
gen zu schaffen, die eine Entscheidung für ein Leben 
in der Famüie, für Kinder und für die Übernahme 
von Erzieh ungs- und Betreuungsleistimgen in der 
Famihe erleichtern. Dazu gehören ein gerechter Fa- 
milienlastenausgleich, besondere Hilfen für die jun- 
ge Familie, Anerkennung von Erziehungszeiten im 
Rentenrecht, famili eng er echte Wohnungen und eine 
kinderfreundliche Wohnumwell sowie Angebote 
der FamilienbUdung, -beratung und von Freizeithil- 
fen, ebenso Maßnahmen zum Schutz des angebore- 
nen Lebens. 

Die Bundesregierung hat es sich zum Ziel gesetzt, 
die bestehende finanzielle Schlechterstellung von 
Familien gegenüber Kinderlosen schrittweise abzu- 
bauen. 


ser Förderung ab 1987 dürften zur Ausweitung der 
Beteiligung der Arbeitnehmer am arbeitgebenden 
Unternehmen beigetragen haberu Die Zahl der be- 
teiligten Mitarbeiter und die Zahl der Beteiligungs- 
Unternehmen sind seither um jährlich rd. 50000 bzw, 
rd. 150, d,h, erheblich schneller als vor 1984 gewach- 
sen. 1989 gab es eine Mitarbeiterbeteiligung für rd. 
1,4 Millionen Arbeitnehmer in rd. 1600 Unterneh- 
men. Die steuerliche Förderung führte 1988 zu Steu- 
ermindereinnahmen von rd. 200 Millionen DM. 


207. Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 
Neuregelungen im Steuerreformgesetz 1990 zu wei- 
teren Fortschritten auf dem Gebiet der Beteiligung 
breiter Schichten der Arbeitnehmer am Untemeh- 
menskapital führen werden. Sie erwartet, daß insbe- 
sondere wegen des Wegfalls der Förderung für das 
Konten- und Versieh enmgssparen der Anteil der 
Vermögens wirksamen Leistungen, den Arbeitneh- 
mer in Beteiligungen anJegen, noch vor der Mille 
der 90er Jahre etwa ein Fünftel des Gesamtbetrags 
der angelegten vermögenswirksamen Leistungen 
ausmachen wird; das wäre das Dreifache des Anteüs 
von 1988. Wegen der Erhöhung des zulagebegün- 
stigten Jahresbetrags der zum Bausparen verwende- 
ten vermögenswirksamen Leistungen dürfte auch 
die Bereitschaft zur Anlage in dieser den Arbeitneh- 
mern vertrauten und risikofreien Anlageform erheb- 
lich wachsen. Soweit dadurch die Zahl der Bauspa- 
rer steigt, kann dies zu einer Verkürzung der Zulei- 
lungsfrislen beitragen. Die Erweiterung des Kreises 
der zuJagebegünstigten Arbeitnehmer durch die Er- 
höhung der Einkommensgrenzen im Vermögensbil- 
dungsgesetz verbessert die Voraussetzungen dafür, 
daß die tarlfvertragUchen Vereinbarungen über ver- 
mögenswirksame Leistungen noch weiter ausgebaul 
werden. 


209. Im einzelnen ist auf folgende Verbesserungen 
der Politik für die Familie seit 1986 hinzuweisen: 

— Einführung eines — ab dem siebten Monat eia- 
kommensabhängig ausgestalteten — Erzie- 
hungsgeldes von 600 DM im Monat sowie eines 
Anspruchs auf Erziehungsurlaub für die ersten 10 
Lebensmonate des Kindes ab 1. Januar 1986, bzw. 
für die ersten 12 Lebensmonate des Kindes ab 
1. Januar 1988; Verlängerung der Anspruchszeit 
für ab 1. Juli 1989 geborene Kinder auf 15 Monate 
und für Kinder, die ab L Juli 1990 geboren wer- 
den, auf 18 Monate; 

— stufenweise Erhöhung der Mittel der Bundesstif- 
tung „Mutter und Kind — Schutz des ungebore- 
nen Lebens" von 60 Millionen DM im Jahre 1985 
auf 140 Millionen DM für das Jahr 1990; 
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— Erhöhung des steuerlichen Kinderfreibetrages 
von 432 DM je Kind auf 2484 DM ab 1986 und auf 
3024 DM ab 1990; 

— Einführung eines Kindergeldzuschlags von bis zu 
46 DM pro Kind monatlich für Familien mit nied- 
rigem Einkommen ab 1986 und bis zu 48 DM ab 
1990; 

— Erhöhung des Kindergeldes für das zweite Kind 
von 100 DM auf 130 DM monatlich (einkommens- 
abhängig) ab 1. Juli 1990; 

— Erhöhung der Unterhaltsleislung nach dem Un- 
terhaltsvorschußgesetz für Kinder Alleinerzieh- 
ender von höchstens 228 DM auf höchstens 251 
DM monatlich ab 1989: 

— steuerliche Berücksichtigung von Klnderbelreu- 
ungskosten bei All ein erzieh enden bis zu 4000 
DM für das erste Kind und bis zu 2000 DM ab 
dem zweiten Kind, mindestens jedoch durch 
Pauschbetrag von 480 DM je Kind, grundsätzlich 
ab 1985; ein entsprechender Abzug ist ab 1986 bei 
Ehegatten in Sonderfällen möglich; 

— Ausdehnung des sog, Baukindergeldes auf Erst- 
kinder ab 1987; Aufstockung von 600 DM auf 750 
DM je Kind ab 1990; 

— Verdoppelung der steuerlichen Ausbüdungsfrei- 
beträge für auswärts untergebrachle Kinder bis 
18 Jahre, zu Hause untergebrachte Kinder über 
18 Jahre, auswärts untergebrachte Kinder über 18 
Jahre von 900/1200/2100 DM über 1200/1800/ 
3000 DM ab 1986 auf 1 800/2400/4200 DM ab 1988: 

— stufenweise Anerkennung eines Erziehungsjah- 
res in der gesetzlichen Rentenversicherung für 
Mütter oder Väter ab 1936, Verlängerung der 
Kindererziehungszeiten für Geburten ab 1992 auf 
drei Jahre: 

— Einführung sog. Kinderberücksichügungszeiten 
in der gesetzlichen Rentenversicherung ab 1992; 

— Verbesserungen in der Alterssicherung für POe- 
gepersonen von Schwerpflegebedürftigen ab 
1992; 

— Einführung eines Anspruchs auf häusliche Pfle- 
gehilfe für Schwerpüegebedürflige m der gesetz- 
lichen Krankenversichenmg ab 1989; 

— Einführung eines steuerlichen Pauschbetrags für 
die persönliche häusliche Pflege von Schwerst- 
pflegebedürftigen (sog. Pflegepauschbetrag) von 
1800 DM ab 1990; 

— steuerlicher Sonderausgabenabzug von Aufwen- 
dungen für ein sozialversicberungspnichtiges 
BeschäfÜgungsverhältnis, das die Betreuung von 
Kindern oder schwerpflegebedürftigen Angehö- 
rigen zum Gegenstand hat, bis zu 12000 DM im 
Kalenderjahr, wenn mindestens eine schwer- 
oder schwerstpflegebedürftige Person oder bei 
.Alle ins Sehenden mindestens ein Kind, bei Ehe- 
gatten mindestens zwei Kinder, jeweils bis zum 
10, Lebensjahr, zuun Haushalt des Steuerpflichti- 
gen gehören, ab 1990; 


— Erhöhung des steuerlichen Freibetrags für die 
Beschäftigung einer Haushaltshüfe bzw. für 
Heimunterbringung zur dauernden Pflege von 
1 200 DM auf 1 800 DM ab 1990: 

— Verbesserung der steuerlichen Berücksichtigung 
von Unterhaltsleislungen; ab 1990 betragen die 
Höchslbeträge für den Unterhalt bedürftiger An- 
gehöriger bis 18 Jahre (bzw. von Kindern in Aus- 
büdung) 3024 DM und über 18 Jahre 5400 DM 
(der anrechnungsfreie Betrag der eigenen Ein- 
künfte und Bezüge der unterhaltenen Person ist 
mit Wirkung ab 1986 auf 4500 DM angehoben 
worden): 

— gesetzliche Anerkennung von Mültergenesungs- 
kuren als Vorsorgekuren bzw. medizinische Re- 
habilitationsmaßnalunen in der gesetzlichen 
Krankenversicherung ab 1989: 

— Erleichterung der Beitragsnachzahlung in Fällen 
der Heiratserstattung in der gesetzlichen Renten- 
versicherung; 

— Verbesserungen bei der Waisenrente: 

— Erhöhung des steuerlichen Haushaltsfreibetra- 
ges für Alleinstehende mit mindestens einem 
haushaltszugebörigen Kind ab 1986 von 4 212 DM 
auf 4536 DM, ab 1988 auf 4752 DM und ab 1990 
auf 5616 DM: 

“ Verdoppelung des steuerlichen Sonderausgaben- 
abzugs von UnterhaUsleistungen an den geschie- 
denen oder dauernd getrennt lebenden Ehegat- 
ten (sog. Realsplitting) von 9000 DM auf 18000 
DM ab 1986 und Verdreifachung auf 27000 DM 
ab 1990; 

— Erhöhung der Mittel für den sozialen Wohnungs- 
bau. 

210, Das Bundeserziehungsgeldgeselz mit seinen 
Leistungen Erziehungsgeld und Erziehungsurlaub 
hat seit seiner Einführung am 1. Januar 1986 eine 
breite Zustimmung gefunden. Insgesamt nehmen et- 
wa 97% der Eltern Erziebungsgeld in Anspruch; na- 
hezu 2,5 Millionen Eltern haben es seit seiner Ein- 
fühnmg erhalten. Auch der Erziebungsurlaub wird 
gut genutzt. 98% der erwerbstätigen Berechtigten 
nehmen ihn in Anspruch, davon über 92% für die ge- 
samte Dauer. 

Durch das zum 1. Juli 1989 in Kraft getretene Gesetz 
zur Änderung des Bundeserziehungsgeldgesetzes 
und anderer Vorschriften sind die Leistungen nach 
dem Bundeserziehungsgeldgesetz verbessert wor- 
den. Mit den neuen Regelungen wird vielen jungen 
FamLUen und vor allem jungen afleinerziehenden 
Frauen geholfen, Berufstätigkeit und Kindeibetreu- 
ung miteinander zu vereinbaren. Neben der slufen- 
weisen Verlängerung des Erziehimgsgeldbezugs 
und des Erziehungsurlaubs für die nach dem 30. Juni 
1989 geborenen Kinder um drei Monate auf 15 Mo- 
nate und für die nach dem 30. Juni 1990 geborenen 
Kinder um ebenfalls drei Monate auf 18 Monate sind 
weitere Verbesserungen erreicht worden: 

— Zahlung von Erziehungsgeid für jedes Kind bei 
Mehrlingsgeburten oder in den Fällen, in denen 


76 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7527 


während des Erziehungsgeldbezugs oder des Er- 
ziehungsurJaubs ein weiteres Kind geboren wird? 

— Erweilening der Zahlung von Erziehungsgeld im 
Rahmen der gesetzlichen Bezugsdauer für ange- 
nommene Kinder bis zur Vollendung des dritten 
Lebensjahres; 

— Zahlung von Erziehungsgeld an Auszubildende, 
die ihre Ausbildung nicht unterbrechen- 

Die Bundesregierung wird den beschrittenen Weg, 
die Erziehungsarbeit von Müttern und Vätern anzu- 
erkennen, weitergehen und sich für einen weiteren 
Ausbau der Leistungen einsetzen. Sie wird sich be- 
mühen, einen Erziehungsgeidbezug und einen Er- 
ziehungsurlaub von zunächst zwei Jahren zu errei- 
chen. 


2. Jugendpolitik 

Jugendarbeit und Bunde&jugendplan 

211. Die Jugendförderung des Bundes verfolgt das 
Ziel, sich unterstützend an Aufgaben der Jugendar- 
beit zu beteiligen, die im öffentlichen Interesse lie- 
gen, aber in der Regel durch nichlstaatliche Einrich- 
tungen und Träger erfüllt werden. Die Gesamtauf- 
wendungen des Bundes für Jugendförderung, d.h. 
für den Bundes] ugendpian, für bundeszentrale Ein- 
richtungen der Jugendforschung und Jugendsozial- 
arbeit, für die Eingliederung und die Schul- und Be- 
rufsausbildung der jungen Aus- und Übersiedler so- 
wie der ausländischen Flüchtlinge wuchsen in den 
vergangenen Jahren von knapp 303 Millionen DM 
(1987) auf über 753 Millionen DM (1990), d*h. um rd. 
150%. 

212 , Der Bundes] ugendpian ist das zentrale ju- 
gendpohtische Förderinstrument der Bundesregie- 
nmg für eine Vielzahl von Aufgaben der Jugendar- 
beit. Er untergliedert sich in verschiedene Förde- 
rungsprogramme wie etwa die Politische Bildung, 
die Kulturelle Jugendbildung, die Internationale Ju- 
gendarbeit, die Jugendsozialarbeit und die bundes- 
zentrale Jugendverbandsarbeil. 

Im Rahmen des Zusammenwachsens der europäi- 
schen Länder nimmt die internationale Jugendar- 
beit eine besondere Stellung ein. Alle Bereiche un- 
seres Lebens sind heute zunehmend abhängig von 
weltweiten Entwicklungen und internationalen 
Verflechtungen. Nm wer diese Zusammenhänge 
verstehen lernt, wird den Problemen unserer Zeit 
gewachsen sein und die Chancen der Zukunft nut- 
zen können. Der Jugendaustausch mit den Nachbarn 
im Westen, insbesondere mit Frankreich (im Rah- 
men des Deutsch-Französischen Jugendwerks}, mit 
den USA und mit Israel vrird auf dem erreichten ho- 
hen Niveau fortgesetzt Aber auch für den Jugend- 
austausch mit den Ländern im Osten wurden erheb- 
hche zusätzliche Mittel bereitgesteUt, so daß diese 
Ausweitungen nicht zu Lasten unserer traditionellen 
Bindungen gehen. 


Die außerschulische politische JugendbUdimg trägt 
dazu bei, den jungen Menschen heute zu helfen bei 
der Orientierung und der Identifizierung in unserer 
komplexen, aber auch individualisierten Umwelt. 
Sie bringt ihnen unsere demokratische Verfassungs- 
ordnung näher und trägt somit bei zu gemeinschaft- 
lichem Selbstvertrauen und zum Zugehörigkeitsbe- 
wußtsein in unserem demokratischen Staat. 

In der kulturellen Jugendarbeit hat der Bundesju- 
gendplan in den vergangenen Jahren auf verschie- 
denen Gebieten neue Akzente gesetzt und Impulse 
gegeben, um dieses wichtige Feld der außerschuli- 
schen Jugendbildung ausznbauen und weiterzuent- 
wickeln. Die breite Palette der Förderungsmaßnah- 
raen erstreckt sich gegenwärtig von P re isv ergaben 
und Wettbewerben bis zur Förderung von zentralen 
Institutionen und Einrichtungen der Jugendkultur- 
arbeit. 

Aufgrund des Wandels in Teclmik und Arbeitswelt 
und der Gefährdung durch Arbeitslosigkeit wurde 
die Förderung der Jugendsozialarbeit, insbesondere 
sozialpädagogisch begleiteter JugendberufshUfen. 
finanziell verbessert. 

An der Erziehung junger Menschen zu Eigenstän- 
digkeit, zu Solidarität und zu Mitverantwortung in 
unserer Gesellschaft besteht ein dauerhaftes öffent- 
liches Interesse. Dies rechtfertigt die besondere För- 
derung von Jugendverbänden aus öffentlichen Mit- 
teln, die auch in Zukunft einen zentralen Stellenwert 
im Rahmen der Jugendpolitik der Bundesregierung 
behalten wird. 


Neuordnung des Kinder- und Jugendhitferechts 

213- Mit dem neuen Kinder- und Jugendhilfege- 
setz, das am 28. März 1990 vom Bundestag verab- 
schiedet worden ist und dem der Bundesrat am 
11. Mai 1990 zugestimmt hat, wird das aus dem Jahre 
1922 stammende Jugend wo hifahrtsgesetz abgelöst. 
Das eingriffs- und ordnungsrechüiche Instrumenta- 
rium des geltenden Rechts wird durch ein modernes, 
präventiv orientiertes Leistungsgesetz ersetzt, das 
Eltern bei ihren Erziehungsaufgaben unterstützt 
und jungen Menschen das Hin einwachsen in die Ge- 
sellschaft erleichtert. Diesem Ziel dient ein an den 
unterschiedlichen Lebenslagen von Familien und al- 
leinerziehenden Eltemteilen orientiertes System 
von beratenden und imterstützenden Leistungen, 

Die Verbesserungen beziehen sich vor allem auf fol- 
gende Punkte: 

— allgemeine Angebote der Jugendarbeit und der 
Jugendsozial arbeit; 

— Maßnahmen zur Förderung der Erziehung in der 
Familie; 

— Hüfen in besonderen Lebenssituationen, wie 2 .B. 
Trennung, Scheidung, Alleinerziehung, Betreu- 
ung und Versorgxmg von Kindern in Notsitualio- 
nen; 

— Angebote der Tagesbetreuung von Kindern; 
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— Verankerung ambulanter und teilstationärer Er- 
ziehungshilfen neben den klassischen Formen 
der Pflegefamilie imd der Heimerziehung; 

— Hilfen für junge Volljährige; 

— vorrangige Zuordmmg seelisch behinderter Kin- 
der und Jugendlicher zur Jugendhilfe; 

— Zusammenarbeit mit Jugendverbänden, Wohl- 
fahrtsverbänden und neuen gesellschaftlichen 
Gruppen und deren frühzeitige Beteiligung an 
der Jugendhilfeplanung. 


Adoptionsvermittlung 

214. Am 1. Dezember 1989 ist das Gesetz zur Ände- 
rung des Adoptionsvermittlungsgesetzes in Kraft 
getreten. Damit stehen nun die strafrechtlichen Re- 
gelungen zur Unterbindung von Leihmüttervermitt- 
lung und Kinderhandel ziu: Verfügung. Die Vermitt- 
lung von Leihmüttem ist danach — auch wenn sie 
unentgeltlich erfolgt — unter Strafandrohung verbo- 
ten. Für entgeltliche oder gewerbs- und geschäfts- 
mäßige Vermittler gelten Strafverschärfimgen. Die 
Suche oder das Angebot von Leihmüttem oder Be- 
stelleltem in Zeitimgsanzeigen und anderen öffent- 
lichen Erklärungen kann mit Geldbuße bis zu 10000 
DM geahndet werden. 

Diese neuen Regelungen stellen einen wichtigen 
Beitrag zmn Schutz von Frauen vor Ausbeutung 
durch Leihmutterschaft dar. Für die Kinder geht es 
darum, ihnen eine ungestörte Identitätsfindimg imd 
eine gesicherte familiäre Zuordnung zu gewährlei- 
sten. 

In letzter Zeit sind vermehrt Fälle bekannt gewor- 
den, in denen unter Umgehung der gesetzlich gere- 
gelten Adoptionsvermittlimg Kinder aus der Dritten 
Welt gegen Zahlung hoher Beträge an kinderlose 
Paare in der Bundesrepublik Deutschlcmd vermittelt 
wurden. Während des Gesetzgebungs Verfahrens 
wxirde deshalb der Entwurf um neue Vorschriften 
zur Bekämpfimg des Kinderhandels ergänzt. Danach 
machen sich diese Vermittler ab sofort strafbar. Für 
gewerbs- und geschäftsmäßige Vermittler gelten 
Strafverschärfungen: wer gewerbsmäßig ein Kind 
aus der Dritten Welt vermittelt, kann mit Freiheits- 
strafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe bestraft 
werden. 


3. Politik für Frauen 

215. Der gesellschaftliche Wandel in der Bundesre- 
publik Deutschland betrifft in besonderem Maße 
auch die Stellung der Frau. Es ist das Anliegen der 
Bundesregierung, berechtigte Interessen der Frauen 
zu fördern und daran mitzuwirken, Benachteiligim- 
gen zu beseitigen oder zu verhindern. Diese auf 
Gleichberechtigung und Chancengleichheit gerich- 
tete Politik orientiert sich nicht an einem bestimm- 
ten Leitbild der Frau — weder an dem der Hausfrau 
noch an dem der bemfstätigen Frau. Sie geht von un- 


terschiedlichen Lebenssituationen der Frauen aus 
imd trägt der Tatsache Rechnung, daß immer mehr 
Frauen nicht mehr alternativ zwischen Familie imd 
Beruf entscheiden, sondern beide Lebensbereiche 
miteinander verbinden wollen. 


Arbeitsleben 

21 6. Die Frauenerwerbstätigkeit hat in den vergan- 
genen Jahren kontinuierlich zugenommen. 10,2 Mil- 
lionen Frauen waren 1988 erwerbstätig (561 000 mehr 
als 1983); ihr Anteil an allen Erwerbstätigen betrug 
knapp 40%; ihr Anteil an allen sozial versichenmgs- 
pflichtig Beschäftigten lag bei 40,6%. Hierin drük- 
ken sich sowohl die steigende Erwerbsneigung, ins- 
besondere der jüngeren Frauen, als auch die zuneh- 
menden Erwerbschancen infolge der positiven kon- 
junkturellen Entwicklung aus. 

Gleichzeitig zeigen aber die überproportional hohe 
Frauenarbeitslosigkeit (Frauenarbeitslosenquote 
1989: 9,4%, Männerarbeitslosenquote: 6,9%) sowie 
die noch immer hohe Konzentration von Frauen auf 
wenige Ausbildungsberufe und Wirtschaftsbereiche, 
daß die Gleichberechtigung im Arbeitsleben in der 
Praxis in vielen Fällen noch nicht realisiert ist. Ins- 
besondere erfordert der breite Einsatz der Informati- 
ons- und Kommunikationstechnologien auch in typi- 
schen Frauenberufen gezielte Maßnahmen, um 
Frauen im strukturellen Wandel gleiche Berufschan- 
cen zu eröffnen. Die Bundesregierung hat durch ver- 
schiedene Modellprojekte dazu beigetragen, die 
Ausbildungs- und Beschäftigungschancen von Frau- 
en zu verbessern. 

217. Für ihren eigenen Bereich hat die Bundesre- 
gierung zum 1. März 1986 eine Richtlinie zur berufli- 
chen Förderung von Frauen in der Bundesverwal- 
tung in Kraft gesetzt, die auf eine Verbesserung der 
Einstellungs- und Beförderungschancen und auf eine 
Erhöhung des Anteils der Frauen in den Bereichen 
zielt, in denen sie bisher gering vertreten sind. Die 
Bundesregierung wird 1990 einen ersten Bericht zur 
Umsetzimg dieser Richtlinie vorlegen und Vorschlä- 
ge machen, wie sie verbessert und effektiver umge- 
setzt werden kann. Auch Länder, Kommunen und an- 
dere Bereiche des öffentlichen Dienstes haben in den 
letzten Jahren Richtlinien zur beruflichen Förderung 
von Frauen erlassen, um deren Chancen bei Einstel- 
lung, Beförderung und Übertragung höher bewerte- 
ter Dienstposten ebenso wie bei Fortbildung, Teil- 
zeitbesch^igung und bei der Erleichterung der 
Wiederaufnahme der Erwerbstätigkeit nach einer 
Beurlaubung zur Betreuung von Kindern oder pfle- 
gebedürftigen Angehörigen zu verbessern. Im Be- 
reich der Arbeitsverwaltung wurden 1988 bei allen 
Arbeitsämtern Beauftragte für die besonderen Belan- 
ge der Frauenerwerbstätigkeit bestellt, die in Zusam- 
menarbeit mit den örtlichen Gleichstellungsstellen 
die Beschäftigungschancen von Frauen verbessern 
sollen. Ab 1990 werden in der Bundesanstalt für Ar- 
beit selbst und bei allen Landesarbeitsämtem Frau- 
enbeauftragte bestellt, um Frauenförderungsmaß- 
nahmen zu entwickeln und umzusetzen. 
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WIedereingfiederung von Frauen Ins Erwerbsleben 
nach Zelten der Kindererziehung 

218. Frauen, die ihre Berufstätigkeit unterbrechen, 
haben in Zeiten starken Strukturwandels am Ar- 
beitsmarkt besondere Probleme, nach der aktiven 
Familienphase einen Arbeitsplatz zu finden, der ih- 
rer Qualifikation entspricht. Auch bei abnehmender 
Tendenz von Dauer und Häufigkeit bleibt die Unter- 
brechung der Erwerbsarbeit ein gewichtiger Ein- 
schnitt, der die überwiegende Mehrheit der berufs- 
tätigen Frauen betrifft. Ein enges Ausbildungs- und 
Beruf sspektrum erschwert die berufliche Wiederein- 
gliederung. 

Vor diesem Hintergrund hat die Bundesregierung 
ein umfängliches Sonderprogramm zur beruflichen 
Wiedereingliederung von Frauen nach der Famili- 
enphase beschlossen und damit die Verbesserung 
der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen zu ei- 
nem Schwerpunkt ihrer Politik gemacht. Das Son- 
derprogramm gliedert sich in zwei Teile: 

— Ziel des Modellprojekts „Beratungsstellen für 
Frauen“ ist es, die Frauen, die nach der Famihen- 
phase ein außer häusliches Engagement in beruf“ 
heben oder anderen Bereichen suchen, zu tofor- 


IX. Ausländerbeschäftigung, Integration 
Arbeitnehmer und ihrer Familien 

219, Die Zahl der ausländischen Mitbürger in der 
Bundesrepublik Deutschland lag zum Jahresende 
1989 beird. 4,8 Millionen (Ausl ander anteil ?,8 %) imd 
ist damit in 10 Jahren um 700000 (Ausländeranteil 
1979: 6.7 %) gestiegen. 

Uber 85% stammten Ende 1988 aus europäischen 
Ländern, davon rund 28% aus EG-Staaten. Mil rd. 
3,2 Millionen Personen stammte die weit überwie- 
gende Mehrheit der Ausländer aus den ehemaligen 
Anwerbeländem Griechenland, Italien, Marokko, 
Portugal, Spanieru Tunesien und Türkei. Etwa 
800000 Ausländer halten sich dauernd oder zeitwei- 
se als Flüchtlinge in der Bundesrepublik Deutsch- 
land auf. 

60 % aller Ausländer leben mittlerweile seit 10 und 
mehr Jahren in der Bundesrepublik Deutschland; 
bezogen auf die ehemaligen Anwerbel ander beträgt 
diese Quote sogar 6? %. Die Zahl der Kinder unter 16 
Jahren mit fremder Staatsangehörigkeit hat sich bis 
Mitte 1988 auf rd. 1 Million erhöht; 69% dieser Kin- 
der sind hier geboren. 

Im September 1989 waren rd 1,7 Millionen Auslän- 
der sozial versichenmgspflichüg beschäftigt, rd. 
131 000 mehr als im Juni 1986. Im Jahresdurchschnitt 
1986 waren 248000 Ausländer arbeitslos, was eine 
Arbeitslosenquote der Ausländer von 13,7 % gegen- 
über der allgemeinen Arbeitslosenciuote von 9,0% 
bedeutete. Im Jahre 1989 konnte die Arbeitslosen- 


mieren und zu beraten. Ab 1989 werden für die 
Dauer von drei Jahren 17 Beratungseinrichtun- 
gen für Frauen mit einem Finanzvolumen von 
insgesamt 5 Millionen DM gefördert und wissen- 
schaftlich begleitet. Die Bundesländer sowie die 
Kommunen und sonstige Träger beteiligen sich 
durch Zuschüsse an der Finanzienmg. 

— Ziele des Modellprojekts „Einarbeitungsmaßnah- 
men für Berufsrücl^ehrerinnen'' sind die Ent- 
wicklung und Erprobung von Einarbeitungsmo- 
dellen für Frauen nach der Famüienphase, Es 
geht um stark von neuen Techniken geprägte Ar- 
beitsplätze und die vermehrte Bereitstellung von 
qualifizierten Beschäftigungsmöghehkeiten in 
solchen Bereichen. Arbeitgeber erhalten unter 
der Voraussetzung, daß sie Berufsrückkehrerin- 
nen unbefristet einstellen, einen Zuschuß. Die 
Förderung dient der Teildeckung der Ausgaben 
für die Qualifizierung und ggf. auch für die Ori- 
entiening und Betreuung der Berufsrückkehre- 
rinnen am Arbeitsplatz ln jedem Bundesland 
wird in der Regel in einer Region eine Einarbei- 
tungsmaßnahme durchgeführt. Dieser Teil des 
Sonderprogramms ist mit einem Gesamtvolumen 
von 25 Millionen DM ausgestattet und begirmt 
1990. 


Reintegration der ausländischen 


quote auf 12,2% im Jahresdurchschnitt zurückge- 
führt werden (allgemeine Arbeitslosen quote: 7,9%). 
Im April 1990 betrug die Arbeitslosenquote der Aus- 
länder 11,1%, bei einer allgemeinen Arbeitslosen- 
quote von 7,3%. 

220. Die Ausländerpolitik der Bundesregierung ist 
gerichtet auf 

— die Integralion der ausländischen Arbeitnehmer 
und ihrer FamUien, insbesondere aus den ehema- 
ligen Anwerbeländem, 

— die Begrenzung des weiteren Zuzugs aus Staaten 
außerhalb der Europäischen Gemeinschaften 
und 

— die Leistung von Hilfen bei der freiwilligen 
Rückkehr ausländischer Arbeitnehmer und ihrer 
Familienangehörigen und deren Reintegration in 
ihrem Heimatland. 

221, Diesen Zielen, über die seit mehr als einem 
Jahrzehnt parteiüb ergreifend ein breiter Konsenz 
besteht, ist auch das im Mai 1990 verabschiedete Ge- 
setz zur Neuregelung des Auslanderrechts verpflich- 
lel. Das Gesetz soU sicberstellen, daß die Bundesre- 
publik Deutschland auch weiterhin ein ausländer- 
freundliches Land bleibt. Dazu wird eine berechen- 
bare Rechtsordnung geschaffen, die den bei uns le- 
benden Ausländem eine verläßliche Grundlage für 
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ihre Lebensplanung bietet. So wird den veränderten 
Verhältnissen und insbesondere dem Umstand 
Rechnrmg getragen, daß ein großer Teil der auslän- 
dischen Arbeitnehmer und ihrer Familienangehöri- 
gen. die angeworben oder später im Wege des Fami- 
liennachzugs in die Bundesrepublik Deutschland 
gekommen sind, auf Dauer hier bleiben möchten, 

Rund 94% der beschäftigten Ausländer aus Nicht- 
EG -Staaten haben aufgrund ihrer langjährigen Zu- 
gehörigkeit zum deutschen Arbeitsmaikt einen 
Rechtsanspruch auf die Arbeitserlaubnis erworben, 
der ihnen wie deutschen Arbeitnehmern grundsätz- 
lich freien Zugang zu jeder Beschäftigung ermög- 
licht. Auch das Arbeitserlaubnisrecht soll parallel zu 
der Ausländerrechtsnovelle weiter verbessert und 
den geänderten Verhältnissen angepaßt werden. 

Eine positive Entwicklung ist im Aufenthalts recht 
zu verzeichnen: die Zahl der Aufenthaltsberechti- 
gungen hat von 1987 bis 1988 um 74 000 auf rd. 459 000 
zugenommen. Weitaus mehr Ausländer erfüllen je- 
doch die Voraussetzungen für die Aufentbaltsbe“ 
rechtigung als der am besten abgesicherten Aufent- 
haltsposition; die Bundesregierung wird durch ver- 
stärkte Aufklärungsarbeit darauf hinwirken, daß die 
bestehenden Rechtsansprüche auch genutzt werden. 

222 . Die Anstrengungen der Bundesregierung zur 
Integration ausländischer Arbeitnehmer und ihrer 
Familienangehörigen wurden in den letzten Jahren 
fortgesetzt und mit den entsprechenden Maßnah- 
men der Länder, anderer öffentlicher Stellen und 
privater Organisationen koordiniert. 

Bund, Länder, Kommunen sowie die freien Träger 
der Wohlfahrtspflege wenden jährlich erhebliche 
Beträge für die Integralionsarbeit auf. Berufsvorbe- 
reitungsmaßnahmen und die Förderung der Berufs- 
ausbüdung ausländischer Jugendlicher im Rahmen 
der Benacbteiligtenförderung der Bundesanstalt für 
Arbeit machen — bei steigender T endenz — jährlich 
rd. 170 Millionen DM aus. Die Länder wenden für die 
Finanzierung des mutt er sprachlichen Unterrichts 
für Ausländer rd. 260 Millionen DM, für die Hausauf- 
gabenhilfe zusätzlich rd. 10 Millionen DM auf. Keine 
statistischen Angaben gibt es über die zahlreichen 
Maßnahmen, Einiichlungen und Veranstaltungen 
der Kommunen, die speziell der Betreuung der Aus- 
länder und der Verständigung zwischen Deutschen 
und Ausländem dienen. Das gilt auch für das prakti- 
sche und allgegenwärtige Engagement der Kirchen 
und freien Träger der Wohlfahrtspflege sowie ande- 
rer öffentlicher und privater Stellen imd Einrichtun- 
gen, 

Ein Schwerpunkt der Integrationsarbeit der Bundes- 
regierung sind Hilfen beim Übergang von der Schu- 
le in die Ausbildung und in das Arbeitsleben. Jähr- 
lich wachsen etwa 80000 junge Ausländer ins er- 
werbsfähige Alter. Erfreulicherweise nimmt der An- 
teil der Kinder an höheren Schulen [Realschulen und 
Gymnasien) stetig zu, von 1986 bis 1988 z. B. um fast 
20%. 

Die Zahl der ausländischen Auszubüdenden konnte 
in den letzten Jahren, nicht zuletzt auch aufgrund 
der Anstrengungen des Bundes und der Bundesan- 
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statt für Arbeit, erheblich gesteigert werden. So 
nahm die Anzahl ausländischer Auszubildender von 
Ende 1987 bis Ende 1988 um 15 % auf 73200 zu. D ami t 
lag die AusbUdungsbcteiligung ausländischer Ju- 
gendheber — hei allerdings steigender Tendenz — 
erst bei 30%. Die Anstrengungen zur Verbessenmg 
der Ausbildungsbeteiligung müssen deshalb fortge- 
setzt werden. 

Die Information ausländischer Jugendlicher und ih- 
rer Eltern über Fragen der beruflichen Bildung und 
die Werbung um Ausbildungsteilnahme werden 
weiter verstärkt. Die Bundesanstalt für Arbeit hat ihr 
DiensLleistungsangebot im Bereich der Berufsbera- 
tung für Ausländer ausgebaut ln den letzten Jahren 
nahmen jeweils jährUch 60000 bis 70000 Ausländer 
an den von der Bundesregienmg geförderten 
Deutsch-Sprachkursen teil. Der Anteil ausländischer 
Jugendlicher im Alter von 15 bis unter 19 Jahren war 
mit über 50% bei den Intensiv Sprachkursen und rd. 
40% bei den Grund- und Aufbaukursen erfreulich 
groß. 

An den Maßnahmen zur Berufsvorbereilung der 
Bundesanstalt für Arbeit sowie des Bunde sm in isters 
für Arbeit und Sozialordnung nahmen jährheh etwa 
6500 Jugendliche teil. Hinzu kamen nochmals jähr- 
lich über 7000 ausländische Jugendliche, die an 
schulischen Beruf svorberei tun gsmaßnahmen und 
Kursen zum Nachholen des Hauptschulabschlusses 
im Verantwortungsbereich der Länder teünahmen. 

Der Anteil der Ausländer an ausbildungsbegleiten- 
den Hilfen (sprachliche, insbesondere fachsprachli- 
che Hilfen, Stülzimterricht und sozialpädagogische 
Betreuung) für benachteiligte Jugendliche betrug 
1988 rd. 20%, bezogen auf die überbetrieblichen 
Ausbildungen mit besonders intensiver sozial päda- 
gogisch orientierter Förderung rd. 30%. 

Auch bei der Integration ausländischer Frauen wur- 
den beachtliche Fortschritte erzielt. Die besonderen 
Integrationsmaßnahmen für ausländische Frauen 
konnten in den letzten Jahren ausgebaut werden. 
Kern dieser Maßnahmen ist eine Kombination von 
verschiedenen frauenspezifischen Programmen, die 
an die deutsche Sprache heranführen, einen Ein- 
blick in die berufliche Bildung vermitteln und zur 
Teilnahme an beruflichen BUdungsmaßnahmen an- 
reizen. 1989 nahmen daran rd. 3000 Frauen teil. Auf- 
grund einer Mittelerhöhung wird die Teilnehmer- 
zahl 1990 weiter gesteigert werden können. An den 
Sprachkursen mit Kind erb etxeuung nahmen in den 
vergangenen Jahren jährlich etwa 17000 Ausländer- 
innen teil. Seit 1966 wurde das Sprachkiusangebot 
um Alphabetisierungskurse erweitert, an denen zu 
90 % Frauen teilnahmen. 

Zur Förderung und Erhaltung der Aufgeschlossen- 
heit der deutschen Bevölkenmg gegenüber Auslän- 
dem ist die bewährte gezielte Öffentlichkeitsarbeit 
fortgesetzt worden. Darüber hinaus werden ab 1990 
besondere Maßnahmen 2 mm Abbau von Vorurteilen 
entwickelt und erprobt. 

Die länderkundlichen Seminare über die Herkunfts- 
länder der Ausländer für die in der Ausländ erarbeit 
tätigen Personen (Sprachlehrer, Berufsberater, Mit- 
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axbeiter von Ausländerämtem usw.) werden fortge- 
setzt. 

Der Integration der ausländischen Arbeitnehmer 
und ihrer Familien dient auch die besondere Sozial- 
beratung durch Träger der freien Wohlfahrtspflege, 
Als Zuschüsse für die besonderen Sozialberatungs- 
stellen haben Bund und Länder von 1986 bis 1989 rd, 
225 Millionen DM bereitges teilt. Den Ausländem 
steht dabei ein Netz von über 600 Sozialberatungs- 
stellen der WohMahxtsverbände mit mehr als 900 fast 
ausschließlich ausländischen Sozialberatem — ne- 
ben den Wohlfahrlsverbänden auch finanziert von 
Bund und Ländern — zur Verfügung. Die Bundesre- 
gierung wird die besondere Sozialberatung auch in 
Zukunft finanziell fördern, da nach ihrer Auffassung 
bei den Angehörigen der ersten Zuwanderergenera- 
tion hierfür weiterhin Bedarf besteht. 

223. Der Beauftragte der Bundesregierung für die 
Integration der ausländischen Arbeitnehmer und ih- 
rer Familienangehörigen unterstützt die Integrati- 
onsanstrengungen der Bundesregierung gegenüber 
anderen staatlichen Steilen und gesellschaftlichen 
Kräften. Er initiiert Fachtagungen und Forschimgs- 
vorhaben und regt Aktivitäten in Rundfunk und 
Fernsehen mit dem Femseh- und Hörfunkpreis Xi- 
vis" an. 

224, Die seit 1973 bestehende Begrenzung des wei- 
teren Zuzuges ausländischer Arbeitnehmer ist für 
die Zukunft durch gesetzliche Regelungen festge- 
schrieben, Insbesondere in Anbetracht der vielen 
deutschen Aus- und Übersiedler, die aufgrund der 
politischen und sozialen Entwicklung in Mittel-, 
Ost- und Südosteujopa bei uns Aufnahme gefunden 
haben, sowie im Hinblick auf die angespannte Ai- 
beitsmarkllage muß eine Einreise von Ausländem 
aus Nicht-EG-Staaten zur Arbeitsaufnahme auch 
künftig die Ausnahme bleiben. 

225 Ausländem, die in ihr Herkunftsland zurück- 
kehren möchten, ermöglicht das am 1. Januar 1986 in 
Kraft getretene Gesetz über eine Wiedereingliede- 
rungshilf e im Wohnungsbau für rückkehrende Aus- 
länder, abgeschlossene Bausparverträge zum Bau 
und Erwerb von Wohnungseigentum in ihrem Hei- 


X- Wohnungs- und Städtebaupolitik 


1. Der Wohnungsmarkt aus 
sozialpolitischer Sicht 

226. Der Wohnungsmarkt war in den letzten Jah- 
ren durch veränderte Marktbedingungen gekenn- 
zeichnet. Nach Jahren entspannter Wohnungs- 
marktsituaüon, die mit zum Teil spürbaren Woh- 
nungsleerständen in einigen Regionen, sinkenden 
Immobilienpreisen, einem breiten Wohnungsange- 
bot für Wohnungssuchende Haushalte und den nied- 
rigsten Mietsteigenmgsraten seit Bestehen der amt- 
lichen Mietenstatistik verbunden war, zeichnete 


matland (Anwerbeländer. die nicht EG-Staaten sind) 
zu nutzen. Voraus$et 2 nmg für die Verwendung deut- 
scher Bauspargelder im Ausland ist die ÜbemaJnne 
der damit verbundenen Sicherheiten und Garantien 
durch die Regierung des jeweiligen Staates, Bislang 
gibt es diese Möglichkeit nur für die Türkei. Dorthin 
sind inzwischen rd, 140 Millionen DM Bauspargei- 
der transferiert worden (Stand: Ende März 1990). 

Am 5. Juni 1989 wurde in einem Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und Jugoslawien 
die Zusammenarbeit bei der beruflichen Wiederein- 
gliederung von Rückkehrern beschlossen. Danach 
können Rückkehrer finanziell gefördert werden, die 
im Heimatland ein privates Unternehmen gründen 
oder Mittel in bestehende Unternehmen einbringen. 
Für die Gewährung zinsgünstiger Kredite an Rück- 
kehrer stellt die Bundesregierung 2,5 Millionen DM 
zur Verfügung, die jugoslawische Regierung einen 
gleich hohen Betrag in Landeswährung. 

Darüber hinaus werden rückkehrwillige Ausländer 
über die allgemeinen Rückkehrbedingungen sowie 
über die Möglichkeiten der beruflichen Eingliede- 
rung in ihren Herkunftsländern unterrichtet und be- 
raten. Hierzu gibt es mit den meisten ehemaligen 
Anwerbeländem bilaterale Regierungsvereinbarun- 
gen sowie Vereinbarungen der Aibeitsverwaltun- 
gen. Zur Erleichtenmg der Eingliederung von Rück- 
kehrerkindern werden z. B. deutsche Lehrer an 
Schulen in der Türkei entsandt. In der Türkei gibt es 
auch im R ahm en von Modellprojekten eine gezielte 
Rückkehrförderung, etwa für den Bereich des Hotel- 
und Gaststättengewerbes. 

Die Zusammenarbeit mit den Herkunftsländern, ins- 
besondere bei Fragen der beruflichen Bildung, wur- 
de in den letzten Jahren intensiviert. Z. B. werden in 
gemeinsam durch ge führten Seminaren ausländische 
Multiplikatoren (insbesondere Vereinsvertreter, 
Lehrer, Sozialberater) darin geschult, ihren Lands- 
leuten Informationen zur beruflichen Integration 
weiterzugeben. Mit Unterstützung des Europäi- 
schen Sozialfonds werden transnalionale Berufsaus- 
bU dungsmaß nahmen zur Qualifizierung ausländi- 
scher Jugendlicher für den deutschen Arbeitsmarkt 
und den Aibeitsmarkt ihres Heimatlandes enlwik- 
kelt und erprobt. 


sich verstärkt im Jahre 1988 ein Umschwung auf 
dem Wohnungs- und Immobilienmarkt ab. Eine kräf- 
tige Steigerung der Wohnungsnachfrage, mit der das 
Wohnungsangebot kurzfristig nicht Schritt halten 
konnte, führte zu einem Abbau der Wohnungsleer- 
stände und zu zunehmenden Schwierigkeiten für 
Wohnungssuchende, eine geeignete Wohnung zu 
finden. Angebotsengpässe bestehen insbesondere in 
wachstumsstarken Regionen, die wegen eines gün- 
stigen Ausbildungs- tmd Arbeitsplatzangebotes 
Wanderungsgewirme verzeichnen. Die veränderten 
Bedingungen auf dem Wohnungsmarkt führen in- 
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zwischen zu steigenden Neuvertragsmieten und ei- 
nem allmählichen Anziehen der Mieten im Woh- 
nungsbestand. Nachdem im Jahre 1987 der Mietan- 
stieg einen Tiefstand von jahresdurchschnittlich 
1,6% erreicht hatte, erhöhten sich seitdem die Miet- 
steigerungsraten bis auf 3,0% im Jahre 1989 und 
3,1 % in den ersten vier Monaten des Jahres 1990. 

Der Nachfrageschub auf dem Wohnungsmarkt geht 
zum einen auf die positive Einkommensentwicklung 
zurück. Die verfügbaren Realeinkommen der Haus- 
halte erhöhten sich in den Jahren 1986 bis 1988 ins- 
gesamt um rd. 12 % und sind auch 1989 weiter gestie- 
gen, so daß die privaten Haushalte im Durchschnitt 
die Wohnkosten leichter aufbringen können und 
mehr bzw. qualitativ besseren Wohnraum nachfra- 
gen. Zum anderen wächst die Zahl der Haushalte 
aufgrund von Veränderungen in der Alters- und 
Haushaltsstruktur; hierzu gehören eine steigende 
Zahl von Haushaltsgründungen der geburtenstarken 
Jahrgänge, eine zunehmende Zahl von Eheschei- 
dungen imd der tendenziell längere Verbleib älterer 
Menschen in der eigenen Wohnung. Die Haushalts- 
gründungen wurden in den letzten Jahren von der 
günstigen wirtschaftlichen Entwicklung noch unter- 
stützt. Seit Anfang 1988 erhöhte sich die Wohnungs- 
nachfrage zusätzlich durch einen unerwartet starken 
Zustrom von Aussiedlem aus Mittel-, Ost- und Süd- 
osteuropa sowie Übersiedlem aus der DDR. 

Für Wohnungssuchende — gerade in wirtschafts- 
starken Ballungsräumen — sind die Schwierigkeiten 
gewachsen, eine geeignete Wohnung zu finden. Neu 
gegründete Haushalte, Personen nach einer Schei- 
dung, Personen, die aus beruflichen Gründen oder 
im Zuseunmenhang mit der Ausbildung umziehen 
müssen, sowie Aus- imd Übersiedler und sonstige 
Zuwanderer sind von der Verknappung besonders 
betroffen. Sie konkurrieren mit anderen Haushalten, 
die aufgrund ihrer positiven Einkommensentwick- 
lung ihre Wohnimgsversorgimg verbessern möchten 
und wegen ihrer Kaufkraft und ihres sozialen Status 
leichter zum Zuge kommen. 

227. Ausgangspunkt der Wohnungs- und Mieten- 
politik der Bundesregierung ist die Überzeugimg, 
daß nur ein ausreichendes Wohnungsangebot eine 
gute Wohnungsversorgung auf breiter Basis ermög- 
licht und einkommensschwachen Haushalten einen 
wirksamen Schutz gegen unerwünschte Entwick- 
lungen auf dem Wohnungsmarkt bietet. Die Begleit- 
erscheinungen eines Nachfrageüberhangs wie War- 
teschlangen, hohe Mietaufschläge bei Wiederver- 
mietung und eine unzureichende Auswahl für die 
Wohnungssuchenden lassen sich letztlich nur durch 
eine Ausweitung des Wohnungsangebots beseiti- 
gen. Leitlinie der Wohnungspolitik der Bundesre- 
gierung ist es daher, einerseits die Voraussetzimgen 
für eine möglichst rcische Ausweitimg des Woh- 
nungsangebots zu verbessern imd andererseits die 
vorhandenen sozialen Hilfen gezielt auszubauen. 


2. Verbesserung der Angebotsbedingungen 

228. Wichtigstes Ziel der Wohnungspolitik der 
Bundesregierung ist es, die Wohnungsbautätigkeit 
erheblich zu steigern, um die derzeitigen Angebots- 


engpässe abzubauen. Im Jahre 1989 wurden deshalb 
umfangreiche wohnungspolitische Maßnahmen für 
verschiedene Bereiche des Wohnungsmarktes be- 
schlossen. 

229. Durch mehrere Änderungen des Einkommen- 
steuerrechts wurden steuerliche Anreize zur Aus- 
weitung des Angebots geschaffen: 

— Im Sommer 1989 wurden die allgemeinen steuer- 
lichen Rahmenbedingungen für den Mietwoh- 
nungsbau durch eine Verkürzimg der Abschrei- 
bungsfrist von 50 auf 40 Jahre für die degressive 
Abschreibung von Neubauten verbessert. Diese 
Verbesserung ist als Dauerregelung vorgesehen 
und wird zu einer Erweiterung des Angebots an 
Mietwohnungen für alle Bevölkenmgsschichten 
führen. 

— In Ergänzung hierzu sieht das am 30. Dezember 
1989 in Kraft getretene Wohnungsbauförderungs- 
gesetz gezielte Steuervergünstigungen für Miet- 
wohnungen, die durch Baumaßnahmen an be- 
reits bestehenden Gebäuden geschaffen werden, 
und für den Neubau von Wohnungen vor, die ei- 
ner 10-jährigen Sozialbindung unterliegen. Diese 
Sozialbindung enthält eine Belegimgs- und Miet- 
preisbindung, die sich an den Regelungen des so- 
zialen Wohnungsbaus orientiert. 

Die steuerliche Förderung durch die Gewährung er- 
höhter Absetzungen ist als Alternative zur klassi- 
schen Förderung des sozialen Wohnungsbaus durch 
Vergabe von öffentlichen Mitteln vorgesehen,* sie ist 
ausgeschlossen, wenn für dieselbe Wohnung Mittel 
aus öffentlichen Haushalten in Anspruch genommen 
werden. Die erhöhten Absetzungen gelten für neue 
Wohnungen, die vor dem 1. Januar 1993 fertigge- 
stellt werden. 

Auch weiterhin fördert die Bundesregierung aus 
wohnungs-, familien-, sozial- und vermögenspoliti- 
schen Gründen den Erwerb von selbstgenutztem 
Wohneigentum. Die steuerliche Förderung von 
selbstgenutztem Wohneigentum ist ab 1987 verbes- 
sert und wirksamer gestaltet worden. Diese Neure- 
gelung gilt für Wohneigentum, das nach dem 31. De- 
zember 1986 fertiggestellt oder angeschafft worden 
ist und zu eigenen Wohnzwecken genutzt wird. 
Gleichzeitig ist die bisherige Besteuenmg selbstge- 
nutzten Wohneigentums weggefallen, 

Bauherren und Erwerber können acht Jahre bis zu 
jeweils 5% der Herstellungs- oder Anschaffungsko- 
sten (maximal 15000 DM jährlich) bei der Berech- 
nung des zu versteuernden Einkommens geltend 
machen; dabei werden die Grundstückskosten zur 
Hälfte mit in die Bemessungsgrundlage der Förde- 
rung einbezogen. 

Ein wesentliches Merkmal der seit 1987 geltenden 
Regelung ist die Stärkung der familienpolitischen 
Komponente. So können während des achtjährigen 
Förderungszeitraums zusätzlich für jedes Kind 600 
DM pro Jahr von der Steuerschuld abgezogen wer- 
den (sog. Baukindergeld); für nach dem 31. Dezember 
1989 gebildetes Wohneigentum erhöht sich dieser 
Betrag auf 750 DM. Außerdem sind die Regelungen 
für die Förderung von Ausbauten imd Erweiterun- 
gen verbessert und vereinfacht worden. Die För- 
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derung trägt somit auch den baulichen Notwendig- 
keiten im Zusammenhang mit einer Vergrößeniag 
der Familie Rechnung* 

230* Der kurzfristigen Ausweitung des Wohnungs- 
angebots durch die Schaffung von selbstgenutztem 
Wohneigentum dient das 1989 beschlossene Sonder- 
programm ^Bausparzwischenfinanzierung", Zur 
Zinsverbilligung von Bausparzwischenfinanzie- 
rungskiedilen stellen Bund und Länder ab 1990 ins- 
gesamt 500 Millionen DM zur Verfügung. Gefördert 
werden der Neubau und der Ersterwerb von selbst^ 
genutztem Wohneigentum sowie die Schaffung neu- 
er selbslgenutzter Wohnimgen durch Ausbau und 
Erweiterung von Ein- und Zweif ami lienhäusern* Die 
Zinszuschüsse werden bis zur Bereitstellung des 
Bauspardarlehens, längstens jedoch für vier Jahre 
gezahlt Familien mit Kindern werden durch die FÖr- 
derkonditionen besonders begünstigt. Auch für den 
Mietwohnimgsmarkt sind positive Folgewirkungen 
zu erwarten, wenn vermehrt Haushalte aus Miet- 
wohnungen in neu geschaffenes selbstgenutztes 
Wohneigentum ziehen. 

231* Ein weiterer Ansatzpunkt zur Angebotsaus- 
weitung ist die Förderung von zusätzlichem Wohn- 
raum im vorhandenen Gebäudebestand durch zins- 
günstige Kredite der Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau, wenn bisher gewerblich oder landwirtschaft- 
lich genutze Gebäude entsprechend umgebaut, 
Dachgeschosse ausgebaut, selbstgenutzte Eigenhei- 
me aufgeteilt oder durch Aufstockung oder Anbau 
erweitert werden, 

232, Diese Maßnahmen zur Ausweitung des Woh- 
nungsangebots werden durch eng begrenzte Ände- 
rungen des Mietrechts im Rahmen des Wohnungs- 
bau-Erleichterungsgesetzes, das am 1. Juni 1990 in 
Kraft getreten ist, unterstützt. Zu nennen sind die 
Zulassung der Teükündigung von Nebenräumen 
zum Zwecke des Dachgeschoßausbaus, die Erweite- 
rung des Sonderkündigungsrechts für sog. Eirüie- 
gerwohnungen auf eine dritte nachträglich ausge- 
baute Wohnung sowie die Ausnahme von der Ge- 
nehmigungspQicbt nach den Vorschriften über die 
Zweckentfremdung von Wobnraum, der durch Um- 
bau von bisher gewerblich genutzten Räumen ent- 
standen ist. Daneben werden zusätzliche mietrecht- 
liche Geslaltungsmöglichkeiten geschaffen, um 
sonst nicht vermieteten Wobnraum wenigstens zeit- 
lich begrenzt für die Wohnungsversorgung zu nut- 
zen. Dies betrifft die Kündigungsmöglichkeiten bei 
der zeitweiligen Vermietung von Ferienwohnungen 
und bei der Einschaltung der Kommunen als Zwi- 
schenmieter. Daneben werden befristete Maßnah- 
men im Planungs- und Baurecht dazu beitragen, daß 
Baugrunds tücke zügig und in ausreichendem Um- 
fang ausgewiesen und die Zulassung von Wohnbau- 
vorhaben im Rahmen einer geordneten städtebauli- 
chen Entwicklung erleichtert wird. 


3. Sozialer Wohnungsbau 

233, Neben einer allgemeinen Verbesserung der 
Angebotsbedingungen hat die Bundesregierung ih- 


re Anstrengungen intensiviert, gezielt Wohnraum 
für solche Haushalte zu schaffen, die nur schwer auf 
dem allgemeinen Wohxiungsmarkt versorgt werden 
können. 

Im Rahmen des Sonderprogramms zur Fördenmg 
des Wohnungsbaus für Aus- und Übersiedler vmrden 
den Ländern im Jahre 1989 Zuschüsse in Höhe von 
750 Millionen DM zur Verfügung gestellt Zusam- 
men mit Landesmitteln m gleicher Höhe wurden da- 
mit rd. 27000 Wohneinheiten für diesen Personen- 
kreis gefördert. 

Sowohl 1969 als auch 1990 standen bzw. stehen ins- 
gesamt für Zwecke des sozialen Wohnungsbaus je- 
weils rd, doppelt so hohe Fin anzhilf en des Bundes 
zur Verfügung wie im betreffenden Vorjahr (1988: 
450 MUlionen DM; 1989: 1,05 Milliarden DM; 1990: 
2,0 Milliarden DM), Bis einschließlich 1993 wird der 
Bund jährlich Mittel in gleicher Höhe wie 1990 zur 
Verfügung stellen. Mil den aufgeslockten Förder- 
mitteln kormten nach den Angaben der Länder im 
Jahre 1989 mit insgesamt rd. 80000 Wohnungen etwa 
doppelt so viele Wohnungen gefördert werden wie 
im Vorjahr; für 1990 wird mit der Förderung von 
mehr als 100000 Wohnungen gerechnet. 


4. Wohngeld 

234. Seit seiner Einführung vor nunmehr 25 Jahren 
hat das Wohngeld eine immer größere Bedeutung 
als treffsicheres, auf die individuellen Verhältnisse 
aus gerichtet es Korrektiv der marktwirtschaftlichen 
Wohnungsversorgung erlangt; es ist heule ein fester 
Bestandteü des Systems der sozialen Sicherung. Auf- 
gabe des Wohngelds ist es, für Haushalte mit im Ver- 
hältnis zur Familiengröße niedrigem Einkommen 
tragbare Wohnkostenbelastimgen zu erreichen* Das 
Wohngeld ist angesichts der derzeitigen Wohnungs- 
marktprobleme von besonderer Bedeutung, da es bei 
den eLakommeosschwachen Haushalten Wohnko- 
stensteigeningen auffängt, solange die Höchstbeträ- 
ge nicht überschritten werden, bis zu denen die Mie- 
ten und Belastungen bezuscbußt werden können. 

Die soziale Zusammensetzung der Gesamtheit der 
Wohngeldempfänger hat sich in den letzten Jahren 
sehr stark gewandelt Der Anteil der Rentner und 
Pensionäre an allen Wohngeldempfängem hat sich 
von 1981 bis 1988 von 62% auf 35% verringert. 
Gleichzeitig ist der Anteil der Arbeitslosen von 5% 
auf 17 % gestiegen. Der Anteil der Erwerbstätigen an 
den Wohngeldempfängem betrug 1988 22%, wäh- 
rend er sich 1981 auf 19% belief. 1988 erhielten 32% 
der Wohngeldempfänger gleichzeitig Sozialhilfe 
bzw. Kriegsopferfürsorge (1981: 22%). 

Die Wobngeldausgaben von Bund und Ländern la- 
gen 1988 bei rd. 3,7 Milliarden DM. Ende 1988 erhiel- 
ten etwa 1,8 Millionen Mieter bzw, rd, 12% aller 
Mieterhaushalte einen Mietzuschuß und rd. 140000 
Eigenlümerhaushalte bzw, 1,5% aller Eigentümer 
einen Lastenzuschuß, Der durchschnittliche monat- 
liche Mietzuschuß betrug 147 DM, der durchschnitt- 
liche Lastenzuschuß 153 DM. Damit werden bei den 
begünstigten Haushalten die Wohnkosteu um rd. 
40% gesenkt. 
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235, Dieses hohe Leistungsniveau ist die Folge der 
Sechsten Wohngeldnovelle, die am 1. Januar 1986 in 
KiafL getreten ist. Aufgrund dieser Novelle ist die 
Zahl der Wohngeldempfänger von Ende 1965 bis En- 
de 1987 um 24% gestiegen^ die Wohngeldausgaben 
haben in diesem Zeitraum um 51% zugenommen, 
danach sind sie nur geringfügig zurückgegangem 

Um den Wohngeldempfängem in Gebieten mit über- 
durchschnittlicher Mielenentwicklung wirksamer 
helfen zu können, wurde zum 1. Januar 1990 im Rah- 
men der Siebten Wohngeldnovelle für alle Kommu- 
nen, in denen die durchschnittlichen Quadratmeter- 
mieten der Wohngeldempfänger um mehr als 25% 
über dem Bundesdurchschnitt liegen, zusätzlich zu 
den bisherigen fünf Miete ns tufen eine sechste Mie- 
tenstufe eingeführt. Gleichzeitig wurden diejenigen 
Kommunen, die in den letzten Jahren überdurch- 
schnittliche Mietst eigerungen zu verzeichnen hatten, 
höheren Mietenstufen zugeordnet. Insgesamt erhöht 
sich durch die Siebte Wohngeldnovelle das Wohngeld 
für rd. 90000 Haushalte in 72 Kommunen des ganzen 
Bundesgebietes um monatlich 10 bis 20 DM, 

Das Wohngeld kann seiner Aufgabe nur gerecht 
werden, wenn die Wohngeldleistungen und die för- 
derungsfähigen Höchstbe träge von Zeit 2ai Zeit der 
jeweiligen Einkommens- und Mietenentwicklung 
angepaßt werden. Mit der von der Bundesregierung 
vorgelegten Achten Wohngeldnovelle wird eine 
zeitgerechte und angemessene Anpassung ermög- 
licht werden. 


5. Stadterneuerung und Städtebauförderung 

236, Stadtemeuerung und StädtebaufÖrderung die- 
nen der Beseitigung städtebaulicher Mißstände und 
der Verbesserung der Lebens-, Wohn- und Arbeits- 
verhältnisse in unseren Städten und Dörfern. Die Er- 
haltung gewachsener StadtbUder, Wohnumfeldver- 
besserungen und die Gestaltung eines verträglichen 
Nebeneinanders von gewerblichen Nutzungen und 
Wohrmutzungen stellen weiterhin einen Schwer- 
punkl der städtebaulichen Emeuenmg dar. Daneben 
gewinnen umwelt- und strukturpolitische Aufgaben 


XI. Soziale Akzente der Steuerpolitik 


237. Die Besteuerung nach der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit und das Sozialstaatsprinzip sind 
tragende Grundsätze unseres Steuersystems mit Ver- 
fassungsrang. Dem Sozialstaatsprinzip wird durch 
Steuerrechtsnormen Rechnimg getragen, die die Ein- 
kommens- und Vermögensverteilung sowie Start- 
und Chancenungleichheiten korrigieren. Zu den 
zentralen Elementen des sozialen Ausgleichs im Ein- 
kommens teuer recht gehören die Vorschriften über 
die Berücksichtigung des eigenen Existenzmini- 
mums, von Unterbaltsaufwendungen für Kinder so- 
wie von Aufwendungen für bedürftige Angehörige, 


an Bedeutung, Z.B. die Umnutzung von Brachfläcben 
einschließlich der Beseitigung von AlUasten, städte- 
bauliche Verbessenmgsmaßnahmen in Großsied- 
lungen der 60er und 70er Jahre, städtebauliche Er- 
neuerung von Dörfern und Ortsteilen oder Maßnah- 
men der Lärmbekämpfung und der Verkehisberuhi- 
gung. Daneben kann die städtebauliche Erneuerung 
einen wichtigen Beitrag zur Überwindung der ge- 
genwärtig bestehenden Engpässe am Wohnungs- 
markt leisten, indem sie im Rahmen behutsamer Er- 
neuerungskonzepte die Erhaltung und Modernisie- 
rung von Wohnraum, aber auch die Umnutzung leer- 
stehender Gebäude oder die Aufbereitung innerört- 
Hcher Wohnbauflächen unterstützt. Alle diese Auf- 
gaben haben nicht nur städtebauliche und kommu- 
nalpoiitische, sondern in hohem Maße auch geseU- 
schafts- und sozialpolitische Bedeutung. 

Auf der Grundlage eines Bund -Länder- Programms 
gewährt der Bund Finan 2 ihilfen für die Städtebauför- 
denmg in den Jahren 1988 bis 1990 in Höhe von jähr- 
lich 660 Millionen DM, Zusammen mit den Komple- 
mentärmitteln der Länder und Kommunen stehen 
damit in dem gemeinsam finanzierten Programm 
jährlich rd. 2 Milliarden DM Städlebaufördenmgs- 
mittel zur Verfügung. Auf der Grundlage dieses Pro- 
gramms werden im Jahr 1990 insgesamt 1 573 Sanie- 
nmgs- und 19 Entwicklungsmaßnahmen in 1 162 
Städten und Gemeinden gefördert. Vor dem Hinter- 
grund der fortbestehenden und neu hinzutretenden 
Aufgabenfelder der Stadt- und Dorfemeuerung mißt 
die Bundesregierung der Städtebauförderung auch 
für die Zukunft hohe Bedeutung bei. Der Bund urird 
sich daher auch über das Jahr 1990 hinaus auf dem 
jetzt erreichten hohen Niveau an der Städtebauför- 
derung beteiligen. 

Ergänzend führt der Bundesminister für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau das Programm „Ex- 
perimenteller Wohnungs- und Städtebau" durch, mit 
dessen Hüfe wichtige zukunftsweisende Fragen und 
dafür in Betracht kommende Lösimgen überprüft 
und geklärt werden. Einer der Programmschwer- 
punJkte ist der Bereich „Ältere Menschen und ihr 
Wohn quartier": hierbei werden zukünftige städte- 
bauliche Anforderungen behandelt, die sich aus der 
wachsenden Zahl älterer Menschen ergeben. 


Demgemäß knüpfen die sozialpolitisch ausgerichte- 
ten sleuerpolitischen Maßnahmen der Bundesregie- 
rung beim Grundfreibetrag des Einkommensteuer- 
tarifs und bei der sleuerrechtlichen Berücksichti- 
gung von famiJienbezogenen Unterhallslasten an. 
Darüber hinaus verfolgt die Bundesregierung mit ih- 
rer Steuerpolitik das Ziel, die leistungs- und investi- 
tionshemmende Steuerbelastung für Arbeitnehmer 
und Unternehmen deutlich und mit dauerhafter Wir- 
kung zu senken sowie die Struktur des Steuersy- 
stems durch ein gerechteres und einfacheres Steuer- 
rechts zu verbessern. 
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1. Steuerreform 1986/1988/1990 

238. Mil der in der 10. und 11. Legislaturperiode 
durchgeführten Steuerreform in drei Stufen wird 
diesen Zielsetzungen vorrangig Rechnung getragen; 
in ihrer Gesamtwirkung liegt das Schwergewicht 
der Entlastungen bei den Beziehern kleiner und 
mittlerer Einkommen sowie bei den Familien. Dazu 
wurden u.a. folgende steuerrechlliche Maßnahmen 
getroffen; 

— Anhebung des Grundfreibetrags von 4212/6424 
DM (Alieinslehende/Verheiratele) auf 4536/9072 
DM ab 1986, auf 4752/9504 DM ab 1988 und auf 
5616/11232 DM ab 1990; 

— Absenkimg der Lohn- und Einkommensleuerpro- 
gression, vor allem durch den Übergang zum ge- 
radlinig-progressiven Steuertarif ab 1990; 

— Verbesserung familienbezogener Steuererleich- 
terungen (vgl. Tz. 209}. 

Durch die Anhebung des Grundfreibetrags und wei- 
terer Freibeträge sind zusätzlich 725000 Arbeitneh- 
mer von der Lohnsteuer befreit worden. Die Steuer- 
belastung von Lohn- und Einkommenszuwächsen 
wild für Steuerpflichtige in der bisherigen sog. unte- 
ren Proporüonalzone (zu versteuerndes Einkommen 
zwischen 5617/11233 DM und 18035/36071 DM) im 
Vergleich zum alten Steuerrecht 1965 im Durch- 
schnitt um etwa ein Drittel und für Steuerpflichtige 
in der bisherigen sog. Progressionszone (18036/36072 
DM bis 130031/260063 DM) um durchschnittlich et- 
wa ein Viertel abgesenkt. 

Obwohl Familien weniger als die Hälfte zum Lohn-/ 
Einkommensteueraufkommen bei trägem erhallen 
sie rund die Hälfte der dreistufigen Entlastungen. Zu- 
dem drückt sich die besondere Berücltsichtigung der 
Familien darin aus, daß bei den Maßnahmen zum Ab- 
bau von Steuervergünstigungen familienspezifische 
Regelungen weitgehend ausgenommen wurden. 
Darüber hinaus haben Familien weitere Erleichte- 
rungen durch die Einführung imd Aufstockung 
nichts teuer lieber Familieoleistxmgen erfahren (vgl. 
Tz. 203). 

Insgesamt führen die familienbezogenen Bestandtei- 
le der Steuerreform dazu, daß — bei gleichen Brutto- 
einkommen — Steuerpflichtige mit Kindern deut- 
lich stärker entlastet werden als kinderlose Steuer- 
zahler. Dies zeigt auch die nachstehende Übersicht 
mit einem Vergleich der Durchschnittsbelastung 
von Ehepaaren mit und ohne Kindern in den Jahren 
1982 und 1990. 


Duxchschnittsbelashmg’) von verheirateten 
Alle in verdienenden 1982 


Jahres- 
brutto- 
lohn 
(in DM) 

Durchschnittsbelastung in Prozent 

verheiratetr 

keine 

Kinder 

(Steuer- 

klasse 

IWÖ) 

verheiratet, 
1 Kind 

(Steuer- 

klasse 

m/i) 

verheiratet 
2 Kinder 

(Steuer- 

klasse 

m/ 2 ] 

verheiratet 
3 Kinder 

(Steuer- 

klasse 

m/3] 

30000 

10,5 

10,4 

10,3 

10,3 

40000 

12,9 

12,8 

12,6 

12,4 

50000 

14,5 

14,4 

14,2 

14,0 

60000 

16,7 

16,4 

16,2 

16,0 

70000 

19,1 

18,7 

18,6 

18,4 

80000 

21,5 

21,2 

21,0 

20,8 


^) Steuerschuld/Jahresbrutlolohn 


Durchschnittsbelastnng^) von verheirateten 
Al lein verdienenden 1990 


Jahres- 
brutto- 
lohn 
(in DM) 

Durchschiütlsbeiastung in Prozent 

verheiratet, 

keine 

Kinder 

(Steuer- 

klasse 

m/o) 

verheiratet 

IKind 

(Steuer- 

klasse 

mjl] 

verheiratet, 
2 Kinder 

(Steuer- 

klasse 

IW2) 

verheiratet 
3 Kinder 

(Steuer- 

klasse 

m/3) 

30000 

7,1 

5,2 

3,2 

1,3 

40000 

9,6 

8,0 

6.4 

4.9 

50000 

11,7 

10,4 

9,0 

7.7 

60000 

13,7 

12,5 

11,3 

10,2 

70000 

15,6 

14,5 

13,4 

12,3 

80000 

17,0 

15,9 

14,9 

13,9 


') Steuerscbuid/Jahresbruttolohn 


Es wird deutlich, daß die Steuerbelastung 1990 ge- 
genüber 1982 durchgängig abgesenkt wurde, und 
zwar um so stärker, je höher die Kinderzahl ist. Bei 
einem Durchschnitts verdien er mit drei Kindern 
ging die Steuerbelastung um rd. 60% zurück und 
sank von 12,4 % auf 4,9 %. Es ist auch ersichtlich, daß 
nach neuem Steuerrecht Familien mit zunehmender 
Zahl von Kindern einen deutlich abnehmenden An- 
teil ihres Einkommens als Lohn- oder Einko mm en- 
Steuer zu zahlen haben. Mit dem neuen Steuerrecht 
wurden somit grundlegende Weichenstellungen zu 
mehr Steuergerechtigkeit für die Familien vorge- 
nommen. 


2. Verbesserungen zur Schaffung von 
Wohneigentum und zur Versorgung mit 
Mietwohnungen 

239. Die Fördenmg des Wohneigentums stellt ein 
besonderes sozial- und geseOschaftspolitisches An- 
liegen dar. Die Steuerpolitik kann hierzu einen 
wichtigen Beitrag leisten. Durch die Initiative der 
Bundesregierung wurde der Erwerb von selbsige- 
nutztem Wohneigentum durch die verbesserte ein- 
kommensteuerliche Förderung ab 1987 für breite Be- 
völkerungsschichten erleichtert (vgl. Tz. 229). 
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Die Lage auf dem Mietwohnungsmarkt hat die Bun- 
desregienmg veranlaßt, den Investitionsanreiz für 
den Bau von Mietwohmmgen insbesondere auch 
durch steuerliche Maßnahmen zu verstärken (vgl. 
Tz. 229). Dies geschieht einmal durch die Verbesse- 
rung der degressiven Abschreibung für Mietwohnun- 
gen. Darüber hinaus sind durch das Wohnimgsbauför- 
derungsgesetz die steuerlichen Rahmenbedingun- 
gen für den Wohnimgsbau weiter verbessert worden. 
Für Aus- und Umbaumaßnahmen, mit denen zusätzli- 
che abgeschlossene Mietwohnungen in bestehenden 
Gebäuden geschaffen werden, werden erhöhte Ab- 
setzimgen gewährt. Verbesserte Abschreibungsbe- 
dingimgen werden auch für neu errichtete Wohnun- 
gen eingeführt, die unter Einhaltung bestimmter 
Mietpreis- und Belegimgsbindungen an Personen 
nüt geringerem Einkonunen vermietet werden. 


3. Weitere sozialpolitische Maßnahmen im 
Einkommensteuerrecht 

240. Der gesetzliche Kilometer-Pauschbetrag für 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte mit 


dem eigenen Kraftfahrzeug ist ab 1989 von 0,36 DM 
auf 0,43 DM und ab 1990 auf 0,50 DM je Entfemungs- 
kilometer angehoben worden. Diese Maßnahme 
kommt vor allem den Fempendlem in ländlichen 
Gebieten ohne ausreichenden öffentlichen Perso- 
nennahverkehr zugute, 

241. Die Aufstockung des Sparer-Freibetrags bei 
den Einkünften aus Kapitalvermögen ab 1989 von 
bisher 300/600 DM (Alleinstehende/Verheiratete) auf 
600/1200 DM sorgt dafür, daß die große Gruppe der 
Kleinsparer mit ihren Kapitalerträgen steuerfrei 
bleibt. 

242. Ab 1990 ist der Spendenrahmen auch bei 
Spenden für mildtätige Zwecke auf 10 % erhöht wor- 
den, nachdem er vorher lediglich bei Spenden für 
wissenschaftliche und als besonders fördenmgswür- 
dig anerkannte kulturelle Zwecke 10 % des Gesamt- 
betrags der Einkünfte betragen hatte. 

243. Der Förderung der Eigenvorsorge für selb- 
ständig Tätige dient die Erhöhung des Sonderaus- 
gaben-Vorwegabzugs ab 1990 auf 4000/8000 DM 
(Alleinstehende/Verheiratete). 


Xli. Internationale sozialpolitische Zusammenarbeit 


244. Die Bimdesregierung hat in den letzten Jahren 
die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Sozialpolitik verstärkt. Ziel ihrer Politik war und 
ist es, über nationale Grenzen hinweg zur Verbesse- 
rung der Lebensbedingimgen der Menschen beizu- 
tragen, sei es im Rahmen bilateraler Zusammenar- 
beit mit anderen Staaten oder durch Mitwirkimg in 
internationalen und supranationalen Organisatio- 
nen. Der Schwerpunkt der Aktivitäten lag dabei im 
Bereich der westeuropäischen Integration, insbeson- 
dere der Gestaltung der sozialen Dimension des EG- 
Binnenmarktes. Neue Perspektiven für die interna- 
tionale wie die bilaterale sozialpolitische Zusam- 
menarbeit sind durch die Reformbewegungen in 
Mittel-, Ost- und Südosteuropa eröffnet worden; 
hierbei konnte an Aktivitäten der Ost-West-Zusam- 
menarbeit im Rcihmen der Internationalen Arbeits- 
orgaiüsation angeknüpft werden. 


1. Europäische Gemeinschaften 

245. Die Politik der Europäischen Gemeinschaften 
hat mit der Einheitlichen Europäischen Akte, die 
1987 in Kraft getreten ist, neuen Schwung erhalten; 
diese bildet die vertragliche Grundlage zur Ver- 
wirklichimg des Europäischen Binnenmarktes bis 
zum 1. Januar 1993. Die EG-Kommission hat in ihrem 
Weißbuch von 1985 detailliert fast 300 Vorhaben für 
Rechtscikte beschrieben, die sie zur Schaffimg eines 
großen gemeinscunen Marktes ohne Binnengrenzen 
für Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital 
für imerläßlich hält. Daß ein derartig einschneiden- 


des wirtschaftspolitisches Programm auch sozialpo- 
litische Folgen hat, ist zunächst vernachlässigt wor- 
den. 

Die Bundesregierung hat demgegenüber von An- 
fang an auf die Gleichwertigkeit von Wirtschafts- 
und Sozialpolitik gedrängt. Nur durch die Konkreti- 
sienmg der sozialen Dimension des Binnenmarktes 
lassen sich Ängste und Widerstände bei den Arbeit- 
nehmern abbauen und die notwendige Akzeptanz 
des Binnenmarktes erreichen. Während ihrer EG- 
Präsidentschaft im ersten Halbjahr 1988 bildete der 
Ausbau der sozialen Dimension des Binnenmarktes 
für die Bundesregierung einen wesentlichen 
Schwerpunkt der Gemeinschaftspolitik. Die Erklä- 
rung des Europäischen Rates von Hannover im Juni 
1988 war der letzte entscheidende Anstoß für die 
EG-Kommission, um im September 1988 eine ganze 
Reihe sozialpolitischer Vorhaben aufzulisten und 
programmatische Aussagen politisch verbindlich zu 
verabschieden. 

Der Binnenmarkt verstärkt die Chance für mehr 
Wachstum und damit für mehr Beschäftigimg. Ein 
dynamischer Wettbewerb wird dafür sorgen, daß die 
Vorteile des Binnenmarktes allen EG-Bürgem in 
Form höherer Realeinkommen zugute kommen. Der 
Binnenmarkt wird die wirtschaftlichen und sozialen 
Chancen auch für die Zukunft sichern. 

246. Der Ausbau der sozialen Dimension des Bin- 
nenmarktes dient dazu, das im EWG-Vertrag festge- 
legte Ziel einer Angleichung der Lebens- und Ar- 
beitsbedingimgen zu fördern. Von besonderer Be- 
deutimg für die Arbeitnehmer ist der Bereich Sicher- 
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heit und GesiaBdheitsschütz am Arbeitsplatz. Die 
deutsche Ratspräsidentschaft initiiene hierzu eine 
ganze Reihe von Richtlinien, die mittlerweile verab- 
schiedet werden konntea Im Juni 1969 wurde eine 
Rahmenrichüinie für einen umfassenden ArbeitS“ 
schütz verabschiedet. Sie wird ergänzt durch ein Pa- 
ket von fünf EiazelrichtUnien zu Anforderungen an 
Arbeitsstätten und Bildschirmarbeitsplätze, zur 
Handhabung persönlicher Schutzausrüstungen und 
von Maschinen sowie zu Vorkehrungen beim Heben 
von Lasten (vgl. Tz. 89). Von großer Bedeutung ist 
vor allem die Aibeitsstättenrichtlinie, die konkrete 
Anforderungen an künftig zu errichtende Arbeits- 
stätten (z.B, Notausgänge, Brandbekämpfimg, Lüf- 
tung, Beleuchtung, Raumtemperatur, Fußböden, 
Verkehrswege, Pausen- und Sanitärräume und Erste 
Hilfe) fesüegt. Es wird erwartet, daß bei deren kon- 
sequenter Umsetzung die Unfallzahlen allgemein 
weiter zuruckgehen werden. Die Richtlinie zum 
Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch 
Karzinogene wird u.a, auf alle krebserzeugende 
Stoffe und Zubereitungen ausgedehnt. Statt des bis- 
herigen Systems einzelstoffbezogener Richtlinien 
gibt es nun eine allgemeine Schutztegeluag, Die 
Bundesregierung tritt für eine konsequente Fortset- 
zung der EG-Arbeitsschutzpolitik ein, wozu auch die 
Bereiche Jahresurlaub, Mutterschutz, ICinderarbeits- 
verbol und besonderer Jugendarbeitsschutz gehö- 
ren. Die gemeinschaftlichen Regelungen dazu bil- 
den eine notwendige Ergänzung zu den Binnen- 
markLrichtlinien. 

247. Ein besonderes Anliegen ist die Sicherung der 
Mitbestimmung, die in der Bundesrepublik Deutsch- 
land wesentlich zum sozialen Frieden beigetragen 
hat. Die langwierigen, noch nicht abgeschlossenen 
Beratungen zu verschiedenen Gesellschaftsrichtlmi- 
en haben gezeigt, daß hier eine Einigung auf euro- 
päischer Ebene besonders schwierig ist. Daher sind 
die Sozialpartner aufgefordert, bei ihren Partneror- 
ganisationen in den anderen Mitgliedstaaten für die 
Mitbestimmung zu werben. 

246. Im Jahre 1989 bildete die Gemeinscbaftscharta 
der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer das zen- 
trale sozialpolitische Vorhaben der Europäischen 
Gemeinschaften. Sie wurde im Dezember 1989 von 
den Staats- und Regierungschefs von It Mitglied- 
staaten angenommeru Die Charta erhält eine Aufli- 
stung von 26 politischen, aber rechtlich nicht ver- 
bindlichen Forderungen und Verpflichtungen, und 
zwar insbesondere: 

— das Recht auf Freizügigkeit für Arbeitnehmer, 
Gleichbehandlung bei den Lebens- und Arbeits- 
bedingungen, Harmonisierung von Aufenthalts- 
bedingungen und Faniiüenzusammeiiführung, 
Verbesserungen für Grenzarbeitnehmer, Gleich- 
behandlung beim Sozialversicherungsschutzj 

— das Recht auf angemessene Bezahlung und aus- 
reichenden Pfändungsschutz, freie Berufswahl 
und Berufsausübung und unentgeltliche Vennitt- 
lungsdienstei 

— die Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedin- 
grmgen durch Angleicbung der Arbeitszeiten 


und Arbeitszeitgestaltung, der besonderen Ar- 
beitsformen abweichend vom unbefristeten VoU- 
zeitarbeitsverhältnis, das Recht auf bezahlten 
Jahresurlaub und wöchentliche Ruhezeit; 

— das Recht auf angemessenen sozialen Schutz und 
Sozialhilfe; 

— das Recht auf Koalitionsfreiheit und Tarifver- 
handlungen einschließlich Streik und Aussper- 
nmg, den Ausbau des sozialen Dialogs; 

— das Recht auf Berufsausbildung und gleichen Zu- 
gang hierzu für alle EG-Büiger, die Schaffung 
von Voraussetzungen für Weiterbildung ein- 
schließlich Bildungsurlaub; 

— das Recht auf Gleichbehandlung von Männern 
und Frauen, Verstärkung der Chancengleichheit 
insbesondere beim Arbeitsentgelt; 

— das Recht auf Unterrichtung, Anhörung und Mit- 
wirkung von Arbeitnehmern (insbesondere in 
Unternehmen mit Niederlassungen in mehreren 
Ländern der Gemeinschaft) bei Entscheidungen 
über technologischen Wandel, Umstrukturierun- 
gen und im Falle von Grenzarbeitnehmem; 

— das Recht auf Gesundheitsschutz und Sicherheit 
am Arbeitsplatz; 

— die Sicherstellung von Kinder- und Jugend- 
schutz, Kinderarbeitsverbot für Jugendliche un- 
ter 15 Jahren, gerechtes Arbeitsentgelt, Möglich- 
keit für zusätzliche Berufsausbildung, Höchstar- 
beitszeit, Verbot der Nachtarbeit; 

— die Garantie eines Mindesteinkommens und des 
sozialen Schutzes für ältere Menschen; 

— die möglichst vollständige Eingliederung der Be- 
hinderten Ln das Erwerbsleben. 

Die Charta ist ein polltisclies Signal an die Arbeit- 
nehmer in Europa; sie soll nach Auffassung der Bun- 
desregierung den Weg ebnen zu konkreten rechts- 
verbindlichen sozialen MindesLstandards in der Ge- 
meinschaft. 

249. Die Bundesregierung hat mit der Frage der 
Gestaltung der sozialen Dimension des Binnenmark- 
tes von Anfang an auf die Beteiligung der Sozialpart- 
ner gesetzt. Die Intensivierung des sozialen Dialogs 
auch auf EG-Ebene ist ein erklärtes Ziel für das Ar- 
beitsprogramm der 90er Jahre. Die institutionelle 
Verankerung im Artikel 118b EWG-Vertrag reicht 
allein nicht aus. Die Betroffenen selbst wissen 
schließlich am ehesten, wo es Probleme gibt. Die 
Kommission wird ihre Vorschläge zur Umsetzung 
der Sozialcharta erst nach einer Beteiligung der So- 
zialpartner den Ratsgremien vorlegen. 

Nachdem der Deutsche Gewerkschaftsbund und die 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver- 
bände in ihrer gemeinsamen Erklärung vom Juli 
1989 für die gemeinschaftsweite Formulierung sozia- 
ler Mindestnormen eingetreten waren, koimte die 
Bundesregierung gestützt auf die Sozialpartner Vor- 
schläge für neun konkrete Mindestrechte formulie- 
ren; diese betreffen: 
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— Jahresurlaub (mindestens vier Wochen bezahlter 
Erholungsurlaub); 

— Schulz von Kindern und Jugendlichen (Mindest- 
alter von 15 Jahren für Beschäftigung); 

— Mutterschutz (mindestens 14 Wochen bezahlte 
Freistellung); 

— Eingliederung von Behinderten; 

— Berufsberatung und Arbeitsvermittlung (unpar- 
teiisch und unentgeltlich); 

— Entgeltfortzahlung an Feiertagen; 

— Entgeltfortzahlung Lm Krankheitsfall; 

— Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeits- 
platz und 

— Arbeitnehmerüberiassung. 

Diese Vorschläge hat die EG -Kommission in ihrem 
auf der Arbeitsministertagung vom November 1969 
vorgesteUten Aktionsprogamm teilweise und in all- 
gemeiner Form aufgegriffen. Abgesehen von dem 
zentralen Bereich des Arbeitsschutzes sind nur we- 
nige Punkte konkretisiert worden, Z. B, soU es Richt- 
linien zum Schulz schwangerer Frauen am Arbeits- 
platz und zum Jugendschutz geben* Angesichts der 
immer noch viel zu hoben Arbeitslosigkeit ist zu kri- 
tisieren, daß Z.B. das schon in der Gemeinschafts- 
Charta enthaltene Recht auf unentgeltliche Inan- 
spruchnahme der Arbeitsverwaltung fehlt 

Die Bundesregierung tritt dafür ein, daß möglichst 
bald Richllinienent%vürfe beraten werden können 
und die Kommission sich hei ihren Vorschlägen auf 
die konsensfähigen Punkte konzentriert. Die Ge- 
meinschaft soll vor allem dort tätig werden, wo es 
aus sachlichen Gründen notwendig ist, wie bisher 
im Bereich Arbeitsschutz, aber auch darüber hinaus 
z. ß, bei Regelungen zur grenzüberschreitenden Ar- 
beitnehmerüberlassung und zur grenzüberschrei- 
tenden Aibeitnehmervertrelung. Die Bundesregie- 
rung wird sich dafür einselzen, daß Arbeitnehmer- 
Vertretungen von grenzüberschreitenden Groß- 
unternehmen auf Gemeinschaftsebene das Recht 
erhallen, Delegiertenversammlungen zum Informa- 
tionS“ und Erfahrungsaustausch durchzuführerL 

ln der Gemeinschaf tschaila ist festgehalten, daß — 
entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip — die Mit- 
gliedstaaten in erster Linie selbst hzw. durch Einwir- 
kung auf die Sozialpartner für die Verwirklichung 
der sozialen Grundrechte sorgen sollen. Insgesamt 
ist bei der Harmonisierung im Arbeits- und Sozial- 
recht angesichts der unterschiedlichen Systeme in 
den Mitgliedstaaten Behutsamkeit geboten. Auch 
nach dem durch die Einheitliche Europäische Akte 
geänderten EWG-Vertiag sind die Kembereiche des 
Arbeits- und Sozialrechts aus guten Gründen haupt- 
sächlich in der Verantwortung der Mitgliedstaaten 
verblieben. Zur Herstellung des Binnenmarktes ist 
eine Harmonisierung in vielen Fällen auch gar nicht 
erforderlich. 

250. Angesichts der unterschiedlichen Ausgangsla- 
ge und der unterschiedlichen Strukturen in den em- 
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zelnen Mitgliedstaaten kann es auch bei den grund' 
legenden Arb eit nehmen echten noch keine einheit- 
lichen europäischen Regelungen im Sinne einer 
Harmonisierung auf höchstem Niveau geben. Es 
kommt vielmehr darauf an, durch eine Festlegung 
von Mindeststandards eine langsame Angleichung 
der Arbeits- und Lebensverhältnisse in den Mit- 
gliedstaaten zu erreichen. Mindeststandards bedeu- 
ten eine EG-weite Absicherung nach unten, ohne 
von den schwächeren Partnern zu viel zu verlangen 
und deren Weltbewerbschancen zu verschlechtern* 
Zugleich erlauben sie aber höhere Standards für die 
Mitgliedstaaten, deren Sozialsysteme weiter ent- 
wickelt sind. 

Allerdings kann die Angleichung der erheblichen 
Unterschiede in den Sozialversicherungssystemen 
der Zwölfergemeinschaft nicht dadurch geschehen, 
daß Auslandstalbestande ohne Berücksichtigung 
von Sinn und Zweck der jeweiligen Leistung und 
unter Abkehr vom herrschenden Territorialitäts- 
Prinzip wie inländische anerkannt werden. Darüber 
hinaus sollten Länder mit einem hohen Soziallei- 
stungsniveau nicht gezwungen werden, ihre Lei- 
stungen über das angemessene Maß hinaus zu ex- 
portieren. Die am Einzelfall orientierte Rechtspre- 
chung des Europäischen Gerichtshofes hat dazu ge- 
führt, daß der Export von Sozialleistungen über das 
gewünschte Maß hinaus ausgedehnt werden mußte. 
Die EG -Kommission hat darüber hinaus gegen die 
Bundesrepublik Deutschland Vertragsverletzungs- 
Verfahren auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit 
eingeleitel, die zum Teil den Eindruck erwecken, als 
solle durch Umleitung der Sozialleistungsströme ei- 
ne Stxukturhilfe für Länder mit niedrigem Lei- 
sttmgsniveau gewährt werden. Die Bundesregierung 
wird sich Bestrebungen entgegenstellen, die auch 
die betrieblichen Altersversorgungssysteme oder 
gar die Sozialhilfe den Koordinierungsregeln des 
Gemeinschaftsrechts unterwerfen wollen. Sie wird 
bei künftigen Gesetzesvorhaben und Novellierun- 
gen den möglichen Einwirkungen des EG -Rechts 
verstärkt Rechnung tragen* 

251 * Nach Vollendung des Bmnerunarkles ist schon 
mittelfristig eine weitere kräftige Zunahme der Zahl 
der Arbeitsplätze zu erwarten* Die gleichzeitig ab- 
laufende Umstrukturierung der Wirtschaft in vielen 
Bereichen bringt es gleichwohl mit sich, daß nicht 
jeder Arbeitsplatz erhalten werden kann. Daher sind 
weiterhin Aktivitäten zur gezielten Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit, insbesondere der Langzeitarbeits- 
losigkeil, der Jugendarbeitslosigkeit, und zur beruf- 
lichen Wiedereingliederung von Frauen sowie zur 
Aus- und Fortbüdimg notwendig. Neben den Mit- 
gliedstaaten selbst, die in erster Linie für die Ar- 
beitsmarktpolitik zuständig sind, unternimmt auch 
die Gemeinschaft erhebliche Anstrengungen zur Be- 
wältigimg dieses Problems. 

252. Zur unmittelbaren Verbessenmg der Beschäf- 
ttgungssitualion tragen die Europäischen Gemein- 
schaften vor allem durch den Europäischen Sozial- 
fonds bei. Mit Mitteln des Sozialfonds werden über- 
wiegend Maßnahmen der beruflichen Bildung ge- 
fördert* Nach den bis 1989 geltenden Bestimmungen 
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waren 75 % der Fondsmitlel der Bekämpfung der Ju- 
gendarbeitslosigkeit Vorbehalten, Sie kamen vor al- 
lem den wirtschaftlich schwächeren Mitgliedstaaten 
zugute. Die genehmigten Zuschüsse stiegen von rd. 
5,3 Milliarden DM im Jahre 1986 auf rd. 7,2 Milliar- 
den DM für 1989, 

Die Mittelbewil.ligungen aus dem Europäischen So- 
zialfonds für Projekte in der Bundesrepublik 
Deutschland stiegen von rd. 200 Millionen DM im 
Jahre 1986 auf rd. 400 Millionen DM im Jahre 1989, 
Mit diesen Zuschüssen konnte sich der Europäische 
Sozialfonds 1986 an Maßnahmen für rd. 49000 Perso- 
nen und 1989 für rd. 80000 Personen beteiligen. 

Mit den Beschlüssen des Brüsseler Sondergipfels un- 
ter deutscher Präsidentschaft im Februar 1988 — ins- 
besondere zur realen Verdoppelung der Finanzmit- 
tel für die Europäischen Stmkturfonds (Regional- 
fonds, Sozialfonds, Agrarfonds — Teil Ausrichtung) 
von 1987 bis 1993 — haben die Europäischen Ge- 
meinschaften einen wichtigen Schritt getan, um die 
wirtschaftlich schwächeren MitgÜedstaaten und 
Regionen der Gemeinschaft schneller an den Ent- 
wicklungsstand der übrigen heranzuführen. Ent- 
scheidend dafür sind die hohen haushaltsmäßigen 
Vorleistungen der Bundesrepublik Deutschland, die 
zu einer jährlichen Mehrbelastimg von mehreren 
Milliarden DM führen. Für den Zeitraum 1989 bis 
1993 stehen den EG -Strukturfonds Mittel in Höhe 
von rd, 123 Milliarden DM (Stand: 1989) zur Verfü- 
gung, Der reale Wert dieses Mi tteltr ansfers ist damit 
höher als der seinerzeilige Wert des Marshall-Planes 
nach dem Zweiten Weltkrieg, 

Zur Ausfüllung der Brüsseler Beschlüsse hat der Rat 
eine Rahmen- und 4 Durchführungsverordnungen 
verabschiedet. Durch die Rahmenverordnimg wurde 
der Einsatz der Mittel der Strukturfonds auf fünf 
vorrangige Ziele konzentriert. Hauptaufgaben des 
Europäischen Sozialfonds sind die Bekämpfung der 
Langzeitaxbeitslosigkeit (Ziel 3) und die Erleichte- 
rung der Eingliedenmg von Jugendlichen in das Er- 
werbsleben (Ziel 4}. Der Europäische Sozialfonds 
wird sich darüber hinaus voraussichtlich an sozialen 
Begleitmaßnahmen bei der Umstellung der von 
rückläufiger Industxieenlwicklung betroffenen Ge- 
biete {Ziel 2 ] und bei der Förderung der Entwicklung 
des ländlichen Raumes (Ziel 5 b) beteiligen. 

Bund und Länder haben im Rahmen einer Bund- 
Länder-Koordimenmgsgruppe 35 Pläne mit detail- 
lierten Arbeitsmarktanalysen und Erläuterungen 
der geplanten arbeitsmarkt politischen Schwerpunk- 
te zu den genannten Zielen aufgestelll. Außerdem 
hat die Bundesregierung die Förderanträge (für ope- 
rationelle Programme und Globalzuschüsse) in Brüs- 
sel vorgelegt. Die EG -Kommission hat daraufhin im 
gemeinschaftlichen Förderkonzept für den Pla- 
nungszeitraum 1990 bis 1992 insgesamt rd. 1,2 Mil- 
liarden DM für sozialpolitische Aktionen im Rahmen 
der Ziele 3 und 4 und rd. 170 Millionen DM für sozia- 
le Begleitmaßnahmen zu Ziel 2 (bezogen auf die Jah- 
re 1990 und 1991) an Fördermitteln für die Bundesre- 
publik Deutschland in Aussicht gestellt. In Kürze 
wird die EG -Kommission über das Fördervolumen 
für Ziel 5 b entscheiden. Es werden rd, 165 Millionen 


DM für die Bundesrepublik Deutschland für sozial- 
flankierende Maßnahmen (1990 bis 1993) erwartet. 
Den deutschen Bedenken gegen das sehr verwal- 
tungsaufwendige neue mehrstufige Antrags- und 
B e wi 11 igungsverf ähren sowie die Durchführung der 
Förderung, die sich in der Praxis bestätigt haben, 
wurde von den anderen Mitgliedstaaten und der 
EG -Kommission überwiegend nicht Rechnung ge- 
tragen. 

253. Im Bereich der beruflichen Bildung hat die 
Gemeinschaft deutliche Akzente gesetzt und insbe- 
sondere die Rolle der beruflichen Aus- und Weiter- 
bildung für die Realisierung des europäischen Bin- 
nenmarktes betont. Am 1. Dezember 1987 hat der Rat 
ein Aktionsprogramm für die Bemfsbüdung Jugend- 
licher und zur Vorbereitung der Jugendlichen auf 
das Erwachsenen- und Erwerbsleben (PETRA- 
Programm) beschlossen. Sein Ziel ist es, allen Ju- 
gendlichen der Gemeinschaft, die dies wünschen, im 
Anschluß an die Vollzeitschulpflicht für die Dauer 
von einem Jahr oder — soweit möglich — zwei oder 
mehreren Jahren die Teilnahme an einer Berufsbil- 
dungsraaßnahme zu ermöglichen. Das Ende Mai 
1990 verabschiedete Programm FORCE hat zum 
21iel, die berufliche Weiterbildung in der Gemein- 
scbafi auf allen Ebenen und für alle Erwerbstätige 
zu fördern. Einen weiteren Schwerpunkt steUi das 
EUROTE CNET -Programm dar, dessen Ziel die För- 
derung der Aktivitäten der Mitgliedstaaten zur An- 
passung der beruflichen Aus- und Weiterbildung an 
die veränderten Qualifikalionsanforderungen der 
neuen Informationstechnologien ist. Dieses Pro- 
gramm, das Ende 1988 auslief, ist durch Ratsbeschlufl 
vom 30. November 1989 für weitere fünf Jahre ver- 
längert worden. 

Von erheblicher Bedeutung für die Verwirklichung 
des Binnenmarktes wie die Entwicklung eines euro- 
päischen Sozial- und BUdungsraumes sind auch die 
seil 1986 laufenden AJttionsprogramrae der Euro- 
päischen Gemeinschaften im Biidungsbereich, Das 
COMETT -Programm zur Förderung der Zusammen- 
arbeit von Hochschulen und Wirtschaft Im Techno- 
logiebereich wurde Ende 1988 für fünf Jahre verlän- 
gert Für dieses Progranmi stehen ebenso wie für das 
LLNGUA-Prograjnm zur Förderung des Fremd- 
sprach enleme ns im Bildungswesen und im Beruf, 
das 1989 beschlossen wurde, für die Jahre 1990 bis 
1994 jeweils rd. 400 Millionen DM zur Verfügung. 
Das ERASMUS-PTograimn von 1987, das 1989 eben- 
falls für fünf Jahre verlängert wurde, hat in seiner 
ersten Phase bereits rd. 30000 Studenten aus den 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft einen Ausländs- 
aufenthalt ermöglicht. 

Das 1988 beschlossene Programm .Jugend für Euro- 
pa“ unterstützt den bilateralen und multilateralen 
Jugendaustausch unter den Mitgliedstaaten im au- 
ßerschulischen Bereich und hat bereits zur Heraus- 
bildung neuer [nfrastrukturen für diesen Zweck in 
fast allen Mitgliedstaaten geführt. 

254. Die Bundesrepublik Deutschland beteiligt 
sich aktiv an weiteren Gemeinscbaftsiniliativen zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, insbesondere an 
dem 
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— LEDA-Programm zur technischen Unterstützung 
örtlicher Initiativen in Gebieten mit hoher Ar- 
beitslosigkeit; 

— ERGO-Programm zur Förderung des Erfahrungs- 
austauschs in bezug auf Hilfsmaßnahmen für 
Langzeitarbeitslose; 

— IRIS-Programm, dessen Ziel es ist, durch innova- 
tive Projekte den Zugang von Frauen zur Ausbil- 
dung zu stärken. 

Diese Vorhaben konzentrieren sich auf den Informa- 
tionsaustausch und die Aktivierung der Beteiligten 
vor Ort. 

255. Nach den Richtlinien des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung zu Artikel 56 § 2b des Ver- 
trags über die Gründung der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl (EGKS-Vertrag) er- 
halten Arbeitnehmer der Montanbereiche Kohle und 
Stahl, die von strukturell bedingten Stillegungs-, 
Teilstillegungs- oder Betriebseinschränkungsmaß- 
nahmen betroffen werden, zusätzliche soziale An- 
passungshilfen. 

Es sind dies 

— Beihilfen zur Fördenmg der regionalen Mobili- 
tät, 

— Beihilfen bei Wiederbeschäftigung, 

— Beihilfen bei vorübergehender Arbeitslosigkeit, 

— Beihilfen bei vorzeitigen Pensionierungen. 

Von 1970 bis Ende 1989 sind an die Arbeitnehmer der 
beiden Montanbereiche Anpassimgsbeihilfen in Hö- 
he von insgesamt rd. 1115 Millionen DM gezahlt 
worden. Für 1990 sind hierfür 204 Millionen DM vor- 
gesehen. 

Die Gewährung dieser Beihilfen hat mit dazu beige- 
tragen, daß die Anpassungsprozesse im Kohle- und 
Stahlbereich sozialverträglich durchgeführt werden 
konnten. 


2. Internationale Arbeitsorganisation (IAO) 

256. Die 1919 gegründete Internationale Arbeitsor- 
ganisation ist als Sonderorganisation der Vereinten 
Nationen weltweit für Arbeits- und Sozialpolitik zu- 
ständig. Zu ihren wesentlichen Aufgaben gehören 
die Normensetzimg, die Überwachimg der Einhal- 
timg der lAO-Normen in den Mitgliedstaaten, die 
technische Zusammenarbeit mit den Entwicklungs- 
ländern sowie die Verbreitimg von Informationen 
und Forschungsergebnissen. In den Gremien der 
IAO wirken Regienmgs-, Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmervertreter der 150 Mitgliedstaaten, zu denen 
seit 1951 auch die Bundesrepublik Deutschland ge- 
hört, gleichberechtigt mit. Die dreigliedrige Struk- 
tur der IAO imd die Autonomie der drei Gruppen 
garantieren Effektivität und Praxisnähe. 

Die Bimdesrepublik Deutschland hat als viertgröß- 
ter Beitragszahler mit neun anderen wichtigen Indu- 


striestaaten einen festen Sitz im Verwaltungsrat, 
dem Exekutivorgan der IAO. Neben ihrem Beitrags- 
anteU leistet die Bundesregierung — mit steigender 
Tendenz — freiwillige Zahlungen für Aufgaben der 
technischen Hilfe. Sie möchte damit die Bemühun- 
gen der IAO imterstützen, den Ländern der Dritten 
Welt eine schrittweise Angleichung an das Niveau 
der internationalen Arbeitsnormen zu ermöglichen 
und damit internationale soziale Ungleichgewichte 
abzubauen. 

257. Von dem umfangreichen Normenwerk der 
IAO hat die Bundesrepublik Deutschland bisher 69 
Übereinkommen, darunter die grundlegenden Men- 
schenrechtsübereinkommen zur Vereinigimgsfrei- 
heit sowie zum Verbot der Diskriminierung imd der 
Zwangsarbeit, ratifiziert. Da für eine Ratifizienmg 
durch die Bimdesrepublik Deutschland bei einer 
Gesamtzahl von 169 Übereinkommen 57 Überein- 
kommen nicht in Betracht kommen, weil sie Koloni- 
algebiete betreffen oder überholt bzw. diurch andere 
Übereinkommen ersetzt sind, gehört die Bundesre- 
publik Deutschland mit einer Ratifizierungsrate von 
zwei Dritteln zu den 15 Staaten mit den meisten Ra- 
tifikationen. 1988 sind die beiden älteren, jedoch im 
Hinblick auf Schiffssicherheit und Umweltschutz 
weiterhin aktuellen Seeschiffahrtsübereinkommen 
53 und 125 über Befähigungsnachweise der Schiffs- 
offiziere bzw. der Fischer ratifiziert worden. Im Jah- 
re 1989 erfolgte die Ratifizienmg des Übereinkom- 
mens 159 über die berufliche Rehabilitation und die 
Beschäftigung der Behinderten. Das Übereinkom- 
men liegt auf der Linie der von der Bundesregienmg 
verfolgten Zielsetzimg, Behinderte durch Maßnah- 
men in den Bereichen Berufsberatung, Berufsausbil- 
dung, Arbeitsvermittlimg und Beschäftigimgsförde- 
nmg in den allgemeinen Arbeitsmarkt zu integrie- 
ren. Zu sechs weiteren Übereinkonunen ist das Rati- 
fizierungsverfahren bereits eingeleitet (so betr. Ar- 
beitsstatistiken) bzw. wird die Ratifizierung geprüft 
(so betr. Arbeitsumwelt, betriebsärztlicher Dienst, 
Sicherheit bei der Verwendung von Asbest, Arbeits- 
schutz im Bauwesen, Beschäftigungsfördenmg und 
Schutz gegen Arbeitslosigkeit). 

Ausgewählte Generalthemen, die die Diskussion der 
Internationalen Arbeitskonferenzen von 1986 bis 
1989 bestimmten, waren „Die Arbeitsumwelt im 
Wandel" (1986), „Multilaterale Zusammenarbeit" 
(1987), „Menschenrechtsfragen" (1988) sowie „Wirt- 
schaftsaufschwimg und Beschäftigung" (1989). 

258. Die Zeit ihrer EG -Präsidentschaft im ersten 
Halbjahr 1988 hat die Bundesregierung innerhalb 
der IAO mit dem Ziel genutzt, zu einem Aufbrechen 
der starren Fronten zwischen Ost und West kon- 
struktiv beizutragen. Erstmals haben die sozialisti- 
schen Staaten als Ergebnis dieser Bemühungen eine 
insgesamt positive Einstellung zur Arbeit der IAO 
eingenommen, die völlige Autonomie der Gruppen 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer anerkcumt 
sowie die Anerkennung der Normenkontrolle durch 
die IAO offiziell und verbindlich zum Ausdruck ge- 
bracht. 

Die politischen, wirtschaftlichen und sozialen Ver- 
änderungen in den Staaten Mittel-, Ost- und Süd- 
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Osteuropas haben zu einer intensiven ZusammeBaj- 
beit dieser Staaten mit der IAO gefulut, Angesichts 
der hohen Sachkunde der IAO, soziale Fragen und 
Probleme des Arbeitsmarktes zu analysieren und 
konstruktive Vorschläge zu deren Lösung zu unter- 
breiten, trägt die Hilfeleistung der IAO auf sozialpo- 
litischem Gebiet zur Stützung der demokratischen 
Umwälzungen in Mittel-, Ost- und Südosteuropa bei. 
Die Bundesregiening unterstützt daher auch weiter- 
hin nachdrücklich diese Bemühungen, die sinnvoll 
ihre eigenen bilateralen Prograrmne ergänzen. 


3. Europarat 

2S9* Im Europarat sind heute 23 Staaten mit über 
400 Millionen Einwohnern zusanimengeschlossem 
Das Ziel des Europarats, sich für eine größere euro- 
päische Einheit einzusetzen. die Prinzipien der par- 
lamentarischen Demokratie und der Menschenrech- 
te zu verteidigen und die Lebensbedingungen des 
einzelnen zu verbessern, hat angesichts der jüngsten 
Entwicklungen in den Europäischen Gemeinschaf- 
ten und in Mttel-, Ost- und Südosteuropa neue Ak- 
tualität gewonnen. 

Zu erwähnen ist in diesem Zusaramenhang die Emp- 
fehlung 1107 (1909) der Parlamentarischen Versamm- 
lung zur Rolle der Europäischen Sozialcharta. Sie 
weist nicht nur auf die Modellfunktion der Sozial- 
charta des Euioparats aus dem Jahre 1961 für eine 
Charta sozialer Grundrechte der Europäischen Ge- 
meinschaften (vgl. Tz. 248) hin, sondern sieht in der 
Sozialcharta auch ein Lnstrument des Dialogs und 
der Annäherung nicht nur für die Mitgliedstaatem 
sondern auch für andere europäische Länder. Eini- 
gen davon — Jugoslawien, Ungarn, Polen und der 
Sowjetumion — hat die Parlamentarische Versamm- 
lung 1989 einen Gaststalus eingeräumt, am 7. Mai 
1990 auch der DDR und der Tschechoslowakei* Bul- 
garien hat den Gaststatus beantragt. Von Ungarn, 
Polen und Jugoslawien liegen Anträge auf VoUmit- 
gliedschaft vor. 

Vor allem die Erfahrungen der Mitgliedstaaten bei 
der praktischen Umsetzung der in den grundlegen- 
den Vertragswerken des Euioparats — Menschen- 
rechtskonvention, Sozialcharta — verankerten 
Rechte und die Behandlung dieser Erfahrungen in 
den verschiedenen Gremien der Organisation lassen 
den Europaral als geeignete Institution erscheinen, 
um den Staaten Mittel-, Ost- und Südosteuropas den 
schwierigen Übergang zu einer parlamentarischen 
Demokratie zu erleichtern, die den Grundsätzen der 
Achtung der Menschenrechte \md der sozial verant- 
wortlichen Förderung der Leistungsfähigkeit und 
-bereitschaft des einzelnen verpflichtet ist. 

260, Fortbestehenden sozialpolitischen Problemen 
in den Mitgliedstaaten galten 

— die Dritte Konferenz der für Wanderungsfragen 
zuständigen Minister im Mai 1987, die als Schwer- 
punklthemen die Integration der Wanderarbeit- 
nehmer bei gesellschaftl icher Einbindung im Auf- 
nahmestaat einerseits und Wahrung der kulturel- 


len Eigenständigkeit andererseits sowie die Ver- 
besserung der Reintegration durch bi- und multi- 
laterale Zusammenarbeit behandelter 

— die Vierte Konferenz der Minister für soziale Si- 
cherheit im April 1989 zum Thema „Die soziale 
Sicherheit in einer im Wandel begriffenen Ge- 
seUscbaft: Hält die soziale Sicherheit mit der Ent- 
wicklung der sozialen Gegebenheiten und der fa- 
miliären Strukturen Schritt?"; 

— die Vierte Konferenz der Arbeitsminister im Ok- 
tober 1989; diese stand unter dem Generalthema 
„Entwicklung der Beschäftigung zwischen 1986 
und 1989 — Zukunftsprognosen'' und befaßte sich 
außerdem mit Fragen der inlemationalen Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit sowie mit Rolle 
und Funktionsweise der arbeitsmarklpoli tischen 
Instrumente und mit der Frauenbeschäftigung, 
Zu den beiden letztgenannten Themen verab- 
schiedete die Konferenz zwei Resolutionen. 


4. Organisation für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 

261. Beobachtung und Förderung von Beschäfti- 
gung und Lebensstandard gehören zu den Aufgaben 
der OECD, eines in erster Linie wirtschaftlich orien- 
tierten Zusammenschlusses von 24 Staaten, darunter 
die weltweit größten IndustriestaateiL Besondere 
Beachtung finden die jährlich erscheinenden Be- 
schäftigungsperspeküven (Employment Outlook) 
der OECD mit ihren Statistiken, Axbeitsmarktanaly- 
sen und kurz- und mittelfristigen Prognosen. Der Be- 
richt 1909 erhielt zusätzlich Untersuchungen zu 

— Zusammenhängen zwischen BUdungsabsch las- 
sen und Erwerbsbeteiligung, 

— regionaler Arbeitslosigkeit, 

— Sicherheit und gesundheitlicher Versorgung am 
Arbeitsplatz sowie 

— sektoralen Beschäftigungsstrukturen und -ten- 
denzen, 

262. Auf einem Treffen im November 1986 legten 
die Arbeitsminister der OECD-Mitgliedstaaten als 
Ziele der Arbeitsmarklpoli tik in den folgenden Jah- 
ren fest: 

— vermehrte Schaffung von modernen Arbeitsplät- 
zen durch verstärktes Wirtschaftswachstum, 

— größere Flexibilität auf expandierenden Arbeits- 
märkten in bezug auf Arbeitszeitgestaltung, Ar- 
beitsorganisation, Qualifikation und 

— Anpassungsmaßnahmen für Arbeitslose und von 
Arbeitslosigkeit Bedrohte. 

Eine Erklärung der Minister zu den sozialen Aspek- 
ten des technologischen Wandels wurde umgeselzt 
durch ein Programm, das alle Bereiche mit Techno- 
logiebezug umfaßt, sowie durch den Sachverständi- 
gen-Bericht „Neue Technologien — eine sozio- 
ökonomische Strategie für die 90er Jahre" (Sund- 
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qvist-' Bericht), Die Diskussion des Themas, dem eine 
Reihe von Kolloquien gewidmet sind, dauert an. Zu- 
letzt befaßten sich im Dezember 1989 auf der Konfe- 
renz «Technologischer Wandel als sozialer Prozeß - 
Mensch in Wirtschaft und Gesellschaft" Regiemngs- 
experten, Vertreter der Sozialpartner und von For- 
schungseinrichtungen auf der Grundlage des 
Sundqvisl-Berichts mit unternehmerischen Strategi- 
en und Verhaltensweisen staatlicher Institutionen 
gegenüber der technologischen Entwicklung. 


5 . Vereinte Nationen (VN) 

263. Die von der Generalversammlung 1979 der 
Vereinten Nationen eingesetzte Arbeitsgruppe zur 
Ausarbeitung eines internationalen Übereinkom- 
mens zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitneh- 
mer und ihrer Familien wird im Frühsommer 1990 
die zweite Lesung des Entwurfs beenden. Es ist Dicht 
auszuschließen, daß das Übereinkommen auf der 45. 
Generalversammlung der Vereinten Nationen im 
Herbst 1990 angenommen wird. Ziele des Überein- 
kommens sind die Bekräftigung der schon in den in- 
ternationalen Pakten über bürgerliche und politi- 
sche Rechte und über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte niedergelegten Menschenrechte 
für den genannten Personenkreis sowie die Zuerken- 
nung weiterer Rechte, die seiner besonderen ar- 
beits-, sozial- und aufenthaltsrechtlichen sowie kul- 
turellen Situation Rechnung tragen. Obwohl die 
Bundesregierung sich an der Ausarbeitung des 
Übereinkommens beteiligt hat, hält sie diese Zielset- 
zung nicht für zwingend notwendig, da die Rechte 
der Wanderarbeilnehmer durch andere internatio- 
nale Vertragswerke bereits ausreichend geschützt 
sind. Zahlreiche Einzelregelungen des Übereinkom- 
mensentwuifs legen überdies den Beschäftigungs- 
staaten ausländischer Arbeitnehmer zu weitgehende 
und nicht praktikable Verpflichtungen auf. Die Bun- 
desregierung beabsichtigt daher nicht, das Überein- 
kommen zu unterzeichnen. 


Sozlalvofslcherungsabkommen 

264. Die wütscbaftUche Verflechtung besonders 
der hochentwickelten Industriestaaten und der da- 
mit verbundene Austausch von Arbeitskräften, die 
Ausländ erbe sch äftigung in der Bundesrepublik 


Deutschland, die große Zahl von Deutschen, die 
nach dem Zweiten Weltkrieg ausgewandert sind 
und jetzt ins Rentenalter kommen, sowie der inter- 
nationale Tourismus erfordern auf dem Gebiet der 
sozialen Sicherung den Ausbau der Beziehungen 
der Bundesrepublik Deutschland zu anderen Staa- 
ten, Diesem Ziel dienen Abkommen, die auf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit und der Gleichbe- 
handlung der beiderseitigen Staatsangehörigen ab- 
geschlossen werden. Dadurch wird deren sozialer 
Schutz auch im Fall eines Aufenthalts im jeweils 
anderen Vertragsstaat sicher gestellt In den ver- 
gangenen Jahren sind mehrere zweiseitige Ab- 
kommen einschließlich Änderungsabkommen zur 
Anpassung der Verträge an die innerstaatliche so- 
zialpolitische Entwicklung unterzeichnet worden 
oder Ln Kraft getreten. Der Ausbau der vertragli- 
chen Beziehungen wird fortgesetzt. 


7. BRateraEe Abkommen mit den Staaten Mittel-, 
Ost- und Südosteuropas 

265. Vor dem Hintergrund der Reformprozesse in 
Mittel-, Ost- und Südosteuropa ist der Bedarf an Be- 
ratung und internationalem Erfahrungsaustausch 
gestiegen. Die bilaterale Zusammenarbeit mit die- 
sen Ländern wurde daher intensiviert. Seit dem 
1, Januar 1990 stehen dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung Haushaltsmittel für die „Bera- 
tung osteuropäischer Staaten bei Reform und Neu- 
gestaltung ihrer Systeme sozialer Sicherheit und der 
Arbeitsfö’rderung sowie der Arbeitsbeziehungen" 
zur Verfügung. 

Im Berichtszeitraum wurden im Bereich der Arbeits- 
und Sozialpolitik folgende Abkommen geschlosseni 

— Abkommen mit der UdSSR über die Förderung 
der Fortbildung von Fachkräften auf den Gebie- 
ten des Arbeitsschutzes und der beruflichen Re- 
habilitation Behinderter (Juni 1989); 

— Abkommen mit der Republik Ungarn auf dem 
Gebiet der Arbeitsverwaltung und der Arbeits- 
beziehungen (Dezember 1989): 

— Vereinbarung mit der Republik Ungarn über die 
Beschäftigung von Arbeitnehmern zur Erweite- 
rung ihrer beruflichen und sprachlichen Kennt- 
nisse (Dezember 1989). 

Weitere Abkommen und Vereinbanmgen sind in 
Vorbereitung. 
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Anhang 

Übersicht über Maßnahmen und Vorhaben 


Arbeit und Beruf 


Maßnahme 

Zielsetzung 

Sachstand 

Auswirkungen/Ergebnisse 

Gesetz zur Verlängerung 
des Versicherungs- 
schutzes bei Arbeits- 
losigkeit und Kurzarbeit 

Nach Beschäftigungszeit 
und Alter gestaffelte Ver- 
längerung des Anspruchs 
auf Arbeitslosengeld 

Gesetz vom 

27. Juni 1987 
(BGBL IS. 1542) 

Begünstigt sind ältere Arbeits- 
lose und Arbeitnehmer der 
Stahlindustrie 


Verlängerung der Kurz- 
arbeitergeld-Bezugsfrist 
für Stahlbetriebe auf 

36 Monate 



Verordnung über die 

Frist für den Bezug des 
Kurzarbeiter geldes in Be- 
trieben der Stahlindustrie 

Umsetzung der mit dem 

0. g, Gesetz eröffnet en 
Regelung 

Verordnimg 
vom 26. August 
1987 (BGBl. I 

S. 2129) 

Verlängerte Zahlung von Kurz- 
arbeitergeld zur Vermeidung 
von Entlassungen 

Verordnung über die 
Verlängerung der Frist 
für den Bezug des Kurz- 
arbeitergeldes 

Verlängerung der Kurz- 
arbeitergeld-Bezugsfrist 
für alle Betriebe auf 

24 Monate 

Verordnimg 
vom 16. März 
1987 (BAnz, 
S.3045) 

Begünstigt sind Arbeitnehmer 
und Betriebe, die länger als 
sechs Monate Kurzarbeiten 
müssen 

Maßnahmen für beson- 
ders beeinträchtigte 
Langzeitarbeitslose und 
weitere schwerst- 
vermittelbare Arbeitslose 

Hilfen bei der beruf- 
lichen Wiedereingliede- 
rung insbesondere länger 
als zwei Jahre Arbeits- 
loser 

Richtlinien 
vom 16. Juni 

1989 

i.d. Fassung 
vom 8. Septem- 
ber 1989 
(BAnz. S. 4421) 

Volumen: 250 Mio. DM, 

rd. 8000 Maßnahmeteilnehmer 

bis Ende 1991 

Aktion Beschäftigungs- 
hilfen für Langzeit- 
arbeitslose 

Lohnkostenzuschüsse bei 
unbefristeter Einstellung 
von Langzeitarb ei ts losen 

Richtlinien 
vom 16. Juni 

1989 

(BAnz. S. 3013) 

Volumen: 1,5 Mrd. DM, 

60000 bis 70000 Maßnahmeteil- 
nehmer bis Ende 1991 

Achtes Gesetz zur Ände- 
rung des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes 

Ergänzung der arbeits- 
marktpolitischen Instru- 
mente und verstärkte 
Orientierung des 
Instrumentariums auf 
bestimmte Zielgruppen 

Gesetz vom 

14. Dezember 
1989 

(BGBl. IS. 2602) 

Verbesserung der Förderleistun- 
gen für benachteiligte und 
arbeitslose Jugendliche sowie 
ältere langfristig Arbeitslose 

Neuntes Gesetz zur 
Änderimg des Arbeits- 
förderungsgesetzes 

Konsolidierung be- 
stimmter Leistungen der 
Arbeitsförderung 

Gesetz vom 

20. Dezember 
1988 

(BGBl. IS. 2343) 

Konzentrierung der Förder- 
leistungen vorrangig auf die Pro- 
blemgruppen des Arbeitsmark- 
tes, insbesondere im Bereich der 
Bildungsförderung und der 

Arb eit sbeschaf fimgsmaßnahmen 

Altersteilzeitgesetz 

Ermöglichung eines glei- 
tenden Übergangs vom 
Erwerbsleben in den 
Ruhestand 

Gesetz vom 

20. Dezember 
1988 

(BGBl. IS. 2343) 

Begünstigt sind Arbeitnehmer ab 
dem 58. Lebensjahr 
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Maßnahme 

Zielsetzimg 

Sachstand 

Auswirkimgen/Ergebnisse 

Verordnung über die 
Verlängerung der Frist 
für den Bezug des Kurz- 
arbeitergeldes 

Verlängerung der Kurz- 
arbeitergeld-Bezugsfrist 
für alle Betriebe 

— bis 30. September 

1989 auf 24 Monate 

— ab 1. Oktober 1989 auf 
12 Monate 

Verordnung 
vom 2. März 

1989 

(BAnz. S. 352) 

Begünstigt sind Arbeitnehmer 
und Betriebe, die länger als 
sechs Monate kurzarbeiten 
müssen 

Eingliederungs- 

anpassungsgesetz 

Eingliederung von Aus- 
und Übersiedlem in den 
Arbeitsmarkt 

Gesetz vom 

22. Dezember 
1989 

(BGBl. I S. 2398) 

Begünstigt sind Aus- imd Über- 
siedler, die arbeitslos sind bzw. 
an Sprachkursen oder an beruf- 
lichen Bildungsmaßnahmen teil- 
nehmen. 

Verordnung über die 

Frist für den Bezug des 
Kurzarbeitergeldes bei 
strukturellen Arbeits- 
ausfällen 

Verlängerung der Kurz- 
arbeitergeld-Bezugsfrist 
auf 24 Monate (sozi€de 
Flankierung personeller 
Anpassungsmaßnahmen) 

Verordnung 
vom 17. Januar 
1990 

(BGBl. I S. 126) 

Begünstigt sind die Arbeit- 
nehmer, die bei strukturellen 
Arbeitsausfällen zur Vermeidimg 
von Entlassungen in sog. Perso- 
naleinsatzbetrieben zusamen- 
gefaßt werden 

Verordnung über die Be- 
stimmung des Musters 
und des Inhalts des Sozi- 
alversicherungsauswei- 
ses, seine Ausstattung mit 
einem Lichtbild und die 
Form der Eintragimgen 

Festlegimg der Beschaf- 
fenheit des Sozial- 
versicherungsausweises 

Regelung des Verfahrens 
zur nachträglichen Aus- 
statUmg mit dem Licht- 
bild des Inhabers 

ln 

Vorbereitung 

Gewährleistung der Durchführ- 
barkeit der Vorlage- und Mitfüh- 
rungspflicht des Sozialversiche- 
nmgsausweises sowie der 
Identitätsfeststellung durch die 
KontroUbehörden 

Elftes Gesetz zur Ände- 
rung des Bundesaus- 
bildungsfördenmgsgesetz 
(11. BAföG-Ändenmgs- 
gesetz) 

Anhebung der Bedarf- 
sätze und Freibeträge 
sowie strukturelle 
Verbesserungen 

Gesetz vom 

21. Juni 1988 
(BGBl. I S. 829) 

Finanzaufwand von Bund imd 
Ländern in Mio. DM 

1988: 2223; davon Bund 1445 

1989: 2231; davon Bund 1450 

Zwölftes Gesetz zur Än- 
derung des Bundesausbil- 
dungsfördenmgsgesetzes 
(12. BAföG-Ändenmgsge- 
setz) 

Gnmdlegende Neustruk- 
turierung der Ausbil- 
dimgsförderung und An- 
hebung der Bedarfssätze 
und Freibeträge 

Gesetz vom 

22. Mai 1990 
(BGBl. I S. 936) 

Finanzaufwand von Bund imd 
Ländern in Mio. DM 

1990: 2577; davon Bund 1675 

1991: 2931; davon Bund 1905 

1992: 2800; davon Bund 1820 

Fördenmg überbetrieb- 
licher berufsbildender 
Ausbildungsstätten 

Vornehmlich Modemi- 
sienmg der Ausstattimg 

Konzeption der 
Bundesregie- 
nmg vom 

24. August 1988, 
des Deutschen 
Bundestages 
hierzu vom 

26. Oktober 

1989 

Finanzaufwand 328 Mio. DM 
für 1989 bis 1992 

Erhalt von Ausbildungs- 
kapazitäten bei Still- 
legungen im Ruhrgebiet 

Außerbetrieblich organi- 
sierte Ausbildung von 
drei Jahrgängen Jugend- 
licher in ehemaligen 
Ausbildungsstätten von 
Montanbetrieben 

Gemeinsames 

Sonderpro- 

grcunm des 

Bundes imd des 

Landes 

Nordrhein- 

Westfalen 

Finanzaufwand von Bund und 
Land 1989 bis 1994 je 75 Mio. DM 

Schaffung von 20000 
Studentenwohnungen 

1990 bis 1992 

Beseitigimg von Engpäs- 
sen auf dem studen- 
tischen Wohnungsmarkt 

Bund/Länder- 
Verwaltimgs- 
vereinbarung 
vom 21. Dezem- 
ber 1989 

Finanzaufwand 

Bund 300 Mio. DM 

Länder mind. 300 Mio. DM 
verteilt auf drei Jahre 
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Maßnahme 

Zielsetzung 

SachstdDd 

Aus wir kung e n/Erg eb nisse 

Altenpflegeg^etz 

Bundeseinheitliche 
Neuregelung der Allen- 
pQegeausbildung mit 
3jähriger Regelausbil- 
dung, Anspruch auf Aus- 
büdungsvergrütimg und 
Schutz der Berufs- 
bezeichiiujig 

Referenten- 

entwurf 

Vereinheitlichung der Alten- 
pflegeausbildung 

Attraktivere Ausbildungsbedin- 
gungen 
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Arbeitsbeziehungen und Arbeitsbedingungen 


Maßnahme 

Zielsetzung 

Sachstand 

Auswirkimgen/Ergebnisse 


Gesetz zur Ändenmg des 
Betriebsverfassungs- 
gesetzes, über Sprecher- 
ausschüsse der leitenden 
Angestellten und ziu: 
Sicherung der Montan- 
Mitbestimmung 


Gesetz zur Bildung von 
Jugend- und Auszubil- 
dendenvertretungen in 
den Betrieben 


Gesetz zur Verlängenmg 
beschäftigimgsfördemder 
Vorschriften (Beschäfti- 
gungsförderungsgesetz 
1990) 


Gesetz ziu: Änderung des 
Arbeitsgerichtsgesetzes 
und anderer arbeitsrecht- 
licher Vorschriften 
(Arbeitsgerichtsgesetz- 
Änderungsgesetz) 


Entwurf eines Gesetzes 
zxu: Verbesserung der 
Gleichbehandlung von 
Frauen und Männern am 
Arbeitsplatz 


Zweite Verordnung zur 
Änderung der Verord- 
nimg über gefährliche 
Stoffe (Gefahrstoff- 
verordnimg) 


Verbesserung der Beteili- 
gung der Arbeitnehmer 
in den Betrieben durch 
Verstärkung der Minder- 
heitenrechte sowie Ver- 
besserung der Informa- 
tionsrechte des Betriebs- 
rats bei Einfühnmg neu- 
er Techniken 
Einfühnmg einer gesetz- 
lich abgesicherten Ver- 
tretung der leitenden 
Angestellten und Präzi- 
sierung des Begriffs des 
leitenden Angestellten 

Dauerhafte Sicherung 
der Montan-Mitbestim- 
mung 

Gemeinsame Vertretung 
für jugendliche Arbeit- 
nehmer imd Auszubil- 
dende, die das 25. Le- 
bensjahr noch nicht voll- 
endet haben 
Verbesserung der Be- 
schäftigungssituation 
Weiterer Abbau der 
Arbeitslosigkeit 


Ändenmg der Ressortie- 
nmgsvorschriften 

Teilweise Angleichung 
der gesetzlichen Kündi- 
gxmgsfristen von Ar- 
beitern und Angestellten 
Ändenmg des Begriffs 
„Wahlmänner“ durch 
„Delegierte“ im Mit- 
bestimmungsrecht 

Schaffung einer wirksa- 
men gesetzlichen Sank- 
tionsregelung für den 
Fall einer Benach- 
teiligimg wegen des 
Geschlechts bei Einstel- 
lung und Befördenmg 
Fortentwicklxmg der 
Vorschriften der Gefahr- 
stoffverordnung durch 

— Umstufung von As- 
best in die höchste 
Gefährdungsgruppe 
der krebserzeugenden 
Gefahrstoffe 


Gesetz vom 
20. Dezember 
1988 

(BGBl. I S. 2312) 


Gesetz vom 
13. Juli 1988 
(BGBl. I S. 1034) 


Gesetz vom 
22. Dezember 
1989 

(BGBl. I S. 2406) 


Gesetz vom 
26. Juni 1990 
(BGBl. I S. 1206) 


Gesetzentwurf 
in der parla- 
mentarischen 
Beratung (BT- 
Drucksache 
11/6946) 

Verordnimg 
vom 23. April 
1990 

(BGBl. I S. 790) 


Absicherung imd Erweiterung 
der Minderheitenrechte bei der 
Betriebsratsarbeit 
Verbesserung der Unterrich- 
tungs- und Beratimgsrechte des 
Betriebsrats sowie des einzelnen 
betroffenen Arbeitnehmers bei 
der Planung und Einführung 
neuer Techniken 

Einführung eines Verfahrens z\ir 
leichteren Feststellimg des Per- 
sonenkreises der leitenden 
Angestellten 

Gesetzlich abgesicherte Interes- 
senvertretung mit Unterrich- 
timgs- und Beratimgsrechten 

Dauerhafte Sichenmg der 
Montan-Mitbestimmung 

Anstieg der Zcüü der Wahl- 
berechtigten imd der Gewählten 


Verlängerung und Anpassung 
beschäftigungsfördemder Vor- 
schriften aus dem Beschäfti- 
gimgsförderungsgesetz 1985, der 
Siebten und Achten Novelle Ar- 
beitsförderungsgesetz, dem 
Arbeitnehmerüberlassungs- 
gesetz und dem Schwerbe- 
hindertengesetz 

Ermöglichung von „Rechtspfle- 
geministerien“ in den Ländern 

Gleichbehandlung von Arbeitern 
und Angestellten bei der Berech- 
nung der für die verlängerten 
Kündigungsfristen maßgeb- 
lichen Dauer der Betriebszuge- 
hörigkeit 

Beseitigung von frauendiskrimi- 
nierenden Begriffen in der Ge- 
setzessprache 

Erhöhung der Chancengleich- 
heit von Frauen und Männern 
bei Einstellimg und 
Beförderung 


Erhebliche Verschärfung der Ar- 
beitsschutzvorschriften über den 
Umgang mit krebserzeugenden 
Gefahrstoffen 

Verstärkung der europäischen 
Harmonisierung 
Stärkung des Arbeits- und 
Verbraucherschutzes 
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Maßnahme 

Zielsetzung 

Sachstaod 

Auswirk un g en/Ergebnisse 


Erstes Gesetz zur Ände- 
rung des Chemikalien- 
gesetzes 


— Einstufung 31 weite- 
rer krebserzeugender 
Gefahrstoffe in die 

G efährdungsgruppen 
Lq der Liste der 
krebserzeugenden 
Gefahrstoffe 

— Umsetzung von sechs 
EG-Richtlinien in 
nationales Recht 

Verbesserung des Schut- 
zes vor gefährlichen Stof- 
fen für Arbeitnehmer, 
Verbraucher und 
Umwelt; 

Ausdehnung der Rechts- 
grundlagen auf dem Ge- 
biet des Arbeitnehmer- 
schutzes durch 

— Einbeziehung der 
Stoffe mit Verdacht 
auf krebserzeugende, 
fruchtschädigende 
und erbgut verändern- 
de Eigenschaften 

— Ausdehnung der 

E nn ä ch t igungsnor- 
men zum Erlaß von 
K en nz ei c hn ungs v or- 
schriften für bestimm- 
te Erzeugnisse 

— Erweiterung der Mit- 
teilungspflichten des 
Herstellers oder Ein- 
fühxers bei bestimm- 
ten Stoffen schon bei 
geringeren Mengen 
als bisher 

— Neue Ermächtigungs- 
oormen zum Erlaß 
von Vorschriften über 
Mitteilungspflichten 
des Herstellers, 
Eiuführers oder 
Verwenders 

a) in bezug auf die 
Zusammensetzung 
von Zubereitun- 
gen, deren jährlich 
hergestellte Men- 
ge und deren Ver- 
wendungsgebiete 

b) in bezug auf Her- 
stellungsmenge, 
Verwendungsart, 
Gefäbrdungspo- 
tential, Prüfnach- 
weise und Erstel- 
lung von Sicher- 
he i ts da t enbl attern 
für Altstoffe 


Erstes Ände- 
rungsgesetz so- 
wie Neufas- 
sung des 
Chemikalien- 
gesetzes vom 
14. März 1990 
[BGBL T S. 493 
bzw. 521) 


Bei Ausschöpfung der erweiter- 
ten Ermächtigungsnormen 
Verbesserung des Arbeitnehmer- 
Schutzes vor Gesundheitsschädi- 
gungen durch Gefahrstoffe 
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Maßnahme 

Zielsetzung 

Sachstand 

Auswirkungen/Ergebnisse 


Erste Verordnung zur 
Änderung der Aufzugs- 
verordnung 


Erste Verordnung zur 
Änderung der Druck- 
behälterverordnung 


Verordnung über die 
Sicherheit von Spielzeug 


Verordnung zur 
Änderung der Störfall- 
verordnung 


Entwiirf einer Dritten 
Verordnung ziun Geräte- 
sicherheitsgesetz (Ma- 
schinenlänninformations- 
Verordnung) 


c) zur Auswertung 
und Weitergabe 
von Informationen 
bei Unglücksfällen 
durch das Bundes- 
gesimdheitsamt 
— Absenkimg der Ein- 
griffsschwelle für 
Verwendungesverbo- 
te und Beschränkim- 
gen bei gefährlichen 
Stoffen, Zubereitun- 
gen und Erzeugnissen 

Entbürokratisierung 

Verbot des Betriebs 
bestimmter besonders 
gefährlicher Aufzüge 

Begrenzte Öffnung der 
vorgeschriebenen Prü- 
fungen für freiberuflich 
tätige Sachverständige 

Umsetzung einer EG- 
Richtlinie für elektrisch 
betriebene Aufzüge in 
nationales Recht 

Verbessenmg der techni- 
schen Sicherheit bei 
Druckbehälteranlagen 
und Anpassung an die 
technische Entwicklung 
Umsetzimg von drei EG- 
Einzelrichtlinien über 
Druckbehälter in 
nationales Recht 
Umsetzung der EG- 
Richtlinie über die 
Sicherheit von Spielzeug 
in nationales Recht 


Anpassimg der Störfcdl- 
verordnung an die wis- 
senschaftlich-technische 
Entwicklimg, bessere 
Einbeziehung des 
Arbeitsschutzes, gleich- 
zeitig Umsetzung einer 
entsprechenden EG- 
Richtlinie 

Umsetzung der EG- 
Richtlinie über den 
Schutz der Arbeitnehmer 
gegen Gefährdung durch 
Lärm am Arbeitsplatz in 
nationales Recht 


Verordnung 
vom 17. August 
1988 

(BGBl. I S. 1685) 


Verordnung 
vom 21. April 
1989 

(BGBl. I S. 830) 


Verordnung 
vom 21. Dezem- 
ber 1989 
(BGBL I S. 2541) 


Verordnung 
vom 19. Mai 
1988 

(BGBl. I S. 625) 


Entwurf liegt 
den Ländern 
und beteiligten 
Fachverbänden 
zur Prüfung 
imd Stellung- 
nahme vor 


Vereinfachung des Anzeigever- 
fahrens bei den Aufsichtsbe- 
hörden 

Nach Ablauf der Ubergangsfrist 
Beseitigimg der Unfallgefahren, 
die mit dem Betrieb von Perso- 
nenumlaufaufzügen und Müh- 
lenbremsfahrstühlen verbunden 
sind 


Erweiterter und verbesserter 
Schutz der Arbeitnehmer und 
Dritter vor den Gefahren bei 
Errichtimg und Betrieb von 
Druckbehälteranlagen 


Verpflichtimg der Hersteller, 
Spielzeug den wesentlichen Si- 
cherheitsanforderungen der EG- 
Richtlinie entsprechend und mit 
dem EG-Zeichen versehen in 
den Verkehr zu bringen 

Einbeziehung der Gefahren für 
das Bedienungspersonal in die 
Angaben zur Sicherheitsanalyse 

Verbessenmg der betriebsinter- 
nen Überprüfung von Betriebs- 
stönmgen, bei denen eine Ge- 
fährdimg des Bedienimgsperso- 
nals gegeben war, und der Kon- 
trollmöglichkeiten der Behörden 
Verpflichtimg von HersteDem 
und Importeuren, den Käufern 
sachdienliche Informationen 
über den von Maschinen aus- 
gehenden Lärm zu geben 

Anreiz zur Anschaffung mög- 
lichst leiser Maschinen 
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Maßnahme 

Zielsetnmg 

Sachs tand 

Auswirkungen/ E rg eb niss e 

Entwurf eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung 
des Bundes- Immissions- 
Schulzgesetzes 

Verbesserung des 

Systems der Prüfung und 
Überwachung von ge- 
nehmigungsbedürftigen 
Anlagen 

Gesetzentwurf 
in der parla- 
mentarischen 
Beratung {BT- 
Drucksache 
11/4909} 

Bessere Abstimmung zwischen 
Arbeitsschutz und Immissions- 
schutz, und zwar sowohl auf der 
Ebene der Regelsetzung als auch 
in den Betrieben und bei der 
Überwachung 

Erste Verordnung zur 
Änderung der Zweiten 
Verordnung zum 

S p r engs to f f gese tz 

Fortentwicklung der 
technischen Sicherheits- 
Vorschriften für die Lage- 
rung von Sprengstoffen 
und sonstigen explosi- 
onsgefährlichen Stoffen 

Erste Ände- 
rungsverord- 
nung, Neufas- 
sung Zweite 
Sprengstoff- 
verordnung 
vom 

5, September 
1989 

(BGBl. 1 S. 1600 
und S. 1620) 

Verschärfte Sicherheitsvorschjif- 
ten zur Verhinderung von Ein- 
brüchen in Sprengstofflager und 

1 der Entwendung von Sprengstof- 
fen zu terroristischen Zwecken 

Erleichterungen hinsichtlich der 
Regelung der Sicherheitsabstän- 
de für die gewerbliche Lagerung 
von Sprengstoffen 

Unfallverhütungs- 

vorschrift 

„Biotechnologie" 

Schutz der Arbeitnehmer 
vor Unfällen und Berufs- 
krankheiten durch bio- 
logische Agenzien 

Unfallverhü- 
tungsvorschrift 
vom 1. Januar 
1988 

Verbesserung des Gesundheits- 
schutzes der Arbeitnehmer, die 
in Forschungs-, Labor- rmd Pro- 
düktionsbereichen Arbeiten mit 
gefährlichen biologischen 
Agenzien durchzuführen haben, 
insbesondere durch 




— Vorrang biologischer Si- 
cherheilsmaßnahm en. 




— laufende Berücksichtigung 
' neuer sicherheitstechnischer 
Standards, 




— verbesserte Überwachungs- 
möglichkeiten 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Regelung von Fragen 
der Gentechnik 

Schulz von Mensch und 
Umwelt vor möglichen 
Risiken der Gentechnik 

Umsetzung entsprechen- 
der EG-RichÜinien in na- 
tionales Recht 

Gesetzentwurf 
in der parla- 
mentarischen 
Beratung (BT- 
Drucksache 
11/5622) 

Schulz und Risikovorbeugung 
für die Gesundheit der Arbeit- 
nehmer, der Bevölkerung und 
die Umwelt bei der Durchfüh- 
rung genetischer Arbeiten in 
Forschung und Produktion 

Gesetz zur Einführung ei- 
nes Dienstleistungs- 
abends 

Möglichkeit zu Einkauf 
und Inanspruchnahme 
von Dienstleistungen für 
die Bürger an einem 
Abend in der Woche 

Gesetz vom 

10, Juü 1989 
(BGBl. IS. 1382) 

Verbraucherfreundlichere 
Gestaltung der Ladenöfhnmgs- 
zeiten 

Chancen für mehr Wachstum 
und Beschäftigung im Dienstlei- 
stungssektor 
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Altersslchenmg 


MaBnahme 

Zielsetzung 

Sachs tand 

A uswirkuug en/E rgeb nisse 

Gesetz über die An- 
passung der Renten der 
gesetzlichen Renlenveisi- 
chenmg und der Geldlei- 
stungen der gesetzlichen 
Unfallversicherung im 
Jahre 1987 [Rentenanpas- 
simgsgesetz 1987) 

Anpassung der Renten 
der gesetzlichen Renten- 
versicherung und der 
Altersgelder der Alters- 
hilfe für Landwirte sowie 
der Geldleistungen der 
gesetzlichen Unfallversi- 
cherung an die Entwick- 
lung der Löhne und 
Gehälter 

Gesetz vom 

19, Dezember 
1986 

(BGBl. IS. 2591) 

S. nachstehende Verordnung 

Verordnung zur Ände- 
rung des Anpassungssat- 
zes für die Renten der 
gesetzlichen Rentenversi- 
chening. die Geldleistun- 
gen der gesetzlichen 
Unfallversicherung und 
die Altersgelder der 
Altershilfe für Landwirte 
im Jahre 1987 (Renten- 
anpassung ssatz- 
Ä n d er u ngs ve ro rdnu ng) 

Änderung des Anpas- 
simgsgesetzes für das 

Jahr 1987 entsprechend 
der zu Begüm des Jah- 
res 1987 festgestellten 
Entwicklung der Löhne 
und Gehälter 

Verordnung 
vom 7. April 

1987 

(BGBl IS. 1157) 

Zum 1. Juli 198? Erhöhung der 
Renten der gesetzlichen Renten- 
versicherung um 3;8 % (unter 
Berücksichtigung der erhöhten 
Beteiligung an der Krankenver- 
sicherung der Rentner um 

3r03 %), der Altersgelder für 
Landwirte lun 3,8 % und der 
Geldleistungen der Unfallversi- 
cherung um 3,03 % 

Mehraufwendungen Juli 1987 bis 
Juni 1988 6 Mrd DM, davon 

Bund rd, 0,5 Mrd. DM 

Gesetz über die Anpas- 
sung der Renten der 
gesetzlichen Rentenversi- 
cherung und der Geldlei- 
stungen der gesetzlichen 
Unfallversicherung im 
Jahre 1988 (Rentenanpas- 
sungsgesetz) 

Wie Rentenanpassungs- 
gesetz 1987 

Gesetz vom 

10. Mai 1988 
(BGBl. I S. 581) 

Zum 1. Juli 1988 Erhöhung der 
Renten der gesetzlichen Renten- 
versicherung, der Altersgelder 
der Landwirte und der Geldlei- 
stungen der gesetzlichen Unfall- 
versicherung um 3 % 

Mehraufwendungen Juli 1988 bis 
Juni 1989 5,7 Mrd DM, davon 
Bund rd. 0,4 Mrd. DM 

Gesetz über die Anpas- 
sung der Renten der 
gesetzlichen Rentenversi- 
cherung und der Geldlei- 
stungen der gesetzlichen 
Unfallversicherung im 
Jahre 1969 (Renlenanpas- 
sungsgesetz 1989) 

Wie Rentenanpassimgs- 
gesetz 1987 

Gesetz vom 

9. Mai 1989 
(BGBl IS. 874) 

Zum L Juli 1989 Erhöhung der 
Renten der gesetzlichen Renten- 
versicherung um 3 % (unter Be- 
rücksichtigung der erhöhten Be- 
teiligung an der Krankenversi- 
cherung der Rentner um 2,4 %), 
der Altersgelder der Landwirte 
um 3 % und der Geldleistungen 
der Unfallversicherung um 2,4 % 




Mehraufwendungen Juli 1989 bis 
Juni 1990 5,9 Mrd. DM, davon 
Bund rd. 0,4 Mrd. DM 

Gesetz über die Anpas- 
sung der Renten der 
gesetzlichen Rentenversi- 
cherung und der Geldlei- 
stungen der gesetzlichen 
Unfallversicherung im 
Jahre 1990 (Rentenanpas- 
sung sgesetz 1990) 

Wie Rentenanpassungs- 
gesetz 1987 

Gesetz vom 

28. Mai 1990 
(BGBl r S. 986} 

Zum 1. Juli 1990 Erhöhung der 
Renten der gesetzlichen Renten- 
versicherung um 3,1 % (unter 
Berücksichtigung der gesunke- 
nen Beteiligung an der Kranken- 
versicherung der Rentner um 

3,16 %), der Altersgelder der 
Landwirte um 3,1 % und der 
Geldleistungen der Unfallversi- 
cherung um 3,16 % 




Mehraufwendungen Juli 1990 bis 
Juni 1991 6,4 Mrd DM, davon 
Bund Td.03 Mrd. DM 
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Maßnahme 

Zielsetzung 

Sachstand 

Aüswirk un g en/E rge bn isse 

Gesetz zur Reform der 
gesetzlichen Rentenver- 
sicherung (Rentenreform- 
gesetz 1992} 

Anpassung der gesetz- 
lichen Rentenversiche- 
rung an die geänderten 
Ökonomischen und 
demographischen 
Bedingungen 

Anpassung und Weiter- 
entwicklung der Mecha- 
nismen zur Stabilisierung 
der Finanzlage der Ren- 
tenversicherung 

Gesetz vom 

18, Dezember 
1989 

(BGBL I S, 2261) 

Erhöhung des Bundeszuschusses 

Stabilisierung des Renten- 
niveaus 

Verlangsamimg des Ausgaben- 
ansüegs 

Verlangsamimg des Beilrags- 
satzanstiegs 


Weiterentwicklung und 
Ergänzung wichtiger 
StnikluTelemente der 
Rentenversicherung 




Neusystematisienmg 
und Vereinfachung so- 
wie Einordnung des Ren- 
tenrechts in das Sozial- 
buch 



Kindererziehungs- 

leistungs-Gesetz 

Anerkeimung der 
Kindererziehung der 
Mütter 

Gesetz vom 

16. Juli 1967 
(BGBl. IS. 1565) 

Begründung eines Anspruchs auf 
Leistung für Kindererziehung für 
über 4 Millionen Mütter, gestaf- 
felt nach Geburisjahrgängen 
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Gesundheit 


Maßnahme 

Zielsetzung 

Sachstand 

Auswirkimgen/Ergebnisse 


Gesetz zur Änderung 
Wirtschafts-, Ver- 
braucher-, arbeits- und 
sozialrechtlicher Vor- 
schriften (Artikel 10) 


Gesetz zur Änderung der 
Reichsversicherungs- 
ordnung 


Gesetz zur Struktur- 
reform im Gesimdheits- 
wesen (Gesundheits- 
Reformgesetz 1989) 


Ausdehnimg der Kran- 
kenversicherungsfreiheit 
bei geringfügiger 
Beschäftigimg auf ge- 
ringfügig freiberuflich 
tätige Hebcimmen 

Fördenmg der Teilzeitar- 
beit bei höherverdienen- 
den Angestellten durch 
Schaffunq der Möglich- 
keit, bei Übergang auf 
Teilzeitarbeit in einer 
privaten Krankenversi- 
chenmg zu verbleiben 

Beseitigung von Doppel- 
belastimgen für Perso- 
nen, die nach dem 
Krankenfürsorgesystem 
der Europäischen Ge- 
meinschaften bei Krank- 
heit bereits geschützt 
sind 

Neubestimmung der So- 
lidarität der 
gesetzlichen Kranken- 
versicherung 

Beschränkung der Lei- 
stimgen der Krankenver- 
sicherung auf das medizi- 
nisch Notwendige 

Ausgleich von 
Versorgimgsdefiziten 

Beitrag der Krankenver- 
sicherung zur häuslichen 
Pflege von 

Schwerpflegebedürftigen 

Stärkimg der Eigenver- 
antwortimg der Versi- 
cherten für ihre Gesund- 
heit 

Aufwertung der Gesund- 
heitsvorsorge und Krank- 
heitsfrüherkennung 


Gesetz vom 
25. Juli 1986 
(BGBl. I S. 1169) 


Gesetz vom 
27. Januar 1987 
(BGBl. I S. 481) 


Gesetz vom 
20. Dezember 
1988 

(BGBl. 1 S. 2477) 


Versichenmgsfreiheit für freibe- 
ruflich tätige Hebammen mit nur 
geringfügigem Einkommen aus 
dieser Tätigkeit 


Versicherungsfreiheit auf Antrag 
für höherverdienende Angestell- 
te beim Übergang von Voll- auf 
T eilzeit beschäftigimg 


Aufhebung der Krankenver- 
sicherungspflicht für Bedienstete 
der Europäischen Gemeinschaf- 
ten und ihrer Familien- 
angehörigen 


Neuabgrenzung des versicherten 
Personenkreises 

Einführung der Ver- 
sicherungspflichtgrenze auch für 
Arbeiter 

Begrenzung des Sterbegeldes auf 
am 1. Januar 1989 Versicherte 
und Reduzierung der Höhe des 
Sterbegeldes 

Einführung von Festbeträgen für 
Arzneimittel 

Ausgrenzung unwirtschaftlicher 
Arzneimittel 

Neuregelung der Kosten- 
erstattung bei Zahnersatz 

Einführung von Pflegehilfen für 
Schwerpflegebedürftige als neue 
Leistimg der gesetzlichen 
Krankenversicherung 

Verbesserung der Leistungen zur 
Gesundheitsförderung, Krank- 
heitshüherkennung und Krank- 
heitsverhütung 

Schutz vor finanzieller Überfor- 
derung durch neue Härtefallre- 
gelungen 

Probeweise Einführung einer 
Beitragsrückgewähr 

Stabilisierung der Beitragssätze 

Modernisierung des Abrech- 
nungsverfahrens und Erhöhung 
der Kosten- und Leistungstrans- 
p€urenz 
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Maßnahme 

Zielsetzung 

Sachsland 

Auswirk imgen/Erg eb nisse 


Gesetz zur Reform der 
gesetzlichen Renten- 
versicherung (Renten- 
reformgesetz 1992 - 
Artikel 4) 


Hebammenhüfe- 
G ebührenverordnung 


Gebührenordnung für 
Zahnärzte 


Dritte Verordnung zur 
Änderung der Gebühren- 
ordnung für Ärzte 


Verordnung zur 
Änderung der Bundes- 
pflegesatzverordnung 
1985 


Anpassung krankenversi- 
cherungsrechtlicher Vor- 
schriften an Rechts- 
ändenmgen aufgrund 
der Rentem-efonn 


Anpassung der Gebühren 
der freiberuflich tätigen 
Hebammen für Hebam- 
menhilfe in der gesetz- 
lichen Krankenversiche- 
rung an den heutigen 
Stand der Geburts- 
medizin und an die v/irt- 
schaf bliche Entwicklung 

Anpassung der Gebühren 
der Zahnärzte für die 
privatzahnärztUche 
Behandlung an die zahn- 
medizinische, technische 
und wirtschaftliche Ent- 
wicklung 

Verbesserter Patienten- 
schuLz 

Weiterentwicklung der 
Gebührenordnung für 
die privatäiztliche 
Behandlung durch 
Berücksichtig^g des 
dringendsten Ände- 
rungsbedarfs 

Anpassung der Anrech- 
nung von Schülerinnen 
und Schüler in der Kran- 
kenpflege und von Aus- 
zubildenden in der Kran- 
kenpflegehilfe auf den 
Stellenplan des Kranken- 
hauses an die tatsächli- 
chen Gegebenheiten un- 
ter besonderer Berück- 
sichtigung der geänder- 
ten Ausbüdungsinhalte 
durch das Kranken- 
pflegegesetz von 1985 


Gesetz vom 
18- Dezember 
1989 

(BGBL 1 S. 2261) 


Verordnung 

vom 

28, Oktober 
1986 

(BGBL IS. 1662) 


Verordnung 

vom 

22. Oktober 
1387 

(BGBL I S. 2316) 


Verordnung 
vom 9, Juni 
1988 

(BGBL I S. 797) 


Verordnung 

vom 

30. November 
1989 

(BGBL I S. 2043) 


Verbesserung der Wirtschaftlich- 
keitsprüfimgen der ärztlichen 
Versorgung 

Schaffung verbesserter Voraus- 
setzungen für eine wirtschaftli- 
chere Versorgung im Kranken- 
hausbereich 

Neuorganisation des Medizini- 
schen Dienstes der Kiankenver- 
sichenmg 

Nichtberücksichtigung von Bela- 
stungsveränderungen in der 
Krankenversicherung der Rent- 
ner bei der Erhöhung des Kran- 
kengeldes 

Ab 1, Januar 1990 Berücksichti- 
gung der Beträge, um die das 
Krankengeld die bezogenen Ent- 
geltersatzleistungen übersteigt 

Angemessene Gebühren für hei- 
berufüche Hebammen 

Verbesserte Betreuung von Mut- 
ter und Kind durch Hebammen 


Angemessene Gebühren für 
zahnärztliche Leistungen 

Verstärkte Anreize für vorbeu- 
gende und zahnerhaltende 
Be han dl un g smafl n ahm en 


Sicherstellung einer angemes- 
senen Vergütung der Ärzte für 
die private Behandlung 


Schaffung von 5000 zusätzlichen 
Steilen für Krankenpflegekräfte 
oder entsprechenden 
Ausbildungsstellen 
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Maßnahme 

Zielsetzung 

Sachstand 

Auswirkimgen/Ergebnisse 


Krankenhausstatistik- 

Verordnung 


Personalbemessungs- 
verordnung Psychiatrie 


Verordnung über das 
Verfahren zum Ausgleich 
der Leistimgsaufwen- 
dungen in der Kranken- 
versicherung der Rentner 
(KVdR-Ausgleichs- 
verordnimg) 


Verordnung über unwirt- 
schaftliche Arzneimittel 
in der gesetzlichen 
Krankenversichenmg 


Verordnung zur Ausgren- 
zung von Hilfsmitteln 


Verordnung über 
Zuschüsse bei Zahnersatz 
in der gesetzlichen 
Krankenversicherung 


Verordnung zur Ände- 
rung der Berufskrank- 
heiten-Verordnung 


Gesetz zur Änderung von 
Vorschriften der See- 
Unfall-Versicherung in 
der Reichsversicherungs- 
ordnung 


Verbesserung der Daten- 
lage im Krankenhausbe- 
reich als Voraussetzimg 
rationaler gesundheits- 
politischer Entscheidun- 
gen 

Vorgabe von Maßstäben 
und Grundsätzen für die 
Personalbemessimg in 
stationären psychiatri- 
schen Einrichtungen 

Anpassung der bisheri- 
gen Verordnung ziun 
Ausgleich der Leistungs- 
aufwendimgen in der 
Krankenversicherung der 
Rentner an die mit dem 
Gesundheits-Reform- 
gesetz geschaffene neue 
Rechtslage 

Verbesserung der Wirt- 
schaftlichkeit und der 
Qualität der Arznei- 
nüttelversorgung in der 
gesetzlichen Kranken- 
versichenmg 

Herausnahme von Hilfs- 
nütteln von geringem 
therapeutischen Wert 
oder geringem Abgabe- 
preis aus der LeisUmgs- 
pflicht der gesetzlichen 
Krankenversicherung 


Ersatz der pauschalen 
Zuschußregelung der 
Krankenkassen in Höhe 
von 50 % durch nach der 
Versorgungsform diffe- 
renzierte Zuschüsse 

Höhere Bezuschussung 
zahntechnisch einfacher 
Versorgungsformen, ge- 
ringere Bezuschussung 
aufwendiger Versor- 
gungsformen 

Anpassung der Berufs- 
krankheiten-Liste an 
neue medizinisch- 
wissenschaftliche 
Erkenntnisse 

Ausschluß der Berück- 
sichtigung von Heimat- 
heuem ausländischer 
Seeleute bei der Festle- 
gimg der Durchschnitts- 
heuem für deutsche See- 
leute 


Verordnimg 
vom 10. April 
1990 

(BGBl. I S. 730) 


Kabinetts- 
beschluß im 
Sommer 1990 
geplant 

Verordnung 
vom 6. No- 
vember 1989 
(BGBl. I S. 1949) 


Zustimmung 
des Bundes- 
rates mit Ände- 
rungsauflagen 
am 16. Februar 
1990 

Verordnung 
über Hilfsmit- 
tel von gerin- 
gem Abgabe- 
preis in der ge- 
setzlichen 
Krankenver- 
sichenmg vom 
31. Dezember 
1989 

(BGBl. I S. 2237) 

Referentenent- 
wurf an Ver- 
bände versandt 


Verordnung 
vom 22. März 
1988 

(BGBl. I S. 400) 

Gesetz vom 
10. Juli 1989 
(BGBl. I S. 1383) 


Stufenweise Einfühnmg einer 
neuen bundesweiten Kranken- 
hausstatistik in den Jahren 1990 
bis 1993 


Vorgabe von Zeitwerten für die 
Personalbemessimg in psychia- 
trischen Krankenhäusern und 
psychiatrischen Abteilungen an 
Allgemeinkrankenhäusem 

Beschränkimg des Ausgleichs 
der Leistungsaufwendungen für 
Rentner auf die Regel- und 
Ermessensleistungen der 
Krankenkasse 


Ausschluß von unwirtschaft- 
lichen Arzneimitteln aus der Lei- 
stungspflicht der Krankenkassen 

Einsparung von jährlich 170 bis 
210 Mio. DM 

Verbesserung der Wirtschaftlich- 
keit bei Leistungserbringimg 
und Leistungsinanspruchnahme 


Verbesserung der Wirtschaftlich- 
keit in der Versorgung mit 
Zahnersatz 


Aufnahme von vier neuen 
Berufskrankheiten sowie Ergän- 
zung und erweiterte Aufnahme 
von sechs bereits in der Liste 
enthaltenen Krankheiten 

Sicherung der Leistungsansprü- 
che der deutschen Seeleute ge- 
genüber der Sozialversicherung 
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Maßnahme 

Zielsetzung 

Sachstand 

Auswirkungen/Ergebnisse 


Gesetz über die sech- 
zehnte Anpassung der 
Leistungen nach dem 
Bundesversorgxmgsgesetz 
(Sechzehntes Anpas- 
simgsgesetz - KOV) 

Gesetz über die sieb- 
zehnte Anpassung der 
Leistungen nach dem 
Bimdesversorgungsgesetz 
(KOV-Anpassungsgesetz 
1988) 


Verordnung zur Ände- 
nmg der Versehrten- 
leibesübimgen-Verord- 
nimg 

Fünftes Gesetz zur Ände- 
nmg des Gesetzes über 
die Errichtung einer Stif- 
tung ..Hilfswerk für 
behinderte Kinder“ 

(sog. Contergangesetz) 

Entwurf des Zweiten 
Gesetzes zur Verbesse- 
rung des Wahlrechts für 
die Sozialversichenmgs- 
wahlen 


Entwurf der Achten Ver- 
ordnung zur Änderung 
der Wahlordnung für die 
Sozialversicherung 


Entwurf des Fünften 
Gesetzes zur Ändenmg 
des Sozialgerichts- 
gesetzes 


Neunte Verordnimg zur 
Änderung der Verord- 
nung zu § 33 Bundes- 
versorgungsgesetz 

Gesetz über die acht- 
zehnte Anpassung der 
Leistungen nach dem 
Bundesversorgimgsgesetz 
und zur Änderung von 
Vorschriften über die 
Arbeitslosenhilfe 
(KOV-Anpassimgsgesetz 
1989 


Erhöhimg der Renten 
nach dem Bundesversor- 
gunqsqesetz um 3,03 % 
ab 1. Juli 1987 


Erhöhung der Renten 
nach dem Bimdesversor- 
gungsgesetz um 3 % ab 
1. Juli 1988 

Strukturelle Leistimgs- 
verbesserung ziun 
1. Januar 1989 


Sicherstellung der Finan- 
zierung der Versehrten- 
leibesübungen 

Lineare Rentenerhöhung 


Verbessenmg des Ver- 
fahrens zur Prüfung der 
Vorschlagsberechtigung 
von Arbeitnehmer- 
organisationen 

Umsetzung der gesetzli- 
chen Änderung des 
Zweiten Gesetzes zur 
Verbesserung des Wahl- 
rechts für die Sozial- 
versichenmg 

Verbesserung des 
Rechtsschutzes 

Entlastung der Sozial- 
gerichte 

Wegfall der Anrechnung 
von Einkommen aus 
selbstgenutztem Wohn- 
eigentum rückwirkend 
zum 1. Januar 1987 

Erhöhung der Renten 
nach dem Bimdesversor- 
gungsgesetz um 2,4 % ab 
1. Juli 1989 

Folgeändenmg bei der 
Krankenbehandlung 


Gesetz vom 
27. Juni 1987 
(BGBl. I S. 1545) 


Gesetz vom 
27. Juni 1988 
(BGBl. I S. 826) 


Verordnung 
vom 9. Oktober 

1987 

(BGBl. I S. 2287) 

Gesetz vom 
21. September 

1988 

(BGBl. I S. 1052) 


Gesetzentwurf 
in der parla- 
mentarischen 
Beratung 
(BR-Drucksa- 
che 547/89) 

In Vorbe- 
reitung 


In Vor- 
bereitung 


Verordnung 
vom 20. Dezem- 
ber 1988 
(BGBl. I S. 2451) 

Gesetz vom 
30. Juni 1989 
(BGBl. I S. 1288) 


Rentenerhöhungen für rd. 
1,5 Millionen Versorgungs- 
berechtigte 


Rentenerhöhung für rd. 1,5 Mil- 
lionen Versorgungsberechtigte 

Weitere Harmonisierung der 
Ausgleichsrenten für Beschädig- 
te mit einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit um 70 % 

Einführung eines Unfallschutzes 
für Begleitpersonen 

Weitere Leistungsverbesserun- 
gen in der Kriegsopferfürsorge 

Ausrichtung der Finanzierimgs- 
basis für die durchführenden 
Sportorganisationen an der Zahl 
der Kriegsbeschädigten 

Leistungsberechtigte: 

2853 Personen 

Gezahlte Renten 22 Mio. DM 
jährlich 


Verbessenmg und Vereinfa- 
chung des Wahlverfahrens für 
die Sozialversichenmgswahlen 

Zeitliche Vorverlagenmg der 
Vorschlagsberechtigung von 
Arbeitnehmerorganisationen 

Verbessenmg und Verein- 
fachung des Wahlverfahrens 


Rechtsvereinfachung 

Vereinfachung und Beschleuni- 
gung der Sozialgerichtsverfah- 
ren 

Beseitigung von Zweifelsfragen 

Erhöhung der Ausgleichsrente 
für rd. 5000 Berechtigte 


Rentenerhöhung für rd. 1,4 Mil- 
lionen Versorgungsberechtigte 

Anpassung der Kranken- 
behandlung an die Regelung des 
Sozialgesetzbuches V 

Anpassung von Vorschriften 
über den Berufsschadensaus- 
gleich infolge der Recht- 
sprechung des Bundessozial- 
gerichts 
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Maßnahme 


Zielsetzung 


Sachstand 


Auswirkungen/Ergebnisse 


Gesetz über die neun- 
zehnte Anpassung der 
Leistungen nach dem 
Bimdesversorgimgsgesetz 
sowie zur Änderung wei- 
terer sozicilrechtlicher 
Vorschriften (KOV- 
Anpassungsgesetz 1990) 


Erhöhung der Renten 
nach dem Bimdes- 
versorgimgsgesetz (BVG) 
um 3,16 % ab 1. Juli 1990 

Gesetzliche Ausgestcd- 
tung der Auslands- 
versorgimg Ost des BVG 

Übernahme von Leistun- 
gen zur künstlichen Be- 
fruchtung in das Lei- 
stungsrecht der gesetzli- 
chen Krankenversiche- 
rung ab 1. Januar 1989 


Gesetz vom 
29. Juni 1990 
(BGBl. IS. 1211) 


Rentenerhöhung für rd. 1,3 Mil- 
lionen Versorgimgsberechtigte 

Mehraufwendimgen des Bundes 
für 1990 rd. 144 Mio. DM, 
für 1991 rd. 275 Mio. DM 


Ausdehnung des Unfall- 
schutzes des BVG auf die 
anderen Gesetze des so- 
zialen Entschädigungs- 
rechts 


Wegfall der Gegenseitig- 
keitsklausel im Opferent- 
schädigimgsgesetz für 
Angehörige der Mit- 
gliedstaaten der Europäi- 
schen Gemeinschaften 


Orthopädie- 

Verordnung 


Neufassung 

Verbesserung der Versor- 
gung mit Hilfsmitteln 

Erhöhung der Geldlei- 
stungen 


Verordnung 
vom 4. Oktober 
1989 

(BGBl. I S. 1834) 


Gesetz zur Verbesserung 
der Struktur der Leistun- 
gen nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz 
(KOV-Strukturgesetz 
1990) 


Strukturelle Leistungs- 
verbesserungen 


Gesetz vom 
23. März 1990 
(BGBl. I S. 582) 


Erste Verordnung zur 
Änderung der Aus- 
gleichsrentenverordnung 


Anpassung an die 
Rechtsentwicklung 

Leistungsverbesserungen 
ab 1. Januar 1990 


Zustimmung 
des Bundesra- 
tes vom 1. Juni 
1990 

(BR-Druck- 
sache 297/90) 


Leistungsverbesserungen und 
neue Leistimgen in der Versor- 
gung mit Hilfsmitteln 

Erhöhung der Zuschüsse für die 
Beschaffung von Kraftfahrzeu- 
gen und für behinderungsbe- 
dingte Bedienungseinrichtimgen 

Verbesserung bei der Aus- 
gleichsrente für Witwen und bei 
der Alterszulage für Schwer- 
beschädigte, beim Bemfs- 
schadensausgleich/Schadensaus- 
gleich 

Verbessenmgen bei der Pflege- 
zulage und der Eltemrente 

Einführung eines Pflegeaus- 
gleichs für Witwen von Pflege- 
empfängem ab Stufe II 

Erweiterung des Unfallschutzes 

Begünstigt sind insgesamt rd. 
460000 Berechtigte 

Leistungsverbessenmgen für rd. 
20000 Empfänger, insbesondere 
bei Anrechnung von Unterhalts- 
ansprüchen, Zinseinkünften und 
Sachbezügen 
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Weitere Bereiche der sozialen Sichenmg 


Maßnahme 

Zielsetzung 

Sachsland 

Auswirkung en/Erg ebnlsse 

Fünftes Gesetz zur 

Nichtanrechnung von 

Gesetz vom 

Verbesserte Rechtsstellung von 

Ändening des Bundes- 

Entschädigungsrenten 

28. Oktober 

NS-Verfolgten bei Inanspruch- 

Sozi a Ihilf eg ese tzes 

auf die Sozialhilfe 

1986 

(BGBl. I S.1657) 

nahme von Sozialhilfe 

Zweites Rechts- 

Bereinigung des Sozial- 

Gesetz vom 

Streichung der Sondervor- 

bereinigungsgesetz 

hüferechts 

16. Dezember 

schriften für Tuberkulosehilfe 

(Artikel 22) 


1988 

(BGBL 1 S. 2441) 

u. a. 

Gesundheits- 

Anpassung von Vor- 

Gesetz vom 

G ese tzesklarh eit 

Refonngesetz t989 

Schriften des Bundes- 

20. Dezember 


(Artikel 42] 

Sozialhilfegesetzes au das 
neue Krankenversiche- 
rungsrecht 

1988 

(BGBL I S. 2477) 


Erste Verordnung nach 

Neubestimmung der 

Verordnung 

Verbesserung der einkommens- 

§ 82 des Bundessozial- 

Gnmdbeträge der 

vom 22, Mai 

mäßigen Voraussetzungen für 

hüfegesetees 

E inko mme nsgr enzeu 

1986 

(BGBMS. 830} 

Hilfen in besonderen Lebens- 
lagen 

Zweite Verordnung nach 
§ 82 des BundessoziaJ- 
hilfegesetzes 

Wie Erste Verordnung 

Verordnung 
vom 11. Juni 

1987 

(BGBL I S. 1547} 

Wie Erste Verordnung 

Dritte Verordnung nach 
§ 82 des Bundessozial- 
hilf egesetzes 

Wie Erste Verordnung 

Verordnung 
vom 16. Juni 

1988 

(BGBL 1 S. 840) 

Wie Erste Verordnung 

Vierte Verordnung nach 
§ 82 des Bundessozial- 
hiliegesetzes 

Wie Erste Verordnung 

Verordnung 
vom IZ Mai 

1989 

(BGBL I S. 940) 

Wie Erste Verordnxmg 

Verordnung zur Durch- 

Verbesserung des 

Verordnung 

Erhöhung der nicht zu berück- 

führung des § 88 Abs- 2 

Vermögensschutzes bei 

vom 11. Fe- 

sichtigenden kleineren Bar- 

Nr. 8 des Bundessozial- 

Inanspruchnahme von 

bruar 1988 

betiäge 

hilf egesetzes 

Sozialhilfe 

(BGBL IS. 150} 


Entwurf eines Gesetzes 

Verbesserung des 

Gesetzentwurf 

Verwertung auch größeren 

zur Ändenuig des Bun- 

Vermögensschutzes bei 

in der parla- 

Hausgrundvermögens u. a. ohne 

d essozialhüf eg es e Lzes 

Inanspruchnahme von 

mentarischen 

Auswirkung auf Sozialhflfe- 

- Gesetzentwurf des 
Bundesrates 

Sozialhilfe 

Beratung 
(BT-Druck- 
sache 11/391) 

anspruch 

Entwurf eines Dritten 

Vereinfachung des Ver- 

Zustimmung 

Unmittelbare Anbindung der 

Rechisbereinigungsge- 

fahrens zur Neufestset- 

des Bundes- 

Gnmdbetragserhöhung an die 

setzes (Artikel 24a) 

zung der Grundbetrage 

rates 

{BR-Druck- 
sache 269/90} 

Rentenenlwicklung 

Entwurf eines Gesetzes 

Absicherung der Aufent- 

Zustimmung 

Betroffen sind Ausländer mit 

zur Neuregelung des 

haltsbeschränkung für 

des Bundes- 

räumlicher Aufenthalts- 

Ausländerrechts 

Ausländer durch sozial- 

rates 

beschränkung 

(Artikel 7) 

hilferechtliche Maßnah- 
men 

(BR-Druck- 
sache 290/90 

Zweite Verordnung zur 

Anpassung der Regel- 

Verordnung 

Betroffen sind haushaltsan- 

Änderung der Regelsatz- 

sätze für Haushaltsange- 

vom 21. März 

gehörige Sozialhilfeempfänger 

verordnung 

hörige an ein neues 

1990 

bei Gewährung von Hilfe zum 


Bedarfsbemessungs- 

system 

(BGBl I S. 562) 

Lebeirsunterhalt 

Verordnung über Kraft- 

Haxmomsierung und 

Verordnung 

Verbesserung der Situation von 

fahrzeughilfe zur beruf- 

Fortentwicklung des 

vom 28. Sep- 

Behindertem die wegen ihrer 

lichen Rehabilitation 

geltenden Rechts 

tember 1987 

Behinderung zu ihrer beruf- 

(Kraftfahrzeughilfe- 

Verordnung} 


(BGBL IS. 2251) 

lichen Eingliederung auf ein 
Kraftfahrzeug angewiesen sind 
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Maßnalmie 

Zielsetzung 

Sachsland 

Aus w irk un g en/E rg e b oisse 

Zweite Verordnung rur 
Duichführung des 
Schweibehindertengeset- 
zes (Schwerbehinderten- 
Ausgleichsabgabe- 
verordnung) 

Verbesserung der zusätz- 
lichen Leistungen zur 
Eingliederung Schwer- 
behinderter auf dem 
Arbeits- und Aus- 
b il dun gss t ellenm ar k t 

Verordnung 
vom 28, März 
1988 

(BGBl. I S. 484) 

Verbesserung der Eingliederung 
von Schwerbehinderten in das 
Arbeits- und Berufsleben 

Erste Verordnung zur 
Änderung der 
Wahlordnung Schwer- 
b e hindert en gesetz 

Ändenmg des Wahl- 
verfahrens der Schwer- 
behindertenvertietungen 
in den Betrieben und 
Verwaltungen 

Verordnung 
vom 23. April 
1990 

(BGBl. IS. 808} 

Verbesserung des 

Wahlverfahrens 

Erste Verordnung zur 
Durchführung des 
Schwerbehinderten- 
gesetzes (Wahlordnung 
Schwerbehinderten- 
gesetz) 

Änderung des Wahl- 
verfahrens der Schwer- 
behindertenvertretungen 
in den Betrieben und 
Verwaltungen 

Verordnung 
vom 23. April 
1990 

(BGBl, IS. 811) 

Verbesserung des 

Wahlverfahrens 

Erstes Gesetz zur Ände- 
rung des Heimgesetzes 

Verbesserung der recht- 
lichen Stellung des 
Heimbewohners 

Klarstellung, Vereinfa- 
chung und Beseitigung 
von Mängeln 

Gesetz vom 

28. April 1990 
(BGBl I S. 758} 

Schaffung von Regelungen über 
Form und KembestandteÜe des 
Heim Vertrags und die Bestellung 
eines Heimfürsprechers in den 
Fällen, Ln denen die Bildung ei- 
nes Heimbeirates nicht möglich 
ist 




Betroffen sind über 600000 
Heimbewohner 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Reform des Rechts 
der Vormundschaft und 
Pflegschaft für Voll- 
jährige (Betreuungs- 
gesetz) 

Abschaffung der Ent- 
mündigung, Ersetzung 
der Vormundschaft über 
Volljährige und der 
Gebrechlichkeilspfleg- 
schafl durch das neue 
Rechtsinstilut der 
Betreuung 

Gesetzentwurf 
in der parla- 
mentarischen 
Beratung (BT- 
Drucksachen 
11/4528 und 
11/6949) 

Verbesserung der Rechtsstellung 
psychisch Kranker, körperlich, 
geistig oder seelisch behinderter 
Menschen 

Gesetz über Ver- 
braucherkredite; rur Än- 
derung der Zivüpro- 
zeßor^ung und anderer 
Gesetze 

Sicherstellung eines 

angemessenen 

Verbraucherschutzes 

Gesetz vom 

23. April 1990 
(BGBl, IS. 758) 

Verbesserung der Rechtsstellung 
privater Kreditnehmer 

Gesetz rur Fördenmg der 
Einstellung der 
landwirtschaftlichen 
Erwerbstätigkeit 

Einkommensmäßige und 
soziale Absicherung älte- 
rer landwirtschaftlicher 
Unternehmer, die das 

58. Lebensjahr vollendet 
und ihre landwirtschaft- 
liche Erwerbstätigkeit 
durch Still egimg und/ 
oder Abgabe ihrer 

Flächen völlig einstellen, 
sowie ihrer älteren 
Mitarbeiter 

Gesetz vom 

21. Februar 

1989 

(BGBl. 1 S. 233) 

Markten tlastung durch Still- 
legung von Flächen 

Verbesserung der Agrarstruktur 
durch Abgabe von Flächen 

Entwurf eines Vierten 
Agrarsozialen Ergän- 
zungsgesetzes 

Integration der Mittel 
des Sozialversicherungs- 
Beitragsentlastungs- 
gesetzes in die Alters- 
hilfe für Landwirte 

Gesetzentwurf 
in der parla- 
mentarischen 
Beratung 
(BT-Druck- 
sache 11/6469) 

Dynamische Gestaltung der 
Beitragsenüastung für Landwirte 

Verlangsamung des Beitragsan- 
sliegs in der Altershilfe für Land- 
wirte 
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Maßnahme 

Zielsetzung 

Sactastand 

Auswir kimge n/E rgeb n i SS e 


Gesetz zur fmanzieUen 
Sicherung der Künstler- 
Sozialversicherung 


Gesetz zur Änderung des 
Künstle rsoziaJ- 
V ers i ch erungsg e se tzes 


Gesetz zur Änderung von 
Vorschriften des Sozial- 
qesetzbuches über die 
Übertragung, Verpfän- 
dung und Pfändung von 
Ansprüchen auf Sozial- 
leistungen, zur Regelung 
der Verwendung der Ver- 
sicherungsnummer und 
zur Änderung anderer 
Vorschriften (Erstes Ge- 
setz zur Änderung des 
S ozial g ese tzbu c h es) 

Gesetz zur Einordnung 
der Vorschriften über die 
Meldepflichten des 
Arbeitgebers in der 
Kranken- und Rentenver- 
sicherung sowie im Ar- 
beitsförderungsrechl und 
über den Einzug des 
Gesamisozial Versiche- 
rungsbeitrags in das Vier- 
te Buch Sozialgesetzbuch 


Festsetzung des Vom- 
hundertsatzes der Künst- 
lersozialabgabe für 1988 
Anhebung des Bundes- 
zuschusses 

Folgerungen aus dem 
Beschluß des Bundes- 
verfassungsgerichts zum 
Künstlersozialver- 
sicherungsgesetz 
Organisatorische Neuge- 
staltung der Künsüer- 
sozialkasse 
Neugestaltung des 
Melde- und Beitiagsver- 
fahrens 

Einführung bereichsspe- 
zifischer Vomhundertsät- 
ze der KünsUersozialab- 
gabe und eines Lastern 
ausgleichsverfahrens 
Ausdehnung des Kreises 
der abgabepflichtigen 
Unternehmen 
Verbesserte Krank en- 
geldregelrmg für die Ver- 
sicherten 


Gesetz vom 
18, Dezember 
198? 

(BGBl I S. 2794) 


Gesetz vom 
20. Dezember 
1988 

(BGBL I S. 2606) 


Einschränkung der 
Pfändbarkeit des Kinder- 
geldes und Verhinderung 
der Zweckentfremdung 
der Versicherungs- 
nummer 


Gesetz vom 
20. Juli 1988 
(BGBl. IS. 1046) 


Vereinheitlichung der 
Vorschriften über die 
Pflichten des Arbeit- 
gebers hinsichtlich der 
Meldung der Beschäftig- 
ten und der Beitragszah- 
lung zur Sozialver- 
sicherung 

Erleichterung der Durch- 
führung der Beitrags- 
Überwachung für Arbeit- 
geber und Träger der 
Sozialversicherung 


Beibehaltung des einheitlichen 
K üns tl e rs ozial a b ga b esa tzes von 
5% für das Jahr 1988 
Erhöhung des Bundeszuschusses 
auf 25 % der Ausgaben der 
Küns tl er Sozi al Rasse 

Ausdehnung der Abgabepflicht 
auf die professionell Eigenwer- 
bung treibenden Unternehmen 

Übertragung der Aufgaben der 
KünstlersozLalkasse auf die 
Landesversicherungsanstalt 
Oldenburg-Bremen 

Vereinfachung des Melde- und 
Beitrags Verfahrens durch Ein- 
führung verbindlicher Monats- 
beiträge 

Einführung von Mindest- 
beiträgen 

Ruhen der Kranken Versiche- 
rung sl eistun gen bei Beitrags- 
rüd^tänden 

Erhebung der Künstlersozialab- 
gabe ab 1989 erstmals nach ei- 
nem für vier Kunstbereiche ge- 
trennten Abgabesatz (Bela- 
stungsobergrenze bei 6,0%, in 
den folgenden Jahren jeweüs um 
0,5% ansteigend) 

Ausdehnung der Abgabepflicht 
auf alle Unternehmen, die nicht 
nur gelegentlich künstlerische 
oder publizistische Werke und 
Leistungen zur Eirmahme- 
erzielung nutzen 

Möglichkeit des Krankengeld- 
bezugs bereits vor der siebten 
Woche der Arbeitsunfähigkeit 

Pfändung des Kindergeldes nur 
noch für die Sicherung von 
Unierhaltsansprüchen von Kin- 
dern des Leistungsberechtigten 


Gesetz vom 
20. Dezember 
1988 

(BGBl. IS, 23X) 


Möglichkeit für den Arbeitgeber, 
eine gemeinsame Prüfung durch 
die zuständigen Versiebe rungs- 
träger zu verlangen 

Abstimmung der Beiträge zur 
Renten- und Arbeitslosen- 
versicherung und der vom 
Arbeitgeber gemeldeten Arbeits- 
enlgelte einmal jährlich durch 
die Krankenkasse 
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Maßnahme 

Zielsetzung 

Sachs Land 

AüswLrkungen/Ergebnisse 


Verordnung über die 
Zahlung, Weiterleitung, 
Abrechnung und Abstim- 
mung des Gesamtsozial- 
V ers i ch erungs b ei trag s 
(BeitragszahlungS" 
Verordnung) 


Verordnung über die 
Durchführung der Bei- 
tragsüberwachung und 
die Auskunfts- und Vor- 
lagepQicht (Beitragsüber- 
wachungsverordnung) 


Gesetz zur Einführung 
eines Soziaiversicbe- 
rungsausweises und zur 
Änderung anderer Sozial- 
gesetze 


Dritte Verordnung zur 
Änderung der Zweiten 
Datenerfassungs- 
Verordnung 


Festlegung des 
Leistungsortes für die 
Zahlung des Gesamtso- 
zialversicherungsbei- 
trags sowie Festlegung, 
wann und in welcher 
Form die Beiträge von 
den Krankenkassen 
weiterzuleiten und abzu- 
rechnen und wie sie mit 
dem vom Arbeitgeber 
gemeldeten Arbeitsent- 
gelt abzustimmen sind 

Festlegung von Mindest- 
anforderungen über den 
Inhalt von Lohounler' 
lagen und die vom 
.Arbeitgeber zu erstellen- 
de Beitragsabrechnung 

Bessere Nutzung der 
Möglichkeiten der auto- 
matischen Datenver- 
arbeitung beim Arbeitge- 
ber 

Regelungen hinsichtlich 
der Durchführung der 
Prühmg beim Arbeit- 
geber 

Wirksamere Bekämpfung 
illegaler Beschäftigung, 
des Leistungsmißbrauchs 
sowie der mißbräuch- 
lichen Ausnutzung der 
Gering fügigkeitsgrenze 


Umsetzung der mit dem 
o.g. Gesetz eingeführten 
zusätzlichen Meldungen 

Anpassung an die mit 
dem Gesetz zur Einord- 
nung der Vorschriften 
über die Meldepflichten 
des Arbeitgebers in der 
Kranken- und Rentenver- 
sichemng sowie im Ar- 
beitsförderungsrecht und 
über den Einzug des Ge- 
sam ts ozia i V ers i c he rung s - 
beitrags in das Vierte 
Buch Sozialgesetzbuch 
und mit dem Gesund- 


Ver Ordnung 
vom 12 . Mai 
1989 

(BGBl. IS. 990) 


Verordnung 
vom 22. Mai 
1989 

(BGBL IS. 992) 


Gesetz vom 
6. Oktober 1989 
(BGBl, I S. 1822) 


Verordnung 
vom 12. Dezem- 
ber 1989 
(BGBl. IS. 2117) 


Verfügbarkeit der vom Arbeilge^ 
ber zu zahlenden Beiträge für die 
EinzugssteUe am Fälligkeitstag 


Gewährleistung der Gleich- 
behandlung aller Arbeitgeber 
bei der Prüfung 

Einschränkung der Belastung 
des Arbeitgebers durch die 
Prüfung auf das unbedingt 
Erforderliche 

Gewährleistung eines 
reibungslosen zeitsparenden 
Prüfungsablaufs 


Einfühnmg eines Sozial- 
versicherungsausweises für alle 
Beschäftigten 

Mit führungspflicht des Auswei- 
ses mit Lichtbild in Schwer- 
punklbereichen illegaler Be- 
schäftigung 

Erweiterte Meldepflichten der 
Arbeitgeber, insbesondere auch 
für geringfügig Beschäftigte 

Bessere und erleichterte 
KontroLlbefngnisse der Bundes- 
anstalt für Arbeit, der Kranken- 
kassen und der Rentenversiche- 
rungsträger 

Sicherstellung des meide- 
technischen Verfahrens in der 
Sozialversicherung 
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Maßnahme 

Zielsetzung 

Sachstand 

A US w i rk un gen /Erg e h Hisse 

DrittG Verordnung 2 ur 
Änderung der Zweiten 
DatenübermittluJigS’' 
Verordnung 

Verordnung zur Ände- 
rung der Arbeitsentgelt- 
Verordnung und der 
Sachbezugsverordnung 

heits-Reformgesetz 1989 
vorgeDommenen Ände- 
rungen 

Anpassung an die meide- 
rechtlichen Besonderhei- 
ten für ausländische See- 
leute auf im internationa- 
len Seeschüfahrtsregister 
eingetragenen Schiffen 
in der Sozialversicherung 

Übernahme der mit dem 
o-g. Gesetz neu einge- 
führten Meldungen in 
das Datenübermittlungs- 
Verfahren 

Folgeregelung für die 
Sozialversicherung aus 
der Steuerreform 1990 

Jährliche Festsetzamg 
der Sachbezugsw'erte 
(Unterkunft und VerpOe- 
gung) 

Verordnung 
vom 12. Dezem- 
ber 1989 
{BGBL IS. 2110) 

Verordnung 

vom 

12. Dezember 
1989 

(BGBl. IS. 217?) 

Sicherstellung des raeldeleclmi- 
schen Verfahrens in der Sozial- 
versicherung bei Gebrauch von 
maschinell verarbeitungsfähigen 
Datenträgern 

Beitragsfreiheit der Essens- 
zuschüsse und der Zuschüsse für 
die Kosten der Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte bei 
Pauschalbesteuerung durch den 
Arbeitgeber 


in 
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Vermögensbildung 


Maßnahme 

Zielsetzung 

Sachstand 

Auswirkungen/Ergebnisse 


Zweites Vermögens- 
beteiligimgsgesetz 


Bewertungsverordnung 


Gesetz über Unter- 
nehmensbeteiligungs- 
gesellschaften 


Vermögenspolitische 
Neuregelungen im 
Steuerreformgesetz 1990 
(Artikel 1 Nr. 21 
und Artikel 18) 


Erhöhung des Steuerfrei- 
betrags nach § 19 a EStG 
bei Überlassung von 
Vermögensbeteiligimgen 
an Arbeitnehmer von 
300 DM auf 500 DM 
Zulassung von Beteili- 
gimgs-Sondervermögen, 
die stille Beteiligimgen 
an nicht börsennotierten 
Unternehmen enthalten, 
im Investmentgesetz 
Einbeziehung von An- 
teilscheinen ein Beteili- 
gimgs-Sondervermögen 
imd von GmbH- 
Geschäftsanteilen in die 
Förderung von Vermö- 
gensbeteiligimgen der 
Arbeitnehmer 
Nähere Regelung der Be- 
wertung stiller Beteili- 
gungen in Beteiligungs- 
Sondervermögen 


Eröffnung des indirekten 
Zugemgs nicht börsenno- 
tierter Unternehmen zum 
Aktienmarkt durch ord- 
nungspolitische Rahmen- 
regelungen für Gesell- 
schaften, die bei diesen 
Unternehmen Beteili- 
gungen anbieten und 
sich durch Ausgabe von 
Aktien refinanzieren 
Im Fünften Vermögens- 
bildungsgesetz: 

— Beschränkung der 
Fördenmg auf Vermö- 
gensbeteiligungen 
und Bausparen, Weg- 
fall der Fördenmg für 
das Konten- und Ver- 
sichenmgssparen so- 
wie für die Anlage in 
bestimmten außer- 
betrieblichen Wert- 
papieren von 
Kreditinstituten 

— Anhebung der 
Einkommensgrenze 
von 24000 DM/ 

48000 DM auf 
27000 DM/54000 DM, 
Wegfall der kinder- 
bedingten Erhöhung 

— Erhöhung des 
zulagebegünstigten 
Jahresbetrags für das 
Bausparen von 

624 DM auf 936 DM 


Gesetz vom 
19. Dezember 
1986 

(BGBl. I S. 2595) 


Verordnung 

vom 

14. Dezember 
1988 

(BGBl. I S. 2237) 

Gesetz vom 
17. Dezember 
1986 

(BGBl. I S. 2488) 


Gesetz vom 
25. Juli 1988 
(BGBl. I S. 1095) 


Verstärkung der Förderung der 
Vermögensbeteiligung der 
Arbeitnehmer 

Erweiterung des Katalogs geför- 
derter Vermögensbeteiligungen 
der Arbeitnehmer 
Ermöglichung von dem Invest- 
mentgesetz unterliegender 
indirekter Kapitalbeteiligung an 
mittelständischen Unternehmen, 
insbesondere für Arbeitnehmer 
Neue Möglichkeiten der Kapi- 
talbeschaffung für mittelständi- 
sche Unternehmen 


Ermöglichung der Einrichtung 
von Beteiligimgs-Sonder- 
vermögen als Investmentfonds, 
die stille Beteiligungen an 
mittelständischen Unternehmen 
enthalten 

Möglichkeit indirekter Kapital- 
beteiligung an mittelständischen 
Unternehmen über Untemeh- 
mensbeteiligungsgesellschaften, 
deren Aktien Arbeitnehmer mit 
staatlicher Förderung erwerben 
können 

Gründung von 13 Untemeh- 
mensbeteiligungsgesellschaften 
bis zum Jahre 1990 erfolgt 

Weitere Ausrichtung der Förde- 
rung nach dem Fünften Vermö- 
gensbildungsgesetz auf Kapital- 
beteiligungen der Arbeitnehmer 
Erweiterung des Kreises der Zu- 
lagebegünstigten 
Vereinfachung des Fünften Ver- 
mögensbildungsgesetzes 
Subventionsabbau 
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Maßnahme 


Zielsetzung 


— Ermäßigtmg des 
bisherigen 

S parzul age nsatzes 
von 23 % für die in 

V erm ö ge nsb ete il i - 
gungen angelegten 

V enn ö ge nswirl^ame n 
Leistungen auf 20 % 
und für die rum Bau- 
sparen verwendeten 
vermögenswirksamen 
Leistrmgen auf 10%, 
Wegfall der kinder- 
bedingten Erhöhung 

— Übertragung der 
Auszahlung der Spar- 
zulage vom Arbeitge- 
ber auf das Finanzamt 

— Wegfall der für 
Arbeitgeber mit bis 
zu 60 Beschäftigten 
vorgesehenen Steuer- 
ermäßigung; 


Sachs t and 


Auswtrk ung en/E rgeb nisse 


Änderungen des Fünften 
Verm ö gensb il dungs- 
gesetzes und des § 19a 


EStG 


ln § 19a EStG: 

— WegfaJl der Steuer- 
begünstigung bei 
Überlassung der- 
jenigen Wertpapiere 
von Kreditinslituten, 
deren Erwerb auch 
nach dem Fünften 
VermögensbUdungs- 
gesetz nicht mehr 
gefördert wird 


Ausschluß bestimmter außer* 
betrieblicher Beteiligungs- 
formen aus dem Katalog geför- 
derter Vermögensbeleüigungen 
zum Schutz der Arbeitnehmer 


a) im Haushaltsbegleit* 
gesetz 1989 
(Artikel 4 Nr 1 i.V.m. 
Nr. 11a und Artikel 9 


Ausschluß der Anlage 
V e nnö g e ns w irksam e r 
Leistungen in außerbe- 
trieblichen stillen Betei- 
ligungen und bestimm* 
ten außerbetrieblichen 
Genußscheinen 


Gesetz vom 
20. Dezember 
1988 

(BGBL IS, 2262) 


Wegfall der Steuerbe- 
günstigung bei Überlas- 
sung solcher Vermögens- 
beteiligungen 


h) im Entwurf des Geset- 
zes über Wertpapier- 
Verkaufs- Prospekte 
und zur Änderung von 
Vorschriften über 
Wertpapiere 
(Artikel 2 Nm. 1 und 2) 


Ausschluß der Anlage 
vermögenswLrksamer 
Leistungen in bestimm- 
ten außerbetrieblichen 
Schuldverschreibungen; 
Wegfall der Steuerbegün- 
stigung bei Überlassung 
solcher Wertpapiere 


Gesetzentwurf 
in der parla- 
mentarischen 
Beratung (BT- 
Drucksache 
1 1/6340) 
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Familien-, Jugend- und Frauenpolitik 


Maßnahme 


Zielsetzung 


Sachstand 


Auswirkimgen/Ergebnisse 


Gesetz zur Änderung des 
Bundeserziehungs- 
geldgesetzes und anderer 
Vorschriften 


Erweiterung der Leistun- 
gen nach dem Bundes- 
erziehungsgeldgesetz 
(Verlängerung des Erzie- 
hungsgeldbezugs und 
des Erziehungsurlaubs) 


Gesetz vom 
30. Jimi 1989 
(BGBl. I S. 1297) 


Verbesserung der Voraus- 
setzungen für Eltern, ihre Kinder 
in der ersten Lebensphase selbst 
zu erziehen 


Gesetz zur Änderung des 
Adoptionsvermittlungs- 
gesetzes 


Strafrechtliche Verbote 
gegen Leihmütter- 
vermittlung imd Kinder- 
handel 


Gesetz vom 
20. November 
1989 

(BGBl. I S. 2014) 


Verhinderung von Mißbräuchen 
der modernen Fortpflanzungs- 
medizin und des internationalen 
Kinderhandels 


Zwölftes Gesetz zur 
Änderung des Bundes- 
kindergeldgesetzes 


Erhöhung des Kinder- 
geldsatzes für das zweite 
Kind von 100 DM auf 
130 DM zum 1. Juli 1990 


Gesetz vom 
30. Juni 1989 
(BGBl. I S. 1294) 


Begünstigt sind 2,4 Millionen 
Familien 

Mehraufwendungen 1990 
420 Mio. DM, in den Folgejahren 
je 840 Mio. DM 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuordnung des Kin- 
der- und Jugendhilfe- 
rechts 


Ablösung des aus dem 
Jahr 1922 stammenden 
Jugendwohlfahrtsgeset- 
zes durch eine zeit- 
gemäße Rechtsgrundlage 
für die Tätigkeit der 
Jugendämter im Zu- 
sammenwirken mit den 
Trägem der freien 
Jugendhilfe 


Zustimmung 

des 

Bundesrates 
(BR-Druck- 
sache 267/90) 


Ausgestaltung als ein 
präventiv orientiertes 
Leistungsgesetz, das El- 
tern bei ihren 
Erziehimgsaufgaben im- 
terstützt und jungen 
Menschen das Hinein- 
wachsen in die Gesell- 
schaft erleichtert 


Differenzierung des Leistungs- 
spektrums der Kinder- und 
Jugendhilfe entsprechend den 
unterschiedlichen Lebenslagen 
von Kindern und Jugendlichen 
und den unterschiedlichen 
Familiensituationen 

Sichenmg und bundesweite 
Umsetzimg pädagogischer 
Standards 


Ratifizienmg des VN- 
Übereinkommens vom 
18. Dezember 1979 zur 
Beseitigung jeder Form 
von Diskriminierung der 
Frau 


Beseitigung jeder Form 
von Frauen- 
diskriminierung 


Gesetz vom 
25. Aprü 1984 
(BGBl. 1985 
U S.647) 


Dritte Verordnung über 
die Anpassung und Er- 
höhimg von Unterhalts- 
renten für Minderjährige 


Anhebung der Regel- 
bedarfssätze für nicht- 
eheliche Kinder 


Verordnung 

vom 

21. Juli 1988 
(BGBl. I S. 1082) 


Erhöhung der Regelbedarfssätze 
für Minderjährige um jeweils 
10% ab 1. Januar 1989 


Entwurf eines Gesetzes 
zur imterhaltsrechtlichen 
Berechnung von Auf- 
wendungen für Körper- 
und Gesimdheitsschäden 


Verbesserung der 
Rechtsstellung der 
Körper- und Gesimd- 
heitsbeschädigten im 
Unterhaltsrechtsstreit 


Gesetzentwurf 
in der parla- 
mentarischen 
Beratung 
(BR-Druck- 
sache 386/89) 


Gesetzliche Vermutung bei der 
imterhaltsrechtlichen Einkom- 
mensermittlung, daß die Mehr- 
aufwendungen der Körper- und 
Gesundheitsbeschädigten die 
hierfür empfangenen Soziallei- 
stungen aufzehren 
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Ausländ er beschäitigmigr Integration und Reintegration der ansländijschen Arbeitnehmer 
und ihrer Familien 


Maßnahme 

Zielsetzung 

Sachslanci 

AuswLrkuDgen/ErgebDisse 

Abkommen zwischen der 

Zusammenarbeit bei der 

Abkommen 

Bereitstellung von 2,5 Mio. DM 

Regierung der Bundes- 

beruflichen Wieder- 

vom 5. Juni 

für die Gewährung zinsgünstiger 

republUt Deutschland 
und dem Bundes- 
exekutiviat der Ver- 
sammlung der Sozia- 
listischen Föderativen 
Republik Jugoslawiens 

eingliedening von Rück- 
kehrern (Existenz- 
gründung) 

1989 

Kredite 

Neunte Verordnung zur 

Anpassung des Arbeits- 

ln 

Verbesserung der Integration 

Änderung der Aibeits- 
erlaubnisverordnung 

rechts an das neue Aus- 
länderrecht 

Verbesserung der rechtli- 
chen Grundlagen für die 
Integration der ausländi- 
schen Arbeitnehmer und 
ihrer Familienangehöri- 
gen 

Absicherung des Anwer- 
bestopps 

Vorbereitung 

durch Erleichterungen beim 
Aibeitsmarktzugang 


U5 


Drucksache 11/7527 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Woimungs- und Städlehaupolilik 


MaBnahme 


Zielsetzung 


Sachs tan d 


Aus w irkungenVE rg e b nisse 


Wo hn e ige n Uims- 
förderungsgesetz 1986 


Ausdehnung des 
Baukindergeldes 


Gesetz vom 
15. Mai 1986 
(BGBL I S. 730) 


Verbesserung der Eigentums- 
förderung für Familien mit 
Kindern 


Steuerreformgeselz 1990 


Gesetz zur Änderung des 
Steuerreformgesetzes 
1990 sowie zur Förderung 
des Mietwohnungsbaues 
und von Arbeitsplätzen in 
Privathaushalten 


Erhöhung des 
Baukindergeldes 

Verkürzung der 
Abschreibungsfrist bei 
der degressiven 
Abschreibung von 50 auf 
40 Jahre und Erhöhung 
der Abschreibungssätze 


Gesetz vom 
25, Juli 1988 
(BGBL r S. 1093) 

Gesetz vom 
30. Juni 1989 
{BGBL I S, 126?) 


Dauerhafte Verbesserung der 
steuerlichen Rahmenbedin- 
gungen für Investitionen im 
M i e t wohnungsb a u 


Gesetz zur steuerlichen 
Förderung des 
Wohnungsbaues und 2 nar 
Ergänzung des Steuer- 
reformgesetzes 1990 
(Wohnungsbau- 
förderungsgeselz) 


Befristete steuerliche 
Vergünstigung für die 
Schaffung 

— von Wohnungen aus 
dem vorhandenen 
Gebäudebestand 
durch Aus- und 
Umbauten 

— von Wohnungen mit 
Sozialbindung 


Gesetz vom 
22. Dezember 
1989 

(BGBL 1 S. 2408) 


Erleichterung des Baus zusätz- 
licher Mielvtfohnungen im 
Wohnungsbestand und von 
Wohnungen mit Sozialbindung 


Gesetz über die Fest- 
stellung des 

Bundeshaushaltsplans für 
das Haushaltsjahr 1990 
(Haushaltsgesetz 1990) 


Direkte Förderung der 
Schaffung von Wohn- 
eigentum und Mietwoh- 
nungen im sozialen 
Wohnrmgsbau 


Gesetz vom 
22. Dezember 
1989 

(BGBL 1 S. 2421) 


Bundesmittel in Hohe von 2 Mrd. 
DM 

Erhöhung des Verpflicbtungs- 
rahmens um 950 Mio. DM für den 
Zeilramn 1991 bis 1993 


Siebtes Gesetz zur 
Änderung des Wohngeld- 
gesetzes 


Eihöbung des Wohn- 
gelds in Gemeinden und 
Kreisen mit besonders 
hohem Mietenniveau 
sowie in Kommunen mit 
üb er dur c hs chni t tli ch en 
Mietsteigerungen durch 
— Einführung einer 
VI, Mietenstufe für 
Gemeinden und Krei- 
se, deren Mietennive- 
au um mindestens 
25 % über dem Bun- 
desduTChschnitt liegt 
“ Höherstufung der Ge- 
meinden und Kreise, 
die die Voraussetzun- 
gen für eine höhere 
Mietenstufe 
erfüllen 


Gesetz vom 
13. Dezember 
1989 

(BGBL I S. 2148) 


Aufhebung der Beschränkung 
auf Eigentumsmaßnahmen 

Wohngelderhöbung für rcL 90000 
Haushalte in 72 Gemeinden und 
Kreisen des Bundesgebiets um 
10 DM bis 20 DM monatlich 

Mehraufwendungen für Bund 
und Länder 20 Mio. DM 


Wohnungsbau- 

Erleichterungsgesetz 


Verstärkte und schnelle- 
re Ausweisung von 
Wohnbauland, Erleichte- 
rung von Wohnungsbau- 
vorhaben sowie der 
Schaffung von Wohn- 
raum aus dem Bestand 


Gesetz vom 
17. Mai 1990 
[BGBL IS. 926) 


Verbesserte Versorgung mit 
Wohnraum 
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Soziale Akzente der Steuerpolitik 


Maßnahme 

Zielsetzung 

Sachsland 

Aus wir kuQ ge n/ Erg ebnlsse 

Gesetz zur Änderung des 

Freistellung der 

Gesetz vom 

S teu ennind er emnahmen 

Emkommensleuer- 

Einkünfte von der Ein- 

4. Juli 1987 

1,4 Mrd, DM 

gesetzes (Steuer- 

kommensteuer durch An- 

(BGBl, I S. 1629) 


s enkun g s *E rwe ite run gs- 

hebung des Grund- 



geset 2 1988) 

freibetrags 

von 4536 DM/9072 DM 




(Alleinstehende/ Verhei- 
ratete) auf 4752 DM/9504 
DM 




Tarifabflachung 


SteuermindereinnahmeD 

3,0 Mrd.DM 


Anhebung des Haus- 


S teu e rm in d er e inn ahme n 


haltsfreibetiags analog 
zum Grund frei betrag 


35 Mio, DM 


Berücksichtigung von 


Steuerminderemn ahmen 


AusbÜdungsauf- 
wendungen für lünder 


300 Mio. DM 

Steuerreformgesetz 1990 

Anhebung des Grund- 

Gesetz vom 

Steuermindereinn ahmen 


freibetrags von 4732/ 

25, Jub 1988 

5,9 Mrd. DM 


9504 DM (Alleinstehen- 
de/Verheiratete) auf 
5616/11232 DM 

(BGBl. I S. 1093) 



Einführung des linear- 


Steuermind eretnna hmen 


progressiven Einkom- 
mensteuertarüs mit 


26 Mrd. DM 


einem jeweils um 3 %- 
Punkte abgesenklen 
Eingangs- und 
Höchststeuersatz 




Anhebung des Kinder- 


Steuerminderemnahmen 


freibetrags von 2 484 DM 
auf 3024 DM 


1,8 Mrd. DM 


Ausdehnung der Ausbil- 


Steuerminderemnahmen 


dungstreibeträge für 
Kinder unter bestimmten 


13 Mio. DM 


V ora u SS etzun g en 
Anhebung des Haus- 


S te uermi n d erein nähme n 


haltsfreibetrags analog 
zum Grund freibetrag 


120 Mio, DM 


Anhebung der Höchst- 


Steuerminderemnahmen 


betiäge füi als außer- 
gewöhnliche Belastung 
abziehbare Unterhalts- 


60 Mio. DM 


aufwendungen für 
bedürftige Angehörige 




Förderung der häus- 


Steu erm in de r einn ahm en 


bchen Pflege durch 
Einführung eines POege- 
pauschbetrags imd 
Anhebung des Abzugs- 
betrags für eine Hilfe im 
Haushalt im Pflegefall 


120 Mio. DM 


Anhebung des Bau- 


Steuerminderemnahmen 


kindergeldes zur Förde- 
rung des Erwerbs von 
Familien-Eigenheimen je 
Kind von 600 DM auf 

750 DM 


40 Mio, DM 
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Maßnahme 

Zielsetzimg 

Sachstand 

Auswirkungen/Ergebnisse 


Erhöhung des Sonder- 
ausgaben-Vorwegabzugs 
für Selbständige 

Anhebung des Kilo- 
meter-Pauschbetrags für 
Fahrten zwischen Woh- 
nimg und Arbeitsstätte 
mit eigenem Kfz auf 

0,50 DM je Entfemungs- 
kilometer 


Steuermindereinnahmen 

600 Mio. DM 

Gesetz zxir Änderung des 
Steuerreformgesetzes 

1990 sowie zur Förderung 
des Mietwohnungsbaus 
und von Arbeitsplätzen in 
Privathaushalten 

Steuerliche Entlastimgen 
bei Aufwendungen für 
bestimmte hauswirt- 
schaftliche Beschäf- 
tigimgsverhältnisse ab 
1990 

Gesetz vom 

30. Juni 1989 
(BGBL I S. 1267) 

Steuermindereinnahmen 

225 Mio. DM 


Erhöhung des Speirerfrei- 
betrags (Alleinstehende/ 
Verheiratete) 
von 300/600 DM 
auf 600/1200 DM 


Steuermindereinnahmen 

580 Mio. DM 

Gesetz zur Verbesserung 
und Vereinfachung der 
Vereinsbesteuerung 

S. weiter unter 

Wohnungs- und Städte- 
baupolitik 

Verdoppelung des 
Abzugrahmens bei 
Spenden für mildtätige 
Zwecke auf 10 % des 
Gesamtbetrags der 
Einkünfte 

Gesetz vom 

18. Dezember 
1989 

(BGBl. I S. 2212) 

Steuermindereinnahmen 

240 Mio. DM 

Steuermindereinnahmen 

140 Mio. DM 

Gesetz zur steuerlichen 
Förderung des 
Wohnungsbaus imd zur 
Ergänzung des Steuer- 
reformgesetzes 1990 
(W ohmmgsbauförde- 
rungsgesetz) 

Anhebung des Höchstbe- 
trags für das bei Unter- 
haltsleistungen an den 
geschiedenen oder 
dauernd getrennt 
lebenden Ehegatten in 
Betracht kommende sog. 
Real-Splittimg von 

18000 DM auf 27000 DM 

Gesetz vom 

22. Dezember 
1989 

(BGBl. I S. 2408) 

Steuermindereinnahmen 
bis zu 10 Mio. DM 


S. weiter unter 

Wohnimgs- und Städte- 
baupolitik 


Steuermindereinnahmen 

255 Mio. DM 
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Internationale sozialpolitische Zusammenarbeit 


Maßnahme 

Zielsetzung 

Sachstand 

Auswirkungen/Ergebnisse 

Richtlinie 

Nr. 86/378/EWG des Rates 
zur Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleich- 
behandlung von 

Männern und Frauen bei 
den betrieblichen 
Systemen der sozialen 
Sicherheit 

Einbeziehung von Risi- 
ken wie Alter, Krankheit, 
Invalidität, Arbeitslosig- 
keit und Berufskrankheit 
in betriebliche Systeme 
der sozialen Sicherheit 

Richtlinie des 
Rates vom 

24. Juli 1986, 
Amtsblatt der 
Europäischen 
Gemeinschaf- 
ten Nr. L 225/40 
vom 12. August 
1986 

Kein Umsetzungsbedarf in 
nationales Recht 

Entschließung 

Nr. 86/C 340/02 des Rates 
über ein Aktions- 
programm zur Förderung 
des Beschäftigungs- 
wachstums 

Verstärkte Umsetzung 
und Weiterentwicklung 
von Ratsbeschlüssen auf 
den Gebieten der 
Arbeitsmarkt- imd 
Beschäftigimgspolitik 

Förderung von Unter- 
nehmensgründungen 
und beruflicher Bildung 

Entschließung 
des Rates vom 

22. Dezember 
1986, Amtsblatt 
der Euro- 
päischen Ge- 
meinschaften 

Nr. C 340/2 vom 
31. Dezember 
1986 

Unterstützung der Wirtschafts-, 
Beschäftigungs- imd Arbeits- 
marktpolitik durch flankierende 
Maßnahmen der Gemeinschaft 

Richtlinie 

Nr. 88/364/EWG des Rates 
zum Schutz der Arbeit- 
nehmer durch ein Verbot 
bestimmter Arbeitsstoffe 
und/oder Arbeits- 
verfahren (Vierte Einzel- 
richtlinie im Sinne des 
Artikels 8 der Richtliiüe 
80/1107/EWG) 

Verbot bzw. teilweises 
Verbot bestimmter 
Arbeitsstoffe und 
Arbeitsverfahren 

Richtlinie des 
Rates vom 

9. Juni 1988, 
Amtsblatt der 
Europäischen 
Gemeinschaf- 
ten Nr. L 179/44 
vom 9. Juli 1988 

Umsetzimg durch Zweite Ver- 
ordnung zur Änderung der 
Gefahrstoffverordnung 

Richtlinie 

Nr. 88/378/EWG des Rates 
zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die 
Sicherheit von Spielzeug 

Harmonisierung der 
Sicherheitsanfordenm- 
gen für Spielzeug 

Richtlinie des 
Rates vom 

3. Mai 1988, 
Amtsblatt der 
Europäischen 
Gemeinschaf- 
ten Nr. L 187/1 
vom 16. Juli 

1988 

Umsetzimg durch Verordnung 
über die Sicherheit von 

Spielzeug 

Richtlinie 

Nr. ^/642/EWG des Rates 
zur Ändenmg der Richt- 
linie 80/1107/EWG zum 
Schutz der Arbeitnehmer 
vor der Gefährdung 
durch chemische, physi- 
kalische und biologische 
Arbeitsstoffe bei der 

Arbeit 

Festlegimg von rechts- 
verbindlichen Grenz- 
werten und empfohlenen 
Richtgrenzwerten sowie 
Einführung einer ver- 
bindlichen Meßstrategie 
für gesundheits- 
schädigende Arbeits- 
stoffe 

Richtlinie des 
Rates vom 

16. Dezember 
1988, Amtsblatt 
der Euro- 
päischen Ge- 
meinschaften 

Nr. L 356/74 
vom 24. Dezem- 
ber 1988 

Umsetzung durch Zweite 
Verordnung zur Änderung der 
Gefahrstoffverordnung 

Verordmmg (EWG) 

Nr. 1305/89 des Rates 
zur Ändenmg der 
Verordnimgen (EWG) 

Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 

Technische Anpassimg, 
die durch den EG-Beitritt 
von Portugal und Spa- 
nien notwendig wurde 

Verordnung 
des Rates vom 

11. Mai 1989, 
Amtsblatt der 
Europäischen 
Gemeinschaf- 
ten Nr. L 131 
vom 13. Mai 

1989 

Weiterzahlung von Renten an 
spanische Staatsangehörige in 
Drittstaaten 

Vertretungsbefugnis spanischer 
Arbeitnehmer in der Bundesre- 
publik Deutschland durch die 
spanischen Vertretungen 
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Maßnahme 

Zielsetzung 

Sachstdud 

A US wirk uD g en/ Ergehn isse 

Richtlinie 

Nr. 89/391 /BWG des Rates 
über die Durchführung 
von Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Sicherheit 
und des Gesundheits- 
schutzes der Arbeit- 
nehmer bei der Arbeit 

Festlegung allgemeiner 
Grundsätze für die Ver- 
hütung berufsbedingter 
Gefahren, für die Unter- 
weisung, die Information, 
die Anhörung und die 
Beteiligung der Arbeit- 
nehmer 

RichÜinie des 
Rates vom 

12. Juni 1989, 
Amtsblatt der 
Europäischen 
Gemeinschaf- 
len Nr. L 183/1 
vom 29. Juni 

1989 

Verbesserung des Arbeits- 
schutzes, insbesondere im öffent- 
lichen Dienst 

Richtlinie 

Nr. 89/392/EWG des Rates 
zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten für 
Maschinen 

Harmonisierung der 

S i ch er h e itsv 0 r schrif te n 
für Maschinen mit 
hohem Niveau 

Richtlinie des 
Rates vom 

14 Juni 1989, 
Amtsblatt der 
Europäischen 
Gemeinschaf- 
ten Nr, L 183/9 
vom 29. Juni 

1989 

Umsetzungs bedarf durch 
Änderung des Gerätesicherheits'- 
gesetzes 

Verordnung (EWG} 

Nr. 2332/89 des Rates 
zur Änderung der 
Verordnungen (EWG) 

Nr. 1048/71 und Nr. 574/72 

Anpassung der Verord- 
nungen über die Soziale 
Sicherheit der Wander- 
arbeilnehmer an die 
sozialpolitische Entwick- 
limg in den Mitglied- 
staaten 

Verordnung 
des Rates vom 

18. Juli 1989, 
Amtsblatt der 
Europäischen 
Gemeinschaf- 
ten Nr. L 224 
vom 2. August 
1989 

Neue Bestimmung des 

Artikels 9 a der Verordnung 

Nr. 1408/71 (Verlängerung des 
Rahmenzeitraums in der Renten- 
versicherung auch für Tat- 
bestände im EG-Ausiand) 

Verordnung (EWG) 

Nr 3427/89 des Rates 
zur Änderung der 
Verordnungen (EWG) 

Nn 1408/71 und Nr. 574/72 

Einheitliche Lösung für 
die Zahlung von Kinder- 
geld für in anderen EG- 
Milgliedstaaten lebende 
Kinder 

Verordnung 
des Rates vom 

30. Oktober 

1989, Amtsblatt 
der Euro- 
päischen Ge- 
meinschaften 

Nr. L 331 vom 

16. November 
1989 

Zahlung von Kindergeld nach 
dem Beschäftigungslandprinzip 
auch durch Frankreich 

Beseitigung der negativen 

Folgen aus der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofes 
in bezug auf AnÜkumulierungs- 
vorschriften 

Richtlinie 

Nr. 89/654/EWG des Rates 
über Mindestvorschriften 
für Sicherheit und 
Gesundheitsschutz in 
Arbeitsstätten (1. Einzel- 
richüinie im Sinne des 

Art. 16 Abs. l der Richt- 
linie 89/391/EWG) 

Verbesserung des Ge- 
sundheitsschutzes der 
Arbeitnehmer am Ar- 
beitsplatz 

Richtlinie des 
Rates vom 

30. November 
1989, Amtsblatt 
der Euro- 
päischen Ge- 
meinschaften 

Nr. L 393/1 vom 
30. Dezember 
1989 

Umsetzungsbedarf im wesent- 
lichen nur noch für den 
öffentlichen Dienst 

Richtlinie 

Nr. 89/855/EWG des Rates 
über Mindestvorschriften 
für Sicherheit und 
Gesundheitsschutz bei 
Benutzung von Arbeits- 
mitteln durch Arbeit- 
nehmer bei der Arbeit 
(2. Einzelrichtlinie im 
Sinne des Art. 16 Abs, 1 
der Richtlinie 

89/391/EWG) 

Verbesserung des 
Gesundheitsschutzes der 
Arbeitnehmer beim 
Gebrauch von Arbeits- 
mitteln 

Richtlinie des 
Rates vom 

30. November 
1989. Amtsblatt 
der Euro- 
päischen Ge- 
meinschaften 

Nr. L 393/13 
vom 30. Dezem- 
ber 1989 

Größere Sicherheit für die 
Arbeitnehmer beim Einsatz von 
Maschinen 
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Maßnahme 

Zielsetzung 

Sachs tan d 

Aus wirk ung en/Erg e bnisse 

RichÜmie 

Harmonisierung der 

Richtlinie des 

Umsetzungsbedarf durch 

Nr. 89/656/EWG des Rates 

Anforderung an persön- 

Rates vom 

Änderung des Arbeits- 

Über Mmdestvorschriften 

liebe Schutzaus- 

30. November 

sich erh ei lsgeselzes und durch 

für Sicherheit und 
Gesundheitsschutz bei 
Benutzung persönlicher 
Schutzausrüstungen 
durch Arbeitnehmer bei 
der Arbeit (3. EinzeLricht- 
linie im Sinne des Art. 16 
Abs- 1 der Richtlinie 
89/391/EWG) 

rüstungen 

1989, Amtsblatt 
der Euro- 
päischen Ge- 
meinschaften 
NnL 393/18 
vom 

30. Dezember 
1989 

Unfall verhülimgsvorschriften 

Richtlinie 

Gewährung des freien 

Richtlinie des 

Umsetzungsbedarf durch 

Nr. 89/686/EWG des Rates 

Warenverkehrs der 

Rates vom 

Änderung des Gerätesicheiheits- 

zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten für 
persönliche Schutz- 
ausrüstungen 

persönlichen Schutz- 
ausrüstungen in der 
Gemeinschaft 

21. Dezember 
1989. Amtsblatt 
der Euro- 
päischen Ge- 
meinschaften 

Nr. L 399/18 

vom 

30. Dezember 
1989 

gesetzes 

Gemeinschaftscharta der 

Selbst Verpflichtung der 

Von 11 Mit- 

Umsetzung der in der Charta 

sozialen Grundrechte der 

MUgliedstaaten und der 

gbedstaaten 

festgelegten Prinzipien durch 

Arbeitnehmer 

Gemeinschaft zur 
Gewährleistung 
bestimmter grundlegen- 
der Aibeitnehmerrechte 

auf der Tagung 
des Euro- 
päischen Rates 
am 8,/9. Dezem- 
ber 1989 als 
Deklaration 
angenommen 

Richtlinien in verbindliche EG- 
weit geltende Mindeslrechte an- 
gestrebt 

Übereinkonmien Nr. 148 
der IAO über die Arbeits- 
umwelt (Luftverunreini- 
gung, Lärm und Vibra- 
tionen) 

Schutz der Arbeitnehmer 
vor schädlichen Einwir- 
kungen am Arbeitsplatz 

Teilralifme- 
rung vorgese- 
hen; in der par- 
lamentarischen 
Beratung 
(BT-Druck- 
sache 10/2125) 

Verbesserter Arbeitsschutz 

Übereinkommen Nr 159 

Förderung von Beschäf- 

Gesetz vom 

Hüfe für behinderte Arbeit- 

der IAO über die beruf- 
liche Rehabilitation und 
die Beschäftigung der 
Behinderten 

tigungsmöglichkeiten für 
Behinderte 

9. Januar 1989 
{BGBl. II 1989, 

S. 2) 

nehmer 

Übereinkommen Nr. 160 

Schaffung der Vorausset- 

Ratifizierung in 

Ersatz des Übereinkommens Nr. 

der IAO über Arbeits- 

zungen für zeitgemäße 

der parlamen- 

63 von 1938 über Statistiken der 

statistiken 

Arbeitsstaüsliken 

tarischen Bera- 
Long 

(BR-Druck- 
Sache 373/89) 

Löhne und der Arbeitszeit 

Übereinkommen Nr. 161 

Schaffung und Erhaltung 

Ratifizierungs- 

Verbesserter Arbeitsschutz für 

der IAO über die 
betriebsärztlichen 

Dienste 

einer sicheren und 
gesunden Arbeitsumwelt 

verfahren in 
Vorbereitung 

Arbeitnehmer 

Übereinkommen Nr. 162 

Schutz der Arbeitnehmer 

Ratifizierungs- 

Verbesserter Arbeitsschutz und 

der IAO über Asbest 

im Umgang mit Asbest 

verfahren in 
Vorbereitung 

Umweltschutz 
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MaßDölime 

Zielsetzung 

SachsLand 

Aus w ixkun g en/ C rgeb mss e 

Übereinkommen Nr, 167 
der IAO über den 
Arbeitsschutz im 
Baugewerbe 

Verbesserung des 
Arbeitsschutzes hn 
Baugewerbe 

Ratifizierungs- 
verfahren in 
Vorbereitung 

Schutz der Arbeitnehmer gegen 
Unfälle und gesundheitliche 
Risiken auf den Bausteilen 

ÜbereinkoTTunen Nr. 168 
der IAO über Beschäf- 
Ligungsfördenmg und 
den Schutz gegen 
Arbeitslosigkeit 

Koordinierung der Syste- 
me zum Schutz gegen 
Arbeitslosigkeit und der 
Besch äflLgungspolitik 

Ratifizienmgs- 
verfahren in 
Vorbereitung 

Verringerung der Arbeits- 
losigkeit 

Ubereinkonimen Nr. 53 
der IAO über die Befähi- 
giingsnachweise der 

Schi f f sotfiz i ere 

Nachweis der beruf- 
lichen Befähigung 

Gewährleistung von 
Mindestnormen auf 
Handelsschiffen 

Gesetz vom 

19. August 1988 
(BGBl, n S. 624) 

Schaffung von Mindestnormen 
für Schitfsoffiziere 

Verbesserung des Sicherheits- 
Standards 

Überemkommen Nr. 125 
der IAO über die Befähi- 
gungsnachweise der 
Fischer 

Nachweis der beruf- 
üchen Befähigung 

Gewährleistung von 
Mindestnormen auf 
Fischereifahrzeugen 

Gesetz vorn 

19. August 1988 
(BGBl, n S, 680) 

Schaffung von Mindestnormen 
für Fischer 

Verbessenmg des Sicherheits- 
standards 

Zusatzprotokoil zur Euro- 
päischen Sozialcharta 
(Europaiat) 

Gewährleistung des 
Rechts auf Chancen- 
gleichheit von Frauen 
und Männern in Beschäf- 
tigung und Beruf, des 
Rechts der Arbeitnehmer 
auf Unterrichtung und 
Beteiligung bei der Ge- 
staihmg der Arbeitsbe- 
dingungen und des 

Rechts älterer Menschen 
auf sozialen Schutz 

Unterzeichnet 
am 5. Mai 1988. 
Ratifizierungs- 
verfahren in 
Vorbereil^lng 

Verwirklichung bzw. intematio- 
aaie Verankerung wichtiger 
Rechte der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer und der älte- 
ren Menschen 

Deutsch-sowjetisches 
Abkonunen über die 
Förderung der Fort- 
bildung von Fachkräften 
auf dem Gebiet des 
Arbeitsschutzes und der 
Rehabilitation 

Förderung sowjetischer 
Fachkräfte 

Unterzeichnet 
am 15, Juni 

1989 

Vermittlung von theoretischem 
und praktischem Wissen in Fra- 
gen der Arbeitssicherheit ein- 
schließlich der menschen- 
gerechten Gestaltung der Arbeit 

Fortbildung von Fachkräften auf 
dem Gebiet der beruflichen Erst- 
ausbildung junger Behinderter 
und der Umschulung erwachse- 
ner Behinderter in Zentren der 
beruflichen Rehabilitation 

D eu tsch - un g ar iscbes 
Abkommen über die 
Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Arbeits- 
verwaltung und der 
Arbeitsbeziehungen 

Förderung ungarischer 
Fachkräfte 

Ausbau der ungarischen 
Arbeitsverwaltung und 
Einrichtung von 
Umschulungszentren 

Unterzeichnet 
am 18. Dezem- 
ber 1989 

Beratung bei der Einrichtung 
von Arbeilsmarktzentren für 

Ar b ei t skiaf t e vermi t tl un g , 

Aibeits- und Berufsberatung mit 
Unterstützungsleistungen 

Beratung und ergänzende Hilfen 
bei der Einrichtung von zwei 
regionalen Zentren zur beruf- 
lichen Qualifizierung 




Beratung über Grundsätze und 
Organisationsfragen der 
Arbeitsmarktpol itik 




Schulung von Mitarbeitern der 

Ar b e its V erw al tu n g 




Konsultationen über arbeits- 
rechtliche Regelungen 
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Maßnahjme 

Zielsetzung 

Sachstand 

Ausw ir k ungen/H rgeb nisse 


Gesetz zu dem Abkom- 
men vom 14. November 

1985 zwischen der 
Bundesrepublik Deutsch- 
land und Kanada über 
Soziale Sicherheit und 
der Vereinbarung vom 
14 Mai 1987 zwischen der 
Regierung der Bundes- 
republik Deutschland 
und der Regierung von 
Quebec über Soziale 
Sicherheit und der 
Durchführungsverein- 
barung hierzu 

Gesetz zu dem Zusatz- 
abkommen vom 
Z Oktober 1986 zum 
Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutsch- 
land und den Vereinigten 
Staaten von Amerika 
über Soziale Sicherheit 
und zu der Zusatzverein- 
barung vom 2. Oktober 

1986 zur Vereinbarung 
vom 21, Juni 1978 zur 
Durchführung des Ab- 
kommens 

Gesetz zu dem Zweiten 
Zusatzabkommen vom 
2. März 1989 zum Abkom- 
men zwischen der 
Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Schwei- 
zerischen Eidgenossen- 
schaft über Soziale 
Sicherheit und zu der 
Zusatzvereinbarung vom 
2. März 1989 zur Verein- 
barung zur Durchführung 
des Abkommens 

Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes vom 12. März 
1976 zu dem Abkommen 
vom 9. Oktober 1975 
zwischen der Bundes- 
republik Deutschland 
und der Republik Polen 
über Renten- und Unfall- 
versicherung 

Gesetz zu dem Zusatz- 
abkommen vom 
11. August 1989 zum 
Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Fürstentum 
Liechtenstein über Sozia- 
le Sicherheit und zu der 
Vereinbarung vom 
11. Augmst 1989 zur 
Durchfühnmg des 
Abkommens 


Sicherstellung des Schut- 
zes der Angehörigen der 
Vertragsslaaten im 
Bereich der gesetzlichen 
Rentenversicherung auch 
bei Aufenthalt im jewei- 
ligen anderen Vertrags- 
staat durch ein umfassen- 
des neues Abkommen 


Anpassung des 
Abkommens an 
zwischenzeitlich ein- 
getretene Rechts- 
öndenmgen in den 
V ertra g ss taa ten s o wi e 
Vereinfachung der 
Berechnung der ameri- 
kanischen zwischenstaat- 
lichen Rente 


Einbeziehung der gesetz- 
lichen Krankenversiche- 
rung der Vertragsstaaten 
in das Abkommen, 
Anpassung des Abkom- 
mens im Bereich der 
gesetzlichen Renten- und 
Unfahversichenmg an 
innerstaatliche Rechts- 
änderungen der Ver- 
tragsstaaten 


Einschränkung des 
Personenkxeises sowie 
anr echnung s f ähi g er 
Zeiten (Anpassung an das 
Fremdientengesetz in 
der Fassung des Renten- 
reformgesetzes 1992) 


Anpassung des Ab- 
kommens, insbesondere 
im Bereich der gesetz- 
lichen Rentenversiche- 
rung, an innerstaatliche 
Rechtsänderungen der 
V ertrag ss taa te n 


Gesetz vom 
12. Januar 1988 
(BGBL II S. 26) 


Gesetz vom 
15. Januar 1988 
(BGBl, n S. 82) 


Gesetz vom 
2L November 
1989 

(BGBL US. 890) 


Gesetz vom 
18. Dezember 
1989 

(BGBl. I S. 2373) 


Gesetz vom 
10. Mai 1990 
(BGBL n S. 454) 


Gleichbehandlrmg der Staats- 
angehörigkeit der beteiligten 
Vertragsstaalen 

Ausweitung der Leistungen an 
Berechtigte im jeweils anderen 
Vertragsstaat 

Begünstigt sind Arbeitnehmer, 
Rentner und ihre Familien- 
angehörigen 


Verbesserung bei den 
Leistungen der sozialen Siche- 
rung an Berechtigte im jeweils 
anderen Vertragsstaat und 
vereinfachte Vertrags- 
ab Wicklung 

Begünstigt sind Arbeitnehmer, 
Rentner und ihre Familienange- 
hörigen 


Gleichbehandlong der Staats- 
angehörigen der beteiligten 
Vertragsstaaten 

Leistungen der sozialen Siche- 
rung auch an Berechtigte im je- 
weüs anderen Vertragsstaat 

Gegenseitige Sachleistungs- 
aushilfe in der Kranken- 
versicherung 

Begünstigt sind Versicherte und 
ihre Familienangehörigen (z. 8. 
entsandte Arbeitnehmer, 

Rentner, Urlauber) 

Anpassung an die innerstaatliche 
Rechtslage 


Gleichbehandlung der Staats- 
angehörigen der beteiligten 
Vertragsstaaten 

Leistungen der sozialen Siche- 
rung auch an Berechtigte im je- 
weils anderen Vertragsstaat 

Begünstigt sind Arbeitnehmer, 
Rentner und ihre Famüienange- 
hörigen 
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Maßnahme 

Zielsetzung 

Sacbstand 

A US wir kun g e d/H rg eb niss e 

Zusatzabkonmien vom 

26. Oktober 1989 zum 
Abkömmen zwischen der 
Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Königreich 
Schweden über Soziale 
Sicherheit und zu der Zu- 
satzvereinbaiung vom 26. 
Oktober 1989 zur Verein- 
barung vom 23, Februar 
1978 zur Durchführung 
des Abkommens 

Anpassung des Ab- 
kommens an die 

2 rw isc h enze i tli ch 
gemachten Erfahrungen 
und an die bisher einge- 
tietenen Rechts- 
änderungen beider 
Vertragsstaaten 

Ratifizierung in 
der parlamen- 
tarischen Bera- 
tung (BR- 
Drucksacbe 
522/90) 

Verbesserungen bei den Leistun- 
gen der sozialen Sicherung auch 
für Berechtigte im jeweils an- 
deren Vertragsstaat 

Begünstigt sind Arbeitnehmer, 
Rentner und ihre Famüienange- 
hörigen 

Zusatzabkommen zum 
Abkommen vom 25. März 
1981 zwischen der BuU“ 
desrepublik Deutschland 
und dem Königreich Ma- 
rokko über Kindergeld 

Verbessenmg des 
sozialen Schutzes im Be- 
reich des Kindergeldes 

Unterzeich- 
nung und Ein- 
leitung des 
Gesetzge- 
bungsver- 
fahrens 1990 

Zahlung von Kindergeld an 
Arbeitnehmer in dem einen Ver- 
tragsstaat für Kinder in dem 
anderen Vertragsstaat 

Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Tunesischen 
Republik über Kinder- 

geld 

Verbesserung des 
sozialen Schutzes im Be- 
reich des Kindergeldes 

Unterzeich- 
nung und Ein- 
leitung des 
Geselz- 
gebimgs- 
Verfahrens 1990 

Zahlung von Kindergeld an 
Arbeitnehmer in dem einen Ver- 
tragsstaat für Kinder in dem 
ander en V er tr a gss laa t 

Zweites Zusatzüber- 
einkommen zum Über- 
einkommen vom 

9. Dezember 1977 
zwischen der Bundes- 
republik Deutschland, 
dem Fürstentum Liech- 
tenstein, der Republik 
Österreich und der 
Schweizerischen 
Eidgenossenschaft im Be- 
reich der Sozialen Sicher- 
heit 

Anpassung des Überein- 
kommens an die seit dem 
Ersten Zusatzüberein- 
kommen abgeschlosse- 
nen zweiseitigen Ab- 
kommen zwischen den 
Vertrag SS taaten 

Unterzeich“ 
nung und Ein- 
leitung des 
Gesetz- 
gebungs- 
Verfahrens 1990 

Gleichbehandlung der Staats- 
angehörigen der beteiligten 
Vertragsstaaten 

Leistungen der sozialen Siche- 
rung auch an Berechtigte im je- 
weils anderen Vertragsstaat 

Begünstigt sind Arbeitnehmer, 
Rentner und ihre Familienange- 
hörigen 1 

Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Königreich 
Norwegen über Soziale 
Sicherheit 

Sicherstellung des so- 
zialen Schutzes der An- 
gehörigen der Vertrags- 
Staaten auch bei Aufent- 
halt im jeweils anderen 
Vertragsstaat 

Unter- 
zeichnung 1990 

Gleichbehandlung der Staats- 
angehörigen der beteiligten 
Vertragsslaaten 

Leistungen der sozialen Siche- 
rung auch an Berechtigte im je- 
weils anderen Vertragsstaat 




Begünstigt sind Arbeitnehmer, 
Rentner und Ihre Familien- 
angehörigen 

Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutsch- 
land und den Vereinigten 
Staaten von Amerika 
über Soziale Sicherheit 
' Revision - 

Verbesserung der Alters- 
versorgung des in § 17 a 
Fremdrentengesetz in 
der Fassung des Renten- 
refonngesetzes 1992 ge- 
nannten Personenkreises 
in den USA 

In 

Vorbereitung 

Zahlung von Renten in die USA 

Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Staat Israel 
über Soziale Sicherheit 
-Revision- 

Verbesserung der Alters- 
versorgung des in § 17 a 
Fremdr ent engesetz in 
der Fassung des Renten- 
reformgesetzes 1992 ge- 
nannten Personenkieises 
in Israel 

In 

Vorbereitung 

Zahlung von Renten nach Israel 
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Vorbemerkungen 

1 . Die Summe aller Sozialleistimgen in der Bundes- 
republik Deutschland lag 1989 bei rund 678 Milliar- 
den DM; sie wird in diesem Jahr voraussichtlich 
rund 703 Milliarden DM betragen. Im Jahre 1982 lag 
die Summe des Sozialbudgets noch bei nmd 528 Mil- 
liarden DM; somit wurden 1990 über 175 Milliarden 
DM — rund 33 Prozent — mehr aufgewandt als 1982. 
Pro Einwohner ist das ein Anstieg von 8 550 auf 
11 270 DM im Jahr. 

2. Zwei Drittel der Leistimgen sind Barleistungen 
als Ersatz für ausgefallenes Arbeitseinkommen oder 
für besondere Belastungen, ein Drittel sind Sach- 
imd Dienstleistimgen. Der größte Teil — rund 40 
Prozent des Sozialbudgets — dient der Alterssiche- 
rung, rund 33 Prozent gehört dem Gesundheitsbe- 
reich an, danach folgen Leistimgen für Ehe imd Fa- 
milie mit nmd 13 und für Beschäftigimg mit rund 
acht Prozent. Die Sozialleistungsquote lag 1989 bei 
30 Prozent des Bruttosozialprodukts, d. h. fast ein 
Drittel der Wirtschaftskraft der Bundesrepublik 
Deutschland weu: unmittelbar mit der sozialen Siche- 
rung verknüpft. 

3. Im Sozialbudget berichtet die Bundesregierung 
über den Umfang und die Struktur des Systems der 
sozialen Sicherung in der Bimdesrepublik Deutsch- 
land, gegliedert nach Institutionen und Funktionen. 
Das Sozialbudget enthält Angaben über die Systeme 
der Sozialversicherung, über gesetzliche, tarifver- 
tragliche und freiwillige Leistungen der Arbeitge- 
ber, über die Sicherung der Bediensteten von Bund, 
Ländern, Gemeinden, Gemeindeverbänden und So- 
zialversicherungsträgem, über Versorgungsregelim- 
gen der Selbständigen sowie über soziale Hilfen, 
Entschädigimgen, Leistungen nach den Vermögens- 


Sozialbudget Grafik 1 

Leistungen in Milliarden DM 



BMA Ib2 1989 und 1990 vortäufig 


Übersicht 1 


Sozialbudget nach Leistungsarten 



1984 

1 1988 

1 1989 

1 1990 


Milliarden DM 

Sozialbudget insgesamt 

558,3 

662,1 

678,5 

703,1 

-Einkommensleistungen*) 

377,5 

441,1 

458,6 

470,5 

- Barerstattimgen 

39,8 

42,5 

42,7 

44,7 

- Waren und Dienstleistimgen 

113,8 

142,6 

139,5 

145,2 

- Allgemeine Dienste und Leistungen . 

27,2 

35,9 

37,6 

42,7 


Struktur in % 

-Einkommensleistungen 

67,6 

66,6 

67,6 

66,9 

-Barerstattimgen 

7,1 

6,4 

6,3 

6,4 

- Waren und Dienstleistungen 

20,4 

21,5 

20,6 

20,7 

- Allgemeine Dienste und Leistungen . 

4,9 

5,4 

5,6 

6,1 

*) Darin sind enthalten an 

Ehegattensplitting: 

25,0 

24,6 

25,7 

23,4 


Auf Ziffer 182 wird verwiesen: Das Splittingverfahren stellt keine Steuervergünstigung dar. 


128 


Deutscher Bundestag — 11, Wahlperiode 


Drucksache 1 1 /7527 


bildungsgesötzen und über steuerliche Maßnahmen. 
Dargesteilt weiden die laufenden Leistungen* Ver- 
mögensübertracfuBgen und Darlehen enthält das So- 
zialbudget nicht Auch Art und Herkunft der Finanz- 
mittel sowie die Verankenmg der sozialen Siche- 
rung Im wirtschaftlichen Kreislauf werden im Sozi- 
albudget dargesteilt 

4, Das Zahlenwerk des Sozialbudgets 1990 bietet 
Daten für die Zeit von 1934 bis 1989 und eine Schät- 
zung für 1990. Die Vorausberechnung stützt sieb auf 
das zur Jahreswende 1989/90 geltende Recht Wegen 
der bei Abschluß des Rechenwerks noch bestehen- 


den Unsicherheiten in bezug auf die innerdeutsche 
Entwicklung konnte eine realistische mittelfristige 
Projektion auf das Jahr 1994 nicht erstellt werden. 

5, Außer über Grunddaten der Einnahmen und 
Ausgaben und deren Entwicklung im Laufe der Jah- 
re unterrichtet das Sozialbudget darüber, wie die 
Einrichtungen der sozialen Sicherung untereinan- 
der und mit der Wirtschaft verflochten sind. Es 
macht soweit wie möglich Angaben über die Zahl 
der geschützten Personen, der Beitragszahler, der 
Leistungsempfänger, über Art und Zweck der Lei- 
stungen und über Art und Herkunft der Mittel, 


Grafik 2 


Sozialbudget 


Sozialbudget 


Grafik 3 


nach Leistungsarten 1989 



A^igem. 
DJensie und 
Leistungen 


Waren und 

Dienst- 

leteiungen 


SMA Ib2 


Einkommensleistungen nach Leistungstypen tSSS 
Anteile am Sozial budget 


Ki Fitef blEe denen renten 


Arbeitslosen ge Ed 
u.a. 


Enipeltfort- 

zalilung/ 

Krankengeld 

KindergeEd/ 

Familien' 

zusctil&ge 

Steuer! (die 
Maßnahmen 


Übriges 



Altersrenten 


Invalid Ftats- 
renien 


BMA lb2 


I. Grundannahmen des Sozialbudgets 

6, Aufbau und Gliederung des Sozialbudgets nach 
Institutionen und Funktionen sind im wesentlichen 
unverändert geblieben. Lediglich im Bereich Ju- 
gendhilfe" wurden für die Zeit von 1980 bis 1987 Da- 
ten der Finanzstatistik des Statistischen Bundesam- 
tes verwendet, die umfassender sind und vor allem 
die Leistungen der Gemeinden vollständiger dar- 
sleUen als die bisher verwendeten Zahlen der Sozial- 
statistik* Die Funktion „Kinder" tragt — auch infolge 
dieser Umstellung — nunmehr die zutreffendere Be- 
zeichnung «Kinder, Jugendliche“. Von 1988 an wur- 
den die Reihen auf dieser Basis fortgeschrieben. 


1. Rahmen der Berichterstattung 

7. Das Zahlenwerk des Sozialbudgets 1990 er- 
scheint wegen seines Umfanges wieder in einem ge- 
sonderten Materialband* Der Materialband enthält 
Zeitreihen für Eckwerte seit 1960 sowie Vorausbe- 
rechnungen für 1990 auf der Basis des Jahres 1989. 


8* Die Daten für die Zeit bis 1988 konnten zum 
größten Teil aus gesicherten statistischen Quellen 
abgeleitet werden. Den Daten für 1989 liegen soweit 
wie möglich Jahresergebnisse oder vorläufige Jah- 
resergebnisse zugrunde, soweit sie bis zum 31. März 
1990 bekaimt waren* Zum Teil wurden, insbesondere 
für die Daten des Jahres 1990, Haushaltspläne und 
deren Nachträge (bzw. Aktualisierungen aufgrund 
unterjähriger Ergebnisse) verwandt, zum Teil muß- 
ten Schätzungen vorgenommen werden. Die Daten 
für 1990 sind mit den Zahlen des Jahreswirtschafts- 
berichts der Bundesregierung abgestimmt 

9* Stand der Gesetzgebung ist die Jahreswende 
1989/90. Bei Geldleistungen, die regelmäßig an die 
wirtschaftliche Entwicklung angepaßt werden, wur- 
de unterstellt, daß sie dieser Entwicklung folgen. 

10* Das Sozialbudgel enthält im Anschluß an die 
Nr. 38 wieder den Bericht über die wirtschaftliche 
Lage der Familien* 
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2. Wirtschaftliche Grundannahmen 

11. Das Sozialbudget geht für 1990 von den zum 
Teil leicht modifizierten Eckwerten des Jahreswirt- 
schaftsberichts 1990 aus. Die dem Sozialbudget zu- 
grunde liegenden gesamtwirtschaftlichen Eckwerte 
sind in der Übersicht 2 zusammengestellt. Zum Zeit- 
punkt der Fertigstellxmg des Berichts (Mai 1990) 
wird die Wirtschaftsentwicklung in 1990 noch gün- 
stiger eingeschätzt als im Jahreswirtschaftsbericht. 
Es wird eine Zunahme des realen Sozialprodukts um 
rd. 3y2 bis 4 % erwartet. 

12. Bei Würdigimg dieser Daten sollte nicht ver- 
kannt werden, daß sie mit Unsicherheiten verbun- 
den sind. Sie beruhen unter anderem auf den Annah- 
men, daß sich die außenwirtschaftlichen Bedingim- 
gen, der freie Warenverkehr imd das Weltwährungs- 
system nicht wesentlich ändern. Auch ist zu berück- 
sichtigen, daß alle aktuellen Daten insbesondere 
auch von den sich abzeichnenden politischen und 
wirtschaftlichen Umwälzimgen in der DDR sowie in 
Mittel-, Ost- und Südosteuropa nut erheblichen Un- 
sicherheiten behaftet sind. 


3. Demografische Daten 

13. Der Altersaufbau der deutschen Bevölkenmg 
ist imausgeglichen. Zwei Weltkriege, Wirtschaftskri- 
sen, unerwartete Zuzüge von Aus- und Übersiedlem 
und Änderungen des generativen Verhaltens haben 
tiefe Spuren hinterlcissen. 

14. In den Jahren bis 1985 haben rückläufige Ge- 
burtenzahlen den Anteil jüngerer Menschen an der 
Bevölkerung zurückgehen lassen. Die Zahl älterer 
Menschen dagegen hat zugenommen. Auch für die 
nächsten Jahre setzt sich die Entwicklimg fort, wenn 
auch — wie im Sozialbudget unterstellt — der nach 
1985 einsetzende Anstieg der Geburtenhäufigkeit 
sich auf höherem Niveau fortsetzt, die Zahl älterer 
Menschen infolge zunehmender Lebenserwartung 
aber weiter zunehmen wird. 

15. Die Bevölkerungszahl der Bundesrepublik 
Deutschland nimmt seit einem Höhepunkt von 62,1 
Millionen im Jahr 1974 bis zum Jahr 1985 ab. Nach 
Ergebnissen der Volkszählung zum 25. M€d 1987 er- 
reichte die Bevölkerungszahl 61,077 Millionen, dar- 
unter 4,146 Millionen Ausländer. Zu dieser Entwick- 
lung trägt neben dem Überschuß der Zahl der Ster- 
befälle über die der Geburten ein zeitweise negati- 
ver Wandenmgssaldo der ausländischen Bevölke- 
rung bei. Der Bevölkerungsrückgang wurde in den 
Jahren 1979 bis 1981 unterbrochen, weil der Wande- 
rungsüberschuß der Ausländer das Geburtendefizit 
überlagert hatte. Nach 1985 wurde die Bevölke- 
rungsentwicklung durch den Anstieg der Geburten 
und durch zurückgehende Sterbefälle, nach 1987 
durch zunehmende Zuzüge von Aussiedlem und 
nach 1988 durch ein nicht erwartetes Anwachsen der 
Zahl von Übersiedlem in der Bundesrepublik be- 
stimmt. Ende 1989 wurde dadurch der bisherige Be- 


Übersicht 2 


Wirtschaftliche Grund annahm en » ) 



Zunahme von 1989 
auf 1990 
in % 

Abhängig Beschäftige 

+ 1 bis + 1 *4 

Bruttolöhne und -gehälter je 
abhängig Beschäftigten 

+ 3 bis + 4 

Bruttolohn- und 
-gehaltsumme 

+ 4 bis -f 5 

Preisniveau des privaten 
Verbrauchs 

-1- rd. 2 

Preisniveau des Brutto- 
sozialprodukts 

-f rd.2 

Bruttosozialprodukt 

-real 

+ rd.3 

-nominal 

+ 5 bis -f 6 


*) Stand: Jahresprojektion der Bundesregierung Januar 
1990; nach Stand Arbeitskreis .Gesamtwirtschaftliche 
Vorausschätzungen* vom Mai 1990 wird von günstigerer 
gesamtwirtschaftlicher Entwicklung ausgegangen. 

völkerungshöhepunkt des Jahres 1974 übertroffen, 
mit einer weiteren Zunahme im Jahre 1990 ist zu 
rechnen. 

16. Für die soziale Sicherung hat der Altersaufbau 
der Bevölkerung entscheidende Bedeutung. Er be- 
einflußt wesentlich das Verhältnis von Erwerbs- und 
Nichterwerbspersonen und damit in erheblichem 
Ausmaß auch den Umfang der Maßnahmen zur so- 
zialen Sichenmg imd zur sozialen Eingliederung. 

17. Der Anteil der Personen, die das zwanzigste Le- 
bensjahr noch nicht vollendet hatten, verminderte 
sich in den Jahren 1984 bis 1989 von 24,4 auf 21,0 Pro- 
zent der Bevölkemng (Übersicht 4). Dies entspricht 
einem Rückgang von rund 2 Millionen Personen. 

18. Die Zahl der Personen, die mindestens 65 Jahre 
alt waren, nahm von 1984 bis 1989 um rund 530 Tau- 
send infolge geburtenstärkerer Jahrgänge zu. Ihre 
Anteile an der Gesamtbevölkerimg liegen im Jahr 
1984 bei 14,6 und 1989 bei 15,4 Prozent. 

19. Sowohl die Zahl der Frauen, die 60 Jahre imd 
älter sind, als auch ihr Anteil an der weiblichen 
Wohnbevölkerung liegt deutlich höher als Zahl und 
Anteil der 60jährigen und älteren Männer. Im Jahr 
1989 gab es mehr als 8,1 Millionen Frauen und knapp 
4,8 Millionen Männer in dieser Altersgruppe. Sie 
stiegen im Vergleich zu 1984 um rund 285 Tausend 
bei den Frauen und um 335 Tausend bei den Män- 
nern an. 

20. Der Anteil der Gruppe der Zwanzig- bis Sech- 
zigjährigen an der Wohnbevölkerung hat sich seit 
dem Beginn der siebziger Jahre fortlaufend erhöht. 
1984 waren es 55,6 Prozent gegenüber 51,2 Prozent 
zum Jahresanfang 1970. 1989 wurden 18,3 Millionen 
Männer und 17,5 Millionen Frauen gezählt. 
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2t. Von 1984 bis 1989 hat sich die Zahl der Erwerbs- 
tätigen insgesamt mn gut 1,3 Millionen erhöht. Dies 
ist auf den Anstieg der Zahl der abhängig Beschäf- 
tigten zurüdtzuführen, wähxend^ die Zahl der Selb- 
ständigen und mithelfenden Familienangehörigen 
leicht rückläufig war. Es wird angenommen, daß im 
Jahr 1990 die Zahl der Erwerbstätigen insgesamt bei 
stagnierender Anzahl von Selbständigen und mit- 
helfenden Familienangehörigen um gut 300 Tau- 
send steigt. 


Übersicht 3 

Wohnbevölkerung 1984, 1989 and 1990^) 


Jahr 

Wohnbevölkerung 

insgesamt 

Männer 

Frauen 

in 1000 

1984 

61 307 

29306 

32001 

1989’) 

61699 

29689 

32010 

1990’) 

62381 

30070 

32311 


' ) Am Jahresanfang 

Fortschrei bungsergebn iss e des Statistischen Bundesam- 
tes (Basis Volkszählung 1970) 

Mod eil rech nung des SUhstlsclien Bundesamtes (Basis- 
Volkszählung 1987) 


Übersicht 4 

Altersstruktur der Bevölkerung') 

— Anteile in % der Wohnbevölkerung — 



Altersgruppe in Jahren 

Jahr 

insge- 

samt 

unter 20 

20-60 

60-65 

65 und 
älter 


insgesamt 

1984'’} 

100 

24,4 

55,6 

5,4 

14,6 

1989='} 

100 

21,0 

58,0 

5,5 

15,4 

1990=*) 

100 

20,8 

58.2 

5,6 

15,4 


Männer 

1984 "') 

100 

26,1 

58,8 

4,5 

10,6 

1989’) 

100 

22,5 

61,5 

s,i 

10,9 

1990’) 

100 

22,1 

61,6 

5,3 

10,9 


Frauen 

1984^) 

100 

22,8 

52,7 

6,2 

18,3 

1989’) 

100 

19,7 

54.8 

5,9 

19,6 

1990’) 

100 

19,5 

55.1 

5,8 

19,6 


* ) Am Jahresanfang 

’] Fortschreibungsergebnisse des Statisüschea Bundesam- 
tes [Volkszählung 1970) 

ModGlLrechnimg des Statistischen Bundesamtes (Basis: 
Volkszählung 1987) 


Übersicht 5 


Erwerbstätige nach Stellung im Beruft) 


Jahr 

Erwerbstätige 

insgesamt 

davon 

von den abhängig Beschäftigten sind 

Selbständige u. 
mithelfende 
Familienangehörige 

Abhängig 

Beschäftigte 

Beamte 

Arbeiter 

und 

Angestellte’) 


1000 

% 

1000 

% 

1000 

% 

1000 

% 

1000 

% 

1984 

26393 

100 

3042 

115 

23351 

88,5 

2432 

9,2 

20919 

79,3 

1988 

27354 

löö 

3006 

ilö 

24348 

89,0 

2489 

9,1 

21859 

79,9 

1989 

27729 

lÖO 

3016 

10,9 

24713 

89,1 

2493 

9,0 

22220 

B0,1 

1990 

28040-’) 

100 

3020 

10, B 

25020 

89,2 

2495 

8,9 

22525 

80,3 


') Jahresdurchschoitte auf Basis Volkszählung 1987 

Eine Trennung zvsdschen Arbeitern und Angestellten liegt noch nicht vor 

Schätzung auf der Basis der BeschäfUgungsannahmen hn Jahreswirtschaftsbericht Revidierte Schätzung im Mai 1990: 
28194 


II. Ergebnisse des Soziaibudgets 1990 

1. Umfang des Sozialbudgets und Art der 
Leistungen 

22. In den Jahren von 1984 bis 1989 n ahm das Sozi- 
albudget insgesamt um rund 21,5 Prozent, das sind 
durchschnittlich pro Jahr rund vier Prozent, von 558 
auf 678 Milliarden DM zu. Für das Jahr 1990 wird mit 
einer weiteren Zunahme um gut dreieinhalb Prozent 
gerechnet, so daß der nomin^e Wert des Sozialbud- 
gets 1990 nmd 703 Milliarden DM betragen wird. 

23. Rund zwei Drittel der im Sozialbudget be- 
schriebenen Leistungen sind Einkommensleistun- 
gen. Die meisten davon sind mit der Entwicklung 


der Löhne und Gehälter verbunden. Rund ein Fünf- 
tel sind Waren und Dienstleistungen, überwiegend 
im Gesundheitswesen, der Rest sind Barerstattun- 
gen, zum größten Teil in Form von Beiträgen des 
Staates für Empfänger sozialer Leistungen, sowie 
allgemeine Dienste und Leistungen. 

2. Sozlallelstungsquote 

24, Die Sozialleistungsquote zeigt an, in welchem 
prozentualen Verhältnis das Sozialbudget zum Brut- 
tosozialprodukt steht. Ihre Höbe gibt eine grobe Ori- 
entierung über das Gewicht sozialer Leistungen, 
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wird aber entscheidend von der Abgrenzung und 
vom Erfassimgskonzept bestimmt. Da das Sozialbud- 
get anders cds das Bruttosozialprodukt auch Leistun- 
gen enthält, denen kein Zahlungsstrom entspricht 
und die daher im Bruttosozialprodukt nicht erfaßt 
werden, ist die Sozialleistimgsquote keine echte 
Quote, sondern eine Beziehungsz^, die eine Relati- 
on zum gesamtwirtschaftlichen Leistimgsvermögen 
herstellt. Auch ist sie wegen der Bruttoerfassung der 
Beiträge des Staates für Empfänger sozialer Leistun- 
gen kein exakter Indikator für die finanzielle Bela- 
stxmg der Volkswirtschaft mit Sozialleistimgen. Sie 
zeigt in erster Linie, wie sich der soziale Bereich im 
Laufe der Jahre im Vergleich zur gesamtwirtschaftli- 
chen Entwicklung verändert. Ihr Steigen und Sinken 
im Zeitablauf imd ihre Zusammensetzung sind auf- 
schlußreicher als ihre absolute Höhe. 

25. Von 1984 bis 1989 hat die Sozialleistimgsquote 
mit leichten Schwankungen von 31,5 auf 30 Prozent 
des Bruttosozialprodukts abgenommen. 

26. Ebenso wie von der Summe der im Sozialbud- 
get beschriebenen Leistungen wird die Höhe der So- 
zialleistimgsquote von der Höhe der Bezugsgröße 
Bruttosozialprodukt bestimmt. Steigen die Soziallei- 
stungen schneller als das Sozialprodukt, erhöht sich 
die Quote, steigt das Sozialprodukt schneller, so 
sinkt sie. Auf diese Weise neigt die Quote im Kon- 
junkturaufschwung stets zum Sinken, was sich auf 
die Entwicklung der Quote in diesem Jahrfünft 
merklich auswirkte und bei der Analyse der Sozial- 
leistungsquote zu berücksichtigen ist: Zwar ist das 
Sozialbudget in dieser Zeit mit vier Prozent jährlich 
durchaus kräftig gestiegen, das hervorragende Wirt- 
schaftswachstum lag mit einer Rate von fünf Prozent 
noch dcurüber. 

27. Je Einwohner und Jahr beliefen sich die Sozied- 
leistungen 1984 im Durchschnitt auf 9 106 DM, darin 
sind 2 985 DM, also nmd ein Drittel, an Leistungen 
für Gesimdheit enthalten. Bis 1989 stieg der durch- 


schnittliche Gesamtbetrag auf 10 996 DM, der Teil- 
betrag für Gesimdheit auf 3 616 DM. Je Einwohner 
im Alter von 60 und mehr Jahren wurden 1984 im 
Durchschnitt 17 006 DM zur Alterssicherung ausge- 
geben; 1989 waren das 20 216 DM. Bis 1990 dürften 
die Sozialleistungen pro Einwohner rund 11 270 DM, 
die für Gesundheit rund 3 732 DM und die für Alter 
je Einwohner von 60 und mehr Jahren 20 768 DM er- 
reicht haben. 

28. Die monatlichen Einkommensleistungen für 
Alter sind von 1984 bis 1989 von 1 417 auf 1 685 DM 
gestiegen und werden sich bis 1990 auf 1 731 DM er- 
höhen. Das entspricht einer Zunahme von 3,4 Pro- 
zent im Durchschnitt der Jahre 1984 bis 1990. Unter 
Einkommensleistungen für Alter werden nicht nur 
die Altersruhegelder der gesetzlichen Rentenversi- 
cherungen, sondern auch Pensionen, Betriebs- und 
Zusatzrenten verstanden, außerdem die Witwen- 
und Witwenrenten, die Renten aus der Unfallversi- 
cherung und die aus der Kriegsopferversorgimg an 
Personen, die das sechzigste Lebensjahr vollendet 
haben. Enthalten sind auch die entsprechenden Lei- 
stimgen der Sozialhilfe, nicht aber Wohngeld imd 
Sparpämien. 


3. Funktionen 

29. Im Durchschnitt werden für Alter \md Hinter- 
bliebene mit geringen Schwankungen 39 bis 40 Pro- 
zent des Sozialbudgets aufgewandt; rund 33 Prozent 
dienen der Erhaltung und Wiederherstellung der 
Gesundheit, nmd 13 Prozent dem Schutz von Ehe 
und Familie. Die Ausgaben für Beschäftigungssiche- 
rung erreichten in den letzten Jahren nmd acht Pro- 
zent. Drei Prozent — langsam auf zwei abnehmend 
— werden auf die Fördenmg von Sparen und Ver- 
mögensbildung verwandt. Die übrigen nmd drei 
Prozent entfallen auf die Entschädigimg von Opfern 
politischer Ereignisse und auf Leistimgen für Woh- 
nen und allgemeine Hilfen. 


Übersicht 6 


Sozialleistungszilfern 


Sozialleistimgen in DM pro Einwohner*) 

1984 

1989 

1990 

1. insgesamt 

9106 

10996 

11270 

2. für Gesimdheit 

2985 

3616 

3732 

3. für Alter jährlich 

17006 

20216 

20739 

monatlich 

1417 

1685 

1728 

Veränderung in % 

1984/89 

1989/90 

insgesamt 

pro Jahr 


zu 1 

20,8 

3.8 

2.5 

zu 2. 

21.1 

3.9 

3.2 

zu 3 

18.9 

3.5 

2.7 


*) für Alter. Bevölkerung im Alter von 60 u. m. Jahren. 
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Übersicht 7 


Leistungen nach Funktionen 



1984 

1988 

1989 

1990 


in Millionen DM 

Sozialbudget 

558266 

662071 

678465 

703058 

Ehe und Familie 

70942 

85542 

89193 

90202 

Kinder, Jugendliche 

37274 

51465 

53656 

56441 

Ehegatten 

30197 

30569 

31919 

30008 

Mutterschaft 

3471 

3508 

3618 

3753 

Gesundheit 

183005 

222489 

223 102 

232797 

Vorbeugung 

10133 

13634 

15410 

16055 

Krankheit 

129843 

160692 

157820 

164272 

Arbeitsunfall Berufskrankheit 

13472 

15540 

15713 

16248 

Invalidität (aUgemein) 

29556 

32624 

34 159 

36222 

Beschäftigung * . . * 

44 185 

55812 

55413 

59264 

Berufliche Bildung 

8413 

11846 

11704 

13449 

Mobilität * 

5414 

8665 

9361 

12510 

Arbeitslosigkeit 

30358 

35301 

34348 

33305 

Alter und Hinterbliebene 

219955 

261688 

272722 

284168 

Alter 

208509 

249042 

260683 

271680 

Hinterbliebene 

11446 

12646 

12039 

12489 

übrige Funktionen 

40180 

36539 

38035 

36626 

Folgen politischer Ereignisse 

6533 

4474 

4489 

4645 

Wohnen 

11471 

1251? 

11996 

12758 

Spaien/VermÖgensbildung 

17996 

16757 

17638 

16130 

Allgemeine Lebenshilfen 

4180 

2818 

3913 

3093 


Anteile am Bruttosozialprodukt in % 


Soziaibudget 

31,54 

31,20 

30,02 

29,40 

Ehe und Familie 

4,01 

4,03 

3,95 

3,77 

Kinder, Jugendliche 

2,11 

2,43 

2,37 

2,36 

Ehegatten*) 

1,71 

1,44 

L41 

1,25 

Mutterschaft 

0,20 

0,17 

0,16 

0,16 

Gesundheit 

10,34 

10,49 

9,87 

9,73 

Vorbeugung 

0,57 

0,64 

0,68 

0,67 

Krankheit 

7,34 

7,57 

6,98 

6,87 

Arbeitsunfall Berufskrankheit 

0,76 

0,73 

0,70 

0,68 

Invalidität (allgemein) 

1,67 

1,54 

1,51 

1,51 

Beschäftigung 

2,50 

2,63 

2,45 

2,48 

Berufliche Bildung 

0,48 

0,56 

0,52 

0,56 

Mobilität 

0,31 

0,41 

0,41 

0,52 

Arbeitslosigkeit 

1,72 

1,66 

1,52 

1,39 

Alter und Hinterbliebene 

12,43 

12,33 

12,0? 

11,88 

Alter 

11,78 

11,74 

11,53 

11,36 

Hinterbliebene 

0,65 

0,60 

0,53 

0,52 

Übrige Funktionen 

2,27 

1,72 

1,68 

1,53 

Folgen politischer Ereignisse 

0,37 

0,21 

0,20 

0,19 

Wohnen 

0,65 

0,59 

0,53 

0,53 

Spaien/Vermögensbildung 

1,02 

0,79 

0,78 

0,67 

AJlgemeine Lebenshilfen 

0,24 

0,13 

0,17 

0,13 

*) Darin sind enthalten an Ehegattensplitting: 

25000 

24600 

25700 

23400 


Auf Nr. 182 wird verwiesen: Das SplitUngverfahren stellt keine Steuervergünstigung dar. 
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Grafik 4 

Sozialleistungen nach Funktionen 1984 bis 1990 

Ausgewählte Leistungen in Milliarden DM 



30, Im Laufe des Beobach tungszeitraumes ver- 
schieben sich die Anteile der großen Blöcke nur we- 
nig. Bei der Alters- und Hinterbliebenensicherung 
stehen den ausgabesteigemden Emfiüssen — z, B. 
aus der Zunahme der älteren Jahrgänge und der In- 
anspruchnahme der flexiblen Altersgrenze und der 
bis 1988 geltenden Vorruhestandsregelung — Wir- 
kungen der Konsolidierungsin aß nahmen gegen- 


über, so daß der Anteil der Alters- und HinterbHebe- 
nenleistungen voraussichtlich mit rund 40 Prozent 
etwa konstant bleibt. Die Leistungen für Gesundheit 
sind über den Beobachtungszeitraum mit rund ei- 
nem Drittel im Sozialbudget enthalten. Zunächst ste- 
tig bis 33,6 Prozent zunehmend, sinken sie 1989 nach 
Inkrafttreten der Gesundheitsrefonm auf 32,9 Pro- 
zent, Der Anteil der Leistungen für Ehe und Familie 
verringerte sich bis 1985, weil die Zahl der Kinder 
abnahm; 1983 wurde wieder ein Kinderfreibetrag bei 
der Einkommensteuer eingeführt, der Anfang 1986 
erheblich heraufgesetzl wurde und den Leistungsan- 
teil für Ehe und Familie spürbar anhob. Die schon 
seil 1981 geltenden Einkommensgrenzen und der 
Abbau von Vergünstigungen durch das Subventi- 
onsabbaugesetz und das Zweite Haushaltsstruktur- 
gesetz sowie das Steuerrefonngesetz 1990 verringer- 
ten das Gewicht der Funktion Sparen und Vermö- 
gensbildung. Der Anteil der Leistungen zur Entschä- 
digung von Folgen politischer Ereignisse sinkt we- 
gen der Abnahme der Zahl der Leislungsempfänger 
im Laufe der Zeit, wobei auch hier die Leistungen 
pro Kopf Zunahmen. Eine deutliche Zunahme weist 


Sozialbudget 

nach Funktionen 1989 


Grafik 5 


Gs^undhett 


BeschlHigung 


Alter und 
Hinter- 
bliebene 



Aflgem. 

Lebenshitfen 

Sparen/ 

Vetmögens’ 

bfidung 

Wahnen 

Folgen palit. 
Eretgoisse 
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Übersicht 8 


Sozialbudget nach Funktionen 

Anteile in % 



1984 

1988 

1989 

1990 

Ehe und Familie 

12,7 

12,9 

13,1 

12,8 

Gesundheit 

32,8 

33,6 

32,9 

33,1 

Beschäftigung 

7,9 

8,4 

8.2 

8,4 

Alter und Hinterbliebene 

39,4 

39,5 

40,2 

40,4 

Folgen politischer Breignisse 

1,2 

0,7 

0.7 

0,7 

Wohnen 

2,1 

1,9 

L8 

L8 

SparenA/ ermögensbildung 

3,2 

2,5 

2,6 

2,3 

Allgemeine Lebenshilfen 

0,7 

0,4 

0,6 

0,4 

insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

HXI,0 
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demgegenüber der Anteil für die Funktion Beschäf- 
tigung, d* h- insbesondere wegen Arbeitslosigkeit 
auf. Dir Anteil stieg von 7,9 Prozent 1984 auf 8,2 Pro- 
zent im Jahre 1989, und wird 1990 bei 8,4 Prozent De- 
gen. In den letzten Jahren wird die Zunahme vor al- 
lem getragen von erheblich hexaufgesetzten Auf- 
wendungen für die EingDederung von Aus- und 
Übersiedlem. 


Ehe und Familie 

31. Die Funktion „Ehe und Familie" umschließt 
Leistungen für Kinder und Jugendliche. Familien- 
Zuschläge und andere Vergünstigungen für Ehegat- 
ten sowie Leistungen bei Mutterschaft, Nicht ent- 
halten sind Leistungen an mitversicherte Familien- 
angehörige in der Krankenversicherung. Die Lei- 
stungen nach dem Beamtenrecht sind enthalten; sie 
gehören indessen einem eigenständigen Siche- 
rungssy Stern an und sind ihrer Rechtsnatur nach kei- 
ne SoziaÜeistungerL Steuerüche Maßnahmen, hier 
insbesondere das Splitüngverfahien für Ehegatten 
bei der Einkommensteuer, sind weitgehend Maß- 
nahmen einer an der wlrtschaftDchen Leistungsfä- 
higkeit orientierten Besteuerung. 


Ehe und Familie 
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Anteil am Sozialbudget und Struktur 1989 
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35. Die Mutterschaftsleistungen sind zum größten 
TeD Einkomniensleistungen, vomehnüich Mutter- 
schaftsgeld während der Schutzfrist, zum anderen 
Teil Sachleistungen, insbesondere AnsLaltspflege 
bei Entbindungen, 


32. Im Jahre 19S4 gab es in der Bundesrepublik 
Deutschland 9 737 900 Kinder und JugendDche unter 
15 Jahren und 1 485 400 JugendDche zwischen 15 
und 18 Jahren, Diese Zahlen sanken bis 1989 auf 
9 106 500 bzw. 1 024 400. Für 1990 wird mit einer Zu- 
nahme der Kinder und JugendDchen imter 15 Jahren 
auf rund 9 344 000, aber auch einer Abnahme der 
Zahl der älteren auf rund 952 (XX) gerechnet. 

33. Leistungen in der Funktion „Kinder, JugendD- 
che" bestehen zu einem großen Teil aus dem Kinder- 
geld {einschl* Kindergeldzuschläge) und Leistungen 
der ötf entheben Jugendhilfe. Ein weiterer Teil be- 
steht aus Kinderzuschlägen und -Zulagen zu anderen 
Sozialleistungen. Seit 1983 werden PCinderfreibeträ- 
ge bei der Lohn- und Einkommensteuer gewährt, die 
1986 und 1990 betrachtheh erhöht worden sind. Seit 
1986 wird jeweils zehn Monate, seit 1988 zwöD, seit 
Juli 1989 fünfzehn und ab Juli 1990 achtzehn Monate 
lang ein Erziehungsgeld in Höhe von 600 DM monat- 
lich gewährt, das vom siebenten Monat an gemin- 
dert wird, wenn bestimmte Einkommensgrenzen 
überschritten werden. 

34. Als Maßnahmen zugunsten von Ehegatten wer- 
den überwiegend rechnerische Steuerminderein- 
nahmen eingesetzt, die sich aus dem Splittingverfah- 
ren für Ehegatten bei der Einkoauneusteuei erge- 
ben* Außerdem handelt es sich um Familienzuschlä- 
ge für Ehegatten zu Löhnen und Gehältern sowie zu 
Sozialleistungen* Die für das SpDttingverfahren er- 
rechneten Zahlen geben rein rechnerisch den Unter- 
schied zwischen der Ehegattenbesleuerung nach 
geltendem Recht und einer Besteuerung wieder, die 
den sozialen und wlrtschaftDchen Tatbestand Ehe 
steuerDch nicht berücksichtigen würde. 


36. Bis 1985 nahm der Anteil, den die Funktion 
„Ehe und Familie" am Sozialbudget hat, hauptsäch- 
lich wegen der abnehmenden Zahl von Kindern all- 
mählich immer weiter ab* Seit 1986 steigt die Gebur- 
tenzahl wieder, außerdem wurden erhebDch höhere 
Kinderfreibeträge zur Einkommensteuer und das Er- 
ziehungsgeld eingeführt, so daß der Anteil vorüber- 
gehend fast 13 % Prozent erreichte. Die durch die 
Steuerreform verminderte Steuerbelaslung verrin- 
gerte 1986, 1988 und 1990 auch den Splittingeffekt 

37. tm Sozialbudget werden nur solche Leistungen 
als FamiDenletsnmgen bezeichnet, die unmittelbar 
und aDein auf die Förderung und Unterstützung von 
Familien zielen* Darüber hinaus gibt es Leistungen, 
die primär anderen Funktionen zugeordnet werden, 
die aber in einem weiteren Sinne auch als FamÜien- 
leistungen angesehen werden müssen. Das sind vor 
aDem die Leistungen der Krankenversicherung für 
mitversicherte Familienangehörige, Leistungen der 
AusbDdungsEÖrderung für Studenten, aber auch Wit- 
wenrenten; seit 1986 werden in der Rentenversiche- 
rung erstmals Kindererziehungszeiten rentenbe- 
gründend und rentensteigemd anerkannt Weitere 
Leistungen für Ehe und F amili e gibt es beim Wohn- 
geld, beim sozialen Wohnungsbau und beim Prämi- 
ensparen, die in den Funktionen Wohnen und Spa- 
ren/V ermö gensb i 1 d un g ausge väese n werd en . 

38. Schließt man die Leistungen der Krankenversi- 
cherung an mitversicherte FamiUenangehörige, Lei- 
stungen der Berufsausbildung sowie für Wohnen, 
Rentenanteile für Kindererziehungszeiten und Wit- 
wenrenten mit in die Familienquote ein, so zeigt sich 
ein bedeutend höherer Anteil der Famüienleistun- 
gen am Sozialbudget und am Bruttosozialprodukt. 
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Übersicht 9 


Ehe und Familie 

Ausgewählte Lelshmgen 1984, 1989 und 1990 

in Millionen DM 


Leistungen 

Ehe und 
Familie 
insgesamt 

Kinder 

Jugendliche 

Ehegatten 

Mutter- 

schaft 

1984 

Gesamt 

darunter: 

70942 

37274 

30197 

3471 

Mutterschaftsgeld/Mutterschaftsurlaub 

1292 

— 

— 

1292 

EntgeRfortzahlung bei Mutterschaft 

810 

— 

— 

810 

Kindergeld ü 

15187 

15187 

— 

— 

Kinderfreibetrag nach EStG 

1800 

1800 

— 

— 

Waisenrenten 

2397 ' 

2397 

— 

- — 

Familienzuschläge öffentl und privater Arbeitgeber 

8560 

4759 

1 3821 

— 

Ehegattensplittmg nach EStG 

25000 

— 

25000 

— 

Weitere Steuermaßnahmenü 

2558 

2138 

420 

— 

Ausbüdimgsfördemng 

50? 

507 

— 

— 

JugendhiUe 

9280 

9280 

— 

— 

Äi2tliche u. stationäre Behandlung 

1015 

— 

— 

1015 

Familienleistungen der SozialhilfeÜ 

794 

556 

221 

15 

1989 

Gesamt 

darunter: 

89095 

53398 

32079 

3618 

Mutterschaftsgeld 

914 

— 

— 

914 

Entgeltfortzahlung bei Mutterschaft 

1120 

— 

— 

1120 

Erziehungsgeld 

40^ 

4042 

— 

— 

Kindergeld*) 

14089 

14089 

— 

— 

Kinderfreibetrag nach EStG 

8000 

8000 

— 

— 

Waisenrenten 

1867 

1867 

— 

— 

Familienzuschläge öffentL und privater Arbeitgeber 

10237 

5843 

4394 

— ■ 

Ehegattensplittmg nach EStG 

25700 

— 

25700 

— 

Weitere Steueraiaßnahnien^) 

4778 

4224 

554 

— , 

Ausbildungsfördemng 

479 

479 

— 

— ■ 

Jugendhiife 

13140 

13140 

— 

— 

Ärztliche u. stationäre Behandlung 

1155 

— 

— 

1155 

Familienleistungen der Sozialhilfe^ 

1871 

1438 

413 

20 

1990 

Gesamt 

darunter; 

90202 

56441 

30008 

3753 

Mutterschaftsgeld 

946 

— 

— 

946 

Entgeltfortzahlung bei Mutterschaft 

1160 

— 

— 

1160 

Erziehungsg eld 

Kindergeld*) 

4500 

4500 

— 

__ 

14802 

14802 

— 

— 

Kinderfreibetrag nach EStG 

8500 

8500 

— 

— 

Waisenrenten 

1780 

1780 

^ — 

— 

Familienzuschläge öffentL und privater Arbeitgeber 

10461 

5972 

4489 

— 

Ehegattensplittmg nach EStG 

23400 

— 

23400 

— 

Weitere Steuermaßnahmen^) 

4521 

3827 

694 

— 

Ausbildungsförderung Ü 

661 

661 

— 

— 

Jugendhilfe 

14345 

14345 

— • 

— 

Ärztliche u. stationäre Behandlimg 

1201 

— ' 

— 

1201 

Familienleistungen der Sozialhilfe^ 

2132 

1624 

478 

30 


') einschl Kinderzulagen, Kinderzuschüsse und Kind ergeldzuscb läge 

’) Kinderkomponente für erhöhte Absetzung für Wohngebäude, HaushalUfrei betrag für Alleinstehende mit Kind, Außer- 
gewöhnliche Belastungen (§§ 33, 33 a EStG), Pauschbeträge für Schw erst behindert enpflege und für Kinderbetreuungs- 
kosten Alleinstehender, Realsplitting; Kinderfreibetrag nach VStG 
Schülerausbildungsfördening des Bundes und der Länder (ohne Darlehen) 

*) Überwiegend Hilfe zum Lebensunterhalt 
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Übersicht 10 

Ehe und Familie — Leistungen im weiteren Sinne 
in Millionen DM 


Leistung 

1984 

1989 

1990 

Familienleistungen (Funktion Ehe imd Familie) 

70942 

89193 

90202 

SachleisUmgen der Krankenversicherung an mitversicherte 
Familienangehörige (Fimktion Gesundheit) 

29022 

33471 

34699 

Wohngeld (Leistungen an Familien) (Funktion Wohnen) 

1210 

1839 

1881 

Berufsausbildungshilfe nach AFG 
(Fxmktion Berufliche Bildung) 

487 

510 

589 

Jugendberufshilfe nach BSHG 
(Funktion Berufliche Bildung bzw. Invalidität) 

1259 

1470 

1590 

Ausbildungsförderung der Studenten ‘) 

(Funktion Berufliche Bildimg) 

208 

20 

277 

Witwenrenten (Funktion Alter und Hinterbliebene) 

57602 

66783 

69520 

Kindererziehimgszeiten (Funktion Alter) 

— 

1767 

2563 

Ehe und Familie — Leistungen zusammen 

160730 

195053 

201321 

Anteil am Bruttosozialprodukt in % 

9,1 

8,6 

8,4 

Anteil am Sozialbudget 

28,8 

28,7 

28,6 


*) ohne Darlehen 

Anmerkung: Im Jahre 1990 entstehen außerdem 225 Millionen DM Steuermindereinnahmen bei dem Sonderaus- 
gabenabzug für sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse zur Kinderbetreuung oder Pfle- 
ge (§ 10 Abs, 1 Nr. 8 EStG). 


Bemerkenswert ist, daß trotz sinkender Zahl der 
Waisenrenten \md trotz weniger Steuerminderein- 
nahmen beim Ehegattensplitting die Anteile am 
Bruttosozialprodukt auf einem hohen Stand verhar- 
ren. Weitere Vergünstigungen für Familien lassen 
sich in Zahlen und Anteilen nicht darstellen. Die 
Aufzählung läßt aber den großen Umfang der Fami- 
lienförderung in der Bundesrepublik erkennen. 
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Bericht über die wirtschaftiiche Lage der Familien 


Gemäß einer dem Deutschen Bundestag 1974 gegebenen Zusage berichtet die 
Bundesregierung im Soziaibudget über die wirtschaftliche Lage der Familien. Be- 
richtet wurde hierüber auch im letzten Sozialbudget 19Ö6. 

Die wirtschaftliche Lage der Familien hat sich seit 1986 insgesamt gesehen weiter 
wesentlich verbessert. Diese positive Entwicklung hat mehrere Ursachen. Die 
Wirtschafts- und Finanzpolitik der Bundesregierung hat zu einem langanhalten- 
den WLrtschaftsaufschwung geführt^ an dem die Familienhausbalte zum größten 
Teü partizipiert haben. Der Anstieg der Erwerbseinkommen bei hoher Preis- 
niveaustabilität hat einen deutlichen Zuwachs auch der Realeinkommen bewirkt. 
Die dreistufige Einkoinmensteuerrefonii 1986/1988/1990 bat mit der Reform des 
Einkommensleuertarifs und mit der erheblichen Verbessenmg der famüienbezo- 
genen steuerlichen Regelungen zu einer deutlichen SteuerenUastung und damit 
zu einer wesentlichen Stärkung der verfügbaren Einkommen der Familien ge- 
führt. Gleichwohl ist nicht zu übersehen^ daß die wirtschaftliche Leistungsfähig- 
keit von Familien mit steigender Kinderzahl spürbar abnimmt. Eine Minderheit 
der Familien lebt in wirtschaftlich schwierigen Verhältnissen. Insbesondere al- 
leinerziehende Mütter verfügen häufig nicht über ein das Sozialhiifeniveau über- 
steigendes Einkommen. 

Seil 1986 sind im dualen System des Familienlastenausgleichs im wesentlichen 
folgende Änderungen einge treten: 


Transferleistungen 

Erziehungsgeld und Erziehungsurlaub. 1986 zunächst für die ersten 10 Lebensmo- 
nate eines Kindes eingeführt, wurden ab 1, Januar 1988 auf 12 Monate, ab 1. Juli 
1989 auf 15 Monate, ab 1. Juli 1990 auf 18 Monate verlängert. 

Der Höchstbetrag des Kindergeldes wird für zweite Kinder ab L Juli 1990 von 
monatlich 100 DM auf 130 DM heraufgesetzt 

Der Kindergeldzuscbiag, für Familien mit niedrigem Einkommen 1986 eingeführt, 
beträgt bei voller Gewährung ab L Januar 1990 monatlich 48 DM. 

Die Ausbildungsförderung wird zum 1. Juli 1990 reformiert Die Einkommensfrei- 
beträge der einkommensabhängigen BAföG -Leistung werden erhöht Die Ausbil- 
dungsförderung von Studenten, bisher als Darlehen gewährt, wird in eine Zu- 
schuÖ-Darlehens-Leistung im Verhältnis 50 % zu 50 % umgewandelt, Schüler von 
Berufsaufbauschulen und Fachoberschulklassen werden unter bestimmten Vor- 
aussetzungen in die Ausbüdungsförderung aufgenommen, die Bedarfssälze für 
Studenten und Schüler angehoben (vgl. Institution Ausbüdungsförderung). 


Steuererleichterungen 

Der Kinderfreibetrag wurde ab 1966 von 432 DM auf 2 484 DM unter Wegfall der 
zusätzlichen kindbedingten Abzugsbeträge für Sonderausgaben bis 900 DM ange- 
hoberr Ab 1990 steigt der Kinderfreibetrag weiter auf jährlich 3 024 DM. 

Die Ausbüdungsfreibe träge, 1986 auf jährlich 1 200 DM, 1 800 DM und 3 000 DM 
angehoben, erhöhten sich ab 1. Januar 1988 auf 1 800 DM (Kinder unter 18 Jahre, 
Unterbringung auswärts), auf 2 400 DM (Kinder über 18 Jahre, Unterbringung zu- 
hause) und auf 4 200 DM (Kinder über 18 Jahre, Unterbringung auswärts). 

Die Höchstbeträge für den Abzug von Unterhai tsleislungen für bedürftige Ange- 
hörige (1986 auf 2 484 DM für Personen bis 18 Jahre und auf 4 500 DM für Personen 
über 18 Jahre angehoben) wurden ab 1990 auf 3 024 DM und 5 400 DM angehoben. 

Der Haushaltsfreibetrag für Alleinerziehende, 1986 auf jährlich 4 536 DM angeho- 
ben, erhöhte sich parallel zum Grundfreibetrag ab 1988 auf 4 752 DM und ab 1990 
auf 5 616 DM. 
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Neu eingeführt wurde ab 1990 der Sonderausgabeuabzug von Aufwendungen für 
eine Haushalts hilfe bis zu 12 000 DM jährlich bei sozial versicherungspflichügen 
Arbeitsverhältnissen zum Zweck der Kindesbetreuung oder Pflege. 

Neu eingeführt wurde ab 1990 ein Pflegepauschbetrag für Pflegende in Höhe von 
jährlich 1 800 DM bei persönlicher Pflege eines Schwerstbehinderten. Zugleich 
wurde der Höchstbetrag für die Beschäftigung einer Haushaltshilfe hei Pflegebe- 
dürftigkeit eines Haushaltsangehörigen bzw. bei Heiarnunterbringimg ab 1990 von 
1 200 DM auf 1 800 DM angehoben. 

Neu eingeführt wrude ab 1987 Baukindergeld in Höhe von 600 DM auch für das 
erste Kind. Ab 1990 wurde das Baukindergeld bei Inanspruchnahme von Steuerbe- 
günstigungen für eigengenutztes Wohneigentum für jedes Kind von 600 DM auf 
750 DM jährlich erhöht 

Durch Maßnahmen des dualen Fami 1 i enlas tenausgleichs und andere Maßnahmen 
wurden in den Jahren von 1986 bis 1990 die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit von 
Familien in den verschiedenen Phasen des Familienzyklus wie in unterschiedli- 
chen Bedarfssituationen von Familien gezielt und nachhaltig gestärkt. 

Steuerliche Erleichterungen für Familien wurden nicht allein durch familienbe- 
zogene Maßnahmen, sondern insbesondere auch durch die Absenkung der steuer- 
lichen Durchschnittsbelaslung und Grenzbelastung über den gesamten Verlauf 
des Einkommensteuertaiifs im Rahmen der Steuerreform 1986/1988/1990 bewirkt. 


Beispiele für die Entlastung der Familien durch die Steneireform 



BruttojahreS’ 

Steuerbelasitutig 

Steuerentlastung 

1985/1990 

Familien typ 

und Erwerbsbeteiligung 

einkommen 

1990 

1985 

1990 

DM 

DM 

DM 

Facharbeiter (überdurch- 
schnittlich verdienend), 
verheiratet, 3 Kinder, 

Al lein verdiene r 

55000 

7234 

4712 

2522 (34,9%) 

Facharbeiter (durch- 
schnittlich verdienend), 
verheiratet, 2 Kinder, 
Alleinverdiener 

47000 

5656 

3692 

1964 (34,7%) 

Junge Facharbeiterin, 
junger Facharbeiter (beide 
am Anfang ihres Berufs- 
lebens rmterdurchschnitt- 
lich verdienend), verheira- 
tet, 1 Kind, zwei Verdiener 

36000 

28000 

64000 

9814 

7974 

1840 (]8,7%) 

Alleinerziehende Ange- 
stellte (durchschnittlich 
verdienend) 1 Kind, teil- 
zeitbeschäftigt (halbtags) 

21000 

1224 

297 

927 (75,7%) 

Lehrer, Angestellte, ver- 
heiratet, 2 Kinder, zwei 
Verdiener, Ehefrau teilzeit- 
beschäftigt (halbtags) 

65000 

31000 

96000 

20780 

15334 

5446 (26,2%) 

Leitender Angestellter, 
verheiratet, 3 Kinder, 
Allemverdiener 

100000 

22664 

15980 

6684 (29,5%) 

Selbständiger Handwerker, 
verheiratet, mithelf ende 
Ehefrau, 2 Kinder, zwei 
Verdiener 

80000 

30000 

IIOOOO 

26930 

18766 

8164 (30,3 %) 


In den 80er Jahren wurde das duale System des Famüienlastenausgleichs mit sei- 
nen selbständigen Komponenten Kinderfreibetrag und Kindergeld geschaffen 
und ausgebauL Der steuerliche Kinderfreibetrag stellt im Prinzip Einkommen der 
Ellern, das der Sichenmg des Lebensunterhalts von Kindern dient, von der Ein- 
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kommensbesteuerung frei- Auf diese Weise wird Steuergerechtigkeit zwischen 
Eltern und Kinderlosen bei gleichem Einkommen herbei geführt. Der 19Ö3 einge- 
führte Kinderfreibetrag wurde 1966 und 1990 deutlich angehoben. Mit dem Kin- 
dergeld wird demgegenüber unter sozialen Gesichtspunkten verfügbares Ein- 
kommen für Kinder an Eitern Übertragern Das ab 1983 einkommensabhängige 
Kindergeld (ab 2. Kind) wurde durch die Einführung eines Kindergeldzuschlags 
für Familien mit niedrigem Einkommen ab 1966 ergänzt. Ein Kindergeldzuschlag 
wird gezahlt, wenn sich der steuerliche Kinderfreibetrag nicht oder nur teilweise 
auswirkt Das Kindergeld wird in seiner Leistung für Mehikinderfamilien ab Mit- 
te 1990 weiter verbessert. Das neu errichtete duale System des Famüienlastenaus- 
gleichs hat sich bewährt. 


Wlrkmigen von Kindergeld und Kinderfreibetrag 
auf das verfügbare Einkommen von Ehepaaren mit Kindern 
— DM/Monat — 


Monat- 

liches 

1 Kind 

2 Kinder 

3 Kinder 

Brutto- 

einkommen 

1985^) 

1990=') 

1985 M 

1990^) 

1985') 

1990») 

1000 

50 

98 

150 

276 

370 

544 

2000 

58 

98 

166 

275 

394 

543 

3000 

64 

101 

178 

281 

412 

550 

4000 

65 

106 

100 

290 

415 

563 

5000 

84 

HO 

205 

299 

444 

57? 

6000 

90 

115 

199 

249 

471 

591 

8000 

99 

124 

217 

267 

385 

479 

10000 

103 

133 

227 

285 

397 

507 


' ) 1985 einschließ lieh der sog. Kindererhöhungsbelräge bei den Vorsorgeaufweßdungen 
") Ab 1. Juli 1990 


Die Z Hälfte der 80er Jahre war durch ein hohes Maß an Prersniveaustabilität 
gekennzeichnet. Gleichzeitig erhöhten sich in diesem Zeitraum die Erwerbsein- 
kommen deutlich. Die steuerlichen Belastungen wurden im Zuge der Steuerre- 
form wesentlich gesenkt. Die reale Kaufkraft nahm demgemäß auch in den Fami- 
lienhaushallen kräftig zu. 

Das hohe Maß an Preisniveaustabilität bei deuüichem Zuwachs der verfügbaren 
Einkommen der privaten Haushalte ist unmittelbares Ergebnis der stabilitätsori- 
entierten Haushalts-, Steuer- und Wirtschaftspolitik der Bundesregierung wie 
auch der Geld- und ICreditpolitik der Bundesbank. 

Der Vergleich der nominalen und realen Einkommensenlwicklung, am Beispiel 
des durchschnittlichen Arbeitnehmereinkommens dargesteUl. zeigt, daß sich das 
verfügbare Einkoirunen von Arbeitnehmerfamilien mit durchschnittlichem Ver- 
dienst sowohl nominal wie real seit 1985 deutlich erhöht bat und für 1990 insbe- 
sondere aufgrund der ab 1, Januar 1990 in Kraft getretenen dritten Steuerreform- 
Stufe mit einem weiteren deutlichen Kaufkraftzuwachs für Fa mili en zu rechnen 
ist. 

Für Familienhaushalte läßt sich für den Zeitraum 1985-1990 zusammenf assend 
feststeilem 

— daß die verfügbaren Einkommen der Familien in der Regel deutlich gestiegen 
sind, 

— daß für den Anstieg der verfügbaren Einkommen der Familien sowohl die all- 
gemeine Emkommensentwicklung wie die Steuerentlastung durch die Ein- 
kommensteuerreform und die Verbesserung von Transferleistungen maßge- 
bend waren und 

— daß sich aufgrund dieser Gesamtent Wicklung die wirtschaftliche Leistungsfä- 
higkeit und die Kaufkraft der Familien im Berichtszeitraum wesentlich erhöht 
haben. 
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EinkonunenseDtwicklung in den Jahren 1985 bis 1990 
Verheiratete Arbeitnehmer mit 2 Klndemr Allein Verdiener^) 
(Stenerklasse 111/2) 


Jahr 

Jahres- 

arbeitslohn') 

Verfügbares 

Einkommen^) 

Preisindex für die 
Lebenshaltung^) 

Reales verfügbares 
Einkommen 



Verän- 

derung 


Verän- 

derung 

1985 

Verän- 

derung 


Verän- 

derung 


DM 

gegen- 
über 
1985 in 
% 

DM 

gegen- 
über 
1985 in 
% 

100 

gegen- 
über 
Vorjahr 
in % 

DM 

gegen- 
über 
1985 in 
% 

1985 

33889 

— 

26191 

— 

100,0 

2,0 

26191 

. — , 

1986 

35063 

3,5 

27993 

6,9 

99,8 

-0,2 

28049 

7,J 

1987 

36106 

6,5 

28609 

9,2 

99,9 

0,1 

28638 

9,3 

1988 

37187 

9,? 

29310 

11,9 

101,0 

1,1 

29020 

10,8 

1989 

38309 

13,0 

29974 

14,4 

103,9 

2.9 

28849 

10,1 

1990 

39765 

17.3 

32173 

22,8 

106,5 

2.5 

30209 

15,3 


Bruttolohn- und -gehallsumme je beschaingten ArbeiLuehmer; für 1990 Projektion ange- 
paßt an den JaJn:eswirLscbaflsbericht 1990 

Jahresarbeitslohn abzüglich Einkommensteuer- Kirchensteuer (9%) und SoziaJabgaben, 
zuzüglich Kindergeld 

4- Person en-Arb ei ln ehmerh aushalt mit minierem Einkoioinen; für 1990 Preise otwicklung 
für privaten Verbrauch gemäß Jahieswirtschaftsbeiicht 1990 

Die Entlastungsrecbniung gehl von einer Steuerberechnung entsprechend dem Lohn- 
st euer- Jahresausgieich oder — bet höhe reo Einkommen — entsprechend der Ein- 
kommensteuerveranJagung aus. Anders als bei der Lohnsteuerlabelle, die nur Pauschalen 
berücksichtigt, werden hierbei die tatsächlichen Aufwendungen des ArbeiLnehmers ein- 
bezogen (z.B. Einzelnachweis von Vorsorgeaufwendungen und Werbungskosten}. Neben 
den üblichen Freibeträgen und der Kirchensteuer [9%) als Sonderausgaben werden Vor- 
sorgeaufwendungen im Umfang der Arb eitnehmer-An teile zur Sozialversicherung und 
zusätzlich 3% des Brutto Verdienstes für anderweitige Versicherungsbeiträge fz^B. für 
eine Lebensversicherung) berücksichtigt 
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Gesundheit 

39. Soziale Leistungen, die der Erhaltung und Wie- 
derherstellung der Gesundheit dienen, verharren 
seit Mitte der siebziger Jahre auf einem Niveau von 
zehn bis zehnembalb Prozent des Bruttosozialpro- 
dukts, Seit 1989 ist als erwartete Folge der Gesund- 
heitsreform ein merkliches Absinken der Quote auf 
unter 10 Prozent zu erkennen. 

40. Für Gesimdheitsleistungen werden 1990 vor- 
aussichtlich rund 233 Milliarden DM ausgegeben 
werden. Davon sind 28 Prozent Einkommensleistun- 
gen in Form von EntgeUfortzahlung, Krankengeld 
und Renten bei Invalidität und Arbeitsunfall, 57 Pro- 
zent sind Sachleistungen — in erster Linie der Kran- 
kenversicherung — für ärztliche, zahnarztUche und 
sonstige medizinische und sanitäre Dienste ein- 
schließlich Krankenhausaufenthall, 4 Prozent sind 
Barerstatlungen. hauptsächlich für Beihilfen im 
Krankheitsfälle der privaten und öffentlichen Ar- 
beitgeber, Der Rest entfällt auf verschiedene ge- 
sundheitliche Maßnahmen und Verwaitimg. 

41. Über die Hälfte der Gesundheitsleistungen 
(1990: 56 Prozent) wird von der gesetzlichen Kran- 

Übersicht 11 

Gesundheit 

Ausgewählte Leistungen 1984, 1989 und 1990 
in Millionen DM 



Gesundheit 

insgesamt 

Vorbeugung 

Krankheit 

Arbeiisunfail 

Invalidität 

(allgemein) 

1984 






Gesamt 

183004 

10133 

129843 

13472 

29556 

darunter; 

Invaliditätsrenten 

20131 



3804 

16327 

Kranken- und Übergangsgeld 

7577 1 

702 

6337 

538 

— 

Entgeltforlzahlung 

24190 

1065 

20919 

2206 

— 

Waren und Dienstleistungen 

113095 

5132 

96274 

4951 

6738 

Steuerliche Maßnahmen 

995 

— 

229 : 

— 

766 

1989 






Gesamt 

223 102 

15410 

157820 

15713 

34159 

darunter: 

In V al i di tätsrent en 

20492 



4211 

16281 

Kranken- und Übergangsgeld 

10277 

960 

8655 

662 

— 

Entgeltfortzahlung 

30500 

1630 

26146 

2724 

— 

Waren und Dienstleistungen 

137548 

8551 

115037 

5757 

8203 

Steuerliche Maßnahmen 

1255 

— 

122 

— 

1133 

1990 






Gesamt 

232797 

16055 

164272 

16248 

36222 

darunter: 

In V alid i tätsr enten 

21428 



4356 

17072 

Kranken- und Übergangsgeld 

10591 

996 

8915 

680 

— 

Entgeltfortzahlung 

32070 

1650 

27543 

287? 

— 

Waren und Dienstleistungen 

143134 

8990 

119320 

5909 

8915 

Steuerliche Maßnahmen 

1157 

■ — 

123 


1034 


Grafik 7 


Gesundheit 


Anteil am Soziaibudget und Stnjktur 1 989 
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Rehabilirahon 


BMA Ib2 


ken Versicherung erbracht; etwa 14 Prozent kommen 
von Arbeitgeberseite in Form von Entgeltfortzah- 
lung bei Arbeitsunfähigkeit oder Aibeilsunfall, rund 
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neun. Prozent von der Rentenversicherung (Rebabüi- 
tationsmaBnahmen sowie Berufs' und Erwerbsunfä- 
higkeitsrenten), der Rest verteilt sich auf verschiede- 
ne Institutionen, insbesondere auf die Sozialhilfe. 
Unfallversicherung und Beihilfen im öffentlichen 
Dienst. 


Beschäftigung 

42 , Die Funktionsgruppe .Beschäftigung" umfaßt 
soziale Leistungen für die berufliche Bildung und 
AusbUdungsförderung, für Arbeitslose und für son- 
stige Maßnahmen der ArbeitsmarktpoHük (im Sozi- 
albudget als „Mobilität" bezeichnet). Die Leistungen 
stiegen von rund 44 Milliarden DM im Jahre 1984 bis 
1989 um rund ein Viertel auf 55 Milliarden DM. Hier- 
zu trugen in den letzten Jahren vor allem Aufwen- 
dungen für die Eingliederung von Aus- und Über- 
siedlem bei. Der Anteil .Beschäftigung" am Sozial- 
budget schwankte zwischen acht und achteinhalb 
Prozent, lag zuletzt — 1989 — bei 8,2 Prozent und 
wird voraussichtlich 1990 auf 8,5 Prozent zunehmen. 
Hierfür sind in erster Linie arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen der Bundesregierung ursächlich. Die 
G es amlaufwen düngen werden d ann voraussichtlich 
rund 59 Milliarden DM betragen, 

43 , Während 1984 noch etwa 70 Prozent aller in der 
Funktionsgruppe Beschäftigung zusammengefaßten 
Leistungen auf die Funktion Arbeitslosigkeit entfiel, 
betrug der Anteil 1989 rund 62 Prozent. Der überwie- 
gende Teil sind Zahlungen der Bundesanstalt für Ar- 
beit für ihre Leistungsempfänger und des Bundes für 
Arbeitslosenhilfe, ein Teil sind Altersruhegelder we- 
gen Vollendung des sechzigsten Lebensjahres bei 
Arbeitslosigkeit, die im Sozialbudget ebenfalls der 
Funktion Arbeitslosigkeit zugerechnet werden. 

44 , Die Leistungen für Mobilität — das sind neben 
Schlecbtwetter- und Wintergeld vor allem Maßnah- 
men zur Arbeitsbeschaffung und zur Förderung der 
Arbeitsaufnahme — stiegen von 5,4 Milliarden DM 


Grafik 8 


Beschäftigung 

Anteil am Sozialbudget 
und Struktur 1989 



BMA \b2 


AfbeitS' 

loslgk^il 

Mobllftäl 

Bemtllcbs 

Bfldung 


im Jahre 1984 bis 1989 auf über neun Milliarden DM. 
Dabei zeigten sich unterschiedliche Entwicklungen: 
Die Aufwendungen für Schlechlwetter- und Winter- 
geld sowie die zur Förderung der Arbeitsau Ehabme 
gingen von 1 152 auf 1 051 MiUionen DM zurück; die 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, die vor allem we- 
gen zunehmender Langzeitarbeitslosigkeit an Be- 
deutung gewannen, nahmen zugleich von 2 546 auf 
4 092 Millionen DM zu. Bis 1990 werden die Leistun- 
gen für Mobilität voraussichtlich auf rund 12,5 Mil- 
liarden DM steigen. 

45- Für die berufliche Bildung und die Ausbil- 
dungsförderung wurden 1984 rund 8,4 Milliarden 
DM aufgewendet. Überwiegend waren das Leistun- 
gen nach dem Arbeitsförderungsgeselz und gleich- 
artige Leistungen, außerdem indirekte Leistungen 
in Form von steuerlichen Maßnahmen. Bis 1989 ist 
dieser Betrag auf 11,7 Milliarden DM gestiegen und 
wird 1990 voraussichtlich rund 13,4 Milliarden DM 
betragen. 
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Übersicht 12 

Beschäftigung 

Ausgewählte Leistungen 1984, 1989 und 1990 
in Millionen DM 


Leistungen 

Beschäftigung 

insgesamt 

Berufliche 

Bildung 

MobUität 

Arbeits- 

losigkeit 

1984 

Gesamt 

44185 

8413 

5414 

30358 

danmter: 

Unterhalt bei beruflicher Bildimg und 
Rehabilitation 

3348 

3348 



Berufsfördemde und Bildimgsmaßnahmen 

1193 

1193 

— 

— 

Ausbildungsförderung * ) 

156 

156 

— 

— 

Schlechtwettergeld, Wintergeld, 
Kurzarbeitergeld 

2616 

— 

1147 

1469 

Arbeitslosengeld, -hilfe, Konkursausfallgeld 

15675 

— 

— 

15675 

Eingliederungsmaßnahmen, Schulbildung 

963 

963 

— 

— 

Steuerliche Maßnahmen 

1595 

655 

940 

— 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

(Zuschüsse) 

2546 

— 

2546 

— 

1989 

Gesamt 

55413 

11704 

9361 

34348 

danmter: 

Unterhalt bei beruflicher Bildung und 
Rehabilitation 

5548 

5548 



Berufsfördemde imd Bildungsmaßnahmen 

1694 

1694 

— 

— 

Betreuimgszuschüsse zur Eingliederung 
ausländischer Arbeitnehmer 

2066 



2066 



Ausbildimgsf örderung ‘ ) 

15 

15 

— 

— 

Schlechtwettergeld, Wintergeld, 
Kurzarbeitergeld 

1289 

— 

884 

405 

Arbeitslosengeld, -hilfe, Konkiursausf€Lllgeld 

17403 

— 

— 

17403 

Eingliedenmgsmaßnahmen, Schulbildimg 

1129 

1129 

— 

— 

Steuerliche Maßnahmen 

1872 

572 

1300 

— 

Arbeitsbeschafhmgsmaßnahmen 

(Zuschüsse) 

4092 

— 

4092 

— 

1990 

Gesamt 

59264 

13449 

12510 

33305 

darunter: 

Unterhalt bei beruflicher Bildimg und 
Rehabilitation 

6401 

6401 



Berufsfördemde und Bildungsmaßnahmen 

1894 

1894 

— 

— 

Betreuungszuschüsse zur Eingliederung 
ausländischer Arbeitnehmer 

3942 



3942 

— 

Ausbildungsförderung ‘ ) 

208 

208 

— 

— 

Schlechtwettergeld, Wintergeld, 
Kurzarbeitergeld 

1656 

— 

1180 

476 

Arbeitslosengeld, -hilfe, Konkursausfallgeld 

16452 

— 

— 

16452 

Eingliedenmgsmaßnahmen, Schulbildung 

1219 

1219 

— 

— 

Steuerliche Maßnahmen 

1628 

578 

1050 

— 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

(Zuschüsse) 

5618 

— 

5618 

— 


*) An Darlehen wurden gewährt: 1984: 1,6 Milliarden DM 

1989: 1,8 Milliarden DM 
1990: 1,7 Milliarden DM 
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Alter und Hinterbliebene 

46- Mit einem Anteil von rund 40 Prozent stellen 
die Leistungen für Alter und an Hinterbliebene den 
größten Posten im Sozialbudgel dar; gemessen am 
Bruttosozialprodukt sind das über zwölf Prozent 

47. Die Höhe der Ausgaben für Alter und Hinter- 
bliebene ändert sich im Beobachtungszeitraum 
durch eine Reihe von Einflüssen: Die Zahl der Perso- 
nen im Rentenalter nimmt leicht zu, Umgekehrt wir- 
ken sich gesetzgeberische Maßnahmen aus, die zum 
Ziel hatten, die Finanzlage der Rentenversicherung 
zu konsolidieren und den ökonomischen und demo- 
grafischen Verhältnissen anzupassen. 

46. Zum überwiegenden Teil (rund 95 Prozent) 
bandelt es sich bei den Leistungen für Alter und 
Hinterbliebene um Renten und Pensionen, also Ein- 
kommensleistungen. Ebenso wie im Bereich Ehe 


Gralik 9 

Alter und Hinterbliebene 

Anteil am Sozialbudget und Struktur 1989 



8MA Iba 


Übersicht 13 

Alter und Hinterbliebene 

Ausgewäblte Leistungen 1984, 1989 und 1990 
in MiUionen DM 


Leistungen 

Alter und 
Hinterbliebene 

Aller 

Hmterbli ebene 

1984 

219955 

208509 

11446 

Gesamt 




darunter: 




Versichertenrenten, Ruhegelder 

131150 

131150 

— 

Witwen-, Wilwenenten und -bezüge 

57602 

50184 

7418 

Sonstige Renten und Bezüge 

3354 

3299 

55 

Renten und Bezüge an Gebietsfremde 

3747 

3546 

201 

Steuerliche Maßnahmen 

2167 

2167 

— 

Sterbegeld 

2349 

— 

2349 

Sozialversicheruagsbeiträge 

13420 

12730 

690 

1989 

272722 

260683 

12039 

Gesamt 




darunter: 




Versichertenrenten, Ruhegelder 

170283 

170283 

— 

Witwen-, Wilwenenten und -bezüge 

66784 

58176 

8608 

Sonstige Renten und Bezüge 

7252 

7178 

74 

Renten und Bezüge an Gebietsfremde 

4821 

4566 

255 

Steuerliche Maßnahmen 

2888 

2888 

— 

Sterbegeld 

1792 1 

— 

1792 

S ozia l V er sicher ungsbe itiä g e 

10446 

9911 

535 

1990 

284169 

271680 

12489 

Gesamt 




darunter: 




Versichertenrenten, Ruhegelder 

177976 

177976 

— 

Witwen-, Witwerrenten und -bezüge 

69519 

60544 

8975 

Sonstige Renten und Bezüge 

8388 

8315 

73 

Renten und Bezüge an Gebietsfremde 

5014 

4745 

269 

Steuerliche Maßnahmen 

2275 

2275 

— 

Sterbegeld 

1770 

— 

1770 

Soziaiversicherungsbeitiäge 

11450 

10864 

586 
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und Familie gibt es viele, verstreute Leistimgen der 
Altenhilfe, z. B. der freien Wohlfahrtsverbände, die 
im Sozialbudget nicht erfaßt werden können. 

49. Fast zwei Drittel der Leistvmgen für Alter und 
Hinterbliebene kommen von der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung, 15 Prozent sind Pensionen im öf- 
fentlichen Dienst und acht Prozent Renten der Be- 
trieblichen Altersversorgung einschl. der Zusatzver- 
sorgung. Den Rest teilen sich eine Reihe weiterer In- 
stitutionen, vor allem Altershilfe für Landwirte, 
Kriegsopferversorgimg und Lastenausgleich (Ren- 
ten), Unfallversicherung und Sozialhilfe. 

Folgen politischer Ereignisse 

50. Mit zunehmendem Abstand vom Zweiten Welt- 
krieg nehmen die Leistungen für Folgen politischer 
Ereignisse trotz Leistungssteigerungen pro Kopf all- 
mählich ab, so daß ihr Anteil am Sozialbudget und 
am Bruttosozialprodukt tendenziell sinkt und im 
Endjahr der Berichterstattimg, 1990, am Sozialbud- 
get auf 0,7, am Bruttosozialprodukt auf 0,2 Prozent 
gesunken sein wird. 

51. Erfaßt werden in der Funktion «Folgen politi- 
scher Ereignisse** in erster Linie die Kriegsfolgela- 
sten xmd Entschädigungen der Folgen nationalsozia- 
listischen Unrechts. Sie ist nicht voll identisch mit 
den Institutionen, die Entschädigungsleistimgen ge- 
währen, weil 


— bestimmte Leistungen dieser Institutionen ande- 
ren Funktionen zugeordnet werden, vor allem 
Leistimgen an €dte Menschen der Funktion Alter, 
und 

— auch andere Institutionen berücksichtigt werden, 
die Folgen politischer Ereignisse mittragen, z. B. 
die Rentenversichenmg, die in die Rentenbe- 
rechnung auch Ersatzzeiten (Wehrdienst, Kriegs- 
gefangenschaft u. a.) einschließt. 


Wohnen 

52. Von 1984 bis 1989 nahmen die Leistimgen der 
Fimktion „Wohnen** von 11,5 auf 12,0 Milliarden DM 
zu, d. h. es wurden rund zwei Prozent der im Sozial- 
budget enthaltenen Leistimgen zur Besserung der 
Wohnungsversorgung und zur Erreichung von trag- 
baren Mieten verwandt. Rund die Hälfte sind Zinser- 
mäßigungen im Bereich des Sozialen Wohnungs- 
baus, Zins- und Tilgungszuschüsse sowie steuerliche 
Maßnahmen, ein Drittel Wohngeldleistungen, ein 
Teil Zuschüsse von Arbeitgebern. 

53. Bis 1990 werden die Leistungen für die Funkti- 
on Wohnen voraussichtlich auf 12,8 Milliarden DM 
steigen, vor allem nehmen Wohngeld und steuerli- 
che Maßnahmen zu, auch Zinsermäßigungen im so- 
zialen Wohnungsbau. 


Übersicht 14 

Wohnen 

Ausgewählte Leistimgen 1984, 1989 und 1990 
in Millionen DM 


Leistungen 

1984 

1989 

1990 

Gesamt 

11471 

11996 

12758 

darunter: 




Wohngeld (ohne Verwaltungskosten) 

2448 

3758 

4008 

Steuerermäßigungen 

2440 

975 

975 

Zinsermäßigungen einschließlich Lastenausgleich 

3700 

4510 

4720 

Zins- und Tilgimgszuschüsse 

1500 

1270 

1520 

Zuschüsse von Arbeitgebern 

1050 

1070 

1100 


Sparen und Vermögensbildung 

54. Im Rahmen der Sparförderung und Vermögens- 
bildung werden Leistungen des Staates und der Ar- 
beitgeber nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz, 
dem Vierten und Fünften Vermögensbildungsge- 
setz, dem Einkommensteuergesetz sowie dem Spar- 
Prämiengesetz beschrieben; die Leistungen nach 
dem Spar-Prämiengesetz wurden ab 1981 auf be- 
stimmte Altverträge beschränkt und endeten des- 
halb 1987. Von der Institution «Förderung der Ver- 
mögensbildung" unterscheidet sich die Funktion 
«Sparen und Vermögensbildung" dadurch, daß darin 


auch Positionen aus dem Bereich «Steuerliche Maß- 
nahmen** enthalten sind. 

55. Die Leistungen für Sparen und Vermögensbil- 
dung erreichten 1989 eine Höhe von rund 17,6 Mil- 
liarden DM und sind damit gegenüber 1984 nahezu 
gleich geblieben. Das Auslaufen der Förderung nach 
dem Spar-Prämiengesetz wurde durch die Zunahme 
der Arbeitgeberleistungen im Rahmen der Vermö- 
gensbildimgsgesetze und durch die verstärkte Inan- 
spruchnahme der steuerlichen Maßnahmen, insbe- 
sondere der erhöhten Absetzung für Wohngebäude, 
aufgewogen. Durch die Einschränkimgen aufgrund 
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des Steuerrefonngesetzes 1990, so zum Beispiel bei 
der Geldsparförderung nach dem Fünften Vermö- 
gensbUdungsgesetz, bei der Bausparfördenmg nach 
dem Wohnungsbau-Prämiengesetz und bei den steu- 


erlichen Maßnahmen werden die Leistungen 1990 
um 8,5 Prozent auf rund 16 Milliarden DM zurückge- 
hen. Ihr Anteil am Sozialbudget wird dann etwa 2,3 
Prozent betragen. 


Übersicht 15 

Sparen und Vermögensbildung 
Leistungen 1984, 1989 und 1990 
in Millionen DM 


Leistungen 

19B4 

1989 

1990 

Gesamt 

17996 

17638 

16130 

davon: 




Spar-Prämien 

1449 

— 

— 

Wohnungsbau-Prämien 

93? 

838 

590 

Arbeitnehmer-Spajrzulagen 

1700 

1800 

1000 

Leistungen der Arbeitgeber 

7465 

8225 

8695 

Steuerliche Maßnahmen*) 

6445 

6775 

5845 


Steuerbegünstigtes Bausparen nach § tO Abs. 1 Nr. 3 Einkommensteuergesetz, erhöhte Absetzungen für Wohngebäude 
{§§ 7 b und 54 Einkommensteuergesetz; von 1987 an § lOe Einkommensteuergesetz) sowie die Steuerbegünstigung nach 
den Vennögensbildungsgeselzen und nach § 19 a ELnkommensteuergeseU 


Allgemeine Lebenshilfen 

56. Zu den Leistungen, die in besonderen Notlagen 
gewährt werden oder die der sozialen Eingliederung 
dienen, ohne einer der anderen Funktionen zugeord- 
net werden zu können, zählen vor allem die der Sozi- 
alhilfe, ferner die Sonstigen Hilfen der Krankenver- 
sicherung für ärztliche Beratung und Hilfe zur Emp- 
fängnisregelung, im Jahre 1989 vor allem auch Hil- 
fen für Ubersiedler und Besucher aus der DDR (ße- 
grüßungsgeld), 

57- Der Anteil der allgemeinen Lebenshilfen am 
Bruttosozialprodukt ist mit 0,1 bis 0,2 Prozent relativ 
niedrig, entsprechend auch der Anteil am Sozialbud- 
get, der etwa ein halbes Prozent beträgt. 


Rehabilitation 


58, Die Leistungen und Maßnahmen zur Rehabili- 
tation sind nicht einem eigenständigen Zweig der 
sozialen Sicherung übertragen. Die Rehabilitation 
ist vielmehr eingebettet in das Leis tun gssystem der 
verschiedenen Zweige der sozialen Sicherung. Dem- 
entsprechend werden — je nach Zuständigkeit — 
umfassende medizinische, berufsfördemde und so- 
ziale Rehabilitationsmaßnahmen von den verschie- 
denen Sozialleislungsträgem als eigenständige Auf- 
gabe zusätzlich zu ihren sonstigen Aufgaben wahr- 
genommen. Übersicht 16 inionniert darüber, welche 
Institutionen die Rebabihtationsaufw/endungen fi- 
nanzieren. 


Übersicht 16 


Rehabilitation 

Aufwendungen 1984, 1988 bis 1990 in Millionen DM') 



1984 

1988 

1989 

1990 ü 

Rentenversicherung 

4013 

5286 

5556^) 

5768 

Krankenversicherung 

8000 

.12000 

12500Ü 

11000 

Unfallversicherung 

2460 

2910 

3000^) 

3090 

Bundesanstalt für Arbeit 

1192 

2821 

2943 

3202 

Soziale Entschädigung (KOV) . . . , , 

1060 

1030 

1020 

1020 

Sozialhilfe 

3900 

5400 

5800 ^ * 

6300 

Ausgleichsfonds^) 

377 

435 

520Ü 

568 

Rehabilitationsaufwendungen 
(iosg.) 

21002 

29882 

31 339 

30948 


') Individyelle und ins LUution eile Förderung 
Schätzung bzw. Haushalts-Soll 

Institutionelle Förderung des Bundes ( Bun desminist er ium für Arbeit und Sozia lordnung) und der Länder (Ausgleichs- 
fonds für überregiouale Maßnahmen zur Eingliederung Schwerbehinderter in Arbeit, Beruf und Gesellschaft einschL 
Sonderprogramm von 1976 und Förderung nach § 33 Äbs. 2 des Schwerbehindertengesetzes ab 1986; originäre Haus- 
haltsmittel und Zoneniandfördening) 
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59, Die Rehabilitationsaufwendungen sind von 
rund 21 Milliarden DM im Jahre 1984 bis 1989 um 
fast die Hälfte auf über 31 Milliarden DM gestiegen. 
Ursächlich hierfür sind Verbesserungen der Leistun- 
gen, aber auch steigende Kosten und eine verstärkte 
Inanspruchnahme der Leistungen durch die Behin- 
derten. Die größte Zunahme der Ausgaben verzeich- 
nete die Bundesanstalt für Arbeit (+ 147 Prozent); es 
folgten die gesetzliche Krarikenversicherung (H- 56 
Prozent) und die Sozialhilfe ( + 49 Prozent), Die Auf- 
wendungen der Sozialen Entschädigung gingen da- 
gegen im gleichen Zeitraum leicht zurück. 


4. Institutionen 

60. Mit rund 61 Prozent nehmen die allgemeinen 
Systeme der sozialen Sicherung — Renten-, Kran- 
ken- und Unfallversicherung, Arbeitsförderung, Kin- 
der- und (seit 1986) Erzieh ungsgeid — den größten 
Teil des Sozialbudgets ein. Auch vergrößerte sich 
der Kreis der geschützten Personen und in den mei- 
sten Fällen die Zahl der Leistungsempfönger. 

61. Als Sondersysteme für bestimmte Berufsgrup- 
pen werden im Sozialbudget die Altershilfe für 
Landwirte und die berufsständischen Versorgungs- 
werke dargesteUt. Bn Anteil ist mit Ofi bis 0.9 Pro- 
zent über die ganze Zeitreihe relativ klein. Neun 
Prozent mit abnehmender Tendenz machen die Lei- 
stungen nach beamtenrechtlichen Vorschriften aus: 
Pensionen an Beamte und deren Hinterbliebene, Fa- 
milienzuschläge und Beihilfen an alle Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes. 

62. Als Arbeitgeberleistungen werden im Sozial- 
budgel die Entgeltfortzahlung im Falle von Krank- 
heit, Unfall, Rehabilitation und Mutterschaft be- 
schrieben sowie die Leistungen der betrieblichen 
Altersversorgung (einschL der Zusatzversorgung), 
ferner eine Reihe sozialer Maßnahmen der Arbeitge- 
ber für Familie, Wohnung und Gesundheit, Ihr An- 
teil am Sozialbudget beträgt insgesamt etwa neun 
Prozent. Eine leichte Zunahme bewirken die Lei- 
stungen der betrieblichen Altersversorgung. Das ge- 
samte Spektnim der Lohnnebenkosten ist damit 
nicht erschöpft. Vor allem sind nicht die Arbeitge- 
beranteUe der Sozialversicherungsbeiträge und die 
Ausgleichsabgabe enthalten, die im Sozialbudget an 
anderer Stelle dargesteOt werden, Leistungen für 
Urlaubs- und Feiertagslohn gelten nicht als Soziai- 
leistungen im Sinne des Sozialbudgets. 

63. Leistungen zur Entschädigung der Folgen poli- 
tischer Ereignisse — Kriegsopferversorgung und La- 


Sozialbudget 

nach Institutionen 1989 


Grafik 10 


Kranken* 

Versicherung 


umall* 

Versicherung 

ArbeiiS' 
fürderung 
Kindergeld 
Erziehungsgeld 
Versofi 
werke/j 

BeamlenrechLL 
System 
Arbeitneberieistungen 
einschl — 

Zusatzversorgung 

BMA Ib2 



Rente n- 
verslchening 


Vergünsti- 
gungen im 
WohnungS' 
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Sieuerüche 

Maßnahmen 

Soziale Hilfen 
und Olenste 


stenausgleich, Wiedergutmachung, Kriegsgefange- 
nenentschädigung rmd Häftiingshilfe sowie die Un- 
terhaltssicherung — zeigen wegen der insgesamt 
rückläufigen Zahl der Leistungsempfänger keine ho- 
hen Wachstumsraten, zum Teil sogar Abnahmen, so 
daß ihr Anteil am Sozialbudget von 1984 bis 1989 von 
drei auf zweieinhalb Prozent zurückging und bis 
1990 auf 2,4 Prozent weiter sinken wird. Die meisten 
dieser Leistungen haben ihre Ursache in Ereignis- 
sen, die vor Jahrzehnten stattgefunden haben. 

64. Die Institutionen, die soziale Hilfen und Dienste 
leisten, verändern sich unterschiedlich. Insbesonde- 
re vergrößerte die Sozialhilfe ihren Anteil am Sozial- 
budget weiter. Leistungen zur Veimögensbüdung 
nehmen anteilmäßig ab, bei Wohngeld und öffentli- 
chem Gesundheitsdienst zeigen sich nur geringe 
bzw. keine Verschiebungen der Anteile am Sozial- 
budget. Wegen der Umstellung auf Darlehen fiel der 
Prozentsatz bei der AusbUdxmgsförderung 1984 fast 
auf Null, wird jedoch in Zukunft nach Änderung des 
Gesetzes wieder steigen. Insgesamt wird der Anteil 
der «Sozialen Hilfen und Dienste“ voraussichtlich bis 
1990 von achteinhalb auf fast neuneinhalb Prozent 
des Sozialbudgets zunehmen. 

65. Sehr unterschiedlich variieren die Leistungen, 
die in. Form von Steuer- oder Zinsennäfligungen ge- 
währt werden. Bei den steuerlichen Maßnahmen 
wirkt sich hierbei vor allem die Erhöhung der Kin- 
derfreibeträge 1986 aus; vor allem aber machen sich 
die Entlastungen durch die drei Stufen der Steuerre- 
form bemerkbar. 
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Leistungen nach Institutionen 



1984 

1988 

1989 

1990 

1984 

1988 1 

1989 1 

1990 


in Millionen DM 

AnteUe am Bruttosozialprodukt in % 

Sozialbudget 

558266 

662071 

678465 

703058 

31,54 

31,20 

30,02 

29,40 

Allgemeines System 

343453 

407066 

412625 

433616 

19,41 

19,19 

18,25 

18,13 

Rentenversicherung .... 

171374 

194893 

204937 

216500 

9,68 

9,19 

9,07 

9,05 

- Rentenv. der Arbeiter . 

94860 

104764 

110001 

115981 

5,36 

4,94 

4,87 

4,85 

- Angestelltenvers 

71211 

86722 

91 150 

97440 

4,02 

4,09 

4,03 

4,07 

- Knappsch.Rentenvers. 

14670 

15928 

16423 

17060 

0,83 

0,75 

0,73 

0,71 

Krankenversicherung . . . 

108944 

134745 

130362 

134932 

6,16 

6,35 

5,77 

5,64 

Unfallversicherung 

11395 

12541 

12917 

13316 

0,64 

0,59 

0,57 

0,56 

Arbeitsförderung 

38209 

48862 

47742 

51 142 

2,16 

2,30 

2,11 

2,14 

Kindergeld 

14967 

14014 

13986 

14585 

0,85 

0,66 

0,62 

0,61 

Erziehungsgeld 

- 

3328 

4048 

4507 

- 

0,16 

0,18 

0,19 

Sondersysteme 

4456 

5791 

6112 

6541 

0,25 

0,27 

0,27 

0,27 

Altershilfe für Landwirte 

3195 

4030 

4220 

4569 

0,18 

0,19 

0,19 

0,19 

Versorgungswerke 

1261 

1761 

1892 

1 972 

0,07 

0,08 

0,08 

0,08 

Beamtenrechtl. System . . . 

50901 

58843 

60521 

62230 

2,88 

2,77 

2,68 

2,60 

Pensionen 

36034 

40414 

41358 

42440 

2,04 

1,90 

1,83 

1,77 

Familienzuschläge 

7966 

9399 

9576 

9772 

0,45 

0,44 

0,42 

0,41 

Beihilfen 

6901 

9030 

9587 

10018 

0,39 

0,43 

0,42 

0,42 

Arbeitgeberleistungen . . . 

47777 

60271 

62575 

65252 

2,70 

2,84 

2,77 

2,73 

Entgeltfortzahlung 

Betriebliche Alters- 

25000 

30240 

31620 

33230 

1.41 

1,43 

1,40 

1,39 

versorgung 

11220 

15490 

16050 

16700 

0,63 

0,73 

0,71 

0,70 

Zusatzversorgung 

Sonstige Arbeitgeber- 

7867 

9641 

9960 

10272 

0,44 

0,45 

0,44 

0,43 

leistungen 

3690 

4900 

4945 

5050 

0,21 

0,23 

0,22 

0,21 

Entschädigungen 

17529 

16820 

16755 

17125 

0,99 

0,79 

0,74 

0,72 

Soz. Entschädig. (KOV) . . 

13766 

13343 

13102 

13310 

0,78 

0,63 

0,58 

0,56 

Lastenausgleich 

1404 

1180 

1132 

1134 

0,08 

0,06 

0,05 

0,05 

Wiedergutmachung .... 

2016 

1802 

1740 

1705 

0,11 

0,08 

0,08 

0,07 

Sonstige Entschädi- 
gungen 

343 

495 

781 

976 

0,02 

0,02 

0,03 

0,04 

Soz. Hilfen und Dienste . . 

46738 

58402 

62965 

65734 

2,64 

2,75 

2,79 

2,75 

Sozialhilfe 

20690 

29120 

32325 

33750 

1.17 

1,37 

1,43 

1.41 

Jugendhilfe 

9280 

12036 

13140 

14345 

0,52 

0,57 

0,58 

0,60 

Ausbildimgsförderung . . 

698 

502 

520 

914 

0,04 

0,02 

0,02 

0,04 

Wohngeld 

öffentlicher 

2646 

3967 

3967 

4240 

0,15 

0,19 

0,18 

0,18 

Gesundheitsdienst 

1873 

2100 

2150 

2200 

0,11 

0,10 

0,10 

0,09 

Fördenmg der Ver- 
mögensbildung 

11551 

10677 

10863 

10285 

0,65 

0,50 

0,48 

0,43 

Direkte Leist, insgesamt . 

509254 

605344 

619685 

648613 

28,77 

28,53 

27,41 

27,12 

Indirekte Leistungen 

49012 

56727 

58780 

54445 

2,77 

2,67 

2,60 

2,28 

Steuerliche 

Maßnahmen ‘) 

43812 

50747 

53000 

48205 

2,48 

2,39 

2,34 

2,02 

Vergünstigungen 
im Wohnungswesen .... 

5200 

5980 

5780 

6240 

0,29 

0,28 

0,26 

0,26 


*) 


Darin sind enthalten an 
Ehegattensplitting: 

Auf Nr. 182 wird verwiesen: Das 


25000 24600 25700 23400 

Splittingverfahren stellt keine Steuervergünstigung dar. 
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Rentenversicherung 

66. Die Rentenversicherung im Siime des Sozial- 
budgets umfaßt die Rentenversicherung der Arbei- 
ter, die Angestelltenversicherung und die knapp- 
schaftliche Rentenversichenmg. In dieser Zusam- 
menfassung ist die Rentenversicherung die größte 
Einheit im Sozialbudget. Nach Ausschaltimg der 
Verrechnungen der Zweige untereinander betrugen 
die Ausgaben der Rentenversichrung 1989 fast 205 
Milliarden DM; dies sind nmd 30 Prozent aller im 
Sozialbudget enthaltenen Leistungen und rund 9 
Prozent des Bruttosozialprodukts. 

67. Dem Sozialbudget liegen für die Entwicklung 
der Ausgaben und Einnahmen der Rentenversiche- 
rung folgende Daten und Annahmen zugnmde: 

— bis einschließlich 1988 die Rechnungsergebnisse, 
für 1989 die vorläufigen Jahresergebnisse, 

— für 1990 Vorausberechnungen entsprechend dem 
Rentenanpassungsbericht 1989 vom Dezember 
1989 (BT-Drucksache 11/6123). In den Vorausbe- 
rechnungen sind diejenigen Maßnahmen des 
Rentenreformgesetzes 1992 berücksichtigt, die 
seit Anfang 1990 gelten; darüber hinaus das Ren- 
tenanpassungsgesetz 1990, wonach die Renten 
um 3,1 Prozent steigen. Die Berechmmgen wur- 
den entsprechend den dem Sozialbudget zugrun- 
de liegenden wirtschaftlichen Grundannahmen 
modifiziert. 


Versicherte 

68. 1988 gab es nach der Mikrozensuserhebung 

vom April 1988, die die Wohnbevölkerung im Inland 
erfaßt, in der Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten 21,6 Millionen Pflichtversicherte am 
Stichtag, weiter 1,5 Millionen Pflichtversicherte in 


den letzten 12 Monaten, 0,7 Millionen freiwillig Ver- 
sicherte imd 8,5 Millionen latent Versicherte. Das 
sind gut vier Fünftel der männlichen (84%) und 
weiblichen (82 %) Wohnbevölkerung im Alter von 20 
bis unter 60 Jahren. Zusammen mit den 0,24 Millio- 
nen Versicherten der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung waren 1988 rund 32,5 Millionen Personen 
in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert 
(knapp die Hälfte davon Frauen). 

69. Die Zahl der Pflichtversicherten in der Renten- 
versichenmg der Arbeiter und Angestellten ist ent- 
sprechend der Beschäftigungszunahme von 1987 bis 
1988 um gut 400 000 angestiegen. Die Zahl der 
Pflichtversicherten in der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung hat sich dagegen von Anfang 1987 
bis Anfang 1989 um rund 26 000 auf rund 225 000 ver- 
ringert. Der Rückgang ist vor allem auf Personal- 
maßnahmen bei absatzmäßigen Anpassungen der 
Förderkapazitäten im deutschen Stei^ohlebergbau 
zurückzuführen. 


Anzahl und Art der Renten 

70. Mitte des Jahres 1989 gab es in der gesetzlichen 
Rentenversicherung nmd 14,7 Millionen Renten 
(vgl. Übersicht 18). Davon entfallen gut sechs Zehn- 
tel auf die Rentenversicherung der Arbeiter, gut ein 
Drittel auf die Rentenversicherung der Angestellten 
und der Rest (fünf Prozent) auf die Knappschaftliche 
Rentenversicherung. Von den 14,7 Millionen laufen- 
den Renten im Jahre 1989 waren rund 68 Prozent 
Versichertenrenten imd 32 Prozent Hinterbliebe- 
nenrenten. 

Von den Versichertenrenten waren 1989 nmd vier 
Fünftel Altersrenten imd ein Fünftel Berufs- oder Er- 
werbsunfähigkeitsrenten. Gegenüber 1984 hat sich 
das Verhältnis um rund 8 Prozentpunkte zugunsten 
der Altersrenten verschoben. 


Übersicht 18 


Rentenversicherung 
Laufende Renten nach Arten in 1 000 


Anzahl der laufenden Renten nach 
Rentenart *)^) 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

Versichertenrenten 

9120 

9329 

9399 

9588 

9790 

10024 

davon: 







Berufs- oder Erwerbsunfähig- 
keitsrenten 

2535 

2474 

2324 

2161 

2046 

1956 

Altersrenten 

6585 

6855 

7075 

7427 

7744 

8068 

(darunter flexible Altersrenten)^) 

(1207) 

(1285) 

(1347) 

(1413) 

(1481) 

(1564) 

W it wenrent en/ W it werrenten 

4178 

4197 

4204 

4234 

4258 

4280 

Waisenrenten 

515 

497 

470 

440 

416 

390 

Renten insgesamt 

13813 

14023 

14073 

14262 

14464 

14694 


*) Quelle: Rentenanpassungsberichte 1986-89 der Bundesregienmg (Stichtag: 1. Juli) 

’) Einschließlich Erziehungsrenten und Handwerkerrenten; ohne Knappschaftsausgleichsleistungen 

*) Wegen Vollendung des 63. Lebensjahres bzw. an Schwerbehinderte sowie hinausgeschobene Altersruhegelder 
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Höhe der Renten 

71, Am L Juli 1989 betrug die durchschnittliche 
Höhe der Versichertenrenten (vor Abzug des Eigen- 
beitrags der Rentner zur Krankenversichenmg) an 
Männer mit 30 bis 40 (40 und mehr) anrechnungsfähi- 
gen Versichenmgsjahren in der Rentenversicherung 
monatlich 1 503 DM (2 050 DM), Der entsprechende 
Wert liegt bei den Frauen bei 1 045 DM (1 499 DM). 
Die Witwenrenten betrugen Mitte 1989 bei den glei- 
chen Versicherungsjahren 964 DM (1 263 DM). Die 
durchschnittliche Höhe der Renten ist je nach Ren- 
tenart und anrechnungsfähigen Versicherungsjah- 
ren verschieden. Der Unterschied in der Renteohöhe 
von Frauen und Männern - bei gleicher Zahl von 
Versicherungsjahren - ist auf die unterschiedlichen 
und auf die in der Vergangenheit im Durchschnitt 
geringer entlohnten Tätigkeiten der Frauen rurück- 
zuführen. Außerdem erreichten bei den Frauen nur 
etwa ein Drittel 30 und mehr anrechnungsfähige 
Versicherungsjahxe, während es bei den Männern 
doch gut drei Viertel waren, 

72. Ein Maßstab, wie sich die Renten im Vergleich 
zu den Nettoarbeitsentgelten entwickeln, ist das 
Nettorentenniveam 1989 betrug das Altersruhegeld 
eines Rentners mit 40 Versichenrngsjahren 64,3 Pro- 
zent, mit 45 Versicherungsjahren 72,4 Prozent des 
Nettoentgelts eines vergleichbaren Arbeitnehmers. 


Leistungen 

73. Die Gesamtausgaben der Rentenversicherung 
betrugen 1989 rund 205 Milliarden DM, Damit war 
das Ausgabenvolumen gegenüber 1984 um rund 34 
Milliarden oder knapp ein Fünftel gestiegen. 1989 
waren fast neun Zehntel der Gesamtausgaben Ren- 
tenleistungen. Die übrigen Ausgaben entfielen auf 
Sachleistungen — hauptsächlich Rehabibtations- 
maßnahmen — und auf die Krankenversicherung 
der Rentner. 1990 wird mit einem weiteren Anstieg 
der Gesamtausgaben der Rentenveisichenrng um 
rund 12 Milliarden DM oder 5,6 Prozent auf rund 217 
Milliarden DM gerechnet. 


Finanzierung 

74. Die Gesamteinnahmen der Rentenversiche- 
rung (nach Bereinigung um die Zahlungen der Zwei- 
ge untereinander) betrugen 1989 208 Milliarden DM. 
Gegenüber 1984 stiegen sie um insgesamt 40 Milliar- 
den DM oder knapp ein Viertel (23,9 Prozent). 1990 
wird mit einem weiteren Anstieg der Einnahmen um 
insgesamt rund 11 Milliarden DM gerechnet (+ 5,3 
Prozent), 

75. Die Rentenversicherung wird gegenwärtig 
(1989) zu fast vier Fünftel (78.6 Prozent) durch Beiträ- 
ge, zu knapp einem Fünftel (18,3 Prozent) durch Bun- 
deszuschüsse finanziert. Die übrigen Einnahmen 
machen nur einen kleinen Anteil an der Gesamtfi- 
nan 2 lerung aus. Der Beitragssatz beträgt 1990 18,7 


Prozent in der Rentenversicherung der Arbeiter und 
der Angestellten, in der Knappschafüichen Renten- 
versicherung 24,45 Prozent. 


Grafik 11 

Rentenversicherung 

Leistungen in Milliarden DM 



BMA Ib2 I9a9und ^99Dvorläufig 


Grafik 12 

Rentenversicherung 



3MA Ib2 
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Rentenversicherung 
Leistungen in Millionen DM 



1984 

1988 

1989 

1990 

Gesundheitsmaßnahmen 

4013 

5286 

5556 

5768 

Renten') 

davon: 

147982 

174638 

182555 

191781 

Berufsunfähigkeit 

1849 

1528 

1589 

1655 

Erwerbsunfähigkeit 

19529 

19473 

19971 

20952 

Alter 

85159 

106500 

112560 

118331 

W it wenAV itwer 

39768 

45768 

47172 

49516 

Waisen 

1677 

1369 

1263 

1327 

KLG-Leistungen 

- 

958 

1759 

2582 

Krankenversicherung der Rentner 

14402 

10346 

11191 

12272 

Beitragserstattungen 

2020 

272 

258 

305 

Verwaltimg A/^ erfahren 

3060 

3474 

3603 

3766 

Übrige Ausgaben 

291 

473 

506 

547 

Verrechnimgen*) 

9367 

12521 

12637 

13981 

Ausgaben insgesamt*) 

181 135 

207968 

218065 

231002 

abzüglich^) 

9761 

13075 

13128 

14502 

Leistungen Sozialbudget 
davon: 

171374 

194893 

204937 

216500 

Einkommensleistungen 

149833 

175828 

184604 

194737 

Barerstattungen 

14625 

10478 

11330 

12416 

Waren imd Dienstleistimgen 

2977 

4162 

4371 

4536 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

2778 

3127 

3251 

3426 

Verrechnungen*) 

1161 

1298 

1381 

1385 


‘) Einschließlich Knappschaftsausgleichsleistungen 
*) Verrechnungen der Rentenversicherungszweige untereinander 

Bis 1988 Rechnungsergebnisse. 1989 und 1990 (modifizierte) Berechnungen des Rentenanpassungsberichtes 1989 
Verrechnungen der Rentenversicherungszweige untereinander. Abschreibimgen, Rentenrückflüsse und interner 
Liquiditätsausgleich 

*) Verrechnungen zwischen der Rentenversicherung und anderen Institutionen des Sozialbudgets 


Übersicht 20 


Rentenversicherung 
Finanzierung in Mülionen DM 



1984 

1988 

1989 

1990 

Beiträge') 

131769 

156452 

163939 

172422 

Vermögenserträge 

911 

1046 

1461 

1347 

Erstattimgen*) 

1337 

3651 

4191 

5246 

Übrige Einnahmen 

685 

903 

861 

886 

Verrechnungen*) 

9367 

12521 

12637 

13981 

Bundeszuschuß 

32811 

36899 

38190 

39906 

Einnahmen insgescunt^) 

176880 

211472 

221279 

233788 

abzüglich*) 

8882 

12023 

13096 

14474 

Finanzierung Sozialbudget 

davon: 

167998 

199449 

208183 

219314 

Beiträge*) 

132610 

157470 

163939 

172422 

Zuweisungen 

33789 

40414 

42276 

45052 

Sonstige Einnahmen 

1239 

1429 

1863 

1740 

Verrechnungen’) 

360 

136 

105 

100 


*) Entsprechend der Ist- Abgrenzung der Rechnungsergebnisse 
*) Erstattungen aus öffentlichen Mitteln 

Verrechnimgen der Rentenversicherungszweige imtereinander 
*) Bis 1988 Rechnungsergebnisse, 1989 und 1990 (modifizierte) Berechnungen des Rentenanpassungsberichtes 1989 
*) Verrechnungen der Rentenversicherungszweige untereinander, Rentenrückflüsse, Entn^me aus der Rücklage, inter- 
ner Liquiditätsausgleich und Differenzen zwischen Ist- und Sollrechnung der Beiträge 
®) Entsprechend der Soll- Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
’) Verrechnimgen zwischen der Rentenversicherung und anderen Institutionen des Sozialbudgets 
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Krankenversicherung 

76, Die gesetzliche Kiankenversichenmg ist nach 
der Rentenversicherung der größte und bedeutend- 
ste Zweig im System der sozialen Sicherung der 
Bundesrepubük Deutschland. Rund 90 Prozent der 
BevölKenmg werden durch sie bei Krankheit und 
Mutterschaft geschützt. Uber 130 Milliarden DM, 
das sind 5.S Prozent des Bruttosozialprodukts, wur- 
den 1989 hierfür aufgebracht. 


Mitglieder 

77, Die Zahl der PflichtmitgUeder ohne Rentner — 
sie betrug im Jahre 1989 21,9 Millionen Personen — 
ist gegenüber dem Vorjahr (21,8 Mio,) leicht gestie- 
gen, Bei den freiwilligen Mitgliedern hat sich die 
rückläufige Entwicklung in den Vorjahren nicht 
fortgesetzt. Im Jahre 1989 (4,4 Millionen) hat ihre 
Zahl um rund 69 000 zugenommen. Die Zahl der 
pflichtversicherten Rentner ist 1989 um 112 000 auf 
10,9 Millionen gestiegen. Insgesamt waren im Jahre 
1989 37,2 Millionen Mitglieder {ohne mitversicherte 
Familienangehörige) versichert; das waren 227 OOO 
mehr als im Vorjahr. Im Jahr 1990 wird mit einem 
weiteren Anstieg der Zahl der Mitglieder auf 37,4 
Millionen gerechnet. 


FInanzentwIckJung 

78, Die Entwicklung der Leistungen und deren 
Finanzierung wurde und wird in der Krankenversi- 
cherung beeinflußt durch gesetzliche Regelungen, 
wirtschaftliche Einflüsse, Verhaltensweisen der Be- 
teiligten, Maßnahmen der Sozialversicherungsträ- 
ger, Empfehlungen der Konzertierten Aktion im Ge- 
sundheitswesen, Vereinbarungen der Verbände, 
durch kurz- und langfristige Änderungen der Morbi- 
dität und durch Änderungen in der Zahl der ge- 
schützten Personen. 

79, Die Finanzentwicklung der Jahre 1984 bis 1987 
war durch ein Ungleichgewicht zwischen Einnah- 
men und Ausgaben gekennzeichnet. Dies hat zu 


Grafik 13 

Krankenversicherung 
Leistungen in Milliarden DM 



1984 1 985 1986 1987 1988 1989 1990 

B M A Ib 2 1 989 und 1990 vorlätrllg 


Ständigen Beitragssatzanhebungen geführt, die die 
Abgabenbelastung von Arbeitnehmern und Arbeit- 
gebern verstärkt haben. Im Vorfeld des Gestmd- 
heitsreformgesetzes kam es 1980 zu weit überdurch- 
schnittlichen Ausgabensteigerungen, insbesondere 
beim Zahnersatz. Trotz der Überhänge aus dem Jah- 
re 1988 sanken 1989 die Aufwendungen für Leistun- 
gen nicht nur um rund dreieinhalb Prozent, sondern 
es ergaben sich auch hohe Überschüsse. Dies führte 
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Kranken versi ch emn g 

Mitglieder (Jahxesdurchsclmitt in Tausend) 



1970 

1980 

1987 

1988 

1909 

1990 

Mitglieder insgesamt 

30646 

35340 

36718 

37001 

37228 

37400 

O 

II 

s 

100 

115 

120 

121 

121 

122 

Pfl ichtmitgi ieder 

17839 

20638 

21559 

21838 

21884 

- 

1970 = 100 

100 

116 

121 

122 

123 

- 

Rentner 

8009 

10248 

10713 

10791 

10903 


1970 - 100 

100 

128 

134 

135 

136 

- 

Freiwillige Mitglieder 

4798 

4454 

4446 

4372 

4441 

- 

1970 ^ 100 

100 

93 

93 

91 

93 

- 
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zu einer Senkung des durchschnittlichen allgemei- 
nen Beitragssatzes um ein Zehntel Prozentpunkt 
zum 1. Januar 1990 imd zu einer sinkenden Beitrags- 
satztendenz im Jahresverlauf. Diese Tendenz nimmt 
gegen Jahresende 1990 wegen der laufenden hohen 
Überschüsse infolge der weiteren Einsparungen, die 
durch die stetige Umsetzung des Gesimdheitsre- 
formgesetzes bewirkt werden, zu. Hierdurch ent- 
steht zugleich der Spielraum für die Finanzierung 
der Ausgaben für häusliche Pflege, die ab 1. Januar 
1991 anfallen, und für dauerhafte Beitragssatzsen- 
kimgen. 

80. Bei den Berechnungen zum Sozialbudget wur- 
den — soweit möglich — die vollzogenen bzw. ein- 
geleiteten Umsetzungsschritte des Gesundheitsre- 
formgesetzes (z. B. Arzneimittelfestbeträge, Festbe- 
träge bei Hörgeräten) berücksichtigt. Ebenso wur- 
den die Empfehlungen der Frühjahrssitzung 1989 
der Konzertierten Aktion im Gesimdheitswesen ein- 
bezogen. Insgesamt wurde davon ausgegangen, daß 
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Krankenversicherung 


Anteil am Sozialbudget und 
Struktur nach Leistungsarten 1989 
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Dienste und 
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Dienst- 
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Bar- 
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Krankenversicherung ' ) 
Leistungen in Millionen DM 



1984 

1988 

1989 

1990 

Ärzte, Zahnärzte, sonstige Heilpersonen, 
Zahnersatz 

32923 

39165 

35546 

36378 

Apotheken, sonstige Heil- und 

Hilfsmittel 

21610 

29341 

27997 

27588 

Stationäre Behandlung 

33215 

40668 

40891 

43753 

Krankengeld 

6301 

7782 

8612 

8870 

Mutterschaft 

2656") 

2687 

2754 

2850 

Sterbegeld 

1916 

2186 

1284 

1250 

Übrige Leistungen 

4940 

6230 

6208 

6912*) 

Aufwendungen für Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung 

103561 

128059 

123292 

127601 

N et to verwaltungskosten ^ ) 

4984 

6203 

6519 

6748 

Sonstige Kosten 

36 

45 

88 

90 

Mutterschutz^) 

13 

3 

3 

3 

Verwaltimgskosten der Betriebs- 
krankenkassen (geschätzt) 

350 

435 

460 

490 

Leistungen Sozialbudget 

108944 

134745 

130362 

134932 

davon; 

Einkommensleistimgen 

7647 

8735 

9592 

9886 

Barerstattungen 

3036 

3052 

1990 

2449 

Waren u. Dienstleistimgen 

92471 

115701 

110995 

114527 

Allgemeine Dienste und Leistimgen 

5176 

6528 

7049 

7330 

Verrechnimgen 

614 

729 

736 

740 


*) einschließlich Mutterschutz 

einschließlich Mutterschaftsurlaubsgeld 
*) Verwaltungskosten abzüglich -erstattungen; ohne Betriebskrankenkassen 

Leistungen an Frauen, die nicht der gesetzlichen Krankenversicherung angehören 
®) darunter: 620 Mio. DM für Leistungen bei Schwerpflegebedürftigkeit 
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eine Annäherung der Ausgabenentwicklung an das 
Ziel der Beitragssatzstabilität stattfindet. 

81 . In der Institution Krankenversicherung sind bis 
einschließlich 1986 auch die Zahlungen von Mutter- 
schaftsgeld bei Mutterschaftsurlaub, die den Kran- 
kenkassen vom Bund erstattet wurden, enthalten. 
Seit dem 1. Januar 1986 werden Leistungen nach 
dem Bundeserziehungsgeldgesetz gewährt (siehe In- 
stitution Erziehungsgeld). 

82. Die Krankenversichenmg wird durch Beiträge 
der Versicherten imd Arbeitgeber sowie durch Bei- 
träge der Rentner finanziert. Die von den versiche- 
rungsberechtigten Mitgliedern aufgebrachten Bei- 
träge stammen zu über 77 Prozent von Erwerbstäti- 
gen (Selbständige, mithelfende Familienangehörige, 
Beamte, Angestellte, Arbeiter), zu nmd 20 Prozent 
von Nichterwerbspersonen imd zu 2,7 Prozent von 
Erwerbslosen. In den Beiträgen der Rentner sind 
auch Beiträge enthalten, die seit dem 1. Januar 1983 
von Einkommen gezahlt werden, die der Rente ver- 
gleichbar sind (z. B. Versorgungsbezüge). Insgesamt 
beträgt der Anteil der Beiträge an den gesamten 
Einnahmen 96,4 %. 


83. Die angespannte Finanzentwicklimg in den 
Jahren 1984 bis 1988 bewirkte ein Ansteigen des 
durchschnittlichen allgemeinen Beitragssatzes von 
11,46% zu Jahresbeginn 1984 auf 12,90% zu Jahres- 
begiim 1988. Im Vergleich zum Beitragssatzniveau 
1984 (11,43%) flössen den Krankenkassen im Jahre 
1988 infolge der Erhöhungen über 12 Milliarden DM 
mehr an Beiträgen zu. Dennoch gelang es nicht, die 
Lücke zwischen Gesamtausgaben und -einnahmen 
zu schließen. Die Berechnungen für das Jahr 1990 
gehen davon aus, daß es dank des Gesundheitsre- 
formgesetzes gelingt, bei einem deutlich gesenkten 
Beitragssatz (Jahresdurchschnitt) einen hohen Über- 
schuß zu erreichen. 


Mutterschutz 

84. In der Institution Krankenversichenmg sind 
auch Leistungen zum Mutterschutz außerhalb der 
gesetzlichen Krankenversichenmg enthalten. Diese 
Leistimgen umfassen insbesondere das Mutter- 
schaftsgeld während der Schutzfrist und bis 1986 das 
Mutterschaftsgeld bei Mutterschaftsurlaub. 
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Krankenversicherung * ) 
Finanzierxmg in Millionen DM 



1984 

1988 

1989 

1990 

Beiträge’) 

davon: 

versicherungspflichtig Beschäftigte 

100727 

128188 

134766 

137950 

und Arbeitslose 

64704 

85875 

88260 

89700 

Rentner 

17902 

20883 

23424 

25000 

Sonstige Versicherungspflichtige’) 

446 

628 

645 

665 

Versicherungsberechtigte 

17460 

20481 

22108 

22250 

Rehabilitanden 

190 

293 

300 

305 

Säumniszuschläge 

25 

28 

29 

30 

Vermögenserträge 

1134 

590 

605 

593 

Sonstige Erträge 

342 

397 

402 

417 

Erstattungen und Zuschüsse^) *) 

3870 

3834 

3986 

3983 

Finanzierung Sozialbudget 
davon: 

106073 

133009 

139759 

142943 

Beiträge 

100702 

128160 

134737 

137920 

Zuweisungen 

1734 

1438 

1475 

1451 

Sonstige Eiimahmen 

2453 

2075 

2137 

2163 

Verrechnungen 

1184 

1336 

1410 

1409 


*) einschließlich Mutterschutz 
^) einschließlich Säumniszuschläge 

*) Jugendliche und Behinderte, pflichtversicherte Studenten und Pradctikanten, Dienstleistende im Wehr- imd Zivildienst 
sowie im Grenzschutzpflichtdienst 

*) einschließlich Mutterschutz und Verwaltimgskosten der Betriebskrankenkassen 
*) 1984 einschließlich Mutterschaftsurlaubsgeld 
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Unfallversicherung 

85. Aufgabe der Unfallversicherung ist es, Arbeits- 
unfäUe und Berufskrankheiten zu verhüten sowie 
nach deren Eintritt gesundheitliche Schäden und ih- 
re wirtschaftlichen Folgen zu beheben oder zu mil- 
dem. Träger der Unfallversicherung sind die ge- 
werblichen und landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaften, der Bund, die Länder, die Gemeinden 
und Gemeindeunf all Versicherung SV er bände, die 
Bundesanstalt für Arbeit sowie die Feuerwehr- 
Unfallkassen. 

86, Die genau Zahl der geschützten Personen ist 
schwer zu ermitteliL Der Versicherungsschutz er- 
streckt sich im wesentlichen auf Arbeitnehmer, 
landwirtschaftliche Unlemetuner und deren mitar- 
beitende Ehegatten, Personen bei Tätigkeiten im öU 
fentlichen Interesse (z. B. Wahrnehmung von Ehren- 
ämtern, Nothelfer, Erfüllung der Meldepflicht nach 
dem Arbeitsfördenmgsgesetz) sowie auf noch nicht 
berufstätige Personen (z- B. Studenten, Schüler und 
Kinder in Kindergärten). Hinterbliebene der direkt 
Geschützten haben abgeleitete Ansprüche. Insge- 
samt dürften mehr als 50 Millionen Personen ge- 
schützt sein, davon etwa 12 Millionen Studenten, 
Schüler und Kinder in Kindergärten. 

Grafik 15 

Unfallversicherung 


Leistungen in Milliarden DM 



Grafik 16 


Unfallversicherung 


Anteil am Sozialbudget und 
Struktur nach Leistungsarten 1989 



BMA IbZ 


Sonstiges 

Emkommens- 

leisujngen/ 

Barerstattungen 


87. Ähnlich schwierig ist die Ermittlung der Zahl 
der Leistungsempfänger, da die zu erbringenden 
Leistungen von ärztlicher Behandlung und Kran- 
kenhausauf enthalt bis zu Rentenzahlungen reichem 
Eine ungefähre Vorstellung vermittelt die Zahl der 
angezeigten Unfälle und Berufskrankheiten. Sie 
stieg von 2,67 Millionen im Jahre 1983 auf 2,75 Mil- 
lionen im Jahre 1988, Der Anteil der Schülerunfall- 
versicherung ist dabei leicht zurückgegangen, von 
mehr als 37 Prozent im Jahre 1983 auf etwas über 
36 Prozent im Jahre 1988. 

88. Das Leistungsvolumen der Unfallversicherung 
beträgt etwa zwei Prozent des gesamten Sozialbud- 
gets, Die jährliche Steigerungsrate liegt im Durch- 
schnitt der Jahre 1984 bis 1989 bei zweieinhalb Pro- 
zent Für das Jahr 1990 wird mit einem Wachstum 
von rund drei Prozent gerechnet. Gut S5 Prozent der 
Leistungen werden für Arbeits- und Wegeunfälle in 
der allgemeinen Unfallversicherung auigewandt, et- 
wa 15 Prozent für Berufskrankheiten. Der Anteil der 
Schülerunfallversicherung an den Gesamtausgaben 
beträgt rund zweieinhalb Prozent. Dieser im Ver- 
hältnis zur Unfallhäufigkeit geringe Leistungsanteil 
beruht darauf, daß bei Unfällen von Schülern kein 
Verlemengeld, kein Ubergangsgeld und in der Re- 
gel niedrigere Renten gezahlt werden. 

89. Die Unfallversicherung wird nach einem ande- 
ren Verfahren als die übrigen Sozial versicherungs- 
träger finanziert. Die Ausgaben, zuzüglich im Gesetz 
vorgeschriebener zweckbestimmter Beträge, werden 
nach Ablauf eines Jahres auf die Mitgliedsuntemeh- 
men umgelegt, wobei bestimmte Größen (in der Re- 
gel Lohnstutune und Gefahrtaxif) als Umlageschlüs- 
sel herangezogen werden. Die Umlagen (einschließ- 
lich des Finanzbedarfs der Gebieiskörperschaften) 
werden in Übereinstimmung mit den volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnungea als tatsächliche Ar- 
beitgeberbeiträge ausgewiesen. Rund 90 Prozent al- 
ler Eiimahmen sind Beiträge. Die übrigen Einnah- 
men sind Vennögenserträge, realisierte Ersatzan- 
sprüche gegen Dritte und in der landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung Zuweisungen des Bundes. 
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Unfallversicherung 

Leistungsfälle in 1 000 



1983 

1984 

1965 

1986 

1987 

1986 

Angezeigte Unfälle und Berufskrankheiten 

Arbeitsunfälle 

2401 

2426 

2441 

2463 

2467 

2481 

darunter: 

Schülerunfall ver s i c h er ung 

890 

909 

905 

882 

898 

902 

Wegeunfälle 

267 

258 

280 

264 

280 

266 

darunter: 

S chül eninf all ver s ic her ung 

104 

100 

102 

94 

94 

92 

Berufskrankheiten 

35 

36 

38 

45 

47 

52 

Erstmals entschädigte Unfälle und 
Berufskrankheiten ‘ ) 

Arbeitsimfälle 

53 

52 

52 

51 

50 

48 

darunter: 

S chülerunf all versic herung 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

Wegeunfälle 

13 

13 

13 

12 

12 

11 

darunter: 

S chüle runf all versic herung 

2 

2 

2 

1 

1 

1 

Berufskrankheiten 

5 

4 

4 

4 

4 

4 

Renten^) an 

Verletzte/Erkrankte/Hinterbliefoene 

988 

982 

974 

964 

954 

950 

darunter: 

Schülenmfallversichenmg 

6 

6 

7 

7 

8 

8 

Hinterbliebene 

191 

186 

180 

174 

168 

163 


Gewährung von Rente; Abfindung oder Zahlung von Sterbegeld 
Bestand am Jahresende 
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Unlallversicherung 
Leistungen in Millionen DM 



1984 

1988 

1989 

1990 

Ambulante Heilbehandlung 

575 

677 

700 

724 

Zahnersatz 

26 

20 

22 

22 

Heilanstaltspflege 

1 067 

1169 

1183 

1193 

Ubergangsgeld bei Heilbehandlung 
und besondere Unterstützung 

625 

735 

756 

774 

Sonstige Heilbehandlimgskosten 
imd ergänzende Leistungen zur 
Heilbehandlung 

326 

396 

415 

429 

Berufshilfe und ergänzende Leistungen 
zur Berufshilfe 

165 

237 

261 

289 

Renten 

6827 

7212 

7409 

7621 

Beihilfen/ Abfindungen 

182 

152 

155 

164 

Sterbegeld 

14 

13 

13 

13 

Unfallverhütung und Erste Hilfe 

481 

602 

640 

680 

Sonstige Leistimgen‘) 

24 

19 

20 

20 

Vermögensaufwendungen und sonstige 
Ausgaben 

2735 

2812 

50") 

50") 

Verwaltungskosten 

953 

1138 

1164 

1203 

Verfahrenskosten 

105 

123 

129 

134 

Ausgaben insgesamt 
abzüglich: 

14105 

15305 

12917 

13316 

Verluste 

1 

3 



Abschreibungen 

21 

31 



Beitragsausfälle 

556 

672 



Rücklagezuführungen 

600 

777 



Gemeinsame Last 

934 

899 



Mittel für Konkursausfallgeld 

598 

381 

• 


Leistungen Sozialbudget 
davon: 

11395 

12542 

12917 

13316 

Einkommensleistimgen 

7615 

8103 

8332 

8584 

Barerstattungen 

248 

287 

299 

311 

Waren und Dienstleistungen 

1774 

2022 

2080 

2131 

Allgemeine Dienste imd Leistungen 

1430 

1743 

1810 

1888 

Verrechmmgen 

328 

387 

396 

402 


*) Unterbringung in Alters- und Pflegeheimen, Erstattungen, Mehrleistungen 
*) Ohne Absetzungen 
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Arbeitsförderung 

90, Die Institution Arbeitsfördenrng umfaßt 

— Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz, 

— Auftragsleistimgen der Bundesanstalt für Arbeit 
für Bund und Länder, insbesondere die Arbeitslo- 
senhiife^ ferner Maßnahmen zur Förderung über- 
betrieblicher Ausbüdungsstätten und zur sozia- 
len Sicherung von Entwicklungshelfern sowie 
zur Förderung der Arbeitsaufhahme in Berlin? 
weiterhin Bergbauhilfen sowie Hilfen für die Ei- 
sen- und Stahlindustrie, 

— besondere beschäftigungspolitische Hilfen des 
Bundes, zum Beispiel zur Förderung überregio- 
naler Rehabilitationszentren für Behinderte und 
zur Eingliederung ausländischer Arbeitnehmer 
sowie zeitlich befristete Sonderprogramme des 
Bundes und der Länder. 


Personenkreis 

91, Anspruch auf Leistungen haben vor allem Ar- 
beitnehmer aufgrund ihrer Beitragspflicht. Seit Mit- 
te 1984 hat die 2^ahf der sozial versicherungspOichtl- 
gen Beschäftigten um rund 1,6 Millionen zugenom- 
men und betrug Mitte 1989 21,6 Millionen. Auch Ar- 
beitgebern werden Zuschüsse und Darlehen ge- 
währt, z. B, für die Einarbeitung und Eingliederung 
von Arbeitslosen. Die Arbeitsvermittlung sowie die 
Berufsberatung und Ausbildungsstellen Vermittlung 


können von der gesamten Bevölkerung in Anspruch 
genommen werden? 1989 wurden beispielsweise 
rund 23 Millionen Arbeitsvermittlungen und in dem 
Zeitraum vom L Oktober 1987 bis zum 30. September 
1988 über 1,3 Millionen Berufsberatungsgespräche 
durchgeführL Diese 2^ahlen zeigen, daß trotz einer 
über Jahre in etwa gleichbieibendeu Gesamtzahl an 
Arbeitslosen starke Bewegungen auf dem Arbeits- 
markt stattfanden (1988 gab es zum Beispiel 3,7 Mil- 
lionen Zu- und 3,8 Millionen Abgänge unter den Ar- 
beitslosen). 


Leistungen 

92, Die Gesamtleistungen der Institution Arbeits- 
fördenmg sind von 1984 bis 1989 um ein Viertel von 
38 Milliarden DM auf knapp 48 Milliarden DM ge- 
stiegen. Trotz insgesamt steigender Beschäftigung 
stagnierte die Arbeitslosigkeit in diesem Zeitraum 
bei etwa 2y4 Millionen Arbeitslosen. 1989 sank die 
jahresdüichsctmittücbe Zahl der Arbeitslosen auf 
2,038 Millionen. 

Neben erhöhten Ausgaben für Arbeitslosigkeit ist 
der Anstieg der Gesam tauf Wendungen bis 1989 vor 
allem auf Ausbau und intensiveren Einsatz des ar- 
beitsmarktpoliUschen Instrumentariums zurückzu- 
führen. Die Ursachen der Langzeitarbeitslosigkeit — 
neben insgesamt ungenügender Zahl an Arbeitsplät- 
zen, vor allem fortgeschrittenes Alter, gesundheitli- 
che Einschränkungen und mangelnde berufliche 
Qualifikation — können durch den gezielten und in- 
tensiven Einsatz der einzelnen Maßnahmen der akti- 
ven Aibeitsmarktinstmmente bekämpft werden, so 


Übersicht 26 


Arbe i ts f ö rderun g 

Leistungsempfänger (in 1 000) 



1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

Berufliche Bildung^) ^) 

- Teilnehmer an beruflichen Bildungs- 
maßnahmen (JE) 

222 

246 

308 

346 

362 

358 

- Eintritt in berufliche Bildungsmaß- 
n ahmen (JS) 

353 

409 

530 

596 

566 

490 

- Empfänger von Unterhaltsgeld (JD) 

in 

115 

133 

162 

189 

228 

Förderung der ArbeUsaufnahme^] 

289 

360 

544 

628 

696 

269 

Rehabilitation 

“ Empfänger von Ausbildungsgeld (JD) 

35 

38 

40 

42 

43 

42 

- Empfänger von Ubergangsgeld (JD) 

21 

20 

22 

27 

33 

39 

Empfänger von Kurzarbeiteigeid (JD) 

384 

235 

197 

278 

208 

108 

Arbeitnehmer in Maßnahmen zur 
Arbeitsbeschaffung (JD) 

71 

87 

102 

115 

115 

97 

Absicherung bei Arbeitslosigkeit 

— Emmpfänger von Arbeitslosengeld 
(JD) 

859 

836 

800 

834 

947 

888 

- Empfänger von Arbeitslosenhilfe (JD) 

598 

617 

601 

577 

528 

496 


Quelle: AmUiche Nachrichten und Statistisches Taschenbuch der Bundesanstalt für Arbeit (Jahreszahlen) 
Abkürzungen: (JE) Jahresende, (JS) Jahressunune, (JD) Jahresdurchschnitt 

Förderung der beruflichen Fortbildung, Umschulung und betrieblicher Einarbeitung (ohne Rehabilitaüonsmaßnah- 
men) 
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Grafik 17 

Arbeitsförderung 


Leistungen in Milliarden DM 



1984 1985 1986 1987 1986 1989 1990 

BMA lb2 19S5unö I990voi1luhg 


neu in geförderte Büdungsmaßnahmen ein. Die Aus- 
gaben, die die BundesanstaU für Arbeit für die beruf- 
liche Bildung insgesamt aufwandte, sind von rund 
37 Milliarden DM im Jahre 1984 um drei Viertel auf 
6,4 Milliarden DM 1989 gestiegen. 1990 sind im 
Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit rund 7,5 Mil- 
liarden DM vorgesehen, so daß 1990 mit einem wei- 
teren Anstieg der Teil nehm erzählen von beruflichen 
Bildungsmaßnahmen zu rechnen ist. Der Anteil der 
Büdungsmaßnahmen an den Gesamtausgaben der 
Bundesanstalt für Arbeit würde sich damit auf 17,5 
Prozent erhöhen (1984: 12,4 Prozent). 

94. Eine besondere Förderung der Arbeitsaufnah- 
me erfolgt bei jenen Arbeitssuchenden, die unter 
den üblichen Arbeitsmarklbedingungen nur 
schwerlich einen Arbeitsplatz finden können. Ferner 
werden Arbeitslose gefördert, die eine selbständige 
Tätigkeit aufnehmen. 1989 wurden hierfür rund 230 
Mülionen DM aufgewendet, davon knapp die Hälfte 
für Eingiiederungsbeihüfen in Form von Lohnko- 
stenzuschüssen für schwer vennittelbare Arbeitslose 
sowie gut ein Viertel für Überbrückungsgeld zur Si- 
cherung des Lebensunterhalts für Arbeitslose, die 
sich selbständig machten. Der Ansatz der Förderung 
der Arbeitsaufnahme für das Haushaltsjahr 1990 be- 
tagt 355 Millionen DM. 

95. Die berufsfördemden Leistungen zur Rehabüi- 
tation Behinderter haben sich zwischen 1984 und 
1989 von 1.9 auf 2,9 Milliarden DM um gut die Hälfte 
erhöht. Für 1990 sind im Haushalt der Bundesanstalt 
für Arbeit 3,2 Milliarden DM angesetzt. Dadurch 
wird es behinderten Menschen ermöglicht, durch ei- 
ne gute berufliche Qualifikation oder Rehabilitation 
in das Erwerbsleben einzutreten oder zurückzukeh- 
ren. 


daß 1989 die Zahl der Langzeitarbeitslosen deutlich 
abgenommen hal, AUein die Bundesanstalt für Ar- 
beit wendete 1988 über 15 Milliarden DM für die ak- 
tive Bekämpfung der Arbeitslosigkeit auf und konn- 
te damit rund eine halbe Million Menschen vor Ar- 
beitslosigkeit bewahren. Im Zeitraum 1984 bis 1989 
wuchsen die Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpoli- 
tik schneller als die Leistungen bei Arbeitslosigkeit. 
Letztere machten 1984 noch rund 61 Prozent an den 
Gesamtaufwendungen der Lnslitution Arbeitsförde- 
rung aus, 1989 waren es nur noch rund 55 Prozent. 
Für 1990 wird mit einem weiteren Anstieg der Ge- 
samtleistungen auf insgesamt gut 51 Milliarden DM 
gerechnet. Der Anstieg ist hauptsächlich auf die star- 
ke Zunahme der Leistungen für Aus- und Übersied- 
ler zurückzuführen. 


93. Durch berufliche Büdungsmaßnahmen werden 
die Benifschancen der Arbeitnehmer verbessert. So 
bildet vor allem die berufliche Weiterbildung einen 
Schwerpunkt der aktiven Arbeitsmarktpolitik der 
Bundesanstalt für Arbeit. In immer stärkerem Maße 
muß die Qualifikation der Erwerbstätigen sich tech- 
nischen und strukturellen Veränderungen anpassen 
können. Zielgruppen sind dabei insbesondere Ar- 
beitslose, von Arbeitslosigkeit Bedrohte und Unge- 
lernte. Allein 1989 traten rund 490 000 Teilnehmer 


96. Die stark steigende Zahl von Aus- und Über- 
siedlem hat es erforderlich gemacht, daß die Bun- 
desanstalt für Arbeit zu deren sozialer Absicherung 
bei Arbeitslosigkeit und beruflicher Integration um- 
fangreiche Mittel zur Verfügung gestellt hat. Allein 
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für die Teilnahme an Deutsch -Sprachlehrgängen hat 
sie 1989 über 2 Milliarden DM aufgewandt. Seit dem 
1. Januar 1990 erhalten Ober- und Aussiedler bei Ar- 
beitslosigkeit sowie während der Teünalime an er- 
forderlichen Deutsch-Sprachlehrgängen und Maß- 
nahmen der beruflichen Bildung anstelle des bisher 
gezahlten Arbeitslosengeldes oder Unterhallsgeldes 
ein E in g Liederungsgeld. Das EingUedenrngsgeld 
wird bis zu 12 Monaten gewährt, dabei werden die 
Zeiten der Teilnahme an Maßnahmen der berufli- 
chen Bildung und an Deutsch-Sprachkursen nicht 
mitgerechBet. Wie wichtig zum Beispiel die Sprach- 
förderung für die berufliche und gesellschaffliche 
Integration der Aussiedler ist, zeigt der Tatbestand, 
daß 1988 von den Teilnehmern mit Abschluß nach 
einem halben Jahr nur noch ein Viertel Bezieher von 
Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe waren. Im 
Haushalt 1990 der Bundesanstalt für Arbeit sind für 
die Leistungen an Aus- und ÜbersLedler insgesamt 
5,5 Milliarden DM vorgesehen; davon entfallen 2,75 
Milliarden DM auf die Spracbförderung. 

97, Die Aufwendungen für Kurzarbeit sind seit 
1984 von L8 MiUiarden DM auf knapp eine halbe 
Milliarde DM im Jahre 1989 zurückgegangen. Auf- 
grund der günstigen Konjunkturlage wurde es im- 
mer weniger notwendig, durch Kurzarbeitergeld zu 
verhindern, daß Auftragsschwankungen der Betrie- 
be direkt zu Entlassungen und Arbeitslosigkeit füh- 
ren, Lm Jahresdurchschnitt 1989 gab es nur noch 
108 000 Kurzarbeiter, während es zum Beispiel 1984 
384 000 waren. Der Haushaltsansatz der Bundesan- 
stalt für Arbeit für 1990 beträgt 520 Millionen DM. 

98, Für Wüiterbauförderung wurden 1989 rund 0,9 
Milliarden DM aufgewandl, fast drei Viertel davon 
war Wintergeld. Das ist Folge der höchsten Inan- 
spruchnahme des Wintergeldes (1988/89) in den letz- 
ten fünf Jahren bei der gleichzeitig niedrigsten Zahl 
von angezeigten witterungsbedingten Arbeilsaus- 
fällen seit 1972. Auch 1990 dürften die Gesamtauf- 
wendungen der Winterbauförderung aufgrund der 
günstigen Witterung die Haushaltsansätze von nmd 
1,2 Milliarden DM deutlich unterschreiten, 

99, Die Aufwendungen für Allgemeine Maßnah- 
men zur Arbeitsbeschaffung (einschließlich Lohriko- 
stenzuschüsse für ältere Arbeitnehmer) sind von 
1984 bis 1989 von 1,8 auf 3,4 MiUiarden DM um mehr 
als neun Zehntel gestiegen, Die Zahl der geförderten 
Arbeitnehmer stieg von 1984 bis 1989 von jahres- 
durcbschnittlich rund 71 000 auf 97 000 (davon rund 
40% Frauen) um mehr als ein Drittel an. Die ver- 
mehrte Schaffung von neuen, auch von befristeten 
Arbeitsplätzen, kommt vor allem schwervermittel- 
baien Arbeitslosen zugute. So hat zum Beispiel der 
Anteil der Langzeitarbeitslosen bis 1989 auf mehr als 
die Hälfte zugenonmien, 1990 sind im Haushalt der 
Bundesanstalt für Arbeit 3,7 MiUiarden DM für All- 
gemeine Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung und 


für Lohnkoslenzuschüsse an ältere Arbeitnehmer 
vorgesehen. 

100. Das Vorruhestandsgesetz, das vom 1, Januar 
1989 an nur noch für sog. AltfäUe Anwendung findet, 
ermöglicht älteren Arbeitnehmern, mit 58 Jahren 
vorzeitig aus dem Erwerbsleben auszuscheiden. 
Werden die freigemachten Arbeitsplätze mit Ar- 
beitslosen oder Jugendlichen, für die nach Abschluß 
der Ausbildung kein Arbeitsplatz zur Verfügung 
steht, wiederbesetzt, so erhallen die Arbeitgeber von 
der Bundesanstalt für Arbeit einen Zuschuß zu den 
Vorruhestandsleistungen. 1989 wurden von der Bun- 
desanstalt für Arbeit 545 Millionen DM gezahlt, 1990 
sollen 378 Millionen DM aufgewendet werden. Au- 
ßerdem werden für die seit 1989 neu bestehenden 
Leistungen an Arbeitgeber nach dem Allersleilzeit- 
gesetz im Jahre 1990 Mittel in Höhe von 45 Millio- 
nen DM bereitgesiellt. 

101. Im Jahre 1989 zahlte die Bundesanstalt für Ar- 
beit rund 17,6 Milliarden DM Arbeitslosengeld. Zu- 
sammen mit der .Arbeitslosenhilfe und dem Konkurs- 
ausfallgeld wurden damit 26,6 Milliarden DM oder 
rund 55 Prozent aller Mittel der Institution Arbeits- 
fördemng für Leistungen bei Arbeitslosigkeit und 
bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers ver- 
wandt. Zur Sicherung der Funktionsfähigkeit der 
Arbeitslosenversicherung ist die Höchstdauer des 
Anspruchs auf Arbeitslosengeld — nach dem Le- 
bensalter gestaffelt — auf bis zu 32 Monate verlän- 
gert worden. Gleichzeitig wurde für aUe Versicher- 
ten das Verhältnis von erforderlicher Beschäfti- 
gungsdauer zur Anspruchsdauer der Leistung von 
3:1 auf 2:1 herabgesetzt Als Folge dieser beiden Ver- 
besserungen hat sich seit 1986 das Verhältnis der Be- 
zieher von Arbeitslosengeld zu dem der Bezieher 
von Arbeitslosenhilfe von 57:43 auf 64:36 im Jahre 
1989 verbessert. Für 1990 sind insgesamt Leistimgen 
bei Arbeitslosigkeit und bei Zahlungsunfähigkeit 
des Arbeitgebers von 24,3 Milliarden DM vorgese- 
hen. 

102 . Um LangzeiLarbeitslosen verstärkt den An- 
schluß an den anhaltenden, kräftigen Beschäfti- 
gungsauf sch woiug zu ermöglichen, hat die Bundes- 
regierung für 1989 und die folgenden Jahre Förder- 
mittel in Höhe von insgesamt 1,75 Milliarden DM 
aus dem Bundeshaushalt bereiigestelU. Daraus kann 
die Bundesanstalt für Arbeit Arbeitgebern, die bis 
Ende 1991 mit Langzeitarbeitslosen unbefristete Ar- 
beitsverhältnisse begründen, für ein Jahr Lohnko- 
slenzuschüsse gewähren („Aktion Beschäftigungs- 
hilfen für Langzeitarbeilslose'', 1,5 Milliaiden DM), 
Daneben kann die Bundesanstalt für Arbeit Trägem 
von „Maßnahmen für besonders beeinträchtigte 
Langzeitarbeilslose und weitere schwerslvermitlel- 
bore Arbeitslose" (250 Millionen DM) zur Beschäfti- 
gung, beruflichen Qualifizierung und sozialen Be- 
treuung, die ebenfalls bis Ende 1991 begonnen wer- 
den, Zuschüsse gewähren. Beide Programme sind in 
den ersten Monaten sehr erfolgreich angelaufen. 
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Arbeitsförderung 
Leistungen in Millionen DM 



1984 

1988 

1989 

1990 

Bundesanstalt für Arbeit 

Berufliche Bildung 

darunter: 

3675 

7048 

6431 

7483 

Unterhaltsgeld 

1784 

3050 

3024 

3426 

Förderung der Arbeitsaufnahme 

327 

655 

232 

355 

Berufliche Rehabilitation 

1886 

2821 

2943 

3202 

Kurzarbeitergeld 

Allgemeine Maßnahmen zur 

1792 

978 

453 

520 

Arbeitsbeschaffimg*) 

Eingliedenmg der Aus- imd Übersied- 

1764 

3718 

3391 

3703 

1er 

— 

844 

2066 

3942^) 

Vorruhestandsgeld/ Altersteilzeit- 





leistungen 

0 

477 

545 

423 

Winterbauförderung 

darunter: 

1613 

1021 

910 

1242 

Schlechtwettergeld 

673 

448 

253 

700 

Wintergeld 

652 

569 

656 

540 

Arbeitslosengeld 

14143 

18054 

17574 

16003 

Konkursausfallgeld 

534 

335 

271 

310 

Verwaltung^) 

Ausgaben Bimdesanstalt (Rechnungs- 

3910 

4893 

5017 

5501 

ergebnisse)^) 

abzüglich 

29644 

40844 

39833 

42684 

Absetzungen*) 

1301 

1255 

1330 

1261 

Ausgaben Bundesanstalt (Sozialbudget) 

28343 

39589 

38503 

41423 

Sonstige ArbeitsfördenmgsmaB- 

nahmen*) 

darunter: 

9866 

9273 

9239 

9719 

Arbeitslosenhilfe (Bund) 

Leistungen Sozialbudget (Arbeits- 

8719 

8447 

8204 

8000 

fördenmg) 

davon 

38209 

48862 

47742 

51142 

Einkommensleistimgen 

21732 

25331 

23961 

24151 

Barerstattungen 

10056 

12708 

12273 

11886 

Waren und Dienstleistungen 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

6121 

10467 

11144 

14733 

Verrechnungen 

300 

356 

364 

372 


*) Einschließlich Lohnkostenzuschüsse für ältere Arbeitnehmer 

Ausgaben aufgrund des Eingliederungsanpassungsgesetzes: weitere Leistungen an Aus- imd Übersiedler sind auch in 
anderen Positionen, z. B. Bereiche Bildimg, Berufliche Rehabilitation und Förderung der Arbeitsaufnahme, enthalten. 
Die Gesamtaufwendungen betragen für 1990: 5546 Millionen DM 
*) Kosten der Fachaufgat^n und Auftragsangelegenheiten sowie der eigentlichen Verwaltung der Bimdesanstalt für 
Arbeit (einschließlich sächlicher Verwaltungskosten der Kapitel 1 imd 2) 

Einschließlich Tilgung von Darlehen nach § 187 Abs. 1 AFG; ohne Tilgimg von kurzfristigen Betriebsmitteldarlehen 
des Bundes sowie Zufühnmg an die Rücklage; 1990 Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit 
®) Darlehen, Grunderwerb, Bauten, Verwaltungskostenerstattung und Differenz zu Schlechtwettergeldberechnung nach 
Tageswerken 

•) Auftragsgeschäfte der Bundesanstalt für Arbeit und Sondermaßnahmen des Bundes und der Länder 
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Finanzierung 

103. Die Einnahmen der Institution Arbeitsförde- 
rung stiegen von 1984 bis 1989 um rund H Prozent 
auf gut 48 Milliarden DM, davon entfielen auf die 
Bundesanstalt für Arbeit rund 39 MilHarden DM. Die 
restlichen 9 Milliarden DM stammen aus den Haus- 
halten des Bundes und der Länder. Die Bundesan- 
stalt wird ganz überwiegend durch Beiträge finan- 
ziert. die je zur Hälfte von beitragspflichtigen Ar- 
beitnehmern und Arbeitgebern aufgebracht werden. 
Der Beitragssatz beträgt im Jahr 1990 je 2,15 Prozent. 
Insgesamt wurden 1989 35,6 Milliarden DM an Bei- 
trägen aufgebracht Im Sozialbudget werden (wie in 
den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen) die 
Beitragseinnahmen nicht nach dem Zeitpunkt des 
Kasseneingangs, sondern nach dem Zeitraum, für 
den sie best imm t sind, abgegienzt. 

104. Der Bund ist verpflichtet. Darlehen und Zu- 
schüsse zu gewähren, wenn die Bundesanstalt für 


Arbeit ihre Leistungen aus eigenen Einnahmen und 
ihrer Rücklage nicht finanzieren kann. Bundeszu- 
schüsse waren erstmals nach 1984 ün Jahre 1988 Ln 
Höhe von 1 Milliarde DM und 1989 in Höhe von 2 
Milliarden DM erforderlich. Die Defizite von 1986 
(0,2 Milliarden DM} und 1987 (1,4 Milliarden DM) 
wurden aus den Rücklagen der Bundesanstalt für Ar- 
beit gedeckt. Wesentliche Ursachen der Mehrausga- 
ben der vergangenen Jahre waren Ausbau und Ver- 
besserung der aTbeitsmarktpolitischen Instrumente, 
die Verlängerung des Anspruchs auf Arbeitslosen- 
geld und die steigende Zahl der Aus- und Übersied- 
ler. Die Kosten der Deutsch-Sprachlehrgänge für 
Aussiedler, Asylberechügte und Kontlngenlflücht- 
linge waren 19^ vom Bimd auf die Bundesanstalt für 
Arbeit übertragen worden. Die Ausgaben für die Ar- 
beitslosenhilfe. die seit 1981 voll vom Bund getragen 
werden, hielten sich in den vergangenen Jahren mit 
8-9 Milliarden DM jährlich auf hohem Niveau (1989: 
8,2 Milliarden DM). 
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Ajbettsfördemng 
Finanzierung in Millionen DM 



1984 

1988 

19Ö9 

1990 

Bundesanstalt für Arbeit 





Beiträge^) 

30446 

33716 

35573 

37301 

Winterbau-Umlage 

880 

591 

621 

660 

Umlage-Konkursausfallgeld 

521 

540 

376 

350 

Erstattung von V er wallungskosten 

350 

359 

504 

413 

Sonstige Eirmahmen^) 

608 

663 

809 

832 

B unde szuschu ö 

— 

1024 

1931 

3110 

Einnahmen Bundesanstalt 
(Rechnungsergebnisse)^) 
abzüglich 

32805 

36893 

39814 

42666 

Absetzungen*) 

Einnahmen Bundesanstalt 

279 

815 

853 

761 

( Sozial budget) 

32526 

36078 

38961 

41905 

Auftragsgeschäf te der Bundesanstalt 
Öffentliche Mittel (Bund und Länder) 
Finanzierung Sozialbudget 

9866 

9273 

9239 

9719 

(Arbeiisfördenmg) 

42392 

45351 

48200 

51624 

davon: 





Beiträge*) 

32071 

34811 

36571 

38312 

Zuweisungen 

9876 

10285 

11349 

13029 

Sonstige Emnahmen 

355 

197 

219 

219 

V errec hnungen 

90 

58 

61 

64 


Enlsprecherid der Ist -Abgrenzung der Rectmungsergebnissej 1990 Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit 
“) Erstattungen von Arbeitslosengeld, für berufliche Bildung und des Europäischen Sozialfonds, Darieh enszinsen sowie 
sonstige Verwaltungseian ahmen 

Ohne Betriebsmittel dariehen des Bundes und Entnahme aus der Rücklage; einschließlich Zuschuß des Bundes nach 
§ 187 AFG und DariehensrückQüsse; bis 1989 Rechnungsergebnisse. 1990 Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit 
Tllg\ing von Darlehen, Erstattung von Verwaltungskosten: positive oder negative Differenz der Beiträge durch 
Umrechnung von [st auf SoU 

*) Entsprechend der So 11- Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen ( zum Beispiel einschließhch der 
Umlagen für den Winlerbau und das Konkursausfallgeld) 
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Kindergeld 

105. Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeld- 
gesetz soll Lasten mindern, die den Eltern mit wirt- 
schaftlich von ihnen abhängigen Kindern entstehen 
(Familienlastenausgleich). Die Zahlungen leistet die 
Bimdescinstalt für Arbeit in ihrer Eigenschaft als 
Kindergeldkasse; Angehörige des öffentlichen 
Dienstes erhalten das Kindergeld von ihren Arbeit- 
gebern oder Dienstherren. 

106. Kindergeld wird seit der Reform des Familien- 
lastenausgleichs 1975 vom ersten Kind an gezahlt. 
Bis 1981 wurde das Kindergeld für das zweite und 
jedes weitere Kind mehrfach erhöht. Im Zusam- 
menhang mit der Konsolidierung des Bundeshaus- 
halts wurde es für das zweite imd das dritte Kind 
zum 1. Januar 1982 um je 20 DM monatlich gesenkt. 
Das Kindergeld für das zweite Kind erhöht sich zum 
1. Juli 1990 um 30 DM. 

107. Das Kindergeld beträgt für das erste Kind 50 
DM, für das zweite Kind 100 DM (130 DM ab 1. Juli 
1990), für das dritte Kind 220 DM, für das vierte und 
jedes weitere Kind je 240 DM monatlich. Es wird 
aber seit dem 1. Januar 1983 für das zweite und jedes 
weitere Kind bei Berechtigten mit höherem Einkom- 
men stufenweise gemindert, und zwar bis auf 70 DM 


für das zweite Kind und bis auf 140 DM für das dritte 
und jedes weitere Kind. Diese Sockelbeträge wer- 
den als Mindestbeträge — unabhängig von der Hö- 
he des Einkommens — gezahlt. Die meißgeblichen 
Einkommensgrenzen richten sich nach dem Famili- 
enstand der Eltern und der Anzahl der Kinder. 

108. Im Zusammenhang mit der Steuerreform er- 
höhten sich die Freibeträge; daher wird Berechtig- 
ten, die wegen niedrigen Einkommens den steuerli- 
chen Kinderfreibetrag nicht oder nicht voll nutzen 
können, als Ausgleich hierfür seit 1986 ein Zuschlag 
zum Kindergeld gewährt, und zwar bis zu 46 DM je 
Kind (1990: bis zu 48 DM je Kind). 

109. In der Veränderung des Leistxmgsvolumens 
spiegeln sich sowohl die Ergänzungen um den 
Zuschlag (1986) und die Erhöhimg des Kindergeld- 
satzes für das zweite Kind (1990) als auch die Verän- 
denmg des erfaßten Personenkreises wider: Infolge 
der demographischen Entwicklimg sind mehr Kin- 
der aus dem Kindergeldbezug ausgeschieden als 
neu hinzugekonunen; andererseits ist der Kreis der 
Kindergeldberechtigten durch Einführung eines 
Kindergeldes für alleinstehende Kinder zum 1. Janu- 
ar 1986 geringfügig erweitert worden. 

110. Die Mittel für die Finanzierung werden vom 
Bund bereitgestellt. 
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Kindergeld 

Berechtigte/Kinder (in 1 000) 



1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

Zahl der Empfänger von Kindergeld') ^) 

6433 

6408 

6304 

6191 

6164 

6173 

darunter: 

Empfänger mit Wohnsitz außerhalb des Geltungs- 
bereichs des Bundeskindergeldgesetzes^) 

152 

142 

122 

104 

91 

83 

dcirunter: 

in Staaten der Europäischen Gemeinschaften 

31 

29 

30 

27 

25 

25 

Zahl der Kinder') >) 

10812 

10664 

10387 

10134 

10072 

10117 

darunter: 

Kinder von Empfängern mit Wohnsitz außerhalb des 
Geltimgsbereichs des Bundeskindergeldgesetzes 

379 

296 

249 

210 

179 

160 

darunter: 

in Staaten der Europäischen Gemeinschaften 

55 

50 

50 

45 

42 

41^ 

davon: 

Erstkinder 

6316 

6290 

6189 

6079 

6052 

6061 

Zweite Kinder 

3192 

3128 

3029 

2940 

2920 

2943 

Dritte und weitere Kinder 

1304 

1246 

1169 

1115 

1100 

1113 


*) Ohne öffentlichen Dienst (rund 3 Mio. Kinder) 

*) Zahlungszeitraum November/Dezember 

*) Empfänger von Kindergeld, deren Kinder sämtlich oder zum Teil im Ausland leben 
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Erzlehungsgeld 


111 » Das BimdeserziehungsgeldgeseU vom 6- De- 
zember 1985 hat das Gesetz über die Einführung ei- 
nes Mutterschaftsurlaubs abgelöst, wonach Mutter- 
schaftsuilaubsgeld nur die Frauen erhieitea die vor 
der Geburt eines Kindes in einem Arbeitsverhältnis 

Grafik 19 

Kindergeld und Erziehungsgeld^^ 



1984 1985 1986 1987 1988 19Ö3 1990 

BMA ib2 l)Er2jehunQ5geldabl986 

^989 und I990voriäüfig 


Grafik 20 

Kindergeld und Erziehungsgeld 

Anteile am Sozialbudget 1989 



Kindergeld 

Erzighungs- 

geld 


BMA (b2 


standen. Durch die Einfühnmg eines Emehungsgel- 
des wird es den Eltern erleichtert, daß sich ein El- 
temteil in der ersten Lebensphase des Kindes dessen 
Betreuung und Erziehung widmet, Mütter und Väter 
haben dadurch größere W ahlfr eiheit zwischen der 
Tätigkeit in der Familie und einer außer häuslichen 
Erwerbstätigkeil. 

112 , Das Erziehungsgeld beträgt monatlich bis zu 
600 DM und wird fünfzehn Monate lang gewährt 
und für Kinder, die nach dem 30. Juni 1990 geboren 
werden, achtzehn Monate lang. Wird innerhalb des 
Bewilligungszeilraums ein weiteres Kind geboren, 
so wird von seiner Geburt an ebenfalls Erziebungs- 
geld gewährt. Eine Mmdenmg des Erziehungsgel- 
des tritt vom siebenten Monat an ein, wenn be- 
stimmte Einkommensgrenzen überschritten werden. 

113 , Die Mittel für die Finanzierung werden vom 
Bimd bereitgestellt. Die Verwaltimgskoslen weiden 
von den Ländern getragen; soweit die Bundesanstalt 
für Arbeit das Gesetz durchführt, trägt der Bund die 
Verwaltungskosten, 


Übersicht 30 


Kindergeld und Erziehungsgeld 
Leistungen in Millionen DM 



1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

Kindergeld (einschl, -Zuschlag) 

14257 

13831 

13691 

13538 

13526 

13541 

14085 

Zahlung an Rentenversicherung 

360 

284 

224 

172 

136 

105 

100 

Verwaltung 

350 

350 

343 

340 

352 

340 

400 

insgesamt 

14967 

14465 

14258 

14050 

14014 

13986 

14585 

Erziehungsgeld 



1654 

3121 

3322 

4042 

4500 

Verwaltung 



4 

4 

6 

6 

7 

insgesamt 



1658 

3125 

3328 

4048 

4507 
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Altershilfe für Landwirte 

114 . Nach dem Gesetz über eine Altershilfe für 
Landwirte werden folgende Geldleistungen er- 
bracht: 

Bei Abgabe des landwirtschaftlichen Unternehmens 

— Altersgeld und vorzeitiges Altersgeld an ehema- 
lige landwirtschaftliche Unternehmer und Wei- 
terversicherte sowie an hinterbliebene Ehegat- 
ten; 

— Hinterbliebenengeld; 

— Waisengeld. 

Bei Weiterbewirtschaftung des Unternehmens Über- 
gangshilfe für hinterbliebene Ehegatten; 

Altersgeld imd vorzeitiges Altersgeld an ältere mit- 
arbeitende Familienangehörige; seit dem 1. Januar 
1986 Einbeziehung der jüngeren mitarbeitenden Fa- 
milienangehörigen imd ihrer hinterbliebenen Ehe- 
gatten imd Waisen. 

Bei Gefährdung oder Mindenmg der Erwerbsfähig- 
keit durch Krankheit oder Behindenmg sowie im 
Falle des Todes des Unternehmers werden Rehabili- 
tationsleistungen sowie insbesondere Betriebs- und 
Haushaltshilfe gewährt. 

115. Der monatliche Einheitsbetrag zur Altershilfe 
für Landwirte beläuft sich für 1990 auf 236 DM. Klei- 
nere und mittlere Betriebe erhalten hierzu seit dem 
1. Januar 1986 einen nach der Einkommenssituation 
gestaffelten Zuschuß. Dieser beläuft sich auf monat- 
lich (1990) 64 DM. 128 DM oder 192 DM. 

Nach dem Gesetz zur Fördenmg der Einstellung der 
landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit (FELEG) 
wird seit dem 1. Januar 1989 älteren landwirtschaftli- 
chen Unternehmern eine Produktionsaufgaberente 
bei Stillegung oder strukturverbessemder Abgabe 
des Unternehmens gewährt. Landwirtschaftliche Ar- 
beitnehmer können nach diesem Gesetz ein Aus- 
gleichsgeld erhalten. 

116. Die Leistungen der Altershilfe für Landwirte 
einschließlich der fl€uikierenden Sozialmaßnahmen 
ziun Strukturw€mdel (u.a. Landabgaberente, Nach- 
entrichtungszuschuß zur gesetzlichen Rentenversi- 
chenmg, Produktionsaufgaberente) nahmen von rd. 
3,2 Milliarden DM im Jahre 1984 auf rd. 4,2 Milliar- 
den DM in 1989 zu. Etwa 90 Prozent der Ausgaben 
sind laufende Geldleistungen, die wie die Renten 
der gesetzlichen Rentenversicherung an die wirt- 
schaftliche Entwicklimg angepaßt werden. 

117 . Die Leistimgen der Altershilfe für Landwirte 
werden überwiegend durch Bundesmittel finanziert. 
1984 und 1986 betrug der Bundesanteil an den Lei- 
stungen etwa 70%, seitdem liegt er bei 75%. Der 
Bimd wendete allein für diesen Bereich einschl. 


Landabgaberente und NachentrichUmgszuschuß in 
1988 rd. 2,9 Milliarden DM auf. 

Grafik 21 

Altershilfe für Landwirte 
Leistungen in Milliarden DM 



1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 

BMA Ib2 1989 und1990 vorläufig 


Grafik 22 

Altershilfe für Landwirte 
Anteil am Sozialbudget 1989 



BMA Ib2 
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Altershilfe für Landwirte 


Übersicht 31 


1984 I 1988 I 1989 | 1990 


1. Leistungen und Finanzierung der Altershilfe in Millionen DM 



Leistimgen 

Gesundheitsmaßnahmen 

90 

106 

91 

95 

Betriebs- und Haushaltshilfe 

115 

164 

160 

193 

Übergangshilfe 

2 

. 2 

1 

— 

Renten 

davon: 

2621 

3203 

3372 

3569 

Vorzeitiges Altersgeld 

533 

735 

799 

849 

Altersgeld 

2048 

2419 

2521 

2670 

Hinterbliebenengeld 

20 

33 

36 

32 

Waisengeld 

Beitragszuschuß, Sonstige Aufwen- 

20 

16 

16 

18 

dungen 

2 

168 

188 

207 

Verwaltimg, Verfahren 

88 

117 

122 

140 

Leistungen Sozialbudget 
davon: 

2918 

3760 

3934 

4206 

Einkommensleistungen 

2625 

3211 

3373 

3586 

Barerstattungen 

— 

162 

188 

192 

Waren imd Dienstleistungen 

205 

270 

251 

288 

Allgemeine Dienste und Leistimgen 

76 

104 

109 

125 

Verrechnungen 

12 

13 

13 

15 


Finanzierung 

Beiträge 

919 

1168 

1308 

1355 

Vermögenserträge 

6 

— 

— 

— 

Bundeszuschüsse 

1960 

2605 

2740 

2855 

Erstattungen 

— 

10 

10 

10 

Übrige Eiimahmen 

13 

5 

22 

19 

Finanzierung Sozialbudget 

2898 

3788 

4080 

4239 


Z Leistungen und Finanzierung der sozialen Maßnahmen zur Strukturverbesserung 
in der Landwirtschaft in Millionen DM 



Leistungen 

Landabgaberente 

271 

259 

252 

250 

Nachentrichtimgszuschuß 

2 

6 

14 

8 

Produktionsaufgaberente 
imd Ausgleichsgeld 





15 

100 

Verwaltung, Verfahren 

4 

5 

5 

5 

Leistungen Sozialbudget 

277 

270 

286 

363 


Finanzierung 

Bundeszuschüsse 

276 

264 

276 

355 

Erstattungen 

3 

7 

10 

8 

Finanzierung Sozialbudget 

279 

271 

286 

363 
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Versorgungswerke 

118. Versorgungs werke sind Einrichtungen für die 
Angehörigen der in K amm ern zusammen geschlosse- 
nen freien Berufe. Sie sind meist durch Landesrecht 
geregelt und gewähren Leistungen zur Rehabilita- 
tion, bei Berufsunfähigkeit, bei Alter und zugunsten 
von Hinterbliebenen, Ihr Anteil am Sozialbudget ist 
mit ein bis zwei Milliarden DM relativ bescheiden. 
Für Angestellte, die einen freien Beruf anstreben, 


tritt wegen der Befreiungsmöglichkeit in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung die Versicherung im Ver- 
sorgungswerk grundsätzlich an die Stelle der Pflicht- 
versicherung in der Angeste Uten Versicherung. 

119 , Die Leistungen werden aus Beiträgen und 
Vermögenserträgen fin anzi ert Einnahmeüberschüs- 
se entstehen, weil die Versorgungswerke in der Re- 
gel Kapitaldeckungsverfahren anwenden und versi- 
cherungsmathematische RücksteUungen bilden. 


Übersicht 32 


Versorgungswerke 

Leistungen und Finanzierung in Millionen DM 



1984 1 

1988 1 

1989 1 

1990 


Leistungen 

Gesimdheitsmaßnahmen 

18 

24 

25 

25 

Renten 

davon; 

1128 

1601 

1725 

1800 

Beruf s-/Erwerbsunfähigkeit 

86 

107 

110 

125 

Alter 

706 

1055 

1150 

1200 

Witwen/Witwer 

285 

379 

400 

410 

Waisen 

30 

33 

35 

35 

Ab f in dun gen/ Kinderzuschu ß 

2r 

27 

30 

30 

Sterbegeld 

6 

6 

7 

7 

B eitragse rsta t tung en 

32 

24 

25 

25 

V er wa 1 tu ng/ V er fahren * ) 

77 

106 

'110 

115 

Leistlingen Sozialbudget 

davon: 

1261 

1761 

1892 

1972 

Einkommensleistungen 

1178 

1649 

1775 

1850 

Barerstattungen 

6 

6 

7 

7 

Allgemeine Dienste und Leistungen 
Verrechnungen 

77 

106 

110 

115 


Finanzierung 

Beiträge 

2441 

3306 

3550 

3700 

V ermögense r träge ^ ) 

1586 

2339 

2500 

2800 

Übrige Einnahmen 

16 

11 

15 

15 

Finanzierung Sozialbudget 

4043 

5656 

6065 

6515 


AufwendungeQ für Personal - und Sachkosten (einschließlich Vermögensverwaltung); Nutzungen und Abschreibungen 
sind bereits abgesetzt, 

Nutzungen sind bereits abgesetzt 
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Beamtenrechtlfches System 

120. Das Sozialbudget bezieht auch Leislungen 
nach den Beamtengeselzen ein. Diese Leistungen 
bilden in dem auf Lebenszeit angelegten Dienst- 
und Treueverhältois des Beamten einen Teil des in 
sich geschlossenen, eigenständigen Gesamtversi- 
cbenmgssystems für die Beamten, Richter und Sol- 
daten und deren Angehörige (Artikel 33 Abs, 5 GG). 
Dieses eigenständige Unterhaltssystem (Alimenta- 
tion) berücksichtigt die verschiedenen Lebensla- 
gen, insbesondere auch die Größe der Familie. Die 
Aufnahme einzelner Komponenten dieses Siche- 
rungssyslems in das Sozialbudget geschieht zur um- 
fassenden Darstellung von Leistungen mit sozialen 
Wirkungen. Im einzelnen handelt es sich um Lei- 
stungen der Alters- und HmterbÜebenenversor- 
gung (Pensionen), um familienbezogene Teile der 
Dienstbezüge (Kinderzuschläge bis 1975, Erhöhung 
des Ortszuschlags für Verheiratete und Kinder) so- 
wie um Zuschüsse, die der Dienstherr aufgrund sei- 
ner Fürsorgepflicbt zu den Kosten in Krankheits-, 
Gebujts- und Todesfällen zu leisten hat (Beihilfen), 
um Leistungen bei Dienslunfällen und Unterstüt- 
zungen in besonderen Fällen wirtschaftlicher Not, 
Die statistischen Unterlagen für diesen Bereich sind 
lückenhaft; die Zahlen sind deshalb teilweise ge- 
schätzt. 


Personenkrels 

121, Anspruch auf Leistungen der Alters- und Hin- 
terbliebenenversorgung haben Beamte (einschließ- 
lich Richter) des Bundes, der Bundesbahn und der 
Bundespost, der Länder und Gemeinden, Beamte 
sonstiger öffentlich-rechtlicher Körperschaften so- 


Grafik 23 

Beamtenrechtliches System 

Pensionen, Beihilfen, Familienzuschläge 
Leistungen in Milliarden DM 



1934 1986 1986 1987 1988 1989 1990 

BMA \b2 1 989 1990 vorlätrOg 
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BeamtenrechUicbes System 
Leistungen in Millionen DM 



1984 

1988 

1989 

1990 

Pensionen 

35679 

40024 

40958 

42030 

Familienzuschläge 

7889 

9310 

9484 

9677 

Beihilfen') 

6831 

8951 

9507 

9936 

Verwaltung 

502 

558 

572 

587 

Leistungen Sozialbudget 
davon: 

50901 

58843 

60521 

62230 

— Einkommensleistungen 

43348 

49083 

50179 

51435 

— Barerstatlungen 

7051 

9202 

9770 

10208 

— Allgemeine Dienste und Leistungen 

502 

558 

572 

587 


^) emschließlich Fürsorgemaßnahinen und einmalige Unterstützungen 
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wie Hinterbliebene von aktiven oder ün Ruhestand 
belindlichen Beamten, ferner gleichgestellte Be- 
dienstete (und ihre Hmterbliebenen) der Träger der 
Rentenversicherung, der Krankenversicherung, der 
Unfallversicherung, der landwirtschaftlichen Alters- 
hüfe und der Bundesanstalt für Arbeit. Weiter sind 
auch die unter Artikel 131 Grundgesetz fallenden 
Personen wie Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 
der Bundeswehr anspruchsberechtigt, 

122, Für die familienbezogenen Leistungen gilt 
diese Abgrenzung ebenfalls; zusätzhch sind Ange- 
stellte und Arbeiter des öffentlichen Dienstes kraft 
eigenständiger Tarifregelimgen anspruchsberech- 
tigt, Dieser Personenkreis hat auch Anspruch auf 
Beihilfen mit der Einschränkung, daß Pflichtversi- 
cherte der gesetzlichen Kiankenversicherung im Re- 
gelfall, well sie Anspruch auf Sachleistungen haben, 
keine Beihilfe erhallen, und daß Angestellte und Ar- 
beiter, denen der Arbeitgeber einen Zuschuß zum 
Krankenversicherungsbeitrag aufgrund gesetzlicher 
Vorschriften gewährt, Beihilfen nur zu solchen 
Krankheitskosten erhalten, die nicht durch Kran- 
kenversicherungsleistungen gedeckt sind. 


Leistungen 

123 . Ruhegehälter und die Hinterblieben Versor- 
gung folgen der Einkommensentwicklung im öffent- 
lichen Dienst; das Volumen wird darüber hinaus von 
der Veränderung der Zahl der Leistungsempfänger 
beeinflußt, 

1 24 . Die familienbezogenen Leistungen stiegen 
zwischen 19ß4 und 1989 um durchschnittlich drei- 
dreiviertel Prozent jährlich. Dabei wurden sie im 
Jahre 1986 um gut 8 Prozent angehoben, 

125 . Für Beihilfen (einschl. Verwaltung) wurden 
1984 6,9 Milliarden DM ausgegeben. Bis 1989 nah- 
men sie um fast 39 Prozent auf 9,6 Milliarden DM zu, 
das sind etwa 6,8 Prozent jährlich. Die Zahl der Bei- 
hilfeberechtiglen bat sich in dem Zeitraum durch die 
Öffnung der privaten Krankenversicherungen in 
den Jahren 1987 und 1989 für in der gesetzlichen 
Krankenversicherung versicherte Beamte, Versor- 
gungsempfänger und vergleichbare Personeokreise 
sowie deren berücksichtigungsfähige Angehörige 
zusätzlich erhöht Für 1990 wird trotz einer nochma- 
ligen halbjährlichen Öffnung der privaten Kranken- 
versicherungen für die vorgenannten Personengrup- 


Grafik 24 


Beamten rechtliches System 

(Pensionen, Beihilfen, Familrenzuschläge) 
Anteil am Sozialbudget und 
Struktur nach Leistungsarten 1989 



BMA Ib2 

pen infolge der am Jahresanfang wirksam geworde- 
nen Änderungen der Beihilfevorschriften nuj noch 
mit einer Zunahme um 4 % Prozent auf 10,0 Milliar- 
den DM gerechnet. 


Finanzierung 

1 26 . Die Leistungen werden meist unmittelbar vom 
Dienstherm bzw. Öffentlichen Arbeitgeber ohne Ein- 
schaltung eines besonderen Trägers zur Verfügung 
gestellt und über den Personalhaushalt der jeweili- 
gen Körperschaft finanziert. 

127 . Wie in den Volkswirtschaftlichen Gesaml- 
rechnungen wird, um einen Vergleich mit der Sozial- 
versicherung (Renten- und Krankenversicherung) zu 
ermöglichen, die Finanzierung auf .Unterstellte Bei- 
träge der Arbeitgeber" und „Zuweisungen" auf geteilt. 

128 . Auch andere Institutionen des Sozialbudgets, 
vor allem Träger der Sozialversicherung, zahlen ih- 
ren Bediensteten und ehemaligen Bediensteten Pen- 
sionen. Familienzuschläge und Beihilfen, Um die 
Leistimgen des beamtenrechllichen Systems voll- 
ständig darzustelien, werden die von diesen Institu- 
tionen gezahlten Beträge in das beamteruechtliche 
System übertragen (unterstellte Verrechnungen), 
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Arbeltgeberlelstungen 

129 . Ais Arbeilgeberleistuiigen werden im Sozial- 
budget die Positionen Entgeltfortzablung, Betrieb- 
liche Altersversorgung (einschließlich Zusatzver- 
sorgung) und sonstige Ajbeitgeberleistungen dar- 
gesteUt. Sie repräsentieren etwa neun Prozent aller 
Lm Sozialbudget beschriebenen Leistungen. Lei- 
stungen nach den Vermögensbildungsgesetzen, 
ferner Beamtenpensionen, Familienzuschläge und 
Beihilfen im Öffentlichen Dienst sowie die Schwer- 
behinderten- Ausgleichsabgabe werden an anderer 
Stelle des Sozialbudgets aufgeführL Auch die Ar- 
beitgeberanteile an den Beiträgen zur gesetzlichen 
Renten- und Krankenversicherung, an die Bundes- 
anstalt für Arbeit und an die Berufsgenossenscbaf- 
ten sind in den Arbeitgeberieistungen nicht ent- 
halten. 

130 , Die Zahlen stützen sich weitgehend auf die 
Personal- und P e rso naln ebenkosten er hebung und 
auf die .Konten und StandardtabeUen" des Statisti- 
schen Bundesamtes. 


Entgeltfortzahlung 

131 , Die Institution Enlgeltfortzahlung enthält 
Geldleistungen, die von den öffentlichen und priva- 
ten Arbeitgebern aufgrund rechtlicher Verpflich- 
tung bei Arbeitsunfähigkeit durch Krankheit, bei 
Mutterschaft und Heilverfahren ge 2 ^ahlt werden. 
Das sind die Fortzahlung der Bruttolöhne an Arbei- 
ter und der BnittogehaJter an Angestellte ein- 
schlieBlicb der Axbeilnehmeranteüe zur Sozialversi- 
cherung sowie der Dienstbezüge an Beamte. Nicht 
enthalten sind Leistungen, die bei Mutterschaft von 
der gesetzlichen Krankenversicherung gezahlt wer- 
den. 

132 , Die Höhe der Ausgaben für die Entgeltfort- 
zahlung hängt von der allgemeinen Einkommens- 
entwicklung, von der Zahl der Beschäftigten und 
vom Krankenstand während der ersten sechs Wo- 
chen der Krankheit ab. Mit einer Ausgabenhöhe 
von 25,0 Milliarden DM (1984) und 31,6 Milliarden 
DM (1989) beträgt der Aiifwand für Entgeltforlzah- 
lung 4,7 Prozent des Sozialbudgets. Für die Zeit bis 
t990 wurde der Betrag auf 33,2 Milliarden DM fort- 
gescbriebeiL 

133 , Die Entgeltfortzahlung wird durch die Arbeit- 
geber unmittelbar finanziert; im Sozialbudget wird 
das durch unterstellte Beiträge ausgedrückt. Daß für 
kleinere Betriebe ein Ausgleich durch Umlagen der 
Lohnfortzahlungskasse erfolgt, findet im Sozialbud- 
get keinen Niederschlag. 


Grafik 25 

Arbeitgeberleistungen 
Leistungen in Milliarden OM 



Grafik 26 

Arbeitgeberieistungen 
Anteil am Sozialbudget 1 989 



BMA Ib2 
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Arbeitg eberleis tnngeD 

in Millionen DM 



1984 

1988 

1989 

1990 

Entgeltfortzahlung 

25000 

30240 

31620 

33230 

bei Krankheit 

22060 

25900 

27240 

28770 

bei Heilverfahren 

2130 

3260 

3260 

3300 

bei Mutterschaft 

810 

1080 

1120 

1160 

Betriebliche Altersversorgung 

11220 

15490 

16050 

16700 

Pensionskassen 

1280 

2850 

2950 

3100 

Betriebsrenten 

9540 

12090 

12500 

13000 

Direktversicherung 

400 

550 

600 

600 

Zusatzversorgung 

7867 

9641 

9960 

10272 

Sonstige Arbeitgeberieistungen 

3600 

4900 

4945 

5050 

Beihilfen bei Krankheit 

250 

260 

280 

300 

Familienzulagen 

700 

750 

770 

800 

Wohnen 

1050 

1070 

1070 

1100 

Betrieblicher Gesundheitsdienst 

; 1690 

1970 

2050 

2100 

Vomihestand (netto) 

1 — 

850 

775 

750 

Leistungen Sozialbudget 

! 47777 

60271 

62575 

65252 


*) Betriebsrenten aus Direktzusagen und Unterstützungskassen 


Betriebliche Altersversorgung und Züsatrversorgung 

134, Bei den Leistungen für die Betriebliche Alters- 
versorgung bandelt es sich um Betriebsrenten aus 
Direktzusagen und Unlerstülzungskassea Zahlun- 
gen der Pensionskassen und Leistungen aus Direkt- 
versicherungen bei Versicherungsuntemehmen. 

135. Das Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen 
Altersversorgung erfaßt sowohl die Betriebliche Al- 
tersversorgung (überwiegend Privatwirtschaft) als 
aucb die Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst. 
Der Anteil beider Institutionen am Sozialbudget be- 
trägt fast vier Prozent An den Leistungen für Alter 
und Hinterbliebene sind sie mit neun Prozent betei- 
ligt. Die Renten der gesetzlichen Rentenversicherung 
werden durch die zusätzlichen Leistungen um durch- 
schnittlich rund 40 Prozent aufgebessert 


136. Die Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst 
ist weitgehend tarifvertraglich geregelt. Sie fällt un- 
ter das Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen 
Altersversorgung. 

137. Die Leistungen der Zusalzversorgung werden 
überwiegend aus Umlagen der Arbeitgeber und aus 
Vennögenserträgen finanziert Daneben erhält die 
Bundesbahn -Versicherungsanstalt — Abteilung B — 
Zuweisungen aus öffentlichen MiltehL Bei den Zu- 
satzversorgungskassen haben sich — bedingt durch 
das anfänglich angewandte Anwartschaftsdek- 
kungsverfahren — unterschiedlich hohe Deckungs- 
vermögen gebildet Von diesem Finanzierungsver- 
fahren ist man im Laufe der Jahre abgegangen, die 
Leistungen der Zusatzversicherungen werden zu- 
nehmend im Umlage- bzw. Abschjüttsdeckungsver- 
fahren finanziert. 


Übersicht 35 


Leistungen aui der Grundlage 

des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung 

in Millionen DM 


Institution 

1984 

1988 

1989 

1990 

Pensionskassen, Betriebsrenten, 
Direktversicherung 

11220 

15490 

16050 

16700 

Zusatzversorgung 

7867 

9 641 

9960 

10272 

Summe , . . 

19087 

25131 

26010 

26972 
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Sonstige Arbeltgeberlelstungen 

138. Bei den sonstigen Arbeitgeberleistungen han- 
delt es sich vor allem um 

— Aufwendungen für Werks- und Dienstwohnun- 
gen sowie Miet- und Baukostenzuschüsse für 
Wohnungen von Arbeitnehmern, 

— von privaten Arbeitgebern zugewendete Beihil- 
fen im Krankheitsfälle und Familienzulagen, 

— Aufwendungen für Belegschaftseinrichtungen, 
die der Unfallverhütung, der Ersten Hilfe, der ge- 
sundheitlichen Betreuung einschließlich der Er- 
holungsfÜTsorge dienen oder die für Familienan- 
gehörige (z. B. Werkskindergärten) besthnint sind, 

— den VoTTuhestand, für den allerdings seit 1989 
neue Leistimgen nicht mehr bewilligt werden, so 
daß die Aibeitgeberaufwendungen bis 1994 auf 
einen Kestbetrag absinkeiL 

139. Zum größten Teil werden die sonstigen Ar- 
beitgeberleistungen tarifverlraglich oder freiwillig 
geleistet Es werden aber auch geseUliche Leistun- 
gen, 2 . ß. nach dem Gesetz über Betriebsärzte, Si- 
cherheitsingenieure und andere Fachkräfte für Ar- 
beitsicherheit, mit erfaßt. Die Angaben beruhen gro- 
ßenteils auf der Personal- und Personalnebenkosten- 
erhebung des Statistischen Bundesamtes. 


Soziale Entschädigung (Kriegsopferversorgung) 

143. Wer durch militärische oder nulitärähniiche 
Ereignisse eine gesundheitliche Schädigung erlitten 
hat, wird für deren gesundheitliche oder wirtschaft- 
liche Folgen nach dem Bundesversorgungsgesetz 
(BVG) entschädigt. Das gilt auch für Dienstpflichtige 
der Bundeswehr und des Zivüdienstes sovrie für be- 
stimmte Dienstleistende des Bundesgrenzschutzes. 
Auf das BVG verweisende Gesetze regeln entspre- 
chende Leistungen für politische Häftlinge und ehe- 
malige Kriegsgefangene sowie deren Angehörige, 
für Impfgeschädigte und Opfer von Gewalttaten. Sie 
werden von den Verwaltimgsbehörden der Kriegs- 
opferversorgung (Versorgungsämter, Landesversor- 
gungsamter), den Behörden der Bundeswehrverwal- 
tung (Wehrbereichsgebühmisämter) und von den 
Trägem der Kriegsopfeifürsorge als Geldleistungen 
{insbesondere als Versorgungsbezüge}, als Sachlei- 
stungen {z.B. als Heilbehandlungen) oder als persön- 
liche Hilfen zur Verfügimg gesteht. Außerdem sind 
hier die Erstattungen enthalten, die Bund und Län- 
der für unentgeltliche Beförderung von Schwerbe- 
hinderten ira Öffentlichen Personenverkehr zahlen, 

144. Über 98 Prozent der Leistimgsemp länger sind 
Versorgrmgsberechtigte nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz, die restlichen überwiegend nach dem 
Soldalenversorgungs-, dem HafÜingshilfe- und dem 
Opferentschädigungsgesetz. Die Zahl der anerkann- 


Vorruhestand 

140 . Die Vorruhestandsregelung soll den Über- 
gang älterer, vom Arbeitsmarkl oft nur schwer ver- 
miltelbarer Arbeitnehmer in den Ruhestand in der 
Weise erleichtern, daß durch tarif- oder einzelver- 
tragliche Regelungen Arbeitnehmer, die das 58. Le- 
bensjahr vollendet haben und in den letzten fünf 
Jahren mindestens 1080 Tage in einem beitrags- 
pflichtigen Arbeitsverhältnis gestanden haben, in 
den Ruhestand treten können. Das Gesetz war bis 
einschließlich 1988 in Kraft. 

141 . Arbeitgeber erhalten von der Bundesanstalt 
für Arbeit einen Zuschuß in Höhe von 35 Prozent der 
Aufwendungen, wenn sie sich verpflichten, ausge- 
scbiedenen Arbeitnehmern bis zu deren 65. Lebens- 
jahr ein Vorruhestandsgeld in Höhe von mindestens 
65 Prozent des letzten Bruttoenlgells zu zahlen und 
die freigewordene Stelle wieder zu besetzen. 

142. Es wird damit gerechnet, daß die Vorruhe- 
standsleistungen bis 1990 auf rund 50 Millionen DM 
abnehmen werden. Die Zuschußzahl ungen der Bun- 
desanstalt für Arbeit decken davon — je nach Wie- 
derbesetzungsgrad — bis zu einem Drittel. Die den 
Arbeitgebern verbleibende Last soll durch kompen- 
satorische tarifvertragliche Regelungen, z.B. auf 
dem Gebiet der Lohn- und Gehaltssteigerungen 
oder der Arbeitsverkürzung, gemildert werden. 1989 
betrug die Zuschußzahlung seitens der Bundesan- 
stalt 545 Millionen DM, für 1990 wird mit 378 Milüo- 
nen DM gerechnet. 


Übersicht 36 

Soziale Entschädigung (Kriegsopferversorgung) 
Versorgungsfaerechtigte 
Stand: Januar 1990 


Beschädigte insgesamt 

davon mit Minderung der 
Erwerbsfähigkeit um 

30% 

40%. 

50% 

60% 

70% 

80% 

90% 

100% 

Witwen (Witwer) 

Halbwaisen 

Vollwaisen. .... 

Eltemteile 

Elternpaare (Kopfzahl) 

Versorgungsberechtigle insgesamt. . * 

dagegen 1980 

1970. 

I960' 


633555 


234085 
97720 
105786 
51654 
47579 
38877 
20202 
37652 
697275 
9103 
6466 
16913 
706 
1364018 
2015339 
2620396 
3253 103 
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Soziale Entschädigung (Kriegsopferversorgung) 

Leistungen in Millionen DM 



19B4 

1988 

1989 

1990 

Bundesversorgungsgesetz 

10384 

9573 

9472 

9364 

Versorgungsbezüge 

davon: 




4045 

4430 

4080 

4002 

Beschädigte 



Wilwen/Witwer 

5751 

5348 

5332 

5196 

Waisen 

81 

75 

75 

74 

Eltern 

122 

70 

63 

49 

Heilbehandlung 

1020 

970 

954 

953 

Übrige Leistungen 

53 

39 

44 

41 

Kriegsopferfürsorge ' ) msgesamt 

1240 

1 538 

1591 

1705 

abzüglich: 

Erstattungen von Leistungen 

313 

388 

1 391 

388 

Kriegsopferfürsorge ü ohne 

927 

1150 

1200 

1317 

Erstattungen 

Soldatenversorguugsgesetz 

Versorgungsbezüge 

63 

75 

79 

82 

Heilbehandlung 

23 

26 

26 

28 

Zivildienstgeselz 





Versorgungsbezüge 

1 

2 

1 

2 

Heil b ehan dl ung 

0 

0 

0 

0 

Häftlmgshiiiegesetz 





Versorgungsbezüge 

23 

22 

22 

22 

Heilbehandiung 

2 

3 

3 

4 

Gesetz über die Entschädigung für 
Opfer von Gewalttaten 





Leistungen 

11 

21 

25 

25 

Gesetz über Unterhaltsbeihiifen 

für Angehörige von Kriegsgefangenen 





— Unterhaltsbeihilfen — 

1 

1 

1 

1 

Schwerbehinderlengesetz — Unent- 
geltliche Beförderung Schwerbehinder- 
ter im öffentlichen Personenverkehr 





Erstattungen von Fahrgeldausfällen 

389 

671 

504 

720 

Verwaltung 

869 

790 

771 

751 

Leistungen Sozialbudget 

13766 

13343 

13102 

13310 

davon: 





Einkommensleislungen 

10504 

9729 

9646 

9593 

Barerstattungen 

971 

1187 

1225 

1291 

Waren und Dienstleistungen 

748 

685 

675 

679 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

1 309 

1495 

1316 

1510 

V errechnungen 

234 

247 

240 

237 

'] ohne Darlehen 






ten Versorgungsberechtigten nach dem BVG geht 
mit zunehmenden Abstand vom Zweiten Weltkrieg 
zurück. 1989 lag die Abnahme bei 4,6 Prozent gegen- 
über 1988, 

145, Die Leistungen betragen rund 2,0 Prozent des 
Soziaibudgels, Trotz jährlicher Rentenanpassungen 
wird dieser Anteil in den kommenden Jahren wie 
schon in der Vergangenheit weiter langsam zurück- 


gehen. Etwas mehr als 72 Prozent der Leistungen 
sind Einkommensleistungen, die im gleichen Um- 
fang angepaßt werden wie die Renten der Renten- 
versicherung, 

146, Die Soziale Entschädigung wird vorwiegend 
aus Haushaltsmitteln des Bundes Önanziert. Die Län- 
der tragen die Versorgung der Tmpfgeschädigten, ei- 
nen Teü der Leistungen der Kriegsopferfüisorge, der 
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Versorgung der Opfer von Gewalttaten und der er- 
statteten Fahrgeldausfälle sowie die Verwaltungs- 
kosten. Die kommunalen Gebietskörperschaften tra- 
gen einen Teil der Leistimgen der Kriegsopferfür- 
sorge. 


Lastenausgleich 

147. Die Institution erfaßt die im Lastenausgleichs- 
gesetz beschriebenen konsumtiven Leistungen: Un- 
terhaltshilfe, Entschädigungsrente, Leistungen aus 
dem Härtefonds und Hausratentschädigung, außer- 
dem gleichartige Leistungen nach dem Flüchtlings- 
hilfe- und Reparationsschädengesetz (Beihilfen, Un- 
terhaltshilfe und Entschädigungsrenten). An- 
spruchsberechtigt sind Personen, die durch Vertrei- 
bung imd Zerstönmg in der Kriegs- und Nachkriegs- 
zeit Schäden und Verluste erlitten haben. Die Lei- 
stungen sollen dazu beitragen, im Alter oder bei Er- 
werbsunfähigkeit den Lebensimterhalt zu sichern. 
Zuständig dafür sind die Ausgleichsämter in den 
Stadt- und Landkreisen. 

148. Die Unterhaltshilfe wird laufend der wirt- 
schaftlichen Entwicklung angepaßt. Die stark rück- 
läufige Empfängerzahl bewirkt tendenziell einen 
Rückgang des Leistungsvolumens. 

149. Leistungen aus dem Lastenausgleich kommen 
vornehmlich älteren Leuten zugute, überwiegend 
als Einkommensleistimgen. 

150. Zur Unterhaltshilfe leisten Bund und Länder 
Zuschüsse, für das Sterbegeld haben die Leistimgs- 
berechtigten einen Beitrag zu entrichten, die Ver- 
waltung ist von den Gebietskörperschaften zu finan- 
zieren. Das hiernach nicht gedeckte Leistungsauf- 
kommen wird seit 1980 vom Bund getragen. 


Wiedergutmachung 

151. Schäden durch die nationalsozialistische Ver- 
folgung an Leben, Körper oder Gesundheit, an Frei- 
heit sowie im beruflichen und wissenschaftlichen 
Fortkommen werden nach dem Bundesentschädi- 
gimgsgesetz ausgeglichen. Personen, die mit den 
Verfolgten verwandt oder befreimdet oder von der 
Verfolgung mit betroffen waren, werden ebenfalls 
entschädigt. Erstattungen für Vermögensschäden 
sind im Sozialbudget nicht enthalten. 

152. Die Wiedergutmachungsleistungen — zu rund 
neun Zehntel Renten — nehmen im Berichtszeit- 
raum mit zunehmendem Abstand zum Zweiten 
Weltkrieg laufend ab, seit 1984 um fast ein Siebtel. 
Der größte Teil der Leistungen geht ins Ausland. 
Der Anteil der Institution Wiedergutmachimg am 
Sozialbudget lag 1989 mit rund 1,7 Milliarden DM 
bei 0,3 Prozent. 

153. Der Bund und die Länder (ohne Berlin) stellen 
die Finanzierungsmittel je zur Hälfte bereit. Die Ent- 
schädigimgsleistungen des Lcmdes Berlin werden zu 
60 Prozent vom Bund, zu 25 Prozent von den Ländern 
(außer Berlin) und zu 15 Prozent vom Land Berlin 
selbst finanziert. Die Verwaltimgskosten tragen die 
Länder; ihnen obliegt auch die Durchführung der 
Entschädigimgsgesetze. 


Sonstige Entschädigungen 

154. Die Institution beschreibt Leistungen nach 
dem 

— Gesetz zur Sichenmg des Unterhalts der zum 
Wehrdienst einberufenen Wehrpflichtigen und 
ihrer Angehörigen 
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Lastenausgleich 
Leistungsempfänger (Jahresende) 


( 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989*) 

Lastenausgleichsgesetz 







Unterhaltshilfe 

72428 

66754 

61607 

56638 

52343 

49062 

Unterhaltshilfe u. Entschädigxmgsrente 

85455 

77952 

70834 

64570 

58485 

54002 

Entschädigungsrente 

15462 

13841 

12349 

10928 

9727 

8855 

Beihilfen (Härtefonds) 

10251 

9587 

8904 

8278 

7755 

7300 

darunter: bei außergewöhnlicher Härte 

1432 

1390 

1331 

1290 

1286 

1249 

Beihilfen (14. ÄndGLAG § 10) 

355 

311 

285 

252 

219 

214 

Flüchtlingshilfegesetz 







Laufende Beihilfen 

1277 

1166 

1064 

968 

877 

810 

Reparationsschädengesetz 







Unterhaltshilfe 

82 

79 

69 

65 

61 

60 

Unterhaltshilfe und Entschädigungsrente 

264 

245 

223 

218 

202 

189 

Entschädigimgsrente 

20 

19 

22 

17 

15 

10 


*) Stand: 30. 9. 
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LastenausgleLch 
Leistungen in Millionen DM 



1984 

1988 

1989 

1990 

Lastenausgleichsgesetz 





Unlerhallshilfe 

1078 

819 

767 

742 

Kran ken v eiso rgung 

29 

106 

102 

102 

Sterbegeld 

8 

1 ^ 

6 

6 

Entschädigungsrente 

95 

64 

57 

52 

Leistungen aus dem Härtefonds 

68 

51 

51 

48 

Hausratentschädigung 

23 

38 

55 

90 

Beihilfen (5 10 Abs. 4 LAG) 

2 

2 

2 

2 

Ausgaben insgesamt 

1303 

1086 

1040 

1042 

Flüchtlingshilfegeselz 

12 

11 

13 

13 

R epar atio nsschäd engesetz 

3 

3 

3 

3 

Verwaltung t 

86 

80 

76 

76 

Leistungen Soziaibndget 

1404 

1180 

1132 

1134 

davon: 





Einkommensleislungen 

1135 

831 

787 

789 

Barerstaltungen 

156 

164 

166 

168 

Waren und Dienstleistungen 

0 

104 

100 

100 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

86 

81 

77 

77 

Verrechnungen 

27 

0 

0 

0 


— Häftlingshilfegesetz (Bewilligungen auch für 
Vertriebene, Flüchtlinge, Kriegsgeschädigte so- 
wie Aus- und Übersiedlei) 

— Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz, 

— Allgemeinen Kriegsfoigengesetz. 

155. Die Sonstigen Entschädigungen sind seit 1984 
um 128 Prozent gestiegen und betrugen 1989 781 
Millionen DM. Der Anstieg ist vor allem auf die star- 
ke Zumahme der Leistungen nach dem Häftlingshil- 
fegesetz zurückzuführen, die von 1987 bis 1989 um 
mehr als das Dreieinhalbfache gestiegen sind. Es 
handelt sich hierbei vor allem um Eingliedenmgs- 
hiifen für politische Häftlinge sowie einmalige Un- 
terstützungen und ZinsverbUligungen für Aus- und 
Übersiedler. Der Anteil der Sonstigen Entschädi- 
gungen am Sozialbudget beträgt zur Zeit 0.1 Prozent. 
Für 1990 wird mit einem weiteren Anstieg der Lei- 
stungen um rund ein Viertel auf 976 Millionen DM 
gerechnet. 

156, Die Leistungen werden überwiegend aus Bun- 
desmilleln finanziert. Länder und Gemeinden über- 
nehmen die Verwaltungskosten. 


Sozialhilfe 

157. Die Institution Sozialhilfe umfaßt außer Lei- 
stungen nach dem Bundessozialhilfegeselz auch 
sonstige soziale Hilfen, die vom Bund und — über- 
wiegend — von den Länndem erbracht werden. Die 


Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz sollen 
die Führung eines Lebens ermöglichen, das der Wür- 
de des Menschen entspricht. Sie werden als Hilfe 
zum Lebensunterhalt oder als Hilfe in besonderen 
Lebenslagen gegeben. 

150. Träger der Sozialhilfe sind die kreisfreien 
Städte rmd die Landkreise (örtliche Träger) sowie 
die von den Ländern als überörtliche Träger be- 
stimmten Stellen, Anspruch auf Hilfe nach dem Bun- 
dessozialhilf egesetz hat jeder Bürger, der in eine 
Notlage gerät, die er nicht aus eigenen Kräften und 
Mitteln bewältigen kann, und die auch nicht von an- 
deren, besonders von Angehörigen oder von ande- 
ren Sozialleistungsirägem, behoben werden kann. 

159. Der Gesamtaufwand einschließlich sonstiger 
sozialer Hilfen des Bundes und der Länder hat im 
Berichtszeitraum erheblich zugenommen: von rund 
20,7 Milliarden DM im Jahre 1984 bis 1989 auf rund 
32,3 Milliarden DM, das sind durchschnittlich neun- 
einhalb Prozent pro Jahr. Für die Zeit bis 1990 wird 
mit einer weiteren Zunahme um etwa viereinhalb 
Prozent auf rund 33,8 Milliarden DM gerechnet. Vor 
allem stiegen die Kosten im Bereich der Heime be- 
trächtlich. Hinzu kamen Belastungen infolge deutli- 
cher Anhebungen der Regelsätze sowie inlolge von 
Arbeitslosigkeit und Zuwanderung. Hauptsächlich 
wird die Sozialhilfe bei unzureichendem Einkom- 
men, insbesondere im Adter, bei Invalidität und 
Krankheit, bei Arbeitslosigkeit und ausbleibenden 
Unterhaltszahlungen in Anspruch genommen. Dem- 
zufolge konzentrieren sich die Ausgaben auf die Hil- 
fe zum Lebensunterhalt, die Hilfe zur Pflege, zur Ein- 
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Grafik 27 


Soziale Hilfen und Dienste 

Anteil am Sozialbudget und 
Struktur nach Einzel institutionen 1989 



Sonstiges 

Fürdenurg 

der 

Vemiögens- 

bpidung 


So^laJhlM 

Jugendhiife 


gliederungshüfe für Behinderte und die Krankenhü- 
fe. Das Leistungsvo linnen ist um die Ersatzleistun- 


gen von SozialteisLungs trägem vermindert worden, 
um Doppelzählungen zu vermeiden. Verwaltimgs- 
kosten wurden hinzugeschdtzl. Vom Sozialbudget 
nimmt die Sozialhilie über vier Prozent in Anspruch. 

160. Die Finanzierung der Leistungen fällt über- 
wiegend den kommunalen Gebietskörperschaf len 
zu. Durch den Finanzausgleich zwischen Ländern 
und Gemeinden werden auch die Länder mit knapp 
zwanzig Prozent an der Finanzierung beteiligt. Auch 
der Bund ist an einer Reihe von Leistungen beteiligt. 


Jugendhilte 

161, Die öffentliche Jugendhilfe umfaßt alle be- 
hördUchen Maßnahmen zur Förderung der Jugend- 
wohifahrt: Jugendpflege und Jugendfürsorge. Die 
Aufgaben werden von den Jugendämtern, den Lan- 
desjugendämtem und den obersten Landesbehörden 
wahrgenommen. Enthalten sind auch Leistungen 
des Bundes, vor allem für den Bundes] ugen dp lan. 
Schließlich vrarde auch die Förderung der Träger 
der freien Jugendhilfe berücksichtigt. Für Kosten 
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Sozialhilfe 

Leistungen in Millionen DM 



1984 

1988 

1989 

1990 

Bluidessozialhilfegesetz 

18784 

27010 

29100 

31500 

Hilfe zum Lebensunterhalt 

6752 

10963 

12000 

13000 

Hilfe in besonderen Lebenslagen 

12032 

16047 

17100 

18500 

darunter: 

Krankenhilfe 

1021 

1405 

1510 

1650 

Eingliederung Behinderter 

3932 

5437 

5820 

6300 

Hilfe zur Pflege 

6660 

8675 

9210 

9950 

Sonstige soziale Hilfen 
darunter: 

2006 

2364 

3485 

2590 

Sozialversicherungsbeiträge für 
Behinderte in Werkstätten 

304 

423 

480 

510 

Schuldendiensthilfen für Familien 

119 

150 

150 

150 

Hilfen für Strafgefangene 

127 

140 

140 

145 

Landesblinden- und -pfiegegeld 

808 

1028 

1150 

1250 

Inne r deu tsche L e istungen ' ) 

85 

388 

1260 

805 

Ausgaben insgesamt 

abzüglich: 

20790 

29374 

32585 

34090 

Ersatz von Sozialleistimgsträgern 
zuzüglich: 

1980 

2954 

3160 

3440 

Verwaltung (geschätzt) 

1880 

2700 

2900 

3100 

Leistungen Sozialbudget 

davon: 

20690 

29120 

32325 

33750 

Einkonunensleistungen 

9491 

14971 

17305 

17485 

Barerstattungen 

875 

1141 

1335 

1405 

Waren und Dienstleistungen 

8444 

10255 

10725 

11590 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

1880 

2753 

2960 

3270 

Verrechnungen 


— - 

— 

— 


') Gesimdheitsabkommen, Förderung des Besucherverkehrs, Hüfen für Behinderte 
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Grafik 28 

Sozialhilfe 


Leistungen in Milliarden DM 



BMA Ib2 1989 und 1990 vorlduftg 


der Verwaltung wurde den Ausgaben ein pauschaler 
Betrag hinzugerechnet. Nicht enthalten sind die Ei- 
genmittel der Träger der freien Jugendhilfe, deren 
Gesamtvolumen sich statistisch nicht ermitteln läßt. 
Die Angaben stützen sich auf Erhebungen der Fi- 
nanzstatistik des Statistischen Bimdesamtes. die für 
1989 imd 1990 fortgeschrieben wurden. 

162. Die Gesamtleistungen haben von 9,3 Millicir- 
den DM im Jahre 1984 bis 1989 auf 13,1 Milliarden 
DM zugenommen. Für 1990 wird mit einem Gesamt- 
aufwand von 14,3 Milliarden DM gerechnet. Vor al- 
lem wird nüt einer überdurchschnittlichen Zimahme 
der Ausgaben für Kindergärten gerechnet. 

163. Die Jugendhilfe enthält auch Leistimgen nach 
dem Unterhaltsvorschußgesetz. Das Unterhaltsvor- 
schußgesetz soll Alleinstehenden in Fällen, in denen 
der andere leibliche Eltemteil keinen Unterhalt 
zahlt, für Kinder unter sechs Jahren für längstens 
drei Jahre den Regelunterhalt aus öffentlichen Mit- 
teln gewährleisten. Im Jahre 1989 wurden dafür 
222 Millionen DM — je zur Hälfte vom Bund und von 
den Ländern — aufgewandt; für 1990 sind rund 
215 Millionen DM vorgesehen. 


1 64. Die Finanzienmg der öffentlichen Jugendhilfe 
obliegt zu rund 60 Prozent den kommimalen Ge- 
bietskörperschaften, rund 30 Prozent tragen die Län- 
der und 10 Prozent der Bimd. Ein Teil wird durch 
Kostenbeiträge, Teilnahmebeiträge und Gebühren 
aufgebracht. 


Grafik 29 

Jugendhilfe 

Leistungen in Milliarden DM 



BMA Ib2 1989 und 1990 vorläufig 


Ausbildungsförderung 

165. Die individuelle Ausbildimgsförderung um- 
faßt einkommensabhängige Leistungen (Zuschüsse 
oder Darlehen) an Schüler xmd Studenten nach dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) und 
— seit 1983 — an zu Hause wohnende Schüler nach 
Icmdesrechtlichen Bestimmungen. Sie bilden den 
Kern der sozialen Sichenmg für Schüler imd Studen- 
ten. Ziel der Ausbildungsförderung ist es, Kindern 
aus wirtschaftlich schlechter gestellten Familien ei- 
ne der Neigung, Eignimg und Leistimg entsprechen- 
de Ausbildimg zu ermöglichen. 

166. Diurch Änderungen des Bundesausbildungs- 
fördenmgsgesetzes wurden die Bedarfssätze und 
Freibeträge etwa alle 2 Jahre der Entwicklung der 
Lebenshaltungskosten und der Einkommen ange- 
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Jugendhilfe 

Leistungen in Millionen DM 



1984 

1988 

1989 

1990 

Länder 

2707 

3590 

3930 

42m 

— Kindergärten 

729 

1100 

1 300 

1410 

— Jugendhilfeleistungen 

762 

950 

1000 

1060 

— Einrichtungen 

733 

890 

930 

1000 

— Förderung der freien Jugendhilfe 

483 

650 

700 

730 

Gemeinden 

6285 

8080 

8750 

9500 

— Kindergärten 

1489 

2200 

2500 

2700 

— Jugendhilfeleistungen 

2216 

2700 

2900 

3150 

— Einrichtungen 

1078 

1330 

1400 

1550 

— Förderung der freien Jugendhüfe 

1502 

1850 

1950 

2100 

Bund 

288 

366 

460 

645 

— Bundesjugendplan u.a. 

122 

171 

310 

490 

— Förderung der freien Jugendhilfe 

166 

195 

150 

155 

Leistungen Soziatbudget 

davon: 

9280 

12036 

13140 

14345 

Waren und Dienstleistungen 

7129 

9341 

10340 

11360 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

2151 

2695 

2800 

2985 


paßt sowie auch stniktuielle Anpassungen einge- 
führt. Jetzt soll mit der 12. BAiöG-Novelle. die Mitte 
1990 in Kraft tritt, die individuelle Förderung der 
Ausbildung in wesentlichen Punkten strukturell ver- 
bessert werden: Die Förderung zu Hause wohnender 
Schüler wird ausgeweitet und die ELnkommensan- 
rechnung so gestaltet, daß verstärkt jetzt auch Atis- 
zubüdende aus Familien mit mitUereo Einkommen 
Förderung erhalten können. Die Zahl der Geförder- 
ten wird dadurch um etwa ein Drittel steigen. 

167. Die im Sozialbudget ausgewiesenen Zuschuß- 
leistungen der Ausbildungsförderung betrugen 1989 
520 Millionen DM (hierin enthalten 26 Millionen 
DM an geschätzten Verwaltungskosten), 1990 wird 
aufgrund der wirksam werdenden Gesetzesänderun- 
gen — insbesondere durch Umstellung der Studen- 
tenförderung von Volldarlehen auf die Gewährung 
der Leistungen je zur Hälfte als Zuschuß und Darle- 
hen — mit einem Anstieg dieser Leistungen um rund 
drei Viertel auf über 900 Millionen DM gerechnet. 
Darüber hinaus ist zu beachten, daß die als Darlehen 
geleisteten Beträge, 1989 1,8 Milliarden DM, in das 
Sozialbudget nicht aufgenommen werden, da es sich 
dabei um Vermögensübertragungen und nicht um 
Einkotnraensleistungeu handelt. Der Anteil der Aus- 
bildungsförderung am Sozialbudget beträgt zur Zeit 
0,1 Prozent, 

168. Die Ausbüdungsförderung nach dem Btmdes- 
ausbüdungsförderungsgesetz wird zu 65 Prozent 
durch den Bund und zu 35 Prozent durch die Länder 
finanziert. Die Länder tragen darüber hinaus die bei 
ihnen anfallenden Verwaltungskosten. 


Wohngeld 

169, Wohngeld wird Mietern als Mietzuscbuß und 
Eigentümern von Wohnraum als Lastenzuschuß ge- 
zahlt, wenn im Verhältnis zum Haushaltseinkom- 
men die Aufwendungen für eine angemessene Woh- 
nung unzumutbar hoch sind. Die Höhe des Wohngel- 
des bestimmt sich im EinzeLfall nach Haushaltsgrö- 
ße, Familieneinkommen und Wohnkosten, die bis zu 
bestimmten Höchstbeträgen berücksichtigt werden. 
Wenn die gesetzlichen Voraussetzungen erfüDl sind, 
besteht auf Wohngeld ein Rechtsanspruch. 

170, Im Berichtszeitraum seit 1984 wird die Ent- 
wicklung der Wohngeldleistungen vor allem durch 
die Gesetzesänderungen geprägt, die Anfang 1986 
und 1990 in Kraft traten. Die in der 6. Wohngeldno- 
velle beschlossenen Leistungsverbesserungen ka- 
men dabei zusätzlich rund 400000 Haushalten zugu- 
te. Die 7. WohngeldnoveUe soll vor allem jenen 
Haushalten zusätzliche Wohngeldleistungen brin- 
gen, die in Ballungsräumen leben oder von über- 
durchschnittlichen Mietsteigerungen betroffen sind. 
Insgesamt werden davon schätzungsweise fast 90000 
Haushalte profitieren, 

171, Ende 1988 erhielten 1,86 Millionen Haushalte 
(6,8% aller privaten Haushalte) Wohngeld. Davon 
erhielten 1,72 Millionen Haushalte (rund 12 Prozent 
aller Mieterhatishalte) einen Mietzuschuß und 
140000 Eigentümerhausbalte (1,5 Prozent aller Ei- 
gentümer) einen Lastenzuschuß. Durch die monatli- 
chen Wohngeldleisttmgen, die beim Mietzuschuß 
durchschnittlich 147 DM und beim Lastenzuschufl 
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Wohngeld 

Leistungen in Milliarden DM 



rund 153 DM betrugen; wurden die Wohnkosten 
der betreffenden Haushalte um ca. 40 Prozent ge- 
senkt. 

1 72. Die Struktur der Wohngeldempfänger hat sich 
in den letzten Jahren stark verändert. Ende 1988 wa- 
ren 61 % aller Wohngeldempfänger nicht erwerbstä- 
tig; überwiegend handelte es sich dabei um Rentner 
und Pensionäre, deren Anteil in den vergangenen 
Jahren jedoch stark zurückgegangen ist (z. Z. gut ein 
Drittel aller Wohngeldempfänger). Dem jedoch wei- 
terhin hohen Anteil der Rentner an den Wohngeld- 
empfängem entspricht; daß Ende 1988 mehr als die 
Hälfte der Wohngeldzahlungen an Einpersonen- 
haushalte ging. Auf der anderen Seite bezogen mit 
rund einem Zehntel die Haushalte mit mehr als 
5 Personen überdurchschnittlich häufig Wohngeld. 
Dabei steigt die Höhe des durchschnittlich gezahl- 
ten Wohngeldes mit zunehmender Hausbaltsgröße. 
Fast 17 Prozent aller Wohngeldempfänger waren ar- 
beitslos. Damit bat sich ihr Anteil gegenüber dem 
Anfang der achtziger Jahre in etwa verdreifacht. 
Fast jeder Dritte der Wohngeldempfänger erhielt zu- 
gleich Leistungen der Sozialhilfe, 


Leistungen 

173. Die Ausgaben für Wohngeld lagen 1989 bei 
fast 4 Milliarden DM (einschließlich 289 Millionen 
DM Verwaltungsaufwand). Das entspricht einem 
Anteil am Sozialbudget von 0,6 Prozent. Gegenüber 
1984 erhöhten sich die Wohngeldleistungen damit 
um die Hälfte. 1990 wird mit einem weiteren Anstieg 
der Wohngeldleistungen um rund 7 Prozent auf 4,2 
Müliarden DM gerechnet. 


Finanzierung 

174. Die Wohngeldleistungen werden etwa je zur 
Hälfte von Bund und Ländern aufgebracht. 


öffentlicher Gesundheitsdienst 

175. Aufgabenschwerpunkte des öffentlichen Ge- 
sundheitsdienstes sind präventive und rehabilitaüve 
Maßnahmen: G es undbeits Vorsorge (vor allem ge- 
sundheitliche Aufklärung und Gesundheitserzie* 
hung), Gesundheitsaufsicht und Hygieneüberwa- 
chung, gesundheitlicher Umweltschutz, Gesund- 
heitshilfe für Behinderte und notleidende Gruppen 
der Bevölkerung sowie Schulgesundheitspflege und 
schuizahnäxziUcher Dienst. 

176. Die Leistungen des öffentlichen Gesundheits- 
dienstes können von der gesamten Bevölkerung in 
Anspruch genommen werden. Sie umfassen unter 
anderem Beratung und gesundheitliche Fürsorge für 
Mütter und Schwangere, Gesundheitshilfe für Be- 
hinderte und von Behlndenmg Bedrohter psychisch 
Kranke, Süchtige und alte Menschen sowie die Tu- 
berkulose- und Geschlechtskrankeafüxsorge. ln der 
Jugendgesundheitspflege werden Säuglings- und 
Kinderfürsorge, die Schulhygiene sowie gesund- 
heitsfördernde Maßnahmen für Jugendliche durch- 
geführt. Weiterhin betreibt der öffentliche Gesund- 
heitsdienst gesundheitliche Aufklärung in Form von 
Vorträgen, Informationskampagnen und Ausstellun- 
gen. 

177. Die Leistungen des öffentlichen Gesundheits- 
dienstes Hegen zur Zeit bei rund 2,2 Müliarden DM. 
Ihr Anteil am Sozialbudget beträgt 0,3 Prozent. 

178. Die Aufwendungen für den öffentlichen Ge- 
sundheitsdienst werden überwiegend von den Län- 
dern und Gemeinden finanziert. 


Förderung der Vermögensblldung 

179. Die Institution Förderung der Vermögensbü- 
dung enthält die Leistungen nach dem Vierten und 
(seit 198?) dem Fünften VennÖgensbildungsgesetz 
(VermBG), dem Einkommensteuergesetz, dem Woh- 
nungsbau -Pr ömi enge setz und dem Spar- Prämienge- 
setz. Die Steuerbegünstigungen für das Bausparen 
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Förderung der Vermögensbildung 
Leistungen in Millionen DM 



1984 

1988 

1989 

1990 

Prämiensparen ^ ) 

(2386) 

(847) 

(838) 

(590) 

Spar-Prämien*) 

1449 

5 

— 

— 

Wohnungsbau-Prämien^) 

937 

842 

838 

590 

Vermögensbildungsgesetzü 

(9075) 

(9660) 

(9850) 

(9500) 

Arbeitnehmer-Sparzulage*) 

1700 

1800 

1800 

1000 

Arbeitgeberleistungen (netto)*) 

7375 

7860 

8050 

8500 

Überlassung von Beteiligimgen 
an Arbeitnehmer (netto)’) 

90 

170 

175 

195 

Leistungen Sozialbudget 

11551 

10677 

10863 

10285 


*) Nach dem Jahr der haushaltsmäßigen Auswirkung 
*) Nach dem Spar-Prämiengesetz 

*) Nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz / 

*] Nach dem Vierten, ab 1987 Fünften Vermögensbildungsgesetz 
*) Nach dem Jahr der Entstehimg des Anspruchs 

•) Ohne die sog. «Kleinbetriebsvergünstigung", die in der Institution Steuerliche Maßnahmen enthalten ist 
Nach § 19a EStG; die Gewinnsteuererspamisse sind in der Institution Steuerliche Maßnahmen enthalten 


(§ 10 I 3 EStG) und den Erwerb von Wohneigentum 
(§7b bzw. 10 e und 34 f EStG) sowie die „Kleinbe- 
triebsvergünstigung** nach dem VermBG und die 
Gewiimsteuererspamis für Arbeitgeber bei Anwen- 
dimg des § 19 a EStG sind in der Institution Steuerli- 
che Maßnahmen enthalten. 

180. Die Leistungen im Rahmen der Vermögensbil- 
dung sind von 1984 bis 1989 von 11,6 Milliarden DM 
um 6 Prozent auf 10,9 Milliarden DM zurückgegan- 
gen. Dies ist vor allem auf das Auslaufen der Förde- 
nmg nach dem Spar-Prämiengesetz und auf die Wir- 
kimg der gesetzlich festgelegten Einkonunensgren- 
zen, insbesondere bei der Fördenmg nach dem Woh- 
nimgsbau-Prämiengesetz zurückzuführen. Diese 
rückläufige Entwicklung wurde durch die Expansi- 
on bei anderen Förderungsformen abgemildert: Die 
Zimahme der Beschäftigten führte zusammen mit 
der Erhöhung des Fördenmgsrahmens zu steigen- 
den Arbeitgeberleistungen nach den Vermögensbil- 
dungsgesetzen. Außerdem wurde die Steuervergün- 
stigung für die Überlassung von Vermögensbeteili- 
gungen an Arbeitnehmer in zunehmendem Maße in 
Anspruch genommen. Für 1990 wird — insbesondere 
wegen des Auslaufens der Förderung bei den Geld- 
sparformen nach dem Vermögensbildungsgesetz 
und wegen der Herabsetzung des Förderungssatzes 
beim Bausparen — trotz der Erhöhung der Einkom- 
mensgrenzen nach dem Vermögensbildungsgesetz 
und dem Wohnungsbau-Prämiengesetz nnt einem 
deutlichen Rückgcing der Leistungen zur Vermö- 
gensbildung auf 10,3 Milliarden DM gerechnet. Die 
weiter steigenden Arbeitgeberleistungen mildem 
diese Entwicklung allerdings ab. 


Finanzierung 

181. Die Sparprämie hat der Bimd allein getragen. 
Die Wohnungsbauprämie tmgen Bund imd Länder 
bis 1984 je zur Hälfte,* seit 1985 wird sie allein vom 


Bund finanziert. Die Arbeitnehmer-Sparzulage, die 
zu Lasten des Lohnsteueraufkommens gezahlt wird, 
und die Vergünstigimgen nach dem Einkommen- 
steuergesetz werden von Bund, Ländern imd Ge- 
meinden entsprechend ihrem Anteil an der Lohn- 
und Einkommensteuer finanziert. 


Steueriiche Maßnahmen 

182. In dieser Institution werden steuerliche Maß- 
nahmen zusammengefaßt, die zum Teil sehr unter- 
schiedlichen Charakter haben. 

— Als „sozialpolitisch begründete Maßnahmen“ 
werden jene steuerlichen Normen bezeichnet, 
die Subventions-, Anreiz- oder Fördenmgsziele 
verfolgen. Sie weichen damit vom Prinzip der 
steuerlichen Leistimgsfähigkeit ab. 

— Unter „Maßnahmen wegen geminderter steuerli- 
cher Leistungsfähigkeit“ werden Normen ver- 
standen, die dem Grundsatz der Besteuerung 
nach der finanziellen Leistimgsfähigkeit Rech- 
mmg tragen. Hierzu gehören vor allem Vorschrif- 
ten, die Ehe und Familie betreffen und solche Be- 
lastungen berücksichtigen, denen sich der Ein- 
zelne nicht entziehen karm. 

— Beim „Splitting-Verfahren für Ehegatten“ handelt 
es sich um eine an dem Schutzgebot des Grund- 
gesetzes und der wirtschaftlichen Leistungsfä- 
higkeit der Ehepaare orientierte sachgerechte 
Besteuerung — nicht um eine Steuervergünsti- 
gimg. Das Splitting-Verfahren entfaltet nur dann 
eine Entlastimgswirkung, wenn die Ehegatten 
unterschiedlich hohe Einkünfte haben. Auf- 
grund erheblicher Schätzprobleme — rechtli- 
cher, datenmäßiger und methodischer Art — be- 
ziffern die Angaben in vereinfachender Weise 


181 


Drucksache 11/7527 


Deutscher Bundestag — 11> Watiiperiode 


Übersicht 43 


Steuerliche Maßnahmen 


in MiUionen DM') 



1984 

1988 

1989 

1990 

A, Sozialpolitisch begründete 
Maßnahmen 

Einkommensteuer: 

Erhöhte Absetzungen für Wohn- 
gebäude^) 

5100 

5000 

5700 

5300 

Kinderkomponente für erhöhte 
Wohngebäudeabsetzungen 

335 

825 

945 

1050") 

Steuerbegünstigtes Bausparen 

1010 

630 

600 

320") 

Beteiligungssparen nach § 19a 

110 

210 

225 

225 

Kleinbetriebs Vergünstigung ^ ) 

225 

240 

250 

— 

Aufwendungen für Berufsausbildung 

35 

80 

80 

70 

Zuschläge für Sonntags-, Feierlags- 
und Nachtarbeit 

940 

1240 

1300 

1050") 

Zukunftssicherungsleistungen'^) 

840 

1350 

1420 

930") 

Zukunftssicherungsfreibetrag 

500 

500 

500 


Erweiterter Schuldzinsenabzug®) 

1 200 

300 

— 

— 

Ver/nögensfeuer: 

.Altersfreibetrag 

40 

25 

25 

25 

Andere Steuern: 

Kfz-Steuerbefreiung für Körper- 
behinderte 

150 

150 

170 

170 

G runds teuerer mäßigung 

1240 

1000 

975 

975Ü 

Summe A 

11725 

11550 

12190 

10115 

B. Maßnahmen wegen geminderter 
steuerlicher Leistungsfähigkeit 

Einkommensteuer: 

Kinderfreibeträge 

1800 

7900'^) 

8000 

8500") 

Altersfreibetrag 

490 

480 

480 

-ü 

Haushaltsfreibetrag^) 

900 

810") 

820 

810") 

Außergewöhnliche Belastungen 

280 

410 

730 

820") 

Außergewöhnliche Belastungen in 
besonderen Fällen 

2 no 

2990") 

3000 

2480=) 

Pauschbeträge für Körperbehinderte 
u,a. 

950 

1250 

1300 

U60 

Pflegepauschbetrag 

— 

— 

— 

120 

Kinderbetreuungskosten Allein- 
stehender 



160 

160 

160 

Freibeträge für Flüchtlinge''^) 

2 

2 

5 

5 

Realsplitting^') 

liö 

180 

190 

200 

Vermögens teuer 

Ehegattenfreibetrag 

310 

315 

320 

325 

Kinderfreibetrag 

135 

100 

105 

HO 

Summe B 

7087 

14597 

15110 

14690 

Summe A und B 

18812 

26147 

27300 

24805 

C. Splitting-Verfahren für Ehegatten 
(Einkommensteuer) 

25000^) 

24600^) 

25700^) 

23400"} 

Summe A, B und C 

43812 

50747 

53000 

48205 


') Beträge nach EnLstehujigsjahren 

Nach §§ 7 b und 54 Einkommensteuergeseiz; ab 1987: § iOe EStG 

Bis 1989 Steuerermäßigung für Arbeitgeber mit bis zu 60 Beschäftigten wegen der an diese gezahlten v ermö genswirk - 
Samen Leistungen 
*) Sehr grobe Schätzung 
*) Änderung des Gesetzes 

* Pauschalierung der Lohnsteuer bei Zukunftssicherungsleistungen (§ 40b EStG) 

Abschaffung im Zusammenhang mit der Steuerreform 1990 
Für bis 1986 neugebaute selbstgenutzte Häuser und Eigentumswohnungen 
*) Für Alleinstehende mit Kind 

Und ihnen gleichgestellte Personen 
") Für dauernd getrennt lebende oder geschiedene Ehegatten 
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Indirekte Leistungen 


Anteil am Sozialbudget und 
Struktur nach Institutionen 1989 



BMA Ib2 


nur das rechnerische Mehraufkommen bei 
Grundtarifbesteuerung eines jeden Ehegatten 
mit seinen Einkünften. Die ausgewiesenen Beträ- 
ge können nicht als Steuervorteile des Splitting- 
Verfahrens angesehen werden. 

183. Die steuerlichen Maßnahmen werden im Be- 
richtszeitraum entscheidend durch die dreistufige 
Steuerreform 1986, 1988 und 1990 geprägt, deren Ent- 
lastungsiimfang auf insgesamt 49 Milliarden DM ge- 
schätzt wird. Das Schwergewicht dieser Entlastimg 
liegt bei den unteren und mittleren Einkommen so- 
wie bei den Familien. Im Hinblick auf den hier ver- 
wendeten Katalog steuerlicher Maßnahmen ist be- 
züglich der Gesetzesändenmgen vor allem die An- 
hebung des Kinderfreibetrages, der Ausbildimgs- 
freibeträge, des Haushaltsfreibetrages sowie der 
Höchstbeträge für bestimmte außergewöhnliche Be- 
lastungen zu nennen. Quantitativ wirkte sich ganz 
besonders die Neugestaltung des Einkommmen- 
steuertarifs nut einer deutlichen Anhebung des 
Grundfreibetrages und einer kräftigen Absenkimg 
der Grenzbelastung aus. 

184. Insgesamt beliefen sich die steuerlichen Maß- 
nahmen 1989 auf 53 Milliarden DM. Gegenüber 1984 
ist das ein Anstieg um gut ein Fünftel. Die Entwick- 
lung wird dabei wesentlich von der Mindenmg der 
Wirkimg des Ehegattensplittings beeinflußt, das zur 
Zeit knapp die Hälfte des Gesamtvolumens aus- 
macht. Das Volumen des Ehegatten-Splittings ver- 
minderte sich in den Jahren 1988 und 1990 als Folge 


der Progressionsabschwächung durch die zweite 
und dritte Stufe der Steuerreform. Dies hat dazu bei- 
getragen, daß die Gesamtsumme der steuerlichen 
Maßnahmen in den betreffenden Jahren abnimmt. 
1989 hatten die steuerlichen Maßnahmen einen An- 
teil von 7,8 Prozent am Sozialbudget. 

1 85. Die steuerlichen Maßnahmen gehen zu Lasten 
der öffentlichen Einnahmen. Die Beträge verteilen 
sich entsprechend der Aufteilung der einzelnen 
Steuern auf Bund, Länder und Gemeinden. 


Vergünstigungen im Wohnungswesen 

186. Die Vergünstigungen im Wohnungswesen 
sind sowohl Zinsermäßigimgen (bei Deurlehen aus 
öffentlichen Haushalten) als auch Zuschüsse zu Zins- 
und Tilgungslasten. Sie sollen die Aufwendungen 
der privaten Haushalte für Wohnen mindern. Im ein- 
zelnen handelt es sich um Baudarlehen und Aufwen- 
dungshilfen (Darlehen und Zuschüsse) sowie Investi- 
tionszuschüsse im Rahmen 

— des Sozialen Wohnungsbaus, 

— der Wohnungsfürsorge der öffentlichen Arbeit- 
geber, 

— des Lastenausgleichsfonds (Zinsermäßigimg für 
Aufbaudarlehen). 

187. Die Gesamtleistimgen stiegen seit 1984 von 5,2 
Milliarden DM um gut ein Zehntel auf nmd 5,8 Mil- 
liarden DM im Jahre 1989. Die Leistungen im einzel- 
nen wiesen dabei unterschiedliche Entwicklimgen 
auf. Die Zinsermäßigungen im sozialen Wohnungs- 
bau nahmen in diesem Zeitraum kontinuierlich um 
gut ein Drittel auf fast drei Viertel der Gesamtlei- 
stungen zu. Rückläufig dagegen waren in dieser Zeit 
die Zinsermäßigungen der Wohnungsfürsorge öf- 
fentlicher Arbeitgeber und des Lastenausgleichs so- 
wie — ab 1986 — die Zins- und Tilgungszuschüsse 
des sozialen Wohnungsbaus. Die Leistimgen für den 
sozialen Wohnungsbau werden jedoch im Jahre 1990 
wieder ansteigen. Insgesamt belaufen sich dann die 
Vergünstigimgen im Wohnungswesen auf rund 6,2 
Milliarden DM. Das bedeutet gegenüber 1989 einen 
Anstieg um 8 Prozent. Ihr Anteil am Sozialbudget 
beträgt zur Zeit 0,9 Prozent. 

188. Die Vergünstigimgen im Wohnungswesen 
werden aus Mitteln des Bundes (einschl. des Lasten- 
ausgleichsfonds), der Länder und Gemeinden finan- 
ziert. 
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Vergünstigungen im Wohnungswesen 
Leistungen ln Millionen DM 



1984 

1988 

1989 

1990 

Sozialer Wohnungsbau 

4740 

5620 

5440 

5910 

— Zins- und Tügungszuschtisse 

1500 

1680 

1270 

1520 

— Zinsermäßigungen 

3240 

3940 

4170 

43m 

Wohnungsfürsorge der öffentlichen 
Arbeitgeber (Zinsemiäßigungen) 

420 

360 

340 

330 

Lastenausgleich (Zinsermäßigungen) 

40 

— 

— 

— 

Leistungen Sozialbudget 

(Einkoinmensleistungen) 

5200 

5980 

5780 

6240 


5. Finanzierung 

189. Die Leistungen des Sozialbudgets werden zu 
fast 65 Prozent durch Beiträge und zu 33 Prozent 
durch Zuweisungen finanziert. Rund zwei Prozent 
sind Zinsen, Gebühren und übrige Einnahmen. Die 
Mittel werden zu gut 31 Prozent von Unternehmen, 
zu knapp 40 Prozent von öffentlichen Haushalten 
und zu rund 28^5 Prozent von privaten Haushalten 
aufgebracht. 


Beiträge 

190, Der Anteil der Beiträge an der Gesamtfinan- 
ziexung nimmt zu, und zwar von 63,6 (1984) auf 64,4 
Prozent (1989). Für 1990 wird mit einem Anteil von 
64,8 Prozent gerechnet. Die Gesamtheit der Beiträge 
besteht aus recht unterschiedlichem Komponenten. 
Einesteils gibt es die — größtenteils an Versiche- 
rungspflicht gebundenen — Beiträge zu den großen 
Systemen der Sozialversicherung, die meist je zur 
Hälfte von Arbeitgebern und Arbeitnehmern aufge- 
bracht werden; das sind rund zwei Drittel aller Bei- 
träge. Andererseits gibt es die Beiträge der Arbeits- 
losen, Rentner und Rehabilitanden, die zum größe- 
ren Teil von den Sozialversicherungsträgem erstat- 
tet werden; das sind rund zehn Prozent aller Versi- 
cherungsbeiträge, Und drittens handelt es sich um 
unterstellte Beiträge von Arbeitgebern für direkte 
Leistungen an Beschäftigte und ehemalige Beschäf- 
tigte (etwa 23 V 2 Prozent des gesamten Beitragsauf- 
kommens). 

191 , Versicherte und Arbeitgeber brachten 19Ö4 
288 Milliarden DM an Beiträgen auf (tatsächliche 
Beiträge), Diese Summe hat sich bis 1989 auf nmd 
365 Milliarden DM erhöht, sie wird 1990 voraussicht- 
lich auf 379 Milliarden DM steigen. 

192 , Der Gesamtbeitrag für Arbeitnehmer zur Ren- 
ten-, Kranken- und Arbeitslosenversicherung, den 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber grundsätzlich je zur 
Hälfte übernehmen, betrug 1984 durchschnittlich 
34,5 Prozent des beitragspflichtigen Entgelts, Seit- 
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dem wurden die Sätze in der Rentenversicherung 
und in der Arbeitslosenversicherung mehrfach va- 
riiert; seit Januar 1990 beträgt der Gesamtbeitrag 
durchschnittlich 35^2 Prozent der beitragspflichti- 
gen Entgelte. Hervorzuheben ist, daß der durch- 
schnittliche Beitragssatz zur Krankenversicherung 
Anfang 1990 rückläufig war. 

193, „Unterstellte Beiträge für Arbeitgeber" sind 
Fmanzierungsmittelr die von öffentlichen und priva- 
ten Arbeitgebern für gesetzliche, vertragliche und 
freiwillige Leistungen aufgebracht werden, z,B, für 
die Entgeltfortzahlung, für Betriebsrenten sowie im 
öffentlichen Dienst für Beihilfen. Diese Beiträge 
werden in Höhe der Anforderungen angesetzt. Sie 
folgen also mittelbar im allgemeinen der Lohn- und 
Gehaitsentwicklung sowie — gegebenenfalls — der 
Inanspruchnahme von Gesundheitsleistungen oder 
der Zahl der Ruhegelder, Insgesamt waren das für 
1989 93 Milliarden DM, für 1990 wird mit 97 Milliar- 
den DM gerechnet. Bei der Finanzierung der Pensio- 
nen im öffentlichen Dienst wird — wie Ln den Volks- 
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1984 

1988 

1989 

1990 

Beiträge 

366,6 

438,9 

457,8 

476,0 

Beiträge der Arbeitnehmer 

111,1 

135,6 

141,1 

146,9 

Beiträge der Selbständigen 

6.2 

7,4 

7,9 

8,1 

Beiträge v. Rentnern u. sonst. Personen 

14,1 

22,8 

24,8 

25,8 

Beiträge der Sozialversicherungsträger 

23,3 

21,6 

23,0 

23,8 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 

133,4 

161,4 

168,0 

174,3 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 

78,5 

90,1 

93,0 

97,1 

Zuweisungen 

196,1 

226,7 

239,6 

244,4 

aus öffentlichen Mitteln ‘) 

184,2 

213,7 

226,2 

230,4 

sonstige Zuweisungen 

11,8 

13,0 

13,4 

14,1 

Sonstige Einnahmen 

13,4 

14,7 

13,5 

14,0 

insgesamt . . . 

576,1 

680,3 

710,9 

734,4 

*) Darin sind enthalten an Ehegattensplitting: 

25,0 

24,6 

25,7 

23,4 


Auf Nr. 182 wird verwiesen: Das Splittingverfahren stellt keine Steuervergünstigung dar. 
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1 95. Über ein Viertel der Zuweisungen aus öffentli- 
chen Mitteln entfällt auf die Fianzierung der indi- 
rekten Leistungen, ist also kein Zahlimgsstrom im 
Sinne der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun- 
gen. Die übrigen Zuweisimgen aus öffentlichen Mit- 
teln verteilen sich imter anderem auf Sozial- und Ju- 
gendhilfe (19 Prozent der Gesamtsumme), Renten- 
versicherung (19 Prozent), Soziale Entschädigung 
(6 Prozent), Pensionen (außer den imterstellten Bei- 
trägen noch 6 Prozent), Arbeitsförderung (5 Prozent) 
imd Förderung der Vermögensbildung (1 Prozent). 


Sonstige Einnahmen 


BMA Ib2 


wirtschaftlichen Gesamtrechnungen — ein Teil des 
Aufwands den Zuweisungen aus öffentlichen Mit- 
teln zugeordnet. 


196. Sonstige Einnahmen sind nur für wenige Ein- 
richtungen von Bedeutung. Überwiegend bestehen 
sie aus Zinsen und anderen Vermögenserträgen. Am 
Gesamtbudget sind sie mit rund zwei Prozent betei- 
ligt. 


Unternehmen 


Zuweisungen ^ 

194. Die Zuweisimgen aus öffentlichen Mitteln des 
Bundes, der Länder und der Gemeinden liegt in den 
Jahren, des Berichtszeitraums bei rund einem Drittel 
der Einnahmen. Sie nehmen von 184 Milliarden DM 
1984 bis 1989 auf 226 imd bis 1990 voraussichtlich auf 
230 Milliarden DM zu. Bei den Zuweisungen aus 
nichtöffentlichen Mitteln (rund 14 Milliarden DM) 
handelt es sich um Zuweisimgen von Wirtschaftsun- 


197. Im Sozialbudget werden die Finanzierungs- 
mittel entsprechend ihrer Herkunft dargestellt. Un- 
ternehmen tragen mit Arbeitgeberbeiträgen und un- 
terstellten Beiträgen zur Finanzierung bei, in gerin- 
gem Umfang auch mit Zuweisungen. Insgesamt er- 
reichten die Mittel, die von den öffentlichen und pri- 
vaten Wirtschaftsuntemehmen aufgebracht wurden, 

1989 eine Höhe von 221 Milliarden DM. Sie werden 

1990 voraussichtlich 229 Milliarden DM erreichen. 
Das sind rund zehn Prozent des Bruttosozialprodukts 
und fast ein Drittel des Sozialbudgets. 
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Finanziemng nach Quellen 

La Milliarden DM 



1984 

3988 

1989 

1990 

Unternehmen 

182,8 

213,3 

221,1 

229,3 

Bund 

121,2 

135,3 

141,3 

145,3 

Länder 

63,3 

76,0 

79,6 

80,1 

Gemeinden 

43,2 

54,8 

59,9 

62,2 

Sozialversichening 

1,1 

L8 

1,9 

1,9 

Private Organisationen 

3.3 

4,0 

4,1 

4,2 

Private Haushalte 

161,0 

195,0 

202,8 

211,0 

Übrige Welt 

0.1 

0,2 

0,3 

0,3 

insgesamt . . . 

576,1 

680,3 

710,9 

734,4 


Anmerkung : 

Darin sind enthalten an EhegattenspJitLLng: 25^0 24,6 25,7 23,4 

Auf Nr. 182 wird verwiesen: Das Splilüngverfahren stellte keine SteuervergdnsUgung dar. 
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Finanzierung 

Zuweisungen der Gebietskörperschaften 1989 
in Millionen DM 



insgesamt 

Bund 

Länder 

Gemeinden 

Rentenversicherung 

42268 

42268 

— 

— 

Krankenversicherung * 

146? 

1 466 

1 

— 

Unfallversicherung * 

454 

453 

1 

— 

Arbeitsförderung 

11093 

10824 

268 

1 

Kindergeld') 

13986 

13966 

— 

— 

Erziehungsgeld 

4048 

4042 

6 

— 

Altershilfe Landwirte 

3026 

3026 

— 

— 

Pensionen*) 

14175 

8889 

2669 

2617 

Familienzuschläge 

6546 

1148 

3837 

1561 

Beihilfen 

65 

12 

41 

12 

Zusatzversorgung h 

65 

65 

— 

— 

Soziale Entschädigung*) 

13102 

11768 

1105 

229 

Lastenausgleich 

1130 

711 

350 

69 

Wiedergutmachung . . , * 

1740 

852 

888 

— 

Sonstige Entschädigungen 

781 

729 1 

— 

52 

Sozialhilfe*) 

31485 

1750 

7335 

22400 

Jugendhilfe*) 

12040 

460 

3830 

7750 

Ausbildungsförderung*) 

516 

317 

199 

■— 

Wohngeld * 

396? 

2123 

1742 

102 

ÖffentL Gesundheitsdienst 

1716 

151 

705 

860 

Förderung der VeTmögensbildung . , * . , 

3202 

1681 

1077 

444 

insgesamt (direkte Leistungen) 

166872 

106721 

24054 

36097 

Steuerliche Maßnahmen ü ^ ... 

52999 

21 039 

22463 

8697 

Vergünstigungen im Wohnungswesen . 

5780 

2250 

3530 

— 

insgesamt (Sozialbudget) 

225651 

130810 

50047 

44794 


einschließlich Verwaltungskosten 

darin sind 25,7 Mrd. DM für Ehegaltensplitting enthalten (vgl Nr. 218) 
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Bund, Länder und Gemeinden 

198 . Die Haushalte von Bund, Ländern und Ge- 
meinden sind an der Finanzierung der SonalleisLun- 
gen mit gesetzlichen Zuweisungen (z.B. Bundeszu- 
schüsse an die Rentenversicherung), als Träger von 
Einrichtungen (z. B* Sozialhilfe) sowie als Arbeitge- 
ber oder Dienstherren (z. B. Beiträge zur Sozialversi- 
cherung, Entgeltfortzablung im Krankheitsfall, Pen- 
sionen und Beihilfen} beteiligt außerdem bei den in- 
direkten Leistungen (z. B. bei den steuerlichen Maß- 
nahmen als Träger des Einnahmeausfalls). Der An- 
teil an der Gesamtfinanzierung am Sozialbudget, der 
von der öffentlichen Hand getragen wird, beträgt im 
Berichtszeitraum knapp 40 Prozent; er nahm leicht 
ab, was weniger mit rückläufiger Beteiligimg, ads 
vielmehr mit der steigenden Expansion der beiitags- 
finanzierten Einrichtungen der Sozial versichenmg 
zusammenhängt. 

199 . Von den Zuweisungen durch die Gebietskör- 
perschaften trägt der Bund mit 58 Prozent die Haupt- 
last. Dabei bandelt es sich vor allem um die ßundes- 
zuschüsse zur Rentenversicherung, die Defizitdek- 
kimg der Bundesanstalt für Arbeit, die Finanzierung 
des Kindergeldes und der sozialen Kriegsfolgela- 
sten. Die Länder sind an der Sozial- und JugendhiLfe 
— gemeinsam mit den Gemeinden — und anleüsmä- 
ßig mit dem Bund an Ausbildungsfördenmg, Wohn- 


geld und Vermögensbüdung beteiligt. Ihr Anteil be- 
lief sich 1989 auf 22 Prozent. Die Gemeinden tragen 
die Hauptlast an der Sozial- und Jugendhilfe; ihr An- 
teil an den Zuweisungen der Gebietskörp erschaffen 
betrug 1989 20 Prozent mit leicht steigender Ten- 
denz. 

200, Vom Anteil, den die Gebietskörperschaften 
für Ihre Bediensteten an den tatsächlichen unter- 
stellten Sozialbeiträgen zu tragen haben, fällt auf die 
Länder mit rund 55 Prozent der größte Teil. Die Ge- 
meinden tragen 26 und der Bund 19 Prozent, 

201. Insgesamt verteilen sich die Lasten, die die 
Gebietskörperschaften übernehmen, zu 50 Prozent 
auf den Bund, zu 29 Prozent auf die Länder und zu 21 
Prozent auf die Gemeinden. 


Private Haushalte 

202, Die privaten Haushalte trugen 1984 mit 161 
Milliarden DM zur Finanzierung des Sozialbudgels 
bei. 1990 werden es voraussichtlich 211 Milliarden 
DM sein. Im Laufe der Berichtsjahre stieg der Anteil 
der privaten Haushalte an der Gesamlfinanzierung 
von 28 auf 28,5 Prozent 


Übersicht 48 


Finanzierung 

Sozialbeiträge der Gebietskörperschaften 1989 
in Millionen DM 



gesamt 

1 Bund 

1 Länder 

Gemeinden 


Tatsächliche Sozialbeiträge 

Rentenversicherung 

8995 

1198 

3721 

4076 

Krankenversicherung 

5274 

1032 

1875 

2367 

Unfall Versicherung 

1033 

169 

175 

689 

Arbeitsfördenmg 

2013 

373 

709 

933 

Zusa tz vers orgung 

4131 

1377 

1377 

1377 

Summe . . , 

21 448 

4149 

7857 

9442 


Unterstellte Beiträge 

Pensionen 

19060 

3625 

13600 

1835 

Beihilfen 

6167 

1004 

434? 

816 

Entgeltfortzahlung 

6166 

110? 

3320 

1739 

Summe . , . 

31393 

5736 

21267 

4390 

Sozialbeiträge insgesamt 

52841 

9885 

29124 

13832 
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Finanzlenuig 

Anteil der Gebietskörperschaiten am Sozialbudget 1989 

in % 



gesamt 

Bund 

Länder 

Gemeinden 

Zuweisungen (einschließlich indirekte 
Leistungen) 

31,7 

18,4 

7.0 

6,3 

Tatsächliche Sozialbeilräge 

3,0 

0,6 

LI 

1,3 

Unterstellte Soziaibeiträge 

4,4 

0,8 

3,0 

0,6 

Anteile insgesamt 

39,2 

19,8 

1L2 

8,2 


Übersicht 50 


Lohnabzüge und Einkommen 1986 bis 1990 



Einheit 


Jah resd u rchschn i It 



1986 

1987 

1988 

1989 

1990'} 

Beitragssätze (Arbeitnehmeranteil) 

Rentenversicherungen der Arbeiter und 







der Angestellten 

% 

9,6 

9,35 

9,35 

9,35 

9,35 

Krankenversicherung 

% 

6,1 

6,3 

6,45 

6.45 

6,3 

Bundesanstalt für Arbeit 

% 

2,0 

2,15 

2,15 

2,15 

2,15 

Insgesamt 

Anteile an der Bruttolohn- und 
-gehaltsumme 

(Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung) 

% 

17,7 ' 

17,8 

17,95 

17,95 

1 17,8 

Sozialbeiträge 

% 

14, a 

14,8 

15,0 

15,0 

14,9 

Lohnsteuer 

% 

17,8 

18,6 

18,2 

18,9 

17,2 

Lohnabzüge insgesamt 

% 

32,6 

33,4 

33,2 

33,9 

32,1 

Nettolohn- und -gehaltsumme 

Lohn eines männlichen Facharbeiters in 

der Industrie 

(verheiratet, Steuerklasse III/O) 

% 

67,4 

66,6 

66,8 

66,1 

67,9 

Brutto wo chenl 0 hn 

DM 

767,00 

791.00 

822,00 

852,00 

885,00 

Arbeitnehmerbeiträge 

DM 

135,76 

140,80 

147,55 

152,93 

157,53 

Lohnsteuer 

DM 

97,92 

102,55 

107,17 

113,20 

95,27 

Nettowochenlohn 

DM 

533,32 

347,65 

567,28 

585,87 

632,20 

Anteil des Nettolohns am Bruttolohn 

Rentenniveau (Altersruhegeld der Renten- 
versicherungen der Arbeiter und der Ange- 
stellten, Bestandsrente im Kalenderjahr, 

45 amechnungsfähige Versicherungsjahre) 
gemessen am 

% 

69,5 

69,2 

69,0 

68,8 

71,4 

Bruttoentgelt 

% 

50,7 

50,8 

51,0 

51,0 

rd,50 

Nettoentgelt 

eines vergleichbaren Versicherten 

% 

71,6 

72,1 

71,8 

72,4 

rd. 70 


') teilweise geschätzt, Stand: Jahresprojektion der Bundesregierung Januar 1990, z,T. ongepaOt an neue statistische Basis 
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III. Wirtschaftliche und soziale Zusammenhänge 


1. Entwicklung von Verdiensten und Kaufkraft 

203 , Die Bruttolohn- und -gehaltssumine je be- 
schäftigten Arbeitnehmer betrug 1989 38 309 DM- 
Sie war damit ISmal höher als 1950, aJs sie 2 918 DM 
betrug. Dies entspricht einer durchschniltlichen Zu- 
nahme von 6,8 % pro Jahr. 

204 , Die jährlichen Nettoiöhne je beschäftigten Ar- 
beitnehmer haben sich gleichzeitig verzehnfacht, 
1950 betrugen sie 2 551 DM, 1989 25 327 DM. Der 
durchschnittliche Zuwachs betrug damit 6,1 % pro 
Jahr. Der ün Vergleich zur Entwicklung bei den 
Bruttolöhnen geringere Anstieg ist in erster Linie 
auf die progressive Einkommensbesteuerung zu- 
rückzuführen. 

205 , Die hieraus auf der Preisbasis 1985 berechne- 
ten jährlichen Nettoreal Verdienste sind von 7 730 
DM 1950 auf 24 376 DM 1989 gestiegen. Sie haben 
sich damit mehr als verdreifacht; der durchschnitt- 
liche Zuwachs pro Jahr betrug 3,0%. 

206 , Von 1983 bis 1989 sind die NettorealverdiensLe 
um insgesamt 6,0% angestiegen. Dahinter stehen 
gegenläxofige Entwicklungen: Zwischen 1979 und 
1985 waren die Netlorealverdienste der Arbeitneh- 
mer noch um 7.8 % gesunken — bis 1982 kräftig, da* 
nach von Jahr zu Jahr schwächer, 1989 lagen sie hin- 
gegen um 7,1 % höher als 1985. 

207 , Die positive Entwicklung der Nettorealver- 
diensle wurde hauptsächlich durch die Politik stabi- 
ler Preise imd die Steuerreform bewirkt. Im Zeit- 
raum 1962 bis 1989 erhöhten sich die Preise für die 
Lebenshaltung von Arbeitnehmerhaushalten mit 
mittlerem Einkommen um 12,1 %, im gleich langen 
Zeitraum 1975 bis 1982 hingegen noch um 35,5 %; der 
Anstieg der Lebenshaltungskosten lag damit im 
Zeitraum 1982 bis 1989 um rd. zwei Drittel niedriger 
als im Zeitraum 1975 bis 1982. 41 % der Steigerung 
des verfügbaren Einkommens, die ein Durch- 
schnitts verdien er (verheiratet, zwei Kinder) zwi- 
schen 1985 und 1990 verzeichnen kann, sind steuer- 
lichen Entlastungen zuzuordnen. 

208 , Die Bundesregierung rechnet auch für 1990 
mit einem weiteren deutlichen Anstieg der realen 
Nettoverdienste, der hauptsächlich auf die Entla- 
stimgs Wirkungen durch die dritte Stufe der Steuer- 
reform zurückzufühlen ist. Der Anstieg dürfte — ab- 
geleitet aus der gesamtwirtschaftlichen Projektion 
des Jahreswirtschaftsberichts für 1990 — etwa 4% 
betragen. 


2, Volkswirtschaftlrche Gesamtrechnungen 

209 , Die Soziale Sicherung stellt sich in gesamt- 
wirtschaftücher Sicht als Umverteilung von Ein- 
kommen und als Bereitstellung von Gütern und 
Dienstleistungen dar. Die Sozialleistungen und ihre 
Finanzierung haben einen erheblichen Anteil an 
den Geld- imd Güterströmen in der Volkswirtschaft. 
Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung und die Ein- 
nahmen und Ausgaben für die Soziale Sicherung be- 
einflussen sich gegenseitig. Die damit gegebene en- 
ge Verflechtung von Wijtschafts-, Finanz- und So- 
zialpolitik verlangt eine sorgfältige Abstimmung. 

210 , Die Grundarmahmen über die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung entsprechen denjenigen 
Daten, die auch dem Jahres wLrtschaftsbericht 1990 
der Bundesregierung zugrunde Hegen. 

211, Die Vorausberechnungen des Sozialbudgets 
werden mit den gesamtwirtschaftlichen Vorausbe- 
rechnungen abgestimmt, die Ergebnisse des Sozial- 
budgets werden in das Darstellungskonzept der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen umge- 
selzt. Die Zahlen des Sozialbudgets für die Einnali- 
men und Ausgaben der Sozialversicherung und für 
die SozialleisLimgen anderer Bereiche werden in ei- 
nem geschlossenen Tabellensystem nach Ausschal- 
tung der methodischeii Unterschiede in die entspre- 
chenden Kategorien der Volkswirtschaftlichen Ge- 
samlrechnungen überführt. In Übersicht 51 ist das 
zusammengefaßte Sozialversicherungskonto für das 
Jahr 1990 wiedergegeben, das auf den Angaben des 
Statistischen Bundesamtes für die Jahre 1988 und 
1989 aufgebaut ist und aus den Berechnungen des 
vorliegenden Sozialbudgets abgeleitet wurde. Im 
Materiaiband werden Erläuterungen zum Umsel- 
zungsverfahien und zu den einzelnen Umsetzungs- 
positionen gegeben. 

212, Die beim Einbau des Sozialbudgets in die 
Volks wirtscbaOtichen Gesamtrechnungen aufgetre- 
tenen statistischen Differenzen gehen vor allem auf 
den untersclüedlichen statistischen Informalions- 
stand zurück, der zu den Bearbeitimgs- und Fertig- 
stellungszeilpunkten von Sozialbudget tmd Volks- 
wirtschaftlichen Gesamlrechnu.ngen des Statisti- 
schen Bundesamtes gegeben ist. 

213 , Die Darstellimg der SozialJeis langen und ih- 
rer Finanzienrng nach dem Konzept der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnungen erfüllt im Sozial- 
budget die Aufgabe, die Übereinstimmung zwischen 
Sozialbudget und gesamtwirtschaftlichen Vorausbe- 
rechnungen zu belegen; so erleichtert sie die Inter- 
pretation von Kennzahien, die aus den Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnungen für den Bereich der 
Sozialen Sicherung abgeleitet werden können. 
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Abstimmimg des Sozialbudgets mit den VolkswirtscbaitUchen Gesamtiectmongen 

in Milliarden DM 



1988 

1989 

1990 

a) Soziaiversicherungskonto 

Beiträge 

Ausgangsdaten des Sozialbudgets 

340.613 

356,125 

370,037 

Methodische Umsetzungen * 

4 1.200 

4 1,270' 

4 1,310 

Statisüsche Differenz 

4 0,317 

4 0,895 

4 1,053 

Ansatz im Sozialversichenmgskanto 

342,130 

358,290 

372,400 

öffentliche Mittel 

Ausgangsdaten des Sozialbudgets ‘ ) 

46.966 

50,243 

54,241 

Methodische Umsetzungen 

4 0,674 

4 0,670 

4 0,650 

Statistische Differenz ! 

“ 0,080 

4 0,327 

4 0.309 

Ansatz im Sozialversicherungskonto 

47,560 

51,240 

55,200 

Sonstige Einnalunen 

Ausgangsdaten des Sozialbudgets 

8,253 

8,732 

8,803 

Methodische Umsetzungen 

- 0,674 

- 0,670 

- 0,650 

Statistische Differenz 

4 0,021 

4 0,198 

4 0,247 

Ansatz im Sozialversichenmgskonto 

7,600 

8,260 

8,400 

Geleistete Übertragimgen 

Ausgangsdaten des Sozialbudgets^) 

249,853 

258,501 

271,326 

Methodische Umsetzungen 

4 6,048 

4 6,527 

4 8.880 

Statistische Differenz 

- 0,381 

- 0,638 

- 0,606 

Ansatz im Sozialversicherungskonto 

255,520 

264,390 

279,600 

Endnachfrage 

Ausgangsdaten des Sozialbudgets^) 

144,402 

141,128 ' 

148,412 

Methodische Umsetzungen 

- 3,628 

- 4,13? 

- 6,290 

Statistische Differenz 

- 0,394 

4 0,919 

4 0,878 

Ansatz im Sozialversicherungskonto 

140,380 

137,910 

143,000 

Finanzienmgssaldo 

Ausgangsdaten des Sozialbudgets 

1,577 

15,471 

13,343 

Methodische Umsetzungen 

- 1,220 

- 1,120 

- 1,280 

Statistische Differenz 

4 1,033 

4 1,139 

4 1,337 

Ansatz im Sozialversicherungskonto 

1,390 

15,490 

13,400 

b) Soziale Leistungen anderer Sektoren an 
private Haushalte 

Ausgangsdaten des Soziaibudgets 

125,954 

131440 

135,149 

Methodische Umsetzungen ........... 

- 0,480 

4 0,680 

- 0,610 

Statistische Differenz 

4 0,246 

4 0,360 

4 0.461 

Ansatz in den Volkswirtschaftlichen 

Gesamtrechnungen 

125,720 

132,180 

135,000 


') Einschließlich Verrechmmgseinn ahmen von Kindergeld und Kriegsopferversorgung 
^ Einschließlich Verrechnungsausgaben an Pertsionen 

Einschließlich V errechn ungsausgaben an Farmlietmischläge und Beihilfen 
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Übersicht 52 

Sozialversicherungskonto der Volkswirtschaitlichen Gesamtrechnungen 

in Milliarden DM 



1988 

1989 

1990 

Einnahmen 

397,290 

417.790 

436,000 

Beiträge 

342,130 

358,290 

372,400 

Tatsächliche Sozialbeiträge 

340,890 

356,980 

371,050 

Unterstellte Sozialbeiträge 

1,200 

1,270 

1,310 

Empfangene Vermögensübertragimgen 

0,040 

0,040 

0,040 

öffentliche Mittel (Empfangene laufende 

Übertragxmgen von Gebietskörperschaften) 

47,560 

51,240 

55,200 

Sonstige Einnahmen 

7,600 

8,260 

8,400 

Einkonunen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen . 

5,430 

6,030 

6,110 

Sonstige empfangene laufende Übertragungen 

1,560 

1,610 

1,660 

Abschreibimgen 

0,610 

0,620 

0,630 

Ausgaben 

395,900 

402,300 

422,600 

Geleistete Übertragungen 

255,520 

264,390 

279,600 

Soziale Leistungen an private Haushalte 

246,450 

255,670 

270,380 

Soziale Leistimgen an die übrige Welt 

4,220 

4,460 

4,690 

Sonstige laufende Übertragungen an die übrige Welt . . 

0,280 

0,290 

0,310 

Subventionen 

1,040 

0,830 

1,000 

Geleistete Vermögensübertragungen 

3,500 

3,110 

3,200 

Zinsen auf öffentliche Schulden 

0,030 

0,030 

0,020 

Endnachfrage 

140,380 

137,910 

143,000 

Staatsverbrauch (brutto) 

139,160 

136,790 

141,720 

Bruttoanlageinvestitionen 

1,220 

1,120 

1,280 

Finanzierungssaldo 

1,390 

15,490 

13,400 
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IV. Definitionen und Rechtsgrundlagen 

1. Definitionen 

Die iio Sozialbudget verwendeten Begriffe haben 

folgenden Inhalt: 

— Allgemeine Dienste und Leistungen 

Leistungen allgemeiner Art^ die nicht unmittel- 
bar bestimmten Personen zugerechnet werden 
können. Sie sind in Zuschüsse, Maßnahmen und 
inneren Diensten untergliedert. 

— Barerstattungen 

Von Anspruchsberechtigten gekaufte Waren und 
Dienstleistungen: deren Kosten vollständig oder 
zum Teil erstattet werden, soweit diese Leistun- 
gen in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nungen als Sozialleistungen gelten, z, ß. Sterbe- 
geld der Krankenkassen; ferner die Beitragser- 
stattungen, die LeisLtmgsempfängem der Sozial- 
versicherung zur Deckung ihrer Beitragsver- 
pflichtungen gezahlt werden, z, B. für die Kran- 
kenversicherung der Rentner, 

In Übereinstimmung mit den Volkswirtschaftli- 
chen Gesamtiechnungen wird dabei unterstellt, 
daß diese Beträge als Bestandteil der Geldlei- 
stung an die privaten Haushalte gehen und von 
dort als eigener individueller Versicherungsbei- 
trag der Sozialversicherung wieder zufließen. 

— EmkommensleisLungen 

Geldleistungen (Barleistungen) mit Lohnersatz- 
funktion; steuerliche Maßnahmen, Zinsermäßi- 
gungen. Einkommensleistungen und Barerstat- 
tungen entsprechen den „SozialleisLungen" der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. 

— Fmarmeniug 

Unter Finanzierung werden die tatsächlichen 
und die kalkulatorischen Einnahmen der Institu- 
tionen verstanden, ln der Regel handelt es sich 
um tatsächliche Zablungsströme, z. B. aus Beiträ- 
gen, Staatszuschüssen oder — wegen der Soh- 
rechnung — ' um entsprechende Forderungen; 
zum Teil sind aber auch fiktive Beträge einge- 
setzt, welche die Finanzierung direkter Leistun- 
gen der Arbeitgeber und der Gebietskörper- 
schaften widerspiegebi, z. B. der EntgelLfortzah- 
lung. Bei den indirekten Leistungen (Steuerer- 
mäßigungen) gelten Einnahmeausfalle des Staa- 
tes als Finanzierung. 

— Finanzierungsarten 
Beiträge 

Tatsächliche Beiträge, die Versicherte und Ar- 
beitgeber an Institutionen der Sozialen Sicherung 


zahlen, um Ansprüche auf Sozialleistungen zu er- 
werben oder zu erhalten (Beiträge der Arbeitneh- 
mer, Arbeitgeber und Selbständigen); tatsächli- 
che Beiträge von Versicherten, die weder Arbeit- 
nehmer noch Selbständige sind, z. B. Hausfrauen, 
aber auch Beiträge der Rentner zur Krankenversi- 
cherung, der Leistungsempfänger der Bimdesan- 
stalt für Arbeit zur Kranken- und Renlenversich- 
rung sowie der Empfänger von Rehabilitations- 
maßnahmen (Beiträge sonstiger Personen), 

Unterstellte Beiträge als Gegenwert für die Lei- 
stungen, die Arbeitnehmer oder sonstige Berech- 
tigte von den Arbeitgebern direkt erhalten, wenn 
für gleichartige Leistungen ein beilragsorientier- 
tes System besteht. Die Finanzierung der Direkt- 
leislungen der Arbeitgeber ist grundsätzlich den 
unters teilten Beiträgen der Arbeitgeber zugeord- 
net. Für das beamleniechtliche System gelten in 
Anlehnung an die Volkswirtschaltlichen Ge- 
samlrechnungen besondere Zuordnungsregeln, 

— Zuweisungen 

— aus öffentlichen Mitteln (Gebietskörperschaf- 
ten}, hierzu gehören auch Einnahmeausfälle 
bei indirekten Leistungen, 

— aus sonstigen Mitteln (Unternehmen einschl. 
Deutsche Bundesbahn und Deutsche Bundes- 
post). 

— Übrige Einnahmen 
Kapitalerträge, Gebühren, Strafen u. ä. 

— Verrechnimgen 

Übertragungen von effektiven oder unterstellten 
Beträgen innerhalb der Institutionen des Sozial- 
budgets, das sind tatsä chhche Verrechnungen 
(Leistungen und zmn Finanzausgleich) und un- 
terstellte Verrechnimgen, das sind von den So- 
zial versichenmgs trägem gezahlte Pensionen, 
Beihilfen und Familienzuschläge, die den ent- 
sprechenden Institutionen, z. B. „Pensionen*', zu- 
gewiesen werden. 

— Finanzierungsquellen 

Aufteilung der Fmanzierimg nach der Herkunft 
der Einnahmen: Unternehmen, Bund, Länder, 
Gemeinden, Sozialversicherung, private Organi- 
sationen ohne Erwerbscharakter, private Haus- 
halte sowie übrige Welt (Ausland). Zu den Unter- 
nehmen zählen auch die Wiitschaftsuntemeb- 
men der Gebietskörperschaften, z. B, Deutsche 
Bundesbahn und Deutsche Bundespost. 

— Finanzienmgstyp 

Kleinste Kategorie, zu der im Sozialbudget 
gleichartige Formen der Finanzierung zusam- 
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mengefaßt werden. Auf der Ebene des Fmanzie- 
rungstyps erfoU die Dateneingabe und -forl- 
sdireibung. Folgende Finan 2 ierungstYpen wer- 
den im SoziaJbudget verwendet: 

Beiträge der abhängig Beschäftigten 

Beiträge der Selbständigen 

Eigenbeiträge der Rentner 

Beiträge sonstiger Personen 

Beiträge (des Staates) für Empfänger sozialer 

Leistungen 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 
Unterstellte Beiträge für Direktleishmgen 
Unterstellte Beiträge für Pensionsrückstellun- 
gen 

Bundeszuschuß zur Rentenversicherung 

Bundeszuschuß zur Bundesanstalt für Arbeit 

Erstattungen aus EG -Fonds 

Finanzierung der indirekten Leistungen 

Andere Zuwendungen aus öffentlichen Mitteln 

Ersatz von Dritten 

Besondere Abgaben 

Andere Zuweisungen 

Vermögenserträge 

Uberschuß der Eigenbetriebe 

Andere Einnahmen 

— Funktionen 

Soziale Tatbestände, Risiken oder Bedürfnisse, 
deren Eintritt oder Vorhandensein die An- 
spruchsberechügung auf Sozial leis tungen aus- 
löst. Für die funktionale Zuordnung ist es bedeu- 
tungslos, welche Institution diese Leistungen 
vermittelt. Das Sozialbudget kennt 16 Funktio- 
nen, die wieder zu Gruppen zusammengefaßt 
sind: 

Punktionsgruppe Ehe und Familie 

— Zusammengefaßte Ergebnisse der Leistungen für 
Kinder und Jugendliche, an Ehegatten und bei 
Mutterschaft; auch entsprechende Leistungen 
mit sozialer Wirkung aus dem eigenständigen Si- 
cherungssystem des Beamtenrechts und aus dem 
Tarifvertrags recht des öffentlichen Dienstes, die 
ihrer Rechtsqualität nach keine Sozialleistungen 
sind (vgl. auch Sozial leislungen}. 

— Kinder, Jugendliche 

Leistungen (auch Zuschläge), die für den Unter- 
halt von Kindern gezahlt werden (emschließlicb 
Waisenrenten); Leistungen der Jugendhüfe; Er- 
ziehungsgeld. 

— Ehegatten 

Leistungen (einschließlich Zuschläge), die für 
den Unterhalt von Ehegatten gezahlt werden; 
beim Splittingverfahren für Ehegatten des Ein- 
kommensteuerrechts: Differenz des Nonnoltarifs 
zum SpUttingtarif* 

— Mutterschaft 

Leistungen Lm Zusammenhang mit Schwanger- 
schaft und Entbindung einschließlich Leistungen 


für Mutter und Kind während der ersten zehn Ta- 
ge nach der Entbindung und während der 
Schutzfristen sowie MutterschaftsgeJd, Arbeitge- 
berleistungen und Mutterschaftsvorsorgeleistun- 
gen, 

Funktionsgruppe Gesundheit 

Zusammengefaßte Ergebnisse der Leistungen 
zur Vorbeugung bei Krankheit, bei Arbeilsunfaliy 
Berufskrankheit und bei Invalidität (allgemein), 
außer im Falle der Mutterschaft. 

— Vorbeugung 

Leistungen zur Verhühmg von Krankheiten, von 
Arbeitsunfäilen und Berufskrankheiten, von Be- 
rufs- und Erwerbsunfähigkeit, Etwaige Familien- 
zuschlage zu Einkommensleistungen sind den 
Leistungen für Kinder imd für Ehegatten zuge- 
ordnet. 

— Krankheit 

Bei Beeinträchtigung der Gesundheit (außer bei 
Arbeitsunfall/ßerufskrankheit) die Leistungen, 
die der Lindeimng oder Wiederherstellung die- 
nen, einschließlich der Geldleistungen bei Ar- 
beitsunfähigkeit, 

— Arbeitsunfall/Berufskrankheit 

Leistungen zur Entschädigung von Arbeitsunfäl- 
len und Berufskrankheiten für die Wiederherstel- 
lung der Erwerbsfähigkeit zur Arbeits- und Be- 
rufsförderung (Berufshilfe) und zur Erleichterung 
der Verletzungs- und Krank.beits folgen. Fami- 
lienzuschläge zu Einkommensleistungen sind 
den Leistungen für Kinder und für Ehegatten, 
Rentenleistungen an Personen über 60 Jahre 
(Frauen) bzw. über 65 Jahre (Männer) den Lei- 
stungen bei Alter zugeordnet. 

— Invalidität (allgemein) 

Dauernde, mit Eioscbränkuiig oder Verlust der 
Berufs- oder Erwerbsfähigkeit verbundene Be- 
einUrächUgung der Gesundheit, physische Ge- 
brechen; Behinderung (außer als Folge von Ar- 
beitsunfällen und Berufskrankheiten oder von 
politischen Ereignissen), FamiJienzuschläge zu 
Einkommensleistungen sind in den Leistungen 
für Kinder und für Ehegatten, Rentenleistungen 
an Personen über 60 Jahre (Frauen) bzw. über 65 
Jahre (Männer) den Leistungen bei Alter zuge- 
ordnet. 

Funktionsgruppe Beschönigung 

Zusammen ge faßte Ergebnisse der Leistungen für 
berufliche Bildung; für Mobilität und für Arbeits- 
losigkeit, 

— Berufliche Bildung 

Leistungen zur Ausbildung, Fortbildung und Be- 
rufsberatung im Rahmen des Arbeitsförderungs- 
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gesetzes, des Sozialgesetzbuches, der Reichsver- 
sicheruugsordnung, des ABgestelltenversiche' 
nmgs- und des Reichsknappschaftsgesetzes, des 
Bundesversorgungs-, Lastenausgleichs-, Bundes- 
sozialhüfe-, JugendwohJiahrts- und Bundesaus- 
bildungsförderungsgesetzes. Familienzuschläge 
zu Einkommensleistungen sind den Leistungen 
für Kinder und für Ehegatten zugeordneL 

— Mobilität 

Maßnahmen zur Förderung der Arbeitsaufnah- 
me, des Arbeitsplatzwechsels und der Schaffung 
von Arbeitsplätzen; Maßnahmen zur ganzjähri- 
gen Beschäftigung in der Bauwirtschaft {ein- 
schließlich Schi echtwett er- und Wintergeld}; Be- 
rufsberatung und Arbeitsvermittlung. 

— Arbeitslosigkeit 

Leistungen bei vorübergehender unfreiwill iger 
Nicht teiinahme am Erwerbsleben {Arbeitslosen- 
geld, Kurzarbeitergeld, Arbeitslosenhilfe), Fami- 
lie nzuschläge zu Einkommensleistungen sind 
den Leistungen für Kinder und für Ehegatten zu- 
geordnet. 

Funküonsgruppe Alter und Hinterbliebene 

Zusammen ge faßte Ergebnisse der Leistimgen bei 
Alter und an Hinterbliebene. 

— Alter 

Altersruhegelder (unter Berücksichtigung der 
flexiblen Altersgrenze und des Vorruhestandes): 
ferner Renten und rentenähnliche Leistungen, 
die nicht Altersruhegelder sind, an Personen jen- 
seits der für das Altersruhegeld geltenden Alters- 
grenze. unabhängig davon, aus welchem Anlaß 
die Leistung ursprünglich zugebilligt wurde, Fa- 
milienzuschläge sind den Leistungen für Kinder 
und für Ehegatten zugeordneL Wegen der darin 
enthaltenen Leistungen nach Beamten- und Ta- 
rifvertragsrecht des öffentlichen Dienstes vgl. 
Fimktionsgruppe Ehe und Familie. 

— Hinterbliebene 

Leistungen an Witwen (Witwer) unter 60 (65) Jah- 
ren sowie Leistungen beim Tod von Begünstig- 
ten und FamiUenangehörigen {Sterbegeld). Fa- 
milienzuschläge und Waisenrenten sind den Lei- 
stungen für Kinder und für Ehegatten zngeord- 
net. 

Übrige Funktionen 

— Folgen politischer Ereignisse 

Konsumtive Leistungen, die als Entschädigung 
für Folgen politischer Ereignisse, insbesondere 
Kriegsfolgeschäden, gezahlt werden. Auch die 
Belastung der Renten versicherungs trag er durch 
Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten, soweit 
sie auf Kxiegsfolgen zurückgehen, wird pauscha- 
liert diesen Leistungen zugeordneL Entschädi- 


gungen für Vermögensverluste sind nicht enthal- 
ten. Familie nzuschläge zu Einkommensleistun- 
gen sind den Leistungen für Kinder vmd für Ehe- 
gatten, Renten an Personen über 60 Jahre (Frau- 
en) bzw. 65 Jahren (Männer) den Leistungen bei 
Alter zugeordnet 

" Wohnen 

Leistungen zur Verbesserung der Wohnungsver- 
sorgung, insbesondere Wohngeld und Mietver- 
büligung des sozialen Wohnungsbaus. 

— Sparen und Vermögensbüdung 

Leistungen des Staates und der Arbeitgeber nach 
dem Vermögensbild ungsgeselz, dem Spar- 
Prämiengesetz, dem Wohnungsbau-Prämienge- 
setz sowie dem Einkommensteuergesetz, 

j 

— Allgemeine Lebenshilfen 

Leistungen, die bei Vorliegen besonderer wirt- 
schaftlicher oder sozialer Notlagen zugewendet 
werden, z. B. für Resozialisierung, Familienbera- 
lung, Empfängnisregelung. 

— Innerer Dienst 

Alle Ausgaben, die zur Durchführung der Aufga- 
ben der einzelnen Institutionen notwendig sind. 
Der Leistungscharakter wird darin gesehen, daß 
der Innere Dienst die Institution repräsentiert 
und somit der Leistungen der AUgememheit oder 
bestimmten Gruppen zur Verfügung stellt 

— Institution 

Berichtseinheit, die Leistimgen verwaltet bzw, 
der einzelne Leistungen zugerechnet werden; 
meist ist es ein durch ein bestimmtes Gesetz zu- 
sammengefaßter Leislungskatalog. Berichtsein- 
heit kann eine einzige Einrichtung sein, z. B, 
Bundesanstalt für Arbeit aber auch ein Ge- 
schäftsbereich der Gebietskörperschaften, z. B. 
die Sozialhilfe. Als Institutionen kennt das So- 
zialbudget weiterhin abstrakte Einheiten be- 
stimmter Tätigkeiten, z. B. Entgeltfortzahlung, 
vertragliche und freiwiJUge Arbeitgeberleistun- 
gen, indirekte Leistungen, ferner das ..Beamten- 
rechlUche System“ als Teil des verfassungsrecht- 
lichen Gesamtsicherungssy Sterns der Beamten, 
Richter und Soldaten nach Artikel 33 Abs. 5 GG 
(Alimentation), mit der Unterteilung in Pensio- 
nen, Familienzuschläge und Beihilfen. 

Für die Institutionen gilt im Sorialbudget folgen- 
de Reihenfolge und Zusammenfassung: 

Allgemeine Systeme 

Rentenversicherung 

Rentenversicherung der Arbeiter 

Angestell tenversichenmg 

Kna p psch af tl iche R en t en v ers icherun g 

Kt anken v ersieh erung 

Unfallversicherung 

Arbeitsförderung 
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Kindergeld 

Erziehmigsgeld 

Sondersysleme 
Altershilfe für Landwirte 
Versorgungswerke 

Beamtenrechtliches System 
Pensionen 
Famüiemiuschläge 
Beihilfen 

Arb ei t geb er 1 e is tun gen 
Entgeltfortzahlung 
Betriebliche Altersversorgung 
Zusa tz V er sor gung 
Sonstige Arbeitgeberleistungen 

Entschädigungen 

Soziale Entschädigung (Kriegsopferversor- 

ffung} 

Lastenausgleicb 
Wiedergutmachung 
Sonstige Entschädigungen 

Soziale Hilfen und Dienste 

Sozialhilfe 

Jugendhilfe 

Ausbüdungsfördening 

Wohngeld 

Öffentlicher Gesundheitsdienst 
Förderung der Vermögensbildung 
Direkte Leistungen insgesamt 

Indirekte Leistungen 
Steuerliche Maßnahmen 
Vergünstigungen im Wohnungswesen 

— Leistungen 

Gesamtheit der direkten und indirekten Sozial- 
leistungen einschließlich der ailgememen 
Dienste und Leistungen sowie der Verrechnun- 
gen, Die Leistungen sind nach Leistungsarten 
und Funktionen gegliedert. 

— Leistungsarien 

Gliederung der Sozialleistungen in Einkom- 
mensleistungen^ Barerstattungen; Waren und 
Dienstleistungen; Allgemeine Dienste und Lei- 
stungen (Zuschüsse; Maßnaimien. Innerer Dienst) 
sowie Verrechnungen mit anderen Institutionen 
(tatsächliche und unterstellte Verrechnungen). 
Durch die einzelnen Leistungsarten kommen die 
Akiionsmodi sozialer Tätigkeit zum Ausdruck, 
nämlich 

a) Einkommen 2 m übertragen, 

b) besondere Belastungen ganz oder teilweise in 
Geld oder Geldwert zu entschädigen, 

c) durch Maßnahmen, Dienstleistungen, Güter- 
übertragungen oder Zuschüsse in besonderen 
Situationen einzugreifen oder 

d) durch Allgemeine Dienste und Leistungen 
das System der sozialen Sicherung zu erhalten 
oder zu verbessern. 


— Leistungstyp 

Kleinste Kategorie, zu der im Sozialbudgel 
gleichartige Leistungen zusammengefaßt wer- 
deiL Auf der Ebene des Leistungstyps erfolgt die 
Dateneingabe und -fortschreibung. Das Sozial- 
budget kennt folgende Leistungs typen: 

Versichertenienten 
W i t wen- / W it w eirent e n 
Waisenrenten 
Sonstige Renten 

Ersatz für Einkommensminderung 

Unterhaltssicherung 

Andere Einkommensleistungen 

Einkommensleistungen in EG-Staaten 

Einkommensleistungen in Nicht-EG-Staaten 

Entgeltfortzahlung 

Übergangsgeld bei Gesundheitsmaßnahmen 
Übergangsgeld bei beruflicher Bildung 
Übergangsgeld bei Arbeitslosigkeit 
Abfindung für Versichertenrenten 
Pauschale Beträge (einmalige Einkommenslei- 
stungen} 

Abfindung für sonstige Renten 
Kindergeld, Erziehungsgeid 
Familienzuschlag, erhöhter OrtS2aischlag 
Wintergeld 

Pauschale Beträge (einmalige Ausgleichslei- 
slungen) 

Spar-Prämien, Bauspar- Prämien 
Zinszuschuß, Tügungszuschuß 
Steuerliche Maßnahmen 
Vergünstigungen im Wohnungswesen 

Erstattung für medizirüsche Versorgung 
Erstattung für soziale Maßn ahm en 
Sterbegeld 

Ersatz für besondere Aufwendungen 
Sozialversicherungsbeiträge 
Andere Erstattungen 
Erstattungen in EG-Staaten 
Erstattungen in Nicht-EG-Staaten 
Ärztliche ambulante Behandlung 
Zahnärztliche Behandlung 
Mittel aus Apotheken 
Heilmittel von anderen Steilen 
Zahnersatz 

Stationäre Behandlung 
Andere medizirüsche Maßnahmen 
Defizit von Eigenbetrieben 
Sozialmedizmischer Dienst 
JugendpoLitische Maßnahmen 
Leistungen ins Ausland 

Zuschüsse 

Löhne und Gehälter Bediensteter 
Familienzuscbläge Bediensteter 
Versorgungsleislungen an ehemalige Be- 
dienstete 

Soziale Aufwendungen an ehemalige Be- 
dienstete 

Verwaltungsbedarf 

Selbstverwaltung 

Leistungs Verrechnungen nach Institutionen 
Unterstellte Verrechnungen nach Institutionen 
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— Maßnahmen 

Beratender beaufsichtigende und betreuende 
Leistungen r die einzelnen Personen nicht unmit- 
telbar zugeordnet werden können. 

— Sachleistungen 

Auf den Begriff „Sachleistungen" wurde zugun- 
sten einer klaren Gliederung des Sozial budgets 
und einer besseren Abstimmung mit den Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen verzichtet 
(vgl. „Barerstattimgen" und .nWaren und Dienst- 
leistungen"). Er wird nur noch gelegentlich in un- 
spGziÜscbem Sinne verwendet. 

— Sozialbüdget 

Bericht der Bundesregierung, der in einem be- 
stiminten Zeitraum die in der Bundesrepublik 
Deutschland (einschließlich Berlin-West) er- 
brachten Sozialleistungen und ihre Finanzie- 
rung, verbunden mit einer Vorausschau auf die 
vorhersehbare Weiterentwicklung darstellt. Der 
Begriff dient im Text auch gelegentlich als Kurz- 
bezeichnung für die Summe der im Sozialbudget 
dargestellten Leistungen, 

— Sozial leistungen 

Einkommensleistungen als Ersatz für den vor- 
übergehenden oder dauernden Verlust des Ar- 
beitseinkonunens einschiießlich Steuer- und 
Zinsermäßigungen aus sozialen Gründen, zweck- 
bestimmte Geldleistungen (Barerstattungen), 
Waren, Dienste und Maßnahmen, die als vorbeu- 
gende, lindernde oder wiederherstellende Lei- 
stungen oder zum Ausgleich besonderer Bela- 
stungen den Anspruchsberechtigten von beson- 
deren Einrichtungen, von Gebietskörperscbaften 
oder von Betrieben bei beslirnmlen Tatbestän- 
den (Risiken) freiwillig oder aufgrund von ge- 
setzlichen, satzungs mäßigen oder trarifvertragii- 
chen Regeluixgen zugewendet werden. Wie in 
den übernationalen Sozialstal istiken der Euro- 
päischen Gemeinschaften und der Lntematlona- 
len Arbeitsorganisation werden auch die Lei- 
stungen mit sozialer Wirkung des eigenständi- 
gen, beamteniechtlichen Systems (Alimentation) 
dem Begriff „Sozialleistungen" zugeordnet. 

Für Beamte. Richter und Soldaten ist der Be- 
schluß des Bundesverfassungsgerichts vom 
30. März 1977 (BVerfGE 44, 249) bindend: Das Si- 
cherungssystem des Beamtenrechts büdet eine 
Einheit und ist nicht teilbar Dessen Leistungen 
können riicht in Leistungen anderer Rechtsguali- 
Lät gewährt werden. Zu einem eigenen System 
gehören auch die nach beamlemechtlicheTn Vor- 
bild für Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes 
tarifvertraglich gewährten Leistungen mit sozia- 
ler Wirkung, 

Nicht den SozialleisLtmgen zugerechnet werden 
Vermögensübertragungen und Darlehen. 


— Sozialleistungsquote 

Rechnerisches Verhältnis der Summe der Sozial- 
leistungen, wie sie im Sozialbudgel abgegrenzt 
werden, zur Summe aller Güter und Leistungen, 
die im gleichen Zeitraum hergestellt und nicht 
Wiederim Produktionsprozeß verbraucht werden 
(Bruttosozialprodukt), häufig als Prozentsatz dar- 
gestellt. 

— Verrechnungen 

Zahlungen und unterstellte Übertragungen der 
Institutionen untereinander, die bei der zahlen- 
den Institution als Verrechnungsausgabe auf der 
LeisLungsseite und bei der empfangenden Insti- 
tution als Verrechnungsemnahrne auf der Finan- 
zienmgsseite erscheinen. Bei Summierungen 
werden die Verrechnungen (der an der Summie- 
rung beteiligten Institutionen) abgesetzl. Ent- 
sprechend der Methodik der VolkswirtshafUi- 
chen Gesamtrechnungen gilt im ZweifelsfaÜe die 
Ausgabeverrechnung. 

— Waren und Dienstleistungen 

Wert der Waren und Dienste, die von Leistungs- 
trägern (Institutionen) direkt oder von Dritten 
(Ärzten, Apotheken) den Auspruchsberechtigten 
zur Verfügung gestellt werden. 

— Zuschüsse 

Leistungen der Institutionen an Dritte außerhalb 
des Sozialbudgets, z. B. an freie Träger der Sozial- 
und Jugendhilfe für deren Aufgaben. 


2. Rechtsgrundlagen 

— Rentenversicherung der Arbeiter 

Viertes Buch der Reichsversicherungsordnung 
vom 19. Juli 1911, zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Reform der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung vom 18- Dezember 1989 (BGBl. I S. 2261) 

Gesetz über eine Rentenversicherung der Hand- 
werker vom 8. September 1960, zuletzt geändert 
durch das Beschäftigimgsförderungsgesetz 1985 
vom 26. Aprü 1985 (BGBL I S. 710). 

— Rentenversicherung der Angestellten 

Angestelltenversicbenmgsgesetz vom 20. De- 
zember 1911, zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Reform der gesetzlichen Rentenversicherung 
vom 18. Dezember 1989 (BGBl. T S. 2261). 

— Knappschaftliche Rentenversicherung 

Reichsknappscbaftsgesetz vom 23. Juni 1923, zu- 
letzt geändert durch das Gesetz zur Reform der 
gesetzlichen Rentenversichrung vom 18. Dezem- 
ber 1989 (BGBL I S. 2261). 
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— KrankeBversicherung 

Zweites Buch der Reichsversicherungsordnung 
vom 19. Juli 1911, zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Struk tune form im Gesundheitswesen 
vom 20. Dezember 198S (BGBl 1 S. 2477). 

Fünftes Buch SozialgeseLzbuch vom 20, Dezem- 
ber 1988, zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Reform der gesetzlichen Rentenversicherung 
vom 18. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2261). 

— Uniallverslchemng 

Drittes Buch der Reichsversicherungsordnung 
vom 19, Juli 1911, zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Reform der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung vom 18. Dezember 1989 (BGBl. 1 S. 2261). 

— Arbettsfördemng 

Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969, zu- 
letzt geändert durch das Gesetz zur Reform der 
gesetzlichen Rentenversicherung vom 18. De- 
zember 1989 (BGBl I S. 2261). 

Gesetz über Bergmannspränüen vom 20, Dezem- 
ber 1956, zuletzt geändert durch des Änderungs- 
gesetz vom 7. Mai 1980 (BGBl. I S. 532). 

— Kindergeld 

Bundeskindergeldgesetz (BKGG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 30. Januar 1990 
(BGBl. IS. 149). 

— Erziehungsgeld 

Gesetz zur Neuordnung der Hinterbliebenenren- 
ten sowie zur Anerkennung von Erziehungszei- 
ten in der gesetzlichen Rentenversicherung (Hin- 
terbliebenenrenten- und Erziehimgszeiten- 
Geselz — HEZG) vom 11. Juli 1985 (BGBl 1 
S. 1450). 

Gesetz über Leistungen der gesetzlichen Renten- 
versicherung für Kindererziehung an Mütter der 
Gebuxtsjahrgänge vor 1921 vom 12. Juli 1987 
(BGBl. IS, 1585). 

Gesetz über die Gewährung von Erziehungsgeld 
und Erziehungsurlaub, zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung des Bimdeserziehungs- 
geldgesetzes und anderer Vorschriften vom 
30. Juni 1989 (BGBl l S. 1297). 

— Altershilie für Landw^lrte 

Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte (GAL) 
vom 27. Juh 1957 (BGBl I S. 1063) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. September 1965 
(BGBl. I S. 1448), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Reform der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung vom 18. Dezember 1989 (BGBl l S. 2261). 

Gesetz zur Förderung der Einstellung der land- 
wirtschaftlichen Erwerbstätigkeit (FELEG) vom 
21. Februar 1989 (BGBl I S. 233). 


— Beamtenrechtliches System 

a) für die Alters- und HinierbUebenenversor- 
gung 

Gesetz über die Versorgung der Beamten und 
Richter in Bund und Ländern vom 24. August 
1976, zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Beamtenversorgrmgsgesetzes 
und sonstiger dienst- und versorgungsrechtli- 
cher Vorschriften vom 18. Dezember 1989 
(BGBl I S. 2218), 

Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fal- 
lenden Personen in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 13. Oktober 1965, zuletzt geän- 
dert durch das Erste Gesetz zur Ändenmg des 
2. Haushaltsstrukturgesetzes vom 30. Novem- 
ber 1989 (BGBl. I S. 2094). 

Gesetz über die Versorgung für die ehemali- 
gen Soldaten der Bundeswehr und ihre Hin- 
terbUebenen in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 5. März 1987, zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Reform der gesetzlichen 
Rentenversicherung vom 18. Dezember 1989 
(BGBl IS, 2261) 

h) für die familienbezogenen Teile der Dienst- 
bezüge 

Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekarmtinachung vom 21, Februar 1989 (BGBl, 
1 S. 261). 

c) für die Fürsorgemaßnahmen (Beihilfen usw.) 
des Dienstherrn 

Par. 79 des Bundesbeamtengesetzes, Par. 48 
des Beamtenrechtsrahmengesetzes und ent- 
sprechendes Landesrecht. 

d) für die gleich artigen Leistungen 

Autonomes Recht der sonstigen öffentlich- 
rechtlichen Körperschaften. 

— Zusatzversorgimg, Betriebliche Altersversor- 
gung und Versorgungswerke 

Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Al- 
tersversorgung vom 19. Dezember 1974, zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Reform der gesetz- 
lichen Rentenversicherung vom 18, Dezember 
1989 (BGBl, I S. 2261). 

Gesetz zur Neuordnung der Pensionskasse Deut- 
scher Eisenbahnen und Straßenbahnen vom 
5. März 1956, zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Anpassung gesetzlich festgelegter Zuständig- 
keiten an die Neuabgrenzung der Geschäftsbe- 
reiche von Bundesminislem vom 18. März 1975 
(BGBl, IS. 705). 

Gesetz zur Neuregelung der HüLtenknappschaft- 
heben Pensionsversicberung im Saarland vom 
2Z Dezember 1971, zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Neuordnung der Hinterbliebenenren- 
ten sowie zur Anerkennung von Erziehungszei- 
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ten in der gesetzlichen Rentenversicherung (Hin- 
terbliebenenrenten- und E me hungs Zeiten - 
Gesetz — HEZG) vom 11. Juli 1985 (BGBL I 
S. 1430), 

Gesetz über das Schomsteinfegerwesen vom 
15. September 1969, zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Reform der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung vom 18, Dezember 1989 (BGBL 1 S. 2261). 

Gesetz über die Errichtung einer Zusatzversor- 
gungskasse für Arbeitnehmr in der Land- und 
Forstwirtschaft vom 31. Juli 1974, zuletzt geän- 
dert durch das Gesetz zur Reform der gesetzli- 
chen Rentenversicherung vom 18. Dezember 1989 
(BGBL I S. 2261). 

Gesetz zur Sicherstellung der Leistungen der Zu- 
satzversorgungsanstalten des öffentlichen 
Dienstes vom 21, Dezember 1971 (BGBL I S, 2077). 

Landesrechtliche Regelungen sowie tarifvertrag- 
liebe Vereinbanmgen 

— Übrige Aibeltgeberleistnngen 

Gesetz über die Fortzahlung des Arbeitsentgelts 
im Krankheitsfalle vom 27. Juni 1969, zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz über die Verwaltung der 
Mittel der Träger der Krankenversicherung vom 
15. Dezember 1979 (BGBl. I S, 2241). 

Bürgerliches Gesetzbuch (Par. 616) 

Handelsgesetzbuch (Par, 63) 

Rahmengesetz zur Vereinheitlichung des Beam- 
tenrechts in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. Januar 1977 (Par, 48 ff,}, zuletzt geändert 
durch das Staatshaftungsgesetz vom 26. Juni 1961 
(BGBL iS, 553). 

Gesetz über Betriebsarzte, Sicherheitsingenieure 
und andere Fachkräfte für Arbeitssicher heil vom 
12. Dezember 1973, zuletzt geändert durch das Ju- 
gendarbeitsschutzgesetz vom 12. April 1976 
(BGBL IS. 965), 

Tarif vertragliche Vereinbarungen und Ereiwilh- 
ge Leistungszugestäncinisse 

— Entschädigungen 

a) füi den Bereich soziale Entschädigung 
(Kriegsopferversorgung) 

Gesetz über die Versorgung der Opfer des Krie- 
ges in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Januar 1982, zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Verbesserung der Strukluileistungen 
nach dem Bundesversorgungsgesetz (KOV- 
Strukturgesetz 1990) vom 23. März 1990 (BGBL 1 
S, 582), 

Bundesgesetz zur Wiedergutmachung von natio- 
nalsozialistischem Unrecht in der Kriegsopfer- 
versorgung für Berechtigte im Ausland vom 
25. Juni 1958, zuletzt geändert durch Artikel 11 
Pax. 22 Sozialgesetzbuch (SGB) — Verwaltungs- 
Verfahren— vom 18, August 1980 (BGBL I S. 1469). 


Gesetz über die Versorgung für die ehemaligen 
Soldaten der Bundeswehr und ihre Hinterbliebe- 
nen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
5. März 1987, zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 25, April 1990 (BGBL I S, 769). 

Gesetz über den Bundesgrenzschutz vom 18. Au- 
gust 1972, zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über das Fahipersonal im 
StraOenverkehr vom 14. Juli 1976 (BGBl. 1 S. 1801). 

Gesetz über den ZivUdienst der Kriegsdienstver- 
weigerer in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Juli 1986, zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Aussetzung der Verlängerung des 
Grundwehrdienstes und des Zivildienstes vom 
30. Juni 1989 (BGBL l S. 1292). 

Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Personen, die 
aus politischen Gründen außerhalb der Bundes- 
republik Deutschland in Gewahrsam genommen 
wurden, in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 4, Februar 1987, zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Anpassung von Eingüederungslei- 
stungen für Aussiedler und Übersiedler vom 22, 
Dezember 1989 (BGBi. I S. 2398), 

Gesetz über die Unterhaltsbeihilfe für Angehöri- 
ge von Kriegsgefangenen in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 18. März 1964 (BGBl. 1 S. 218), 

Gesetz über die Entschädigung der Opfer von 
Gewalttaten in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 7. Januar 1985 (BGBL 1 S. 1). 

Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung über- 
tragbarer Krankheiten beim Menschen {Bundes- 
Seuchengesetz) in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 18. Dezember 1979, zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Einordnung der Vorschrif- 
ten über die Meldepflichten des Arbeitgebers in 
der Kranken- und Rentenversicherung sowie im 
Arbeitsförderungsrecht und über den Einzug des 
Einzug des Gesamtversicherungsbeitrags in das 
Vierte Buch Soziaigesetzbuch — Gemeinsame 
Vorschriften für die Sozialversicherung — vom 
20. Dezember 1989 (BGBL 1 S. 2330). 

b) für den Bereich Lastenausgieich 

Gesetz über den Lastenausgleich in der Fassimg 
der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969, zu- 
letzt geändert durch das Gesetz zur Reform der 
gesetzlichen Rentenversicherung vom 18. De- 
zember 1989 {BGBl r S. 2261). 

FlüchtUngshilfegeselz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. Mai 1971, zuletzt geän- 
dert durch das Adoptionsanpassungsgesetz vom 
24. Juni 1985 (BGBL I S. 1144). 

Gesetz zur Abgeltung von Reparations-, Restitu- 
Üons-, Zerstörungs- und Rückerstattungsschäden 
vom 12. Februar 1969, zuletzt geändert durch Ar- 
tikel 37 Einführungsgesetz zur Abgabenordnung 
1977 vom 14. Dezember 1976 (BGBl 1 S. 3341). 

Gesetz über die Angelegenheiten der Vertriebe- 
nen und Flüchtlinge in der Fassung der Bekannt- 
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machung vom 3. September 1971, zuletzt geän- 
dert durch das Gesetz zur Anpassung von Ein- 
glied erungsl eistun gen für Aussiedler und Über- 
siedler vom 22, Dezember 1989 (BGBL t S. 2398). 

c) für den Bereich Wiedergutmachung 

Bundesgesetz zur Entschädigung für Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung vom 18. Sep- 
tember 1953, zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Änderung des Bundesentschädigungs- und 
des Recbtsträger-Abwicklungsgeseizes vom 19. 
Dezember 1985 (BGBl 1 S. 2480). 

Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung na- 
tionalsozialislischen Unrechts in der Sozialversi- 
chenmg vom 22. Dezember 1970> zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Reform der gesetzlichen 
Rentenversichrung vom 18. Dezember 1989 
(BGBl. IS. 2261), 

d) fär den Bereich der sonstigen Entschädigun- 
gen 

Gesetz über die Sicherung des Unterhalts der 
zum Wehrdienst einberufenen Wehrpflichtigen 
und ihrer Angehörigen in der Fassimg der Be- 
kanntmachung vom 9. September 1980. zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des Un- 
terhaltsgesetzes und des Arbeitsplatzschutzge- 
setzes vom 25. April 1990 {BGBl. 1 S. 769). 

Gesetz über die Entschädigung ehemaliger deut- 
scher Kriegsgefangener in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom Z September 1971. zuletzt 
geändert durch Axtikel 40 des Gesetzes zur Struk- 
turreform im Gesundheitswesen vom 20. Dezem- 
ber 1988 (BGBl. IS. 2477} 

Gesetz über HiUsmaßnahmen für Personen, die 
aus politischen Gründen außerhalb der. Bundes- 
republik Deutschland in Gewahrsam genommen 
wurden, in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 4, Februar 1987 (BGBl. I S. 506), zuletzt geän- 
dert durch das 9. Gesetz zur Änderung des 
KriegsgefangenenentschädigungsgeseUes vom 
22. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2619), 

Gesetz zur allgemeinen Regelung durch den 
Krieg und den Zusammenbruch des Deutschen 
Reiches entstandener Schäden vom 5, November 
1957, zuletzt geändert durch das Zweite Rechts- 
bereinigungsgesetz vom 16. Dezember 1986 
(BGBl.I S. 2441}. 

— Soziale Hilfen und Dienste 
aj Sozialhilfe 

Bundessozialhilfegesetz (BSHG) vom 30. Juni 
1961 (BGBL I S. 815 und 1875) Ln der Fasstmg der 
Bekanntmachung vom 20. Januar 1987, zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz zur Reform der gesetzli- 
chen Rentenversicherung vom 18. Dezember 1989 
(BGBL IS. 2261}, 


b) Jugendhilfe 

Gesetz für Jugend wohl fahrt (JWG) in der Fas- 
sung der Bekanntmachimg vom 25. April 1977 
(BGBL 1 S. 633 und 795}, zuletzt geändert durch 
das Haushaitsbegleitgesetz 1984 vom 22. Dezem- 
ber 1983 (BGBL 1 S. 1532}. 

Gesetz über die Errichtung einer Stiftung «Hilfs- 
werk für behinderte Kinder" vom 17. Dezember 
1971, zuletzt geändert durch das Fünfte Gesetz 
zur Änderung des StHG vom 20. Juli 1988 (BGBL I 
S. 1052}. 

Gesetz zur Errichtung einer Stiftung ,rMutter und 
Kind — Schutz des ungeborenen Lebens" vom 13. 
Juli 1984 in der Fassung des Änderungsgesetzes 
vom 18. Dezember 1987 (BGBL I S. 2797). 

Gesetz zur Sichrung des Unterhalts von Kindern 
alleinstehender Mütter und Väter durch Unter- 
haltsvorschüsse oder -ausfalleistiingen vom 23. 
Juli 1979 (BGBL I S. 1184), geändert durch Artikel 
11 Par. 19 Soziaigesetzbuch vom 4. November 
1982. 


c) Außbildungsförderung 

Bundesgesetz über individuelle Forderung der 
Ausbildung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 6. Juni 1976, zuletzt geändert durch das 
Zwölfte Gesetz zur Änderung des Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetzes vom 22, Mai 1990 
(BGBL IS. 936). 

d) Wohngeld 

Wohngeldgesetz vom 14, Dezember 1970 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. Juli 1985, 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Reform der 
gesetzlichen Rentenversicherung vom 18. De- 
zember 1989 (BGBl. 1 S. 2261). 

e) öffentlicher Gesundheitsdienst 

Gesetz über die Vereinheitlichung des Gesund- 
heitswesens vom 9, Juli 1934 (RGBL I S. 531). 

/) Vermögensbildung 

Fünftes Gesetz zur Förderung der Vermögensbil- 
dimg der Arbeitnehmer in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 19. Januar 1989 (BGBl. 1 
S. 137), 

Spar-Prämiengesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 10. Februar 1982 (BGBL I S. 125), 
zuletzt geändert durch das Steuersenknngsgesetz 
1986/1988 vom 26, Juni 1985 (BGBL 1 S. 1153). 

Wohungsbau- Prämiengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26. Oktober 1988 (BGBL I 
S. 2098). 

Tarifvertrag liebe Vereinbarungen 
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— Indirekte Leistungen 

a) Steuerermäßigungen 

Emkommensteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 27. Februar 1988> zuletzt ge- 
ändert durch das Wohungsbaulörderungsgesetz 
vom 2Z Dezember 1989 (BGBl. 1 S. 2436). 

V enn ögeos teuer gesetz vom 17. April 1974 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. März 1985, 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Reform der 
gesetzlichen Rentenversicherung vom 18. De- 
zember 1989 (BGBL I S. 2261), 

Kraftfahrzeugsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. Februar 1979 (BGBl. I 
S. 132), zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Verbesserung der steuerlichen Förderung schad- 
stoffarmer Personenkraftwagen vom 22. Dezem^ 
ber 1989 (BGBl. I S. 2436). 

b} Vergünsügungen im Wohnungswesen 

Zweites Wohnungsbau- und Familienheimgesetz 
vom 27. Juni 1956 in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 11. Juli 1985 (BGBl. I S. 1284, ber. 
S. 1661). 

Richtlinien der öffentlichen Arbeitgeber 

— Übergreifende Gesetze 

Gesetz zur Sicherung der Eingliederung Schvkrer- 
behinderter in Arbeit, Beruf und Gesellschaft in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Okt- 
ober 1986, zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Verlängerung beschäftigungsfördemder Vor- 
schriften vom 22 Dezember 1989 (BGBL I S. 2406). 

Gesetz über die Sozialversicherung Behinderter 
in geschützten Einrichtungen vom 7, Mai 1975, 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Struklurre- 
form im Gesundheitswesen vom 20. Dezember 
1988 (BGBL IS. 2477). 

Gesetz über die Angleichung der Leistungen zur 
Rehabilitation vom 7. August 1974, zuletzt geän- 
dert durch das Gesetz zur Reform der gesetzli- 
chen Rentenversicherung vom 18. Dezember 1989 
(BGBL IS. 2261). 

Sozialgeselzbuch vom 11. Dezember 1975, Erstes 
Buch, zuletzt geändert durch das Gesetz zur Re- 
form der gesetzlichen Rentenversicherung vom 
18. Dezember 1989 (BGBL l S. 2261). 


Sozialgesetzbuch (SGB), Viertes Buch — Ge- 
meinsame Vorschriften für die Sozialversiche- 
rung — vom 23. Dezember 1976, zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Reform der gesetzlichen 
Rentenversicherung vom 18, Dezember 1989 
(BGBL I S. 2269). 

Sozialgesetzbuch (SGB) — Verwaltungsv erfah- 
ren — vom 18. August 1980, zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Reform der gesetzlichen 
Rentenversicherung vom 18. Dezember 1989 
(BGBL l S. 2261). 

Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Heimkehrer 
vom 19. Juni 1950, zuletzt geändert durch das 
Sechste Gesetz zur Änderung des Bundesvertrie- 
benengesetzes vom 2. Dezember 1985 (BGBL l 
S. 2138). 

Gesetz zur Verbesserung der HaushaltssLruktur 
vom 18. Dezember 1975, zuletzt geändert durch 
das Änderungsgesetz vom 22. Dezember 1977 
(BGBL IS, 3102), 

Gesetz zum Schutz der erwerbstätigen Mutter 
vom 24 Januar 1952, zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Bundeserziehungsgeld- 
gesetzes und anderer Vorschriften vom 30. Juni 
1989 (BGBL IS. 1297). 

Gesetz über die Durchführung von Statistiken 
auf dem Gebiet der Sozialhilfe, der Kriegsopfer- 
fürsorge und der Jugendhilfe vom 15, Januar 
1963, zuletzt geändert durch das Erste Gesetz zur 
Ändenmg statistischer Rechtsvorschriften vom 
14. März 1980 (BGBL 1 S. 294). 

Gesetz über die unentgeltliche Beförderung 
Schwerbehinderter im öffentlichen Personenver* 
kehr vom 9. Juli 1979, zuletzt geändert durch das 
Erste Gesetz zur Änderung des Schwerbehinder- 
tengesetzes vom 24, Juli 1986 (BGBL I S. 1110). 

Gesetz über die Sozialversicherung der selbstän- 
digen Künstler und Publizisten vom 27. Juli 1981, 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Reform der 
gesetzlichen Rentenversicherung vom 18. De- 
zember 1989 (BGBL 1 S. 2261). 

Gesetz zur wirtschaftlichen Sicherung der Kran- 
kenhäuser imd zur Regelung der Krankenhaus- 
pflegesätze in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. Dezember 1985, zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Strukturreform bn Gesundheits- 
wesen vom 20. Dezember 1988 (BGBL I S. 2477). 
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Tabelle I-l 


Sozialbudget In Milliarden DM, Sozialleistungsquote in % 


Jahr 

Sozialbudget 

B ru U osozi aJp ro d uk t 

— insgesarnt — 

pro Einwohner 
DM 

nachrichtlich 

Mrd.DM 

Veräoderung 

in 

Quole^) 

Mrd, DM 

Veränderung 
in % 

I960 

68,9 


22,7 

1235 

303,0 


1961 

76,3 

+ 10,7 

23,0 

1348 

331,4 

+ Q,4 

1962 

84,? 

+ 11,0 

23,5 

1480 

3605 

+ 8,8 

1963 

93,9 

+ 10,9 

24,6 

1623 

382,1 

+ 6,0 

1964 

103,3 

4" WfO 

24,6 

1763 

419,6 

+ 9,8 

1965 

114,6 


25,0 

1931 

458,2 

+ 9.2 

1966 

126,9 

+ 10,8 

26,0 

2122 

487.4 

+ 6.4 

1967 

136,1 

+ 7,2 

27,3 

2270 

493,7 

+ J,3 

1968 

145,1 

+ 6,6 

27,2 

2400 

533,7 

+ 8,1 

1969 

157,1 

+ 8,2 

27.1 

2567 

597,8 

+ 12.0 

1970 

180,1 

+ 14,6 

26,7 

2952 

675,7 

+ J3,0 

1971 

205,1 

+ J3,9 

27,3 

3335 

751,8 

+ 11,3 

1972 

232,1 

+ 13,1 

28,1 

3755 

825,1 

+ 9.7 

1973 

262,7 

+ 13,2 

28,6 

4230 

918,9 

+ 1 1,4 

1974 

301,9 

+ 14,9 

30,6 

4870 

985,6 

+ 7,3 

1975 

346,6 

+ 14,8 

33,7 

5623 

1029,4 

+ 4,4 

1976 

373,9 

+ 7,9 

33,2 

6085 

1126,2 

+ 9,4 

1977 

398,7 

+ 6,7 

33,2 

6498 

1199,2 

+ 6,5 

1978 

419,5 

+ 5,2 

32,5 

6841 

1291.6 

+ 7.7 

1979 

444,9 

+ 6,1 

31,9 

7240 

1396,6 

+ 8.1 

1980 

478,5 

+ 7,6 

32,2 

7788 

1485,2 

+ 6,3 

1981 

511,7 

+ 6,9 

33.1 

8299 

1545,1 

+ 4.0 

1982 

527,6 

+ 3,1 

33,0 

8550 

1597,1 

+ 3,4 

1983 

539,1 

+ 2,2 

32,1 

8759 

1680,4 

+ 5,2 

1984 

558,3 

+ 3,6 

31,5 

9106 

1769,9 

+ 5,3 

1985 

575,5 

+ 3,2 

31,2 

9427 

1844,3 

+ 4.2 

1986 

607,9 

+ 5,6 

31,3 

9961 

1945,2 

+ 5,5 

1987 

634,9 

+ 4,4 

31,5 

10384 

2017,7 

+ 3,7 

1988 

662/1 

+ 4,3 

31,2 

10811 

2121,7 

+ 5,2 

1989p 

678,5 

+ 2A 

30,0 

10996 

2260,4 

+ 6,5 

1990 s 

703,1 

+ 3,6 

29,4 

11270 

2391,5 

+ 5,8 


') Veiändeniugen pro Jahr 

So7jaUeistungen Lm Verhältnis z\xjn Bruttosozialprodukt in % 
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Tabelle I-la 


Sozialbudget in Milliarden DM (gesamt und direkte Leistungen) — Sozialleistungsquote in % 


Jahr 

Sozialbudget 

— gesamt — 

pro 

Einwohner 

DM 

direkte LeisUmgen 

Mrd, DM 

Veränderung 

in%*) 

Quote*) 

Mrd. DM 

Veränderung 

in%*) 

Quote*) 

1960 

68,9 


22,7 

1235 

58,4 


19,3 

1961 

76,3 

+ 10,7 

23,0 

1348 

• 

• 

• 

1962 

84,7 

+ 11,0 

23,5 

1480 

• 

• 

• 

1963 

93,9 

+ 10,9 

24,6 

1623 

• 

• 

• 

1964 

103,3 

+ 10,0 

24,6 

1763 

• 

• 

• 

1965 

114,6 

+ 10,9 

25,0 

1931 

95,0 

70,2 

20,7 

1966 

126,9 

+ 10,8 

26,0 

2122 

• 

• 

• 

1967 

136,1 

+ 7,2 

27,3 

2270 

• 

• 

• 

1968 

145,1 

+ 6,6 

27,2 

2400 

• 

• 

• 

1969 

157,1 

+ 8,2 

27,1 

2567 

• 

• 

• 

1970 

180,1 

+ 14,6 

26,7 

2952 

155,4 

10,3 

23,0 

1971 

205,1 

+ 13,9 

27,3 

3335 

• 

• 

• 

1972 

232,1 

+ 13,1 

28,1 

3755 

• 

• 

• 

1973 

262,7 

+ 13,2 

28,6 

4230 

• 

• 

• 

1974 

301,9 

+ 14,9 

30,6 

4870 

• 

• 

• 

1975 

346,6 

+ 14,8 

33,7 

5623 

317,9 

15,4 

30,9 

1976 

373,9 

+ 7,9 

33,2 

6085 

• 

• 

• 

1977 

398,7 

+ 6,7 

33,2 

6498 

• 

• 

• 

1978 

419,5 

+ 5,2 

32,5 

6841 

• 

• 

• 

1979 

444,9 

+ 6,1 

31,9 

7240 

• 

• 

• 

1980 

478,5 

+ 7,6 

32,2 

7788 

436,2 

6,5 

29,4 

1981 

511,7 

+ 6,9 

33,1 

8299 

467,5 

7,2 

30,3 

1982 

527,6 

+ 3,1 

33,0 

8550 

484,2 

3,6 

30,3 

1983 

539,1 

+ 2,2 

32,1 

8759 

492,7 

1,8 

29,3 

1984 

558,3 

+ 3,6 

31,5 

9106 

509,3 

3,4 

28,8 

1985 

575,5 

+ 3,1 

31,2 

9427 

526,4 

3,4 

28,5 

1986 

607,9 

+ 5,6 

31,3 

9961 

550,8 

4,6 

28,3 

1987 

634,9 

+ 4,4 

31,5 

10384 

576,4 

4,7 

28,6 

1988 

662,1 

+ 4,3 

31,2 

10811 

605,3 

5,0 

28,5 

1989 p 

678,5 

+ 2,5 

30,0 

10996 

619,7 

2,4 

27,4 

1990s 

703,1 

+ 3,6 

29,4 

11270 

648,6 

4,7 

27,1 


‘) Veränderungen pro Jahr 

Sozialleistungen im Verhältnis zum Bruttosozialprodukt in % 
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Tabelle 1-2 


Grunddaten des Sozialbudgets 1990 



1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989p 

1990*) 

Bruttosozialprodukt 
- in Milliarden DM 

1769,9 

1844,3 

1945,2 

2017,7 

2121,7 

2260,4 

rd. 2392 

- Wachstum in % 

+5,3 

+ 4.2 

+ 5,5 

-1-3,7 

+ 5,2 

-1-6,5 

5 bis 6 

Bruttolohn- und -gehaltsunune 
- in Milliarden DM 

769,5 

798,4 

838,4 

871,6 

905,4 

946,7 

rd. 995 

“ Wachstum in % 

+ 3,2 

+ 3,8 

+ 5,0 

+ 4,0 

-f3,9 

-1-4,6 

4 bis 5 

Bruttolohn- imd -gehaltsumme 
je abhängig Beschäftigten^) 

- in DM monatlich 

2746 

2824 

2922 

3009 

3099 

3192 

rd.3315 

- Wachstum in % 

-1-3,0 

^+2,9 

-1-3,7 

-1-3,0 

-h3,0 

-1-3,0 

3 bis 4 

Preise Bruttosozialprodukt 
Veränderung in % 

+ 2,0 

+ 2,2 

-l-3,l 

+ 2,0 

+ 1,5 

+ 2,5 

rd.2 

Preise privater Verbrauch 
Verändenmg in % 

+ 2,5 

+ 2,1 

-0,5 

+ 0,6 

+ 1,2 

+ 3,1 

rd.2 

Wohnbevölkerung in 1000^) . . . 

61307 

61049 

61021 

61 140 

61238 

61699 

62381 

Erwerbstätige in 1 000 

26393 

26593 

26960 

21 157 

27354 

27729 

28039 

Arbeitslosenquote^) 

9,1 

9,3 

9,0 

8,9 

8,7 

7,9 

rd. 8 


*) Jahresprojektion; z.T. angepaßt an neue statistische Basis für 1989 

*) Für den gesamten angegebenen Zeitraum vorläufige Berechnungsergebnisse des Statistischen Bundesamtes 
*) Stichtag 1. Januar 

Bezogen auf die unselbständigen Erwerbspersonen 
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Tabelle 1-3-1 


Leistnugen nach Funktionen in Millionen DM imd Struktur in % 



1960 

1970 

1980 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1969 

L 990 


in Millionen DM 

Sozialbudget 

68 943 

100144 

478512 

558266 

575498 

607875 

634878 

662071 

678465 

703058 

Ehe und Familie 

14 148 

30805 

67755 

70942 

71223 

81231 

84 972 

85542 

88193 

90202 

Kinder, Jugendliche , . 

6903 

14901 

38920 

37274 

37831 

47844 

50174 

51465 

53656 

56441 

Ehegatten 

6500 

14528 

25128 

30197 

29788 

30038 

31516 

30569 

31919 

30008 

Mutterschaft 

744 

1376 

3707 

3471 

3604 

3349 

3201 

3508 

3618 

3753 

Gesundheit 

18561 

53084 

157682 

183005 

191302 

202022 

211223 

222489 

223102 

23279? 

Vorbeugung, Rehabili- 
tation 

1479 

4418 

9792 

10133 

ni73 

11907 

12668 

13634 

15410 

16055 

Krankheit 

12026 

36346 

113043 

129843 

135862 

143870 

150514 

160692 

157820 

164272 

ArbeitsunfaU, Berufs- 
krankheit 

1674 

4875 

12045 

13472 

13958 

14560 

14990 

15540 

15713 

16248 

Invalidität (allgemein) 

3381 

7445 

22803 

29556 

30309 

31686 

33051 

32624 

34 159 

36222 

Beschäitlgimg 

1822 

5798 

28534 

44185 

45479 

47916 

52123 

55812 

55413 

59264 

Berufliche Bildung . . . 

505 

2337 

8174 

8413 

8770 

10076 

11523 

11846 

11704 

13449 

Mobilität 

24? 

1709 

5948 

5414 

6029 

6650 

7464 

8665 

9361 

12510 

Arbeitslosigkeit 

1070 

1753 

14412 

30358 

30681 

31 190 

33137 

35301 

34343 

33305 

Alter und Hinterbliebene 

28411 

72342 

185161 

219955 

229300 

238854 

249189 

261688 

272722 

284168 

Alter 

26938 

60035 

173339 

208509 

217641 

226940 

236942 

249042 

260683 

271680 

Hinterbliebene 

1473 

4306 

11822 

11446 

11659 

11913 

12247 

12646 

12039 

12489 

Übrige Punktionen 

6001 

10115 

39379 

40180 

38193 

37852 

37371 

36539 

38035 

36626 

Folgen politischer 
Ereignisse 

3082 

4732 

8239 

6533 

5711 

5237 

4704 

4447 

4489 

4645 

Wohnen 

716 

5948 

10383 

11471 

11673 

13145 

13072 

12517 

11996 

12758 

Sparen/Vermögens- 
bildung 

1133 

6045 

18508 

17996 

17146 

16810 

17119 

16757 

17638 

16130 

Allgemeine Lebens- 
hiifen 

1071 

1390 

2249 

4180 

3663 

2660 

2475 

2818 

3913 

3093 


Struktur in % 

Sozialbudget 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Ehe und Familie 

203 

17,1 

14,2 

12,7 

12,4 

13,4 

13,4 

12,9 

13,1 

12,8 

Kinder, Jugendliche . . 

10,0 

8,3 

8,1 

6,7 

6,6 

7,9 

7,9 

7,8 

7,9 

8,0 

Ehegatten 

9A 

8.1 

5,3 

5A 

5,2 

4,9 

5,0 

4,6 

4,7 

43 

Mutterschaft 

1.1 

0.8 

0.8 

0,6 

0,6 

0,6 

0,5 

0,5 

0,5 

03 

Gesondheit 

263 

293 

33,0 

32,8 

33,2 

33,2 

33,3 

33,6 

32,9 

33,1 

V or be ugnn g/ Rehabi li - 











tation 

2.1 

23 

2,0 

1,8 

1,9 

2,0 

2,0 

2,1 

2,3 

23 

Krankheit 

17.4 

20,2 

23,6 

23,3 

23,6 

23,7 

23,7 

24.3 

23,3 

23,4 

ArbeitsunfaU , Berufs- 
krankheit 

2,4 

2,7 

2,5 

2,4 

2,4 

2,4 

2,4 

2,3 

2,3 

2,3 

InvaUdität (aUgeruein) , 

4,9 

4.1 

4,8 

5,3 

5,3 

5,2 

5,2 

4,9 

5,0 

5,2 

Beschäftigung 

2.6 

3,2 

6,0 

7,9 

7,9 

7.9 

8,2 

8,4 

8,2 

8,4 

Berufliche Bildung .... 

0,7 

1.3 

1,7 

1,5 

1,5 

1,7 

1,8 

1,8 

1,7 

1.9 

Mobilität 

0,4 

0.9 

1,2 

1,0 

1,0 

1,1 

1,2 

U 

1,4 

13 

Arbeitslosigkeit 

1,6 

1.0 

3.0 

5,4 

5,3 

5.1 

5,2 

5,3 

5,1 

4.7 

Alter and Hinterbliebene 

41,2 

40,2 

38,7 

39,4 

39,8 

39,3 

39,2 

39,5 

40,2 

40,4 

Alter 

39,1 

37,8 

36,2 

37,3 

37,8 

37,3 

37,3 

37,6 

38,4 

38,6 

Hinterbliebene 

2,1 

2,4 

Z5 

2.1 

2,0 

2,0 

1,9 

1,9 

lr 8 

1,8 

Übrige Fonktiooen 

8,7 

10,1 

8,2 

7,2 

6,6 

6.2 

5,9 

53 

5,6 

5.2 

Folgen politischer 
Ereignisse 

43 

2,6 

1.7 

1.2 

1,0 

0,9 

0,7 

0,7 

OJ 

0.7 

Wohnen 

1,0 

3,3 

2.2 

2.1 

2,0 

2,2 

ii 

1,9 

1.8 

1.8 

SparenA/ermögens- 
bildung 

1,6 

3,4 

3.9 

3,2 

3,0 

2,8 

2,7 

2,5 

2.6 

2,3 

Allgemeine Lebens- 
hiifen 

1.6 

0,8 

0,5 

0,7 

0,6 

0,4 

0.4 

0,4 

0.6 

0,4 
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Tabelle 1-3.2 


Leistungen nach Funktionen 

Durchschnillliche jährliche Veränderung in Prozent und Anteile am Bruttosozialprodukt in % 



1960 

1970 

1980 

1984 

1985 

1986 

198? 

1988 

1989 

1990 


Durchschnittliche jährliche Verändenmg in % 

Sozialbudget 


10,1 

10,3 

3,9 

3,1 

5.6 

4,4 

4,3 

2,5 

3.6 

Ehe und Familie 


8,1 

8,2 

L2 

0,4 

14,1 

4,6 

0.7 

4,3 

1.1 

Kinder, Jugendliche 


8,0 

10,1 

“ LI 

1,5 

26,5 

4,9 

2,6 

4,3 

5,2 

Ehegatten 


8,4 

5,6 

4,7 

- 1,4 

0,8 

4.9 

- 3,0 

4,4 

- 6,0 

Mutterschaft 


6,3 

10,4 

- 1,6 

3,8 

- 7.1 

- 2.0 

6.9 

3,1 

3.7 

Gesundheit 


11,1 

n.5 

3,8 

4,5 

5,6 

4.6 

5,3 

0,3 

4,3 

Vorbeug ung, Rehabilitation 


11,6 

8,3 

0,9 

10,3 

6,6 

6.4 

7.6 

13,0 

4,2 

Krankheit 


11.7 

12,0 

3,5 

4,6 

5,9 

4,6 

6,8 

- 1,8 

4,1 

AxbeilsunfaU, Berufs“ 
krankheit 


11,3 

9,5 

2,8 

3,6 

4,3 

3,0 

3,7 

1,1 

3.4 

Invalidität (allgemein) .... 


8.2 

11,8 

6,7 

2,5 

4,5 

4,3 

- 1,3 

4,7 

6,0 

Beschäftigung 


12,3 

17,3 

11,6 

2,9 

5,4 

8,8 

7,1 

- 0.7 

6,9 

Berufliche Bildung 


16,6 

13,3 

0,7 

4,2 

14,9 

14,4 

2,8 

- 1.2 

14,9 

Mobilität 


21,3 

13,3 

" 2,3 

11.3 

10,3 

12,2 

16,1 

8,0 

33,6 

Arbeitslosigkeit 


5,1 

23,5 

20.5 

1.1 

1,7 

6,2 

6,5 

-- 2,7 

- 3,0 

Alter und Hmterbllebeue 


9,8 

9,9 

4,4 

4,2 

4,2 

4.3 

5,0 

4,2 

4,2 

Alter 


9,7 

9,8 

4,7 

4,4 

4.3 

4,4 

5.1 

4,7 

4,2 

Hinterbliebene 


11.3 

10.6 

- 0,8 

1,9 

2.2 

2,8 

3,3 

- 4,8 

3,7 

tJbrige Funktionen 


n.7 

8,1 

0.5 

- 4,9 

“ 0,9 

- 1,3 

- 2,2 

4,1 

- 3,7 

Folgen politischer 

Ereignisse 


4,4 

5,7 

- 5,6 

-12,6 

- 8,3 

-10,2 

- 5,5 

0,9 

3,5 

Wohnen 


23,6 

5,7 

2,5 

1,8 

12,6 

- 0,6 

- 4,2 

- 4,2 

6,4 

Sparen/V ermögensbildung 


18.2 

11,8 

- 0,7 

- 4,7 

" 2,0 

1,8 

- 2,1 

5,3 

- 8,5 

Allgemeine Lebenshilfen . . 


2,6 

4,9 

16,8 

-12,4 

“27,4 

- 6,9 

13,9 

38.8 

-20,9 


Anteile am Bruttosozialprodukt in % 

Soztalbudget 

22,75 

26,66 

32,22 

31,54 

31,20 

31.25 

31,47 

31,20 

30,02 

29,40 

Ehe und Familie 

4.6? 

4.56 

4.56 

4,01 

3.86 

4,18 

4,21 

4.03 

3.95 

3.77 

Kinder, Jugendliche 

2,28 

2,21 

2,62 

2,11 

2.05 

2,46 

2.49 

2,43 

2,37 

2,36 

Ehegatten 

2.15 

2.15 

1.69 

L71 

1,62 

1,54 

1,56 

1.44 

1,41 

1.25 

Mutterschaft 

0,25 

0.20 

0,25 

0,20 

0,20 

0,17 

0.16 

0,17 

0,16 

0,16 

Gesundheit 

6,13 

7,86 

10,62 

10,34 

10,37 

10,39 

10,47 

10,49 

9,87 

9,73 

Vorbeugung/Kehabilitation 

0,49 

0,65 

0,66 

0,57 

0,61 

0,61 

0,63 

0,64 

0,68 

0,67 

Krankheit 

3.97 

5.38 

7,61 

7,34 

7,37 

7,40 

7,46 

7,57 

6,98 

6,87 

Arbeitsunfall. Berufs- 
krankheit 

0,55 

0,72 

0,81 

0,76 

0,76 

0,75 

0,74 

j 0,73 

0,70 

0,68 

Invaliditäl (allgemein) .... 

1,12 

1,10 

L54 

1,67 

L64 

1,63 

1,64 

1,54 

1,51 

1,51 

Beschäftigung 

0,60 

0,86 

1,92 

2,50 

2,47 

2,46 

2,58 

2,63 

2,45 

2,48 

Berufliche Bildung 

0,17 

0,35 

0,55 

0,48 

0,48 

0,52 

0,57 

0,56 

0,52 

0,56 

Mobilität 

0,08 

0,25 

0,40 

0,31 

0,33 

0,34 

0,3? 

0.41 

0,41 

0,52 

Arbeitslosigkeit 

0,35 

0,26 

0,97 

1.72 

1,66 

1,60 

1,64 

1,66 

1,52 

1,39 

Aller und Hinterbliebene 

9,38 

10,71 

12,4? 

12.43 

12.43 

12,28 

12,35 

12.33 

12,07 

11.88 

Alter 

Ö,89 

10,07 

11,67 

11,78 

11.80 

11,67 

11,74 

11.74 

11,53 

11,36 

Hinterbliebene 

0,49 

0,64 

0.80 

0.65 

0.63 

0.61 

0,61 

0,60 

0,53 

0,52 

Übrige Funktionen 

1,98 

2,68 

2,65 

2,27 

2,07 

1.95 

1.85 

1,72 

1,68 

1,53 

Folgen politischer 

Ereignisse 

1,02 

0.70 

0,55 

0,37 

0,31 

0,27 

0,23 

0,21 

0,20 

0,19 

Wohnen 

0,24 

0.88 

0.70 

0,65 

0.63 

0,60 

0,65 

0,59 

0,53 

0.53 

SparenA" ermögensbildung 
Allgemeine Lebenshilfen , . 

0,37 

0,35 

0,89 

0,21 

1,25 

0,15 

1,02 

0,24 

0,93 

0.20 

0,86 

0,14 

0,85 

0,12 

0,79 

0,13 

0,78 

0,17 

0,67 

0,13 
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Tabelle 1-4.1 


Leistlingen nach Institutionen 

in Millionen DM 



1960 

1970 

1980 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

Sozialbudget 

68943 

180144 

478512 

553266 

575498 

607875 

634 B78 

662071 

678465 

703058 

Allgemeines System 

33079 

88948 

281972 

343453 

353785 

366967 

384 842 

407 066 

412625 

433616 

Rentenversicherung 

— Rentenvers. der 

19587 

52224 

142585 

171374 

175220 

178819 

185835 

194893 

204937 

216500 

Arbeiter 

12164 

31896 

80216 

94860 

95996 

96893 

100171 

104 764 

noool 

115981 

— Angestelltenvers 

5733 

16432 

57137 

71 21 1 

77429 

80386 

80960 

86722 

91150 

97440 

— Knappsch. Rentenvers. 

2633 

6129 

13319 

14670 

14715 

14 927 

15338 

15928 

16423 

17060 

Kranken Versicherung . , , , 

9662 

26088 

90066 

108944 

114400 

120188 

125366 

134 745 

130362 

134 932 

Unfallversicherung 

1746 

4 240 

10019 

11395 

11648 

11933 

1222S 

12541 

12917 

13316 

Arbeilsförderung 

1206 

3882 

23098 

38209 

39376 

41377 

45509 

48862 

47742 

51 142 

Kindergeld 

Erziehungsgeld 

916 

2891 

17609 

14967 

14465 

14258 

1658 

14050 

3125 

14014 

3328 

13986 

4048 

14585 

4507 

Soudersysteme 

227 

1 104 

3693 

4 456 

4749 

5098 

5443 

5791 

6112 

6541 

Altershilfe für Landwirte . 

182 

900 

2773 

3 195 

3340 

3571 

3 789 

4 030 

4 220 

4 569 

Verso rgungswerke 

45 

204 

920 

1261 

1409 

1527 

1654 

1761 

1892 

1972 

BeamtejoLrechtl. System .... 

9606 

24027 

46331 

50901 

52450 

54964 

57339 

58843 

60521 

62230 

Pensionen 

6781 

15825 

32947 

36034 

37028 

38308 

39661 

40414 

41358 

42440 

Familieozuschläge 

2173 

6218 

7617 

7966 

8206 

8915 

9220 

9399 

9576 

9772 

Beihilfen 

652 

1984 

5767 

6901 

7224 

7741 

S458 

9030 

9587 

10018 

Aj-beitgeberleistiingen . . . 

4961 

18802 

44 949 

4777? 

51276 

55711 

58091 

60271 

62575 

65252 

EntgellforUa.hlung 

Betriebliche Alters- 

3000 

12500 

27 SSO 

25000 

25850 

28030 

29100 

30240 

31620 

33230 

versorgung 

1 190 

3050 

8100 

11220 

12850 

H350 

14 970 

15490 

16050 

16700 

Zusatzversorgung 

Sonstige Arbeitgeber- 

341 

1732 

5879 

7 867 

8 406 

8911 

9344 

9641 

9960 

10272 

leistungen 

430 

1520 

3090 

3690 

4170 

4420 

4677 

4900 

4945 

5050 

Entschädigungen 

8176 

11534 

17761 

17529 

17154 

17214 

16813 

16820 

16755 

17125 

Soz, Entschädig, (KOV) , . 

3948 

7488 

13480 

13766 

13474 

13654 

13333 

13343 

13102 

13310 

Las tenousgl eich 

2026 

1785 

1713 

1404 

1389 

1296 

1218 

1 180 

1 132 

l 134 

Wiedergutmachung 

Sonstige 

2U5 

1959 

2156 

2016 

1973 

1920 

1880 

1802 

1740 

1705 

Entschädigungen 

87 

302 

412 

343 

318 

344 

382 

495 

781 

976 

Soz. Hilfen und Dienste . . . 

2608 

11644 

42865 

46738 

48584 

52518 

55671 

58402 

62965 

65734 

Sozialhilfe 

1322 

3540 

14 972 

20690 

22789 

25266 

27135 

29120 

32325 

33750 

Jugendhilfe 

440 

1602 

8098 

9280 

9535 

10069 

10960 

12036 

13140 

14345 

Ausbildungsförderung . . . 

86 

629 

3149 

698 

469 

443 

478 

502 

520 

914 

Wohngeld 

Öffentlicher 

2 

660 

2009 

2646 

2714 

3628 

4028 

3967 

3967 

4240 

Gesundheitsdienst 

Förderung der 

310 

758 

1669 

1873 

1911 

1913 

2056 

2100 

2150 

2200 

Vermögertsbüdung 

448 

4455 

12968 

11551 

11166 

11200 

11014 

10677 

10863 

10285 

Direkte Leist, insgesamt , , 

58392 

155365 

436182 

509254 

526426 

550766 

576396 

605344 

619685 

648613 

Indirekte Letslungen 

10551 

24779 

42330 

49012 

49072 

57109 

58482 

56727 

58780 

54445 

Steuerliche Maßnahmen . 
Vergünsügungen im Woh- 

10460 

20726 

36370 

43812 

43512 

50929 

52372 

50747 

53000 

48205 

nungswesen 

91 

4 053 

5960 

5200 

5560 

6180 

6110 

5980 

5780 

6240 


Bei der Summenbildung heben sich die Zahlungen der [nstituüonen untere in an der (Verrechnungen) auf. 
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Tabelle 1-4.2 


Leistungen nach Institutionen 
Struktur in % 



I960 

1970 

1980 

1984 

1985 

1986 

198? 

1988 

1989 

1990 

SoziaJbudget 

100.0 

100,0 

100,0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100,0 

Allgemeines Sysiem 

48.0 

49,4 

58,9 

61.5 

61.5 

60,4 

60.6 

61.5 

60,8 

61,7 

Rentenversicherung 

— RentenverSn der 

28,4 

29,0 

29,8 

30.7 

30,4 

29.4 

29ß 

29,4 

30,2 

30.8 

Arbeiter 

17,6 

17.7 

16,8 

17,0 

16.7 

15,9 

15.8 

15,8 

16.2 

16.5 

— Angestelltenvers 

8,3 

9,1 

115 

12.8 

13,5 

13,2 

iza 

13.1 

13,4 

13.9 

— Knappsch. Renlenvers. 

3,8 

3.4 

25 

2,6 

2,6 

2,5 

2.4 

2,4 

2,4 

2.4 

Krankenversicherung .... 

14,0 

14,5 

18,8 

19,5 

19,9 

19,8 

19,7 

20,4 

19,2 

19,2 

Unfallversicherung 

2,5 

2.4 

2,1 

2,0 

2,0 

2,0 

L9 

1,9 

1,9 

1,9 

Arbeilsförderung 

1,7 

2,2 

4.8 

6,8 

6,8 

6,8 

7.2 

7,4 

7,0 

7,3 

Kindergeld 

1,3 

1,6 

3.7 

2,7 

2,5 

2,3 

2.2 

2,1 

2,1 

2.1 

Erziehungsgeld 






0,3 

0,5 

0,5 

0,6 

0.6 

Sondersysteme 

0,3 

0.6 

0.8 

0,8 

0,8 

0,8 

0.9 

0,9 

0,9 

0.9 

Altershilfe für Landwirte . 

0,3 

0,5 

0.6 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

0.6 

0,6 

0,6 

Versorgungs werke 

0.1 

0,1 

0,2 

0.2 

0.2 

0,3 

0.3 

0,3 

0,3 

0,3 

Beanntenxecbt]. System — 

13.9 

13,3 

9.7 

9,1 

9,1 

9.0 

9,0 

8,9 

8,9 

9,9 

Pensionen 

9.8 

8,8 

6.9 

6,5 

6.4 

6,3 

6,2 

6,1 

6,1 

6,0 

Familienzuschläge 

3.2 

3,5 

L6 

1,4 

1.4 

1,5 

1,5 

1,4 

1.4 

1,4 

Beihilfen 

0.9 

1.1 

L2 

1,2 

1,3 

1,3 

U 

1,4 

1.4 

1,4 

Arbeit geberlei sinn gen . . . 

7,2 

10.4 

9.4 

8,6 

8.9 

9,2 

9,1 

9,1 

9.2 

9,3 

En tgeitf Ortzahlung 

Betrieblicbe 

4,4 

6.9 

5,8 

4.5 

4,5 

4,6 

4,6 

4,6 

4,7 

4.7 

AJters Versorgung 

L7 

1,7 

1,7 

2.0 

2.2 

2.4 

2,4 

2,3 

2,4 

2.4 

Zusatzverso rgung 

0,5 

l.O 

1,2 

L4 

1,5 

L5 

1,5 

1.5 

1.5 

1.5 

Sonstige Arbeitgeber- 
leisLungen 

0,6 

0.8 

0,6 

0.7 

0.7 

0.7 

0,7 

0.7 

0.7 

0.7 

Entschädigungen 

11,9 

6,4 

3,7 

3,1 

3,0 

2.8 

2,6 

2.5 

2.5 

2.4 

Soz. Entschädig. (KOV) . . 

5.7 

4.2 

2,8 

2,5 

2,3 

2,2 

2,1 

2.0 

L9 

1,9 

Laste nausgl eich 

2,9 

1,0 

0,4 

0.3 

0,2 

0,2 

0.2 

0.2 

0.2 

0,2 

Wiedergutmachung 

Sonstige 

3,1 

LI 

0,5 

0,4 

0.3 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

0,2 

Entschädigungen 

0,1 

0.2 

0,1 

0,1 

0.1 

0.1 

0,1 

0,1 

0,1 

0.1 

Soz. Hilfen und Dienste . , , 

3.8 

6.5 

9.0 

8.4 

8,4 

8.6 

8,8 

8,8 

9.3 

9.3 

Sozialhilfe 

1,9 

2.0 

3.1 

3,7 

4.0 

4,2 

4.3 

4,4 

4,8 

4,8 

Jugendhilfe 

0.6 

0.9 

1,7 

1,7 

1,7 

1,7 

L7 

1,8 

1,9 

2,0 

Ausbildungsförderung . . . 

0.1 

0,3 

0.7 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

O.l 

Wohngeld 

öffentlicher 

0.0 

0,4 

0.4 

0,5 

0,5 

0.6 

0,6 

0,6 

0,6 

0.6 

Gesundheitsdienst 

0,4 

0,4 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

0.3 

0,3 

0,3 

0.3 

Förderung der 
Vermögensbildung 

0.6 

2,5 

2.7 

2,1 

1,9 

1,8 

1,7 

1,6 

1,6 

1,5 

Direkte LelsL Insgesamt . . 

84.7 

86,2 

91.2 

91.2 

91,5 

90.6 

90,8 

91,4 

91,3 

92,3 

Indirekte Leistungen 

15.3 

13,8 

8.8 

8,8 

8,5 

9.4 

9.2 

8,6 

8,7 

7,7 

Steuerliche Maßnahmen , 

15.2 

11,5 

7.6 

7.8 

7,6 

8.4 

8.2 

7,7 

7,8 

6,9 

Vergünstigungen im 
Wohnungswesen 

0,1 

2,2 

1,2 

0,9 

1,0 

1.0 

1,0 

0,9 

0,9 

0,9 


Bei der Summenbiidung heben sich die Zahlungen der InsUluUonen untereinander (Verrechnungen) auf. 
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Tabelle 1-4.3 


Leistungen nach Institutionen 
Durchschnittliche jährliche Veränderung in % 



1960/70 

1980 

1964 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

Sozialbudget 

10,1 

10,3 

3,9 

3,1 

5.6 

4,4 

4,3 

2,5 

3,6 

Allgemeines System 

10,4 

12,2 

5,1 

3,0 

3,7 

4.9 

5,8 

1,4 

5,1 

Rentenversicherung 

— Rentenvers. der 

10,3 

10,6 

4.7 

2.2 

21 

3,9 

4,9 

5,2 

5.6 

Arbeiter 

10,1 

9.7 

4.3 

1,2 

0.9 

3.4 

4,6 

5,0 

5,4 

— Angeslelllenvers. 

llrl 

13,3 

5,7 

6,7 

3.8 

0.7 

7,1 

5,1 

6,9 

— Knappsch, Rentenvers . , 

8,8 

8.1 

2,4 

0.3 

L4 

2,8 

3,8 

3,1 

3.9 

Krankenversicherung 

10,4 

13,2 

4.9 

5,0 

5.1 

4.3 

7.5 

- 37 

37 

UnialJversicherung 

9.3 

9,0 

3.3 

2,2 

2.4 

2,5 

26 

3,0 

3.1 

Arbeitsfdrderung 

12,4 

19,5 

13,4 

3,1 

5,1 

10,0 

7.4 

- 2,3 

7.1 

Kindergeld 

12,2 

19,8 

" 4,0 

- 3,4 

- L4 

- 1.5 

- 0,3 

- 0,2 

4.3 

Erziehungsgeld 






88,5 

6.5 

21,6 

117 

Sondersysteme 

17,1 

13,8 

4.8 

6,6 

7,3 

6,8 

6,4 

57 

7.0 

AllershiJfe für Landwirte 

17,3 

11,9 

3.6 

4,5 

6,9 

6,1 

6.4 

4.7 

8.3 

Versorgungswerke 

16,3 

16,3 

8.2 

11.7 

8,4 

8,3 

6.5 

7.4 

4,2 

BeamteurecbtL System 

9,6 

6,8 

2.4 

3,1 

4,8 

4,3 

2,6 

2,9 

2,8 

Pensionen 

8,8 

7,6 

2.3 

28 

3,5 

3,5 

1,9 

23 

26 

Familienzuschläge 

11,1 

2.1 

1.1 

3,0 

8.6 

3.4 

1,9 

1.9 

20 

Beihilfen 

11,8 

11.3 

4,6 

4.7 

7,2 

9,3 

6,8 

6,2 

47 

ArbeitgeberleLstungen 

14,3 

9,1 

1,5 

7,3 

8.6 

4.3 

3,8 

3,8 

4.3 

Entgelt fortzahlung 

Betriebliche 

15,3 

8.4 

- 2,7 

3,4 

8,4 

3,8 

3,9 

4,6 

5,1 

Altersversorgung 

9,9 

10,3 

8,5 

14,5 

117 

4,3 

3,5 

3.6 

4,0 

Zusatzversorgung 

17,6 

13,0 

7,6 

6.9 

6,0 

4.9 

3,2 

37 

3,1 

Sonstige Arbeilgeber- 
leislungen 

13,5 

7.4 

43 

13.0 

6,0 

5.8 

4,8 

0.9 

21 

EDtschädigimgen 

3,5 

4,4 

“ 03 

- 2.1 

0,3 

“ 2,3 

0,0 

- 0.4 

22 

So 2 . Entschäd. (KOV) 

6,6 

6,1 

03 

" 23 

1,3 

- 2,4 

0,1 

- 1.8 

L6 

Lasienausgleich 

- 1,3 

“ 0,4 

- 43 

- 1,1 

- 6,7 

- 6,0 

- 3.1 

- 4,t 

0,2 

Wiedergutmachung 

" 0,8 

1,0 

- 1,7 

“ 21 

- 2,7 

- 21 

- 4.1 

- 3,4 

- 20 

Sonstige Entschädigungen . 

13,3 

3.2 

- 4,5 

- 7.3 

8,2 

11,0 

29.6 

57,8 

25,0 

Soz. Hilfen und Dienste 

16,1 

13,9 

2,2 

3,9 

8.1 

6,0 

4.9 

7,8 

4.4 

Sozialhilfe 

10,4 

15.5 

8,4 

10,1 

10.9 

7,4 

7,3 

11.0 

4.4 

Jugendbilfe 

13,8 

17,6 

33 

2,7 

5.6 

8,8 

9.8 

9,2 

9,2 

AusbUdungsförderung 

22.0 

17,5 

-31,4 

“ 32,8 

- 5,8 

8,1 

5.0 

3.6 

75,8 

Wohngeld 

öffentlicher GesundheLls- 

78.6 

11,8 

7,1 

26 

33,7 

11,0 

- 1.5 


6.9 

diensl 

9,4 

8,2 

2.9 

2,0 

0.1 

7,5 

2.1 

2.4 

23 

Förderung der 
Vermögensbildung 

25.8 

11,3 

- 2,9 

“ 3,3 

0.3 

- 1.7 

- 3.1 

1.7 

- 5.3 

Direkte LelsL Insgesamt 

10,3 

10,9 

3,9 

3.4 

4,6 

4.7 

5.0 

2.4 

4.7 

Indirekte Leistungen 

8,9 

5,5 

3,7 

0.1 

16,4 

2.4 

- 3.0 

3.6 

- 7.4 

Steuerliche Maßnahmen . . . 

7,1 

5,8 

4,8 

" 0.7 

17.0 

2,8 

- 3.1 

4.4 

“ 9.0 

Vergünstigimgen jra 
Wohnungswesen 

46,2 

3,9 

- 3,4 

6,9 

U.2 

- 1.1 

- 2.1 

- 3.3 

8.0 


Bei der Summ enbU düng heben sich die Zahlungen der Institutionen untereinander (Verrechnungen) auf. 
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Tabelle t-4.4 


Leistxmgen nach JnsUtuttooen 

Anteile am Bruttosozialprodukt in % 



I960 

1970 

1980 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

Bruttosozialprodukt 
(Mrd. DM) 

303.0 

675,7 

1 485.2 

1 769,9 

1 844,3 

1 945,2 

2017,7 

21217 

2260,4 

2391,5 


Leisrungen in % des Bruttosozialprodukts 

SoziaJbudget 

22,75 

26,66 

32.22 

31,54 

31.20 

31,25 

31,47 

31,20 

30,02 

29,40 

Allgemeines System 

10,92 

13,16 

18,99 

19,41 

19,18 

18,87 

19,07 

19,19 

18,25 

18,13 

Rentenversicherung 

— Rentenvers. der 

6.46 

7,73 

9.60 

9,68 

9,50 

9,19 

9,21 

9,19 

9,07 

9,05 

Arbeiter 

4,01 

4,72 

5,40 

5,36 

5.21 

4,98 

4,96 

4,94 

4,87 

4,83 

— Angestelltenvers 

1,89 

2,43 

3,85 

4.02 

4,20 

4,13 

4,01 

4,09 

4,03 

4,07 

— Knappsch. Rentenvers, 

0,87 

0,91 

0,90 

0,83 

0.80 

0,77 

0,76 

0,75 

0,73 

0,71 

Krankenversicherung .... 

3,19 

3.86 

6,06 

6,16 

6,20 

6,18 

6,21 

6,33 

5.7? 

5,64 

Unfallversicherung 

0,58 

0,63 

0.67 

0.64 

0,63 

0,61 

0,61 

0,59 

0,57 

0,56 

ArbeiLsfördeninq * 

0,40 

0,57 

1,56 

2,16 

2,14 

2,13 

2,26 

2,30 

2.11 

2,14 

Kindergeld 

0,30 

0,43 

1,!9 

0.85 

0,78 

0,73 

0,70 

0,66 

0,62 

0,61 

Erziehungsgeld 






0.09 

0,15 

0.16 

0,18 

0,19 

Sondersysteme 

0,07 

0,16 

0,25 

0,25 

0,26 

0,26 

0.27 

0.27 

0,27 

0,27 

Alterehilfe für Landwirte . 

0,06 

0,13 

0,19 

0,18 

0,18 

0,L8 

0,19 

1 0,19 

0,19 

0,19 

Versorgungs werke 

0,01 

0,03 

0,06 

0,07 

0,08 

0,08 

0,06 

0,08 

0,08 

0,08 

BeamtenrechtL System .... 

3,17 

3,56 

3,12 

2,86 

2,84 

2,83 

2,84 

2,77 

2,68 

2,60 

Pensionen 

2.24 

2,34 

2,22 

2.04 

2,01 

1,97 

1,97 

L90 

1,83 

177 

Familien zu schlage 

0.72 

0,92 

0,51 

0,45 

0,44 

0.46 

0,46 

0,44 

0,42 

0,41 

Beihilfen * . . 

0,22 

0,29 

0,39 

0,39 

0,39 

0,40 

0,42 

0,43 

0,42 

0.42 

Arbeitgeberleislungen . . . 

1,64 

2,78 

3,03 

2,70 

2,78 

2,86 

2,88 

2,84 

2,77 

2,73 

EDlgeltfonzahlung 

Betriebliche 

0,99 

1,85 

1,88 

1,41 

1,40 

1,44 

1,44 

143 

1,40 

1,39 

Altersversorgung 

0,39 

0.45 

0,55 

0,63 

0,70 

0,74 

0,74 

0,73 

0,71 

0,70 

Zusatzversorgung ....... 

Sonstige Arbeitgeber- 

0,11 

0,26 

0,40 

0,44 

0,46 

0,46 

0,46 

0,45 

0,44 

0.43 

leistungen 

0,14 

0,22 

0,21 

0,21 

0,23 

0,23 

0,23 

0,23 

0,22 

0,21 

Entschädigungen 

2,70 

1,71 

1,20 

0,99 

0,93 

0,88 

0,83 

0,79 

0,74 

0,72 

Soz. Entschädig. (KOV) . . 

1,30 

Lll 

0,91 

0,78 

0,73 

0,70 

0,66 

0,63 

0,58 

0,56 

Lastenausgleich 

0,67 

0,26 

0,12 

0,08 

0,00 

0,07 

0,06 

0,06 

0,05 

0,05 

Wiedergutmaebung 

Sonstige 

0,70 

0,29 

0,15 

0,11 

o,n 

0,10 

0,09 

0.08 

0,08 

0.07 

Entschädigungen ...*... 

0,03 

0,04 

0,03 

0,02 

0,02 

0,02 

0,02 

0,02 

0,03 

0,04 

Soz* Hillen und Dienste . . . 

0,86 

1,72 

2,89 

2,64 

2,63 

2,70 

276 

275 

279 

2,75 

SozialhUfe 

0,44 

0.52 

LOl 

1,17 

1,24 

1,30 

1,34 

1,37 

1,43 

L41 

Jugendhilfe 

0,15 

0,24 

0,55 

0,52 

0,52 

0,52 

0,54 

0,57 

0,58 

0,60 

Ausbildungsförderung . . . 

0,03 

0,09 

0,21 

0,04 

0,03 

0,02 

0,02 

0.02 

0,02 

0,04 

Wohngeld 

Öffentlicher 

0,00 

0,10 

0,14 

0,15 

0,15 

0,19 

0,20 

0,19 

0,18 

0,18 

Gesundheitsdienst 

0,10 

0,11 

0,11 

0,11 

0,10 

0,10 

0,Tl0 

0,10 

0,10 

0,09 

Förderung der 
Vermögensbildung 

0,15 

0,66 

0,87 

0,65 

0,61 

0,38 

0.55 

0,50 

0,48 

0,43 

Direkte LeisL insgesamt . . 

19.27 

22,99 

29,37 

28,77 

28,54 

28,31 

28,57 

28.53 

27,41 

27,12 

Indirekte Leistungen 

3,48 

3,67 

2,85 

2,77 

2,66 

2,94 

2,90 

2,67 

2,60 

2,28 

Steuerliche Maßnahmen . 

3,45 

3,07 

2,45 

2,48 

2,36 

2.62 

2,60 

2,39 

734 

2,02 

Vergünstigungen im 
Wohnungswesen 

0,03 

0,60 

0,40 

0,29 

0,30 

0.32 

0,30 

0,28 

0,26 

0,26 


Bei der Summenbilduiig heben sieb die Zahlungen der JnsUruUonen untereinander fX^eirechnimgen) aul. 
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Tabelle 1-5 


Finanzierung nach Arten 


Leistung SÄTten 

I960 

1970 

1980 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

3989 

1990 






in Millionen DM 





Sozialbeiträge 

37844 

108 196 

308774 

366639 

383505 

405054 

420709 

438 948 

457844 

476048 

der Versicherten 

14487 

41627 

124557 

154 669 

162601 

171378 

178916 

187382 

196864 

204611 

-- ArbeiLnehnier 

11904 

32554 

91 149 

U0090 

117197 

124 147 

129236 

135567 

141 142 

146865 

- Selbständigen 

365 

1051 

4933 

6208 

6446 

6651 

6981 

7409 

7874 

8137 

- Rentner 

18 

9 

3 

4 233 

7314 

8865 

10428 

11564 

12969 

13841 

- sonstigen Personen ..... 

929 

3154 

7788 

9832 

10607 

10852 

11180 

11262 

11865 

11926 

- Sozialversichernngsträger 

1271 

485<J 

20634 

23306 

21037 

20863 

21091 

215Ö0 

23014 

23842 

der Arbeitgeber 

23357 

66569 

184217 

211970 

220904 

233676 

241793 

251566 

260980 

271437 

- talsächüLiche Beiträge 

15090 

37790 

110204 

133442 

140315 

148648 

154210 

16141? 

167971 

174326 

- ünLerstetlte Beiträge 

8267 

28779 

74013 

78528 

80589 

85028 

87583 

90149 

93009 

97111 

Zuweisungen 

33620 

77478 

179346 

196052 

198902 

213412 

222046 

236667 

239563 

244 416 

aus öffentlichen fvtitlebi . . . 

30331 

73242 

167751 

184214 

187017 

201090 

209324 

213668 

226165 

230357 

sonstige Zuweisungen ..... 

3289 

4236 

11596 

11838 

11885 

12322 

12722 

12999 

13398 

14059 

Sonstige Einnahmen 

1984 

4583 

10722 

13366 

14227 

14554 

14632 

14698 

13495 

13980 

insgesamt 

73448 

190257 

498842 

576057 

596634 

633020 

657387 

680313 

710902 

734444 

FLnanzieningssaldo 

4505 

10113 

20330 

17791 

21136 

25145 

22509 

18242 

32437 

31386 




Durchschnittliche jährliche Veränderung 

in % 



Sozial bei träge 


IIJ 

llj 

4,4 

4ß 

5.6 

3.9 

4,3 

4,3 

4,0 

der Versicherten 


lUl 

11.6 

S,6 

5.1 

5,4 

4,4 

4.7 

5.1 

3.9 

- Arbeitnehmer 


W3 

10.8 

57 

5.5 

5.9 

4,1 

4,9 

4.1 

4,1 

- Selbständigen 


112 

16.8 

5,6 

3.8 

32 

5ß 

0,1 

62 

3,3 

- Rentner 


- 67 

-10.4 

512.9 

72.8 

21.2 

17,6 

10,9 

12,1 

6.7 

- sonstigen Personen 


13.0 

9.5 

6,0 

7ß 

2.3 

3,0 

0,7 

5,4 

0.5 

- Sozialversicherungsträger 


14.4 

15.6 

37 

- 9,1 

“ 0.8 

11 

2.3 

6,6 

3.6 

der Arbeitgeber 


110 

10.7 

3.6 

42 

5.8 

3ß 

4,0 

3,7 

4.0 

- tatsächliche Beiträge .... 


9.5 

11.3 

4,9 

52 

5.9 

3,7 

4,7 

4,1 

3.8 

- unterstellte Beiträge 


13.3 

9.9 

Iß 

2ß 

5ß 

3,0 

2,9 

32 

4.4 

Zuweisungen 


8.7 

8.8 

22 

Iß 

7.3 

4,0 

2.1 

5,7 

2.0 

aus öffentlichen Mitteln . . . 


92 

8,6 

2,4 

Iß 

7ß 

4,1 

2.1 

5,8 

1.9 

sonstige Zuweisungen 


2.6 

10,6 

Oß 

0,4 

3.7 

32 

22 

3,1 

4.9 

Sonstige Einnahmen 


8.7 

8,9 

57 

6,4 

2,3 

Oß 

0.5 

- 32 

3.6 

insgesamt 


W.O 

i0,l 

37 

3ß 

6.1 

3,8 

3ß 

4ß 

3.3 






Struktur in % 





Sozial beitrage 

51^ 

S6.9 

61,9 

63.6 

64,3 

64ß 

64,0 

64.5 

64,4 

64.8 

der Versicherten 

197 

21.9 

25,0 

26,8 

27,3 

27,1 

21,2 

27.5 

27,1 

27.9 

- Arbeitnehmer 

i62 

17.1 

18,3 

19,3 

19,6 

19,6 

19,7 

19.9 

19,9 

20ß 

- Selbständigen 

0.5 

Oß 

Iß 

t.i 

1,1 

1.1 

U 

1.1 

1,1 

1,1 

- Rentner 




0.7 

12 

1,4 ; 

Iß 

1,7 

1,8 

Iß 

- sonstigen Personen 

13 

17 

Iß 

IJ 

L8 

J7 

1,7 

IJ 

IJ 

1.6 

- Sozial versieh erungs träger 

11 

2.6 

4J 

4ß 

3ß 

3,3 

32 

32 

32 

32 

der Arbeitgeber 

31.8 

35.0 

36,9 

36.8 

37,0 

36,9 

30.8 

37.0 

36,7 

37ß 

“ tatsächliche Beiträge .... 

20^ 

19.9 

22,1 

232 

23ß 

23,5 

23ß 

23.7 

23,6 

23,7 

“ unterstellte Beiträge 

11.3 

15.1 

14,3 

13.6 

I3ß 

13,4 

13.3 

13,3 

13,1 

132 

Zuweisungen 

45.8 

40.7 

36,0 

34.0 

33,3 

33,7 

33,8 

33.3 

33.7 

332 

aus öffentlichen MJliein . . . 

41.3 

38ß 

33,6 

32.0 

31,3 

31,8 

31,6 

31,4 

31.8 

31,4 

sonstige Zuweisungen 

4.5 

22 

2,3 

2.1 

2,0 

1.9 

Iß 

1,9 

Ir9 

Iß 

Sonstige Einnahmen 

2.7 

2.4 

2,1 

2,3 

2,4 

2.3 

22 

22 

Iß 

Iß 

insgesamt 

m.ö 

lOÖ.Ö 

lOOß 

100.0 

100,0 

lOOß 

lOO.O 

m.o 

100,0 

100,0 
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Tabelle 1-6 


Finanzierung nach Quellen 


Funktionen 

1960 

1970 

1980 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 






in Millionen DM 





Unternehmen 

23314 

58866 

159771 

182823 

189823 

199481 

205434 

213286 

221067 

229259 

Bimd 

18658 

47370 

111968 

121247 

122409 

129358 

132608 

135255 

141324 

145305 

Länder 

10328 

26430 

57468 

63344 

64903 

71384 

74868 

76021 

79569 

80148 

Gemeinden 

5296 

12366 

35908 

43165 

45298 

49257 

52363 

54770 

59880 

62246 

Sozialversichenmg 

108 

521 

979 

1123 

1181 

1227 

1713 

1805 

1879 

1948 

Private Organisationen .... 

549 

1238 

2863 

3314 

3441 

3654 

3812 

3954 

4079 

4220 

Private Haushalte 

15195 

43413 

129761 

160975 

169389 

178553 

186389 

195033 

202841 

211029 

Übrige Welt 


52 

123 

66 

191 

106 

201 

189 

264 

288 

insgesamt . . . 

73448 

190257 

498842 

576057 

596634 

633020 

657387 

680313 

710902 

734444 




Durchschnittliche jährliche Verändenmg in % 



Unternehmen 


9.7 

10,5 

3.4 

3.8 

5.1 

3.0 

3.8 

3.6 

3,7 

Bund 


9,8 

9.0 

2.0 

1.0 

5.7 

2,5 

2.0 

4.5 

2,8 

Länder 


9,9 

8.1 

2,5 

2,5 

10,0 

4,9 

1.5 

4.7 

0,7 

Gemeinden 


8.8 

11.2 

4.7 

4.9 

8.7 

6,3 

4.6 

9.3 

4,0 

Sozialversicherung 


17,0 

6.5 

3,5 

5.2 

3.9 

39,6 

5,4 

4.1 

3.7 

Private Organisationen .... 


8,5 

8.7 

3.7 

3,8 

6.2 

4,3 

3.7 

3.2 

3,5 

Private Haushalte 


11.1 

11,6 

5,5 

5.2 

5,4 

4.4 

4.6 

4.0 

4.0 

Übrige Welt 


• 

9,0 

- 14,4 

189,4 

- 44,5 

89,6 

- 6.0 

39,7 

9.1 

insgesamt . . . 


10,0 

10.1 

3,7 

3,6 

6.1 

3.8 

3.5 

4.5 

3.3 






Struktur in % 





Unternehmen 

31,7 

30,9 

32,0 

31,7 

31,8 

31,5 

31,3 

31,4 

31.1 

31,2 

Bund 

25,4 

24,9 

22,4 

21,0 

20,5 

20,4 

20,2 

19,9 

19.9 

19,8 

Länder 

14,1 

13,9 

11.5 

11.0 

10,9 

11,3 

11.4 

11.2 

11.2 

10,9 

Gemeinden 

7,2 

6,5 

7.2 

7.5 

7.6 

7,8 

8.0 

8.1 

8.4 

8,5 

Sozialversicherung 

0,1 

0,3 

0,2 

0,2 

0,2 

0.2 

0.3 

0.3 

0.3 

0,3 

Private Organisationen .... 

0,7 

0,7 

0,6 

0,6 

0.6 

0.6 

0.6 

0,6 

0.6 

0,6 

Private Haushalte 

Übrige Welt 

20,7 

22,8 

26,0 

27,9 

28,4 

28,2 

28,4 

28,7 

28.5 

28,7 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100.0 

100,0 
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Tabelle tV-1 


Materialband ziun Sozialbudget 1990 
Bruttolohn- und -gehaltsunune und Abzüge 1950 bis 1990 


Jahr') 

Brutto- 
lohn und 
-gehalt- 
summe 

Abzüge 

Netlolohn- und 
-gehaltsumme 

Lohnsteuer^) 

Sozi alb eilräge 
der Arbeitnebmer 

insgesamt 

Mio. DM 

Mio. DM 

%^) 

Mio. DM 


Mio. DM 

%^] 

Mio. DM 

%=) 

1950 

39900 

1820 

4,6 

3200 

8,0 

5020 

12,6 

34880 

87,4 

1951 

48470 

2950 

6,1 

3810 

7,9 

6760 

13,9 

41710 

86,1 

1952 

54000 

3690 

6,8 

4180 

7,7 

7870 

14,6 

46130 

85,4 

1953 

59480 

3710 

6,2 

4770 

8,0 

8480 

14,3 

51000 

85,7 

1954 

65100 

3930 

6,0 

5170 

7,9 

9100 

14.0 

56000 

06,0 

1955 

74110 

4650 

6,3 

5860 

7,9 

10510 

14,2 

63600 

85,8 

1956 

83060 

5530 

6,7 

6530 

7,9 

12060 

14,5 

71000 

85,5 

1957 

89920 

4680 

5,2 

7930 

8,8 

12610 

14,0 

77310 

86,0 

1958 

96980 

5420 

5,6 

9170 

9,5 

14590 

15,0 

82390 

85,0 

1959 

104130 

5510 

5,3 

9900 

9,5 

15410 

14,8 

88 720 

85,2 

1960 

117000 

7470 

6,4 

11140 

9,5 

18610 

15,9 

98390 

84,1 

1960 

124540 

7910 

6,4 

11740 

9,4 

19650 

15,8 

104 890 

84,2 

1961 

140440 

10180 

7,2 

12900 

9,2 

23080 

16,4 

117360 

83,6 

1962 

155540 

11830 

7,6 

14450 

9,3 

26280 

16,9 

129260 

83,1 

1963 

166900 

13310 

8.0 

15530 

9,3 

28840 

17,3 

138060 

82,7 

1964 

183810 

15680 

8,5 

16970 

9,2 

32650 

17,8 

151 160 

82,2 

1965 

203130 

15880 

7,8 

18930 

9,3 

34810 

17,1 

168320 

82,9 

1966 

217960 

18790 

8,6 

20890 

9,6 

39680 

18,2 

178280 

81,8 

1967 

217890 

19110 

8,8 

21330 

9,8 

40440 

18,6 

177450 

81,4 

1968 

232750 

21740 

9,3 

23960 

10,3 

45700 

19,6 

187050 

80,4 

1969 

261 100 

26760 

10,2 

27800 

10,6 

54560 

20,9 

206540 

79,1 

1970 

307900 

36300 

11,8 

33000 

10,7 

69300 

2%S 

238600 

77,5 

1971 

348200 

45800 

13,2 

37100 

10,7 

82980 

23,8 

265220 

76,2 

1972 

380700 

48 190 

12,7 

41850 

11,0 

90040 

23.7 

290660 

76,3 

1973 

428600 

62600 

14,6 

49300 

11,5 

111900 

26,1 

316700 

73,9 

1974 

469600 

73220 

15,6 

53980 

11,5 

127200 

27,1 

342400 

72,9 

1975 

485870 

71730 

14,8 

58730 

12,1 

130460 

26.9 

355410 

734 

1976 

518150 

81570 

15,7 

66830 

12,9 

148400 

28,6 

369750 

71,4 

1977 

555950 

91020 

16,4 

72420 

13,0 

163440 

29,4 

392510 

70,6 

1978 

592130 

92400 

15,6 

77370 

13,1 

169770 

28,7 

422360 

71,3 

1979 

636970 

97390 

15,3 

83500 

13,1 

180890 

28,4 

456080 

71,6 

1980 

690150 

112050 

16,2 

90910 

13,2 

202960 

29,4 

487190 

70,6 

1981 

719400 

116290 

16,2 

97300 

13,5 

213590 

29,7 

505810 

70,3 

1982 

734790 

121750 

16,6 

102200 

13,9 

223950 

30,5 

510840 

69,5 

1983 

745760 

126860 

17,0 

105490 

14,1 

232350 

31,2 

513410 

68,8 

1984 

769450 

134960 

17,5 

111080 

14,4 

246040 

32.0 

523410 

68,0 

1985 

798380 

144990 

18,2 

117280 

14,7 

262270 

32,9 

536110 

674 

1986 

838350 

149450 

17,8 

124220 

14,8 

273670 

32,6 

564680 

67,4 

1987p 

871630 

161780 

18,6 

129330 

14,8 

291110 

33,4 

580520 

66,6 

1988p 

905420 

164940 

18,2 

135700 

15,0 

300640 

33,2 

604780 

66,8 

1989p 

946720 

178680 

18,9 

142140 

15,0 

320820 

33,9 

625900 

66,1 

1990s 

995000 

171600 

17,2 

148200 

14,9 

319800 

32,1 

675200 

67,9 


1950 bis 1960 (1. Zeile) ohoe Saarland und Berlin. 

“) Emscbließlich Erhebung (1970, 1971) und Erstattung (1972) des KonjunkturzuschJags; einschließlich StabÜilätszuscblag 
(1973, 1974); vor Abzug der Arbeitnehmersparzulage (ab 1971). 

Der Bruttolohn- und -gehalLsununen 
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Tabelle IV-2 


MaterUlband zuxd Sozialbudget 1990 

Durcbschnlttsverdlenste tmd Abzüge je beschäitigten Arbeitnehmer 1950 bis 1990 


Jabr^) 

Bruttolohn- und 
-gehaltsumme 

Abzüge (jährlich) 

Nettolobü- und -gehaltsurome 
(jährbch) 

monat- 

lich 

jährbch 

Lohn- 

steuer^) 

Bei- 

träge*) 

insgesamt 

nominal 

real®') 

DM 

%^) 

DM 


DM 

%=^) 

DM 

%=) 

1950 

243 

2918 




133 

234 

367 



2551 


7730 



1951 

283 

3393 

H-16,3 

206 

267 

473 

+ 28,9 

2920 

+ 14.5 

8225 

+ 6,4 

1952 

305 

3660 

-1- 

7,9 

250 

283 

533 

+ 12,7 

3127 

+ 7.1 

8614 

+ 4.7 

1953 

323 

3876 

-h 

5.9 

242 

311 

553 

+ 3,8 

3324 

+ 6.3 

9337 

+ 8,4 

1954 

340 

4077 

-h 

5,2 

246 

324 

570 

+ 3.1 

3507 

+ 5.5 

9824 

+ 5,2 

1955 

367 

4401 

-f 

7.9 

276 

348 

624 

+ 9.5 

3777 

+ 7.7 

10405 

+ 5,9 

1956 

396 

4751 

-f 

8,0 

316 

374 

690 

+ 10,6 

406t 

+ 7,5 

10917 

+ 4,9 

1957 

416 

4998 


5.2 

260 

441 

701 

+ 1.6 

429? 

+ 5,8 

11308 

+ 3,6 

1958 

444 

5332 

-t 

6.7 

298 

504 

802 

+ 14,4 

4530 

+ 5,4 

11675 

+ 3,2 

1959 

469 

5625 


5.5 

298 

535 

833 

+ 3,9 

4793 

+ 5,8 

12258 

+ 3,0 

1960 

513 

6155 


9,4 

393 

586 

979 

+ 17,5 

5176 

+ 8,0 

13038 

+ 6,4 

1960 

512 

6148 



390 

580 

970 


5178 

— 

13043 


1961 

565 

6775 

H-10,2 

491 

622 

1113 

+ 14,7 

5661 

+ 9.3 

13909 

+ 6,6 

1962 

616 

7395 

-f 

9.2 

562 

687 

1249 

+ 12,2 

6146 

+ 8.6 

14703 

+ 5,7 

1963 

654 

7850 

-i 

6,1 

626 

730 

1356 

+ 8.6 

6494 

+ 5.7 

15067 

+ 2,5 

1964 

713 

8556 


9.0 

730 

790 

1520 

+ 12,1 

7036 

+ 8,3 

15955 

+ 5,9 

1965 

778 

9336 


9,1 

730 

870 

1600 

+ 5.3 

7736 

+ 9,9 

16965 

+ 6,3 

1966 

835 

10014 

+ 

7.3 

863 

960 

1823 

+ 13,9 

8191 

+ 5.9 

17354 

+ 2,3 

1967 

862 

10349 


3.3 

908 

1013 

1921 

+ 5.4 

8428 

+ 2,9 

17595 

+ 1,4 

1968 

916 

10988 


6.2 

1026 

1131 

2157 

+ 12,3 

8830 

+ 4,8 

18206 

+ 3.5 

1969 

1000 

12003 

+ 

9.2 

1230 

1278 

2508 

+ 16,3 

9495 

+ 7.5 

19182 

+ 5.4 

1970 

1153 

13841 

+ 15,3 

1632 

1483 

3115 

+ 24,2 

10726 

+ 13,0 

20990 

+ 9.4 

1971 

1284 

15404 

+ 11.3 

2030 

1641 

3671 

+ 17,8 

11733 

+ 9.4 

21849 

+ 4.1 

1972 

1389 

16667 

+ 

8.2 

2110 

1832 

3942 

+ 7.4 

12725 

+ 8.5 

22482 

+ 2.9 

1973 

1538 

18457 

+ 10,7 

2696 

2123 

4819 

+ 22,2 

13638 

+ 7.2 

22579 

+ 0.4 

1974 

1699 

20385 

+ 10,4 

3279 

2343 

5522 

+ 14,6 

14864 

+ 9,0 

23045 

+ 2,1 

1975 

1802 

21626 

+ 

6.1 

3193 

2614 

5607 

+ 5,2 

15819 

+ 6,4 

23127 

+ 0.4^} 

1976 

1918 

23017 

+ 

6,4 

3623 

2969 

6592 

+ 13,5 

16425 

+ 3.8 

22972 

-0.7 

1977 

2042 

24506 

+ 

6.5 

4012 

3192 

7204 

+ 9.3 

17302 

+ 5,3 

23413 

+ 1.9 

1978 

2149 

25 789 

+ 

5.2 

4024 

3370 

7394 

+ 2,6 

18395 

+ 6.3 

24268 

+ 3.7 

1979 

2261 

27 13? 

+ 

5.2 

4149 

355? 

7707 

+ 4,2 

19431 

+ 5.6 

24690 

+ 1.7 

1980 

2407 

28880 

+ 

6.4 

4689 

3804 

8493 

+ 10,2 

20387 

+ 4.9 

24622 

-0.3 

1981 

2508 

30092 

+ 

4,2 

4864 

4070 

8934 

+ 5,2 

21 157 

+ 3,8 

24015 

-2.5 

1982 

2590 

31084 

+ 

3,3 

5150 

4323 

9474 

+ 6,0 

21610 

+ 2,1 

23312 

-2.9 

1983 

2668 

32016 

+ 

3.0 

5446 

4529 

9975 

+ 5.3 

22041 

+ 2,0 

23007 

-1,3 

1934 

2746 

32951 

+ 

2.9 

5780 

4 757 

10537 

+ 5,6 

22415 

+ 1,7 

22872 

-0.6 

1985 

2824 

33389 

+ 

2.8 

6154 

4978 

11 132 

+ 5,7 

22756 

+ 1,5 

22 756 

-0.5 

1986 

2922 

35063 

H' 

3,5 

6251 

5195 

11446 

+ 2,8 

23617 

+ 3,8 

23 664 

+ 4.0 

1987p 

3009 

36106 

+ 

3.0 

6701 

5357 

12059 

+ 5,4 

24047 

+ 1,8 

24071 

+ 1,7 

1988p 

3099 

37187 

+ 

3.0 

6774 

5573 

12348 

+ 2,4 

24839 

+ 3,3 

24593 

+ 2.2 

1989p 

3192 

38309 

H- 

3.0 

7 230 

5752 

12982 

+ 5,1 

25327 

+ 2,0 

24376 

-0,9 

1990s 

3314 

39765 

+ 

3.8 

6840 

5920 

12760 

- 1,7 

27005 

+ 6,6 

25351 

+ 4,0 


1950 bis 1960 (1. Zeile) ohne Saarland und Berlin. 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %. 

Einschließlich Erhebung (1970. 1971J und Erstattung (1972) des Konjunkturzuschlagsj einschließlich Stabil itätszuschJag 
(1973, 19741; vor Abzug der Arbeilnehmersparzulage (ab 1971). 

SoziaJbei träge der Arbeitnehmer. 

ln Preisen von 1985; deflaüoniert mit dem Preisindex für die Lebenshaltung von 4-Personen-Axbeitnebjmerhaushalten 
mit mittlerem Einkommen. 

Einschließlich Kindergeld: + 3^ %. 
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Tabelle IV-3 


Materialband zum Sozialbudget 1990 
Beitragsbemessungs- und Versicherungspflichtgrenzen 1949 bis 1990 

(DM/Monat) 


Gültig ab 

Beitragsbemessungsgrenze 

Versicherungspflichtgrenze 
für Angestellte^) 

Renten- 
versicherun- 
gen der 
Arbeiter und 
der Ange- 
stellten 

Knapp- 

schaftliche 

Renten- 

versicherung 

Kranken- 

versiche- 

rung») 

Bundes- 
anstalt 
für Arbeit 

Renten- 
versicherung 
der Ange- 
stellten 

Bimdes- 
anstalt 
für Arbeit 

1. Juni 1949 

600 

700 

375 

375 

600 

600 

1. September 1952 

750 

1000 

500 

500 

750 

750 

1. März 1957 

750 

1000 

500 

750 

1250 

1250 

1. Oktober 1957 

750 

1000 

660 

750 

1250 

1250 

1. Januar 1959 

800 

1000 

660 

750 

1250 

1250 

1. Januar 1960 

850 

1000 

660 

750 

1250 

1250 

1. Januar 1961 

900 

1100 

660 

750 

1250 

1250 

1. Januar 1962 

950 

1100 

660 

750 

1250 

1250 

1. Januar 1963 

1000 

1200 

660 

750 

1250 

1250 

1. Januar 1964 

1100 

1400 

660 

750 

1250 

1250 

1. Januar 1965 

1200 

1500 

660 

750 

1250 

1250 

1. Jiüi 1965 

1200 

1500 

660 

750 

1800 

1800 

1. September 1965 

1200 

1500 

900 

750 

1800 

1800 

1. Januar 1966 

1300 

1600 

900 

750 

1800 

1800 

1. Oktober 1966 

1300 

1600 

900 

1300 

1800 

1800 

1. Januar 1967 

1400 

1700 

900 

1300 

1800 

1800 

1. Januar 1968^) 

1600 

1900 

900 

1300 



1. Januar 1969 

1700 

2000 

900 

1300 



1. Juli 1969 

1700 

2000 

900 

1700 



1. August 1969 

1700 

2000 

990 

1700 



1. Januar 1970 

1800 

2100 

1200 

1800 



1. Januar 1971 

1900 

2300 

1425 

1900 



1. Januar 1972 

2100 

2500 

1575 

2100 



1. Januar 1973 

2300 

2800 

1725 

2300 



1. Januar 1974 

2500 

3100 

1875 

2500 



1. Januar 1975 

2800 

3400 

2100 

2800 



1. Januar 1976 

3100 

3800 

2325 

3100 



1. Januar 1977 

3400 

4200 

2550 

3400 



1. Januar 1978 

3700 

4600 

2775 

3700 



1. Januar 1979 

4000 

4800 

3000 

4000 



1. Januar 1980 

4200 

5100 

3150 

4200 



1. Januar 1981 

4400 

5400 

3300 

4400 



1. Januar 1982 

4700 

5800 

3525 

4700 



1. Januar 1983 

5000 

6100 

3750 

5000 



1. Januar 1984 

5200 

6400 

3900 

5200 



1. Januar 1985 

5400 

6700 

4050 

5400 



1. Januar 1986 

5600 

6900 

4200 

5600 



1. Januar 1987 

5700 

7100 

4275 

5700 



1. Januar 1988 

6000 

7300 

4500 

6000 



1. Januar 1989 

6100 

7500 

4575 

6100 



1. Januar 1990 

6300 

7800 

4725 

6300 




*) Gleichzeitig Versicherungspflichtgrenze für Angestellte. 

*) Vom 1. Januar 1968 sind alle Arbeiter und Angestellte versicherungspflichtig in der Rentenversicherung und bei der 
Bundesanstalt für Arbeit. 
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Tabelle lV-4 


Materialband nun Sozialbudget 1Ö90 
Beitragssätze der Arbeitnehmer 1950 bis 1990 


Beiträge der Arbeitnehmer') in Prozent des Bruttoarbeilsentgells^) 


Jahr 

Renten- 

versicherung 

Kranken v erst ch erun g ^ ) 

Bundesanstalt 
für Arbeit 

insgesamt^) ^) 

Arbeiter 

Angestellte 

Arbeiter 

Angestellte 

1950 

5 

3 

2,6 

2 

10 

9,6 

1951 

5 

3 

2,7 

2 

10 

9,7 

1952 

5 

3 

2,8 

2 

10 

9,8 

1953 

5 

3 

2,9 

2 

10 

9,9 

1954 

5 

3.1 

2,9 

2 

10,1 

9,9 

1955 

5,5») 

3,1 

2,9 

1.5») 

10,1 

9,9 

1956 

5,5 

3,1 

2.9 

1.5 

10,1 

9,9 

1957 

7 ») 

3,9 

3,0 

1 ») 

11.7 

10,8 

1958 

7 

4.2 

3,1 

1 

12,2 

11,1 

1959 

7 

4,2 

3,1 

1 

12,2 

11,1 

I960 

7 

4,2 

3,2 

1 

12,2 

11,2 

1961 

7 

4,7 

3,3 

1 ’) 

12,3 

10,9 

1962 

7 

4.8 

3,4 

0,7») 

12,3 

10,9 

1963 

7 

4,8 

3.4 

0,7 

12,5 

11,1 

1964 

7 

4,85 

3.4 

0,65 

12,5 

11,05 

1965 

7 

4,95 

3,6 

0,65 

12,6 

n.25 

1966 

7 

5 

3,7 

0,65 

12,65 

11,35 

1967 

7 

5,05 

3.9 

0,65 

12,7 

11.55 

1968 

7,5 

5,1 

4,1 

0,65 

13,25 

12,25 

1969 

8 

5,25 

4,25 

0,65 

13,9 

12,9 

1970 

8,5 

4.1 


0,65 

13,25 

1971 

8,5 

4.1 


0,65 

13,25 

1972 

8,5 

4,2 


0,85 

13,55 

1973 

9 

4,6 


0,85 

14.45 

1974 

9 

4,75 

0,85 

14,60 

1975 

9 

5,25 

1 

15,25 

1976 

9 

5,65 

1,5 

16,15 

1977 

9 

5,7 


1,5 

16,2 

1978 

9 

5,7 


1,5 

16,2 

1979 

9 

5,6 


1,5 

16,1 

1980 

9 

5,7 


1,5 

16,2 

1981 

9,25 

5,9 


1,5 

16,65 

1982 

9 

6,0 


2 

17,0 

1983 

9,25«) 

5,9 


2,3 

173 

1984 

9,25 

5,7 


2,3 

17,25 

1985 

9,35 

5,9 


2,2 

1 17A 


9,6^) 



2,05“) 



1986 

9,6 

6,1 


2,0 

17,7 

1987 

9,35 

6,3 


2,15 

17,8 

1988 

9,35 

6,45 

2,15 

17,95 

1989 

9,35 

6,45 

2.15 

17,95 

1990 

9,35 

6,3 


2,15 

17,8 


') Ohne Bergleute^ die in der knappsch ältlichen Kranken- und Rentenversicherung versicherungspflichtig sind. 

Bis zur jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze, 

Gewogener Durcbschnittssatz für Pflichtmilglieder. Die Aulteilimg Ln Arbeiter und Angestellte bis eirischlie Blich 1969 
entspricht hier der Differenzierung der Beitragssätze nach dem Beginn des K ranken geldanspruchs (Arbeiter bis 1969: in 
der Regel sofortiger Anspruch auf Barleistungen; AngesleUte und ab 1970 auch Arbeiter: ln der Regel Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung für mindestens 6 Woeben). 

*) Für Entgelt bis zur Beitragsbemessungsgrenze der Krankenversicherung. 

Ab April (kein Einfluß auf den jahresdurchsebnitt der Beiträge insgesamt). 

") Ab März (Beiträge insgesamt = gewogener Jahresdurchschnitt). 

Von August 1961 bis März 1962 keine Beiträge (Beiträge insgesamt — gewogener Jahresdurchschnitt). 

Ab September (Beiträge insgesamt = gewogener Jahresdurchschnitt). 

^) Ab Juni (Beiträge insgesamt = gewogener Jahresdurchschnitt). 
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Tabelle IV-13 


Materialband zum Sozialbudget 1990 
Rentenniveau') 


Jahr") 

Monatliche Rente") 
bei 

Brutto- 

Netto- 

rentenniveau^) bei 

40 

45 

40 

45 

40 

45 

anrechnungsfähigen Versicherungsjahren 

DM 

% 

1957 

214,10 

240,90 

50,9 

57.3 

59,3 

66,7 

1958 

214,10 

240,90 

48,2 

54,2 

56,7 

63,8 

1959 

227,10 

255,50 

48,6 

54,7 

57,1 

64,2 

1960 

240,60 

270,70 

47,3 

53,2 

56,2 

63,2 

1961 

253,60 

285,30 

45,3 

50.9 

54,2 

60,9 

1962 

266,30 

299,60 

43,6 

49,1 

52,5 

59,0 

1963 

283,90 

319,40 

43,8 

49,3 

53,0 

59,6 

1964 

307,10 

345,50 

43,5 

49,0 

52,9 

59,5 

1965 

335,90 

377,90 

43,7 

49,1 

52,7 

59,3 

1966 

363,80 

409,30 

44,1 

49,6 

53,9 

60,7 

1967 

392,90 

442,00 

46,1 

51,9 

56,7 

63,7 

1968 

424,50 

477,60 

47,0 

52,9 

57,3 

64,5 

1969 

459,80 

517,30 

46,6 

52,4 

57,7 

65,0 

1970 

489,00 

550,20 

44,0 

49,5 

56,8 

63,9 

1971 

515,90 

580,40 

41,5 

46,6 

54,4 

61,2 

1972 

600,40 

675,50 

42,2 

47,5 

57,0 

64,2 

1973 

668,60 

752,20 

41,6 

46,8 

56,3 

63,4 

1974 

743,50 

836,50 

41,6 

46,8 

57,0 

64,1 

1975 

826,00 

929,30 

43,2 

48,6 

59,0 

66,4 

1976 

916,90 

1031,50 

44,8 

50,4 

62,8 

70,7 

1977 

1008,10 

1134,10 

46,3 

52,1 

65,6 

73,8 

1978 

1008,10 

1134,10 

46,1 

51,9 

64,6 

72,7 

1979 

1053,40 

1 185,10 

45,7 

51,4 

63,8 

71,7 

1980 

1095,60 

1232,50 

44,6 

50,2 

63,2 

71.1 

1981 

1 139,40 

1281,80 

44,2 

49,8 

62,9 

70,8 

1982 

1205,00 

1355,60 

44,9 

50,5 

64,6 

72,7 

1983 

1272,30 

1431,30 

44,6 

50,2 

64,5 

72,6 

1984 

1315,50 

1480,00 

45,3 

50,9 

65,2 

73,4 

1985 

1355,00 

1524,40 

45,4 

51,1 

65,1 

732 

1986 

1394,30 

1568,60 

45,0 

50,7 

63,6 

71,6 

1987 

1447,30 

1628,20 

45,2 

50,8 

64,1 

72,1 

1988 

1490,70 

1677,10 

45,3 

51,0 

63,8 

71,8 

1989 

1535,50 

1727,40 

45,3 

51,0 

64,3 

72,4 


*) Für Altersnihegelder (Bestandsrenten) in der Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten. 
’) Angaben z.T. vorläufig, Stand: 28. März 1990. 

’) Für Juli; brutto; bei einer persönlichen Bemessungsgrundlage von 100 % (Durchschnittsverdienst). 

*) Im Kalenderjahr; Bruttorente bzw. Rentenzahlbetrag gemessen am Brutto- bzw. Nettoarbeitsentgelt. 
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Tabelle IV-14 

Materialband zum Sozialbudget 1990 
Anpassung ausgewählter Einkommeiisleistungeii 
an die wirtschaftliche Entwicklung 1960 bis 1990 

in % 


Jahr 

Zeitpunkt 
der Anpassung 

Renten- 

versicherung 

Unfall- 

versicherung 

Alters hüfe 
für 

Landwirte 

Soziale Ent- 
schädigung 
(Kriegs- 
opferver- 
sorgung) 

Lasten- 

öusgleich 

1960 

1. Januar 

5.94 





1961 

1. Januar 

5,4 





1962 

1. Januar 

5,0 





1963 

1. Januar 

6,6 





1964 

1. Januar 

8,2 

9,0 




1965 

1. Januar 

9,4 

6.1 




1966 

1. Januar 

8,3 

8,9 




1967 

1. Januar 

8,0 

9,0 




1968 

1, Januar 

8,1 

7.2 




1969 

1. Januar 

8,3 

3,3 


— 


1970 

1. Januar 

6,35 

6,1 


16,0") 


1971 

1, Januar 

5,5 

9,3 


5.5 


1972 

1. Januar 

6,3 

12,7 


6,3 


1972 

T Juli 

9,5 

— 


— 


1973 

T Januar 

— 

11,9 


9,5 

9,5 

1973 

1. Juli 

11,35 

— 


— 

— 

1974 

1, Januar 

— 

9,4 


11,35 

11,35 

1974 

1. Juli 

11.2 

— 



^ — 

1974 

1. Oktober 

— 

— 


11,2 

11,2 

1975 

1. Januar 

— 

11,9 

11,2 

— 

— 

1975 

1. Juli 

11.1 

— 

— 

11,1 

n,i 

1976 

1, Januar 

— 

11,7 

11.1 

— 


1976 

1. Juli 

11,0 

— 

— 

11,0 

u.o 

1977 

L Januar 

— 

7,0 

11,0 

— 

— 

1977 

1. Juli 

9,9 

— 

— 

9.9 

9,9 

1978 

1. Januar 

— 

7.4 

9,9 

— 

— 

1979 

1. Januar 

4,5 

6,9 

4,5 

4,5 

4,5 

1980 

1. Januar 

4,0 

5,2 

4.0 

4.0 

4,0 

1981 

1. Januar 

4.0 

5,5 

4,0 

4,0 

4.0 

1982 

1. Januar 

5,76 

6,5 

5,76 

5,76 

5,76 

1983 

1, JuH 

4.53'*) 

4,8 

5,59 

4.53 

4,53 

1984 

1. Juli 

1.31 

1,31 

3,40 

1,31 

1,31 

1985 

L Juli 

1.41 

1,41 

3,00 

1,41 

1,41 

1986 

1. Juli 

2.15 

2,15 

2,90 

2,15 

2,15 

1987 

1. Juli 

3,03 

3,03 

3,80 

3,03 

3,03 

1988 

1. Juli 

3.00 

3,00 

3.00 

3,00 

3,00 

1989 

1. Juli 

2.40 

2,40 

3,00 

2,40 

2,40 

1990 

1. Juli 

3,16 

3,16 

3,10 

3,16 

3,16 


') Bis 1974 unregelmäßige Anpassuageu in Höhe von insgesamt rund 50%, 
Witwenrenten wurden 1970 um 25% erhöht. 

Unregelmäßige Anpassungen bis 1973. 

*) Von 1983 an unter Berücksichtigung des Kranken Versicherungsbeitrags der Rentner. 
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